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Die Einführung der „Home Country Control“ und des „Single Licence-
Prinzips“ stellten einen der wichtigsten Europäisierungsschritte in der Ent-
wicklung hin zum Versicherungsbinnenmarkt dar. 
 
2. 
Die international-privatrechtlich ausgerichtete Vereinheitlichungsstrategie 
des Gemeinschaftsgesetzgebers hat sich im Bereich des grenzüberschreiten-
den Dienstleistungsverkehrs mit Versicherungsprodukten als zur vollständi-
gen Verwirklichung des Versicherungsbinnenmarktes ungeeignet erwiesen. 
Als im „Jedermann-“ bzw. Massenversicherungsgeschäft hinderlich stellen 
sich dabei insbesondere die bis dato bestehende Notwendigkeit zur produkt-
konkretisierenden Vertragsanpassung an 25 Gemeinschaftsrechtsordnungen 




Einer Ausweitung der Rechtswahlfreiheit auf das „Jedermann-“ bzw. Mas-




Eine Belebung des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs mit Ver-
sicherungsprodukten kann im „Jedermann-“ bzw. Massenversicherungsge-
schäft nur durch die Schaffung eines Europäischen Versicherungsvertrags-
rechtes erreicht werden, wobei dadurch neben der Beachtung des Verbrau-
cherschutzes auch die Bildung eines europaweiten Risikopools eröffnet wä-
re. Die notwendigen rechtsvergleichenden Vorarbeiten eines solchen Pro-
jekts könnten in Form von Restatements erfolgen. Als Rechtsgrundlage er-
scheint eine de lege ferenda zu schaffende Verordnungskompetenz (bzw. 
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Die Europäisierung des Versicherungsrechts unter 





Seit vielen Jahren herrscht in wissenschaftlichen Fachkreisen eine 
rege Diskussion darüber, ob der von den Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union angestrebte und schon als vollzogen ausgerufene Binnenmarkt im 
Sinne von Art. 14 EGV auch im Bereich der Versicherungswirtschaft tat-
sächlich existiert.1 Denn de facto stellt sich das Nebeneinander der ver-
schiedenen nationalen Versicherungsvertragsrechte, von denen es so viele 
wie Mitgliedsstaaten gibt, als ein den gemeinschaftsweiten Dienstleistungs-
verkehr hindernder Hemmschuh dar, der sowohl Versicherer als auch Versi-
cherungsnehmer vor grenzüberschreitenden Vertragsabschlüssen ab-
schreckt.2 Obwohl der Versicherungsmarkt offiziell als dereguliert einge-
stuft wird, wollen sich die erhofften Effekte im Sinne eines Wettbewerbs 
der Anbieter im gesamten Unionsraum sowie die grenzüberschreitende In-
anspruchnahme von konkreten Versicherungsprodukten durch die Versiche-
rungsnehmer nicht wie erhofft einstellen.3 
Obgleich es sich beim Versicherungsbereich um einen milliarden-
schweren Markt handelt4, beschäftigt sich nur ein kleiner Expertenkreis ü-
berhaupt mit den europäischen Dimensionen der Europäisierung des Versi-
cherungsrechts.5 Eine systematische Darstellung der wichtigsten europa-
                                                 
1 Vgl. Blaas, Bericht: Harmonisierung des europäischen Versicherungsvertragsrechts, ZfRV 
2000, S. 229; Schwintowski, Grundzüge eines europäischen Privatversicherungsrechts aus 
der Perspektive Deutschlands, S. 39. 
2 Vgl. Reichert-Facilides, Gesetzgebung in Versicherungsvertragsrechtssachen: Stand und 
Ausblick, S. 1 (10). 
3 Vgl. Blaas, Bericht: Harmonisierung des europäischen Versicherungsvertragsrechts, in: 
ZfRV 2000, S. 229 f. Zum Begriff der Deregulierung im Versicherungswesen und allge-
mein, vgl: Basedow, Stand und Perspektiven der Deregulierung im Versicherungswesen, S. 
23 ff. 
4 Dabei kommt dem europäischen Versicherungsmarkt seit Anfang der 90er Jahre eine 
besondere Bedeutung zu, da ca. 30 % des weltweiten Prämienaufkommens in dieser Region 
erwirtschaftet wird. Vgl. Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des Gemeinschafts-
rechts auf das Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263, m. w. N. 
5 Exemplarisch sei hier vor allem auf die zahlreichen Arbeiten von Basedow, Müller-Graff, 
Reichert-Facilides und Roth verwiesen. 
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rechtlichen Regelungen, deren Zusammenspiel mit den Grundfreiheiten und 
ihre Wirkungen auf die nationalen Rechtskreise ist bislang noch For-
schungsdesiderat. Gegenstand dieser Arbeit ist im Folgenden die Darstel-
lung der Entwicklung und der weiteren Perspektiven des Versicherungsver-
tragsrechts innerhalb der Europäischen Union, wobei auch Verbindungen 
zum Versicherungsaufsichtsrecht angesprochen werden sollen. Dabei wer-
den im Anschluss an einen historischen Abriss, welcher insbesondere die 
verschiedenen Richtliniengenerationen darstellt und für das Verständnis der 
sich anschließenden Kapitel unerlässlich ist, die Einflüsse des europäischen 
Rechts auf die nationalen Versicherungsmärkte erläutert sowie mögliche 
Reibungsverluste zwischen der Idealvorstellung des Versicherungsbinnen-
marktes und der Realität aufgezeigt. Darüber hinaus wird der Versuch un-
ternommen, mögliche Optimierungswege zur Herstellung bzw. Verbesse-
rung des Versicherungsbinnenmarktes und deren Chancen zur Umsetzung 
aufzuzeigen. 
 
B. Entwicklungsgeschichte des sekundärrechtlichen Versicherungs-
rechts innerhalb der EU 
 
Versicherungen6 sind wie kaum ein anderer Wirtschaftszweig be-
sonders eng mit dem Recht verbunden. Dies resultiert daraus, dass sich das 
„Produkt“ Versicherung als unkörperliches Rechtsgebilde nicht aus sich 
selbst heraus, sondern nur unter Zuhilfenahme rechtlicher Ausfüllungstatbe-
stände definieren lässt.7 Ein europäisches Versicherungsvertragsrecht ist 
derzeit noch nicht existent; es zu verwirklichen wäre Aufgabe eines rechts-
vereinheitlichenden bzw. rechtsangleichenden Programms auf europäischer 
Ebene.
                                                 
6 Zum Begriff der Versicherung, Vgl. Wälder, Über das Wesen der Versicherung, S. 1 ff.; 
Mahr, Einführung in die Versicherungswirtschaft, S. 66 ff.; Heilmann, Versicherungswis-
senschaft - Vergangenheit und Zukunft, ZfV 1993, S. 266 ff.; Friedrich, Der Rechtsbegriff 
der Versicherung und die Praxis des Versicherungsaufsichtsamts, S. 2; Müller, Versiche-
rungsbinnenmarkt, Rdn. 36; Eichler, Versicherungsrecht, S. 2 ff.; Möller, Versicherungs-
vertragsrecht, S. 15. 
7 Vgl. Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (121); Rei-
chert-Facilides, Gesetzgebung in Versicherungsvertragsrechtssachen: Stand und Ausblick, 
S. 1 (3). Müller, Ein Weg zu mehr Transparenz für Verbraucher und mehr Wettbewerb im 
Versicherungssektor - Für einen neuen gesetzlichen Ansatz für AVB, VersR 2003, S. 993, 
meint hierzu, dass „es keine Eigenschaften einer Versicherung unabhängig von den anzu-
wendenden Rechtsbestimmungen (Vertrag und Gesetz) [gibt].“ 
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 Die europäische Vereinheitlichung des Versicherungsrechts stellt 
sich in diesem Zusammenhang als ein Teil der europäischen Privatrechts-
vereinheitlichung dar. Dabei handelt es sich beim Versicherungsvertrags-
recht um ein relativ junges Rechtsgebiet8, welches, um es mit den Worten 
von Reichert-Facilides auszudrücken, dem menschlichen Urphänomen eines 
Strebens nach Sicherheit geschuldet ist.9 Erste versicherungsrechtlich rele-
vante Überlieferungen haben sich, neben den bis ins Altertum reichenden 
Vorläufern, aus dem 14. Jahrhundert im Bereich des oberitalienischen See-
handels erhalten.10 Die versicherungsrechtliche Absicherung als Instrument 
der Daseinsvorsorge gewann allerdings erst mit der zunehmenden Industria-
lisierung sowie der in Westeuropa und Amerika im 18. und 19. Jahrhundert 
aufkommenden neuen Wirtschaftsmentalität vermehrt an Bedeutung.11 So-
wohl die heute bestehenden großen Versicherungsunternehmen als auch das 
Vermittlertum lassen sich zum Großteil auf das Aufkommen des Massen-
versicherungsgeschäftes im 19. Jahrhundert zurückführen.12 In Deutschland 
werden die rechtlichen Grenzen weitgehend durch das Versicherungsver-
tragsgesetz von 1908 vorgegeben.13  
Zunächst erscheint es sinnvoll, eine Bestimmung der hier verwende-
ten Begriffe Rechtsangleichung und Rechtsvereinheitlichung vorzunehmen. 
Rechtsangleichung bedeutet, dass die Unterschiede in den bestehenden 
Rechten etwa mittels Richtlinien im Sinne von Art. 249 Unterabsatz 3 EGV 
abgebaut werden und sich die nationalen Rechtsordnungen einander annä-
hern, wobei jedoch nationale Besonderheiten in angeglichener Form und 
angeglichenem Inhalt durchaus fortbestehen können.  
Der Versuch einer Rechtsvereinheitlichung z. B. mittels Verordnun-
gen im Sinne von Art. 249 Unterabsatz 2 EGV geht über die bloße Rechts-
angleichung hinaus. Bei der Vereinheitlichung wird die Unterschiedlichkeit 
der Rechtsordnungen in einem Teilbereich beseitigt und durch einen für alle 
                                                 
8 Vgl. Koch, Geschichte der Versicherung, S. 223-232. 
9 Vgl. Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (120). 
10 Vgl. Goldschmidt, Universalgeschichte des Handelsrechts, S. 355. 
11 Vgl. Reichert-Facilides, Gedanken zur Versicherungsvertragsrechtsvergleichung, in: 
RabelsZ 1970, S. 510 (513). 
12 Vgl. Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (121). 
13 In der Schweiz beispielsweise existiert dagegen ein Versicherungsvertragsgesetz seit 
1908, in Österreich seit 1917 und in Frankreich seit 1930. In den italienischen Codice Civi-
le wurde 1942 ein eigener Abschnitt zu Versicherungsbestimmungen eingefügt. 
 4
(Mitglieds-)Staaten geltenden identischen Rechtsordnungsbereich ersetzt.14 
Problematisch ist, dass trotz dieser Abgrenzbarkeit die Begriffe oftmals 
vermischt und Charakteristika des einen Begriffs auf den anderen übertra-
gen werden. So spricht selbst die Kapitelüberschrift der Artt. 94 ff. EGV 
von einer bloßen „Angleichung der Rechtsvorschriften“, obwohl im Rah-
men des Art. 95 EGV auch eine Rechtsvereinheitlichung mittels Verord-




Bereits in den 1960er Jahren gab es im Rahmen der Allgemeinen 
Programme Überlegungen, die Versicherungsvertragsrechte der Mitglieds-
staaten insbesondere im Bereich der Direktversicherungen16 stärker anein-
ander anzugleichen, um so die Idee eines gemeinsamen Versicherungsmark-
tes voranzutreiben.17 Im Rahmen dieser Programme ging man von einem 
Zeitplan aus, der die Verwirklichung der Niederlassungs- und Dienstleis-
tungsfreiheit im Rückversicherungsbereich bis Ende 1963 vorsah.18 Ferner 
sollte im Bereich der Direktversicherungen die Niederlassungsfreiheit bis 
                                                 
14 Vgl. Bleckmann, Europarecht: Das Recht der Europäischen Gemeinschaft, S. 621 ff., 
Rdn. 1551 ff.; Taupitz, Europäische Privatrechtsvereinheitlichung heute und morgen, S. 16 
f. 
15 Vgl. Lenz/Borchardt, EU- und EG-Vertrag - Kommentar zu dem Vertrag über die Euro-
päische Union und zu dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, jeweils 
in der durch den Vertrag von Nizza geänderten Fassung, Art. 95 EGV, Rdn. 37; Geiger, 
EUV/EGV Vertrag über die Europäische Union und Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, Art. 95 EGV, Rdn. 4. 
16 Der Begriff der Direktversicherung (teilweise auch als Erstversicherung bezeichnet) steht 
im Gegensatz zu dem der Rückversicherung. Eine Direktversicherung umfasst einen Ver-
trag zwischen einem Versicherungsnehmer und einem Erst-Versicherer, wogegen sich bei 
einer Rückversicherung der Erst-Versicherer wiederum selbst für den Fall des Schadensein-
tritts beim Erst-Versicherungsnehmer gegen eine Prämienweitergabe bei einem anderen 
Versicherer versichert. Diese in der Versicherungsbranche übliche Rückversicherung dient 
u. a. der Risikostreuung im Schadensfall. So auch Werber/Winter, Grundzüge des Versiche-
rungsvertragsrechts, § 14 Rdn. 228; Fürstenwerth/Weiß, Versicherungsalphabet, S. 1 ff.; 
Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Vor Art. 7 EGVVG, Rdn. 22; Hofmann, Pri-
vatversicherungsrecht, § 19 Rdn. 116; Weyers, Versicherungsvertragsrecht, Rdn. 92. 
17 Siehe: Allgemeines Programm zur Aufhebung der Beschränkungen des freien Dienstleis-
tungsverkehrs Amtsblatt vom 15.01.1962, S. 32 (34); Oppermann, Europarecht, Rdn. 1589; 
McGee, The single market in insurance: breaking down the barriers, S. 81 f. 
18 Wie sich später herausstellen sollte, war der Rückversicherungsbereich der einzige, bei 
dem die zeitlichen Umsetzungsvorgaben der Allgemeinen Programme eingehalten wurden. 
In den Bereichen der Schadens- und Lebensversicherung wurden die Richtlinien zur Nie-
derlassungsfreiheit - wie im Folgenden noch ausführlich dargestellt wird - erst 1973 bzw. 
1979 erlassen. 
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zum Jahr 1967 und die Dienstleistungsfreiheit bis 1969 vollendet sein.19 
Man ging damals davon aus, dass eine Rechtsvereinheitlichung im Bereich 
des Versicherungsrechts unumgänglich sei.20  
Dieses Ziel hat sich aus heutiger Sicht nicht verwirklicht. Es fehlt bis 
heute eine dem UN-Kaufrechtsübereinkommen (CISG)21 vergleichbare Re-
gelung, und auch ein Richtlinienvorschlag zu einzelnen materiell-
rechtlichen Versicherungsregelungen ist im Ergebnis nicht über das Ent-
wurfsstadium hinausgekommen.22 Es ging bei diesem als „legislatorischen 
Fehlschlag“23 einzustufenden Entwurf insbesondere darum, die Versiche-
rungsnehmer in Bezug auf wesentliche Vertragspunkte von Versicherungs-
verträgen in identischer Weise zu schützen und Wettbewerbsverzerrungen 
der Versicherungsanbieter zu entschärfen.24 Eine europäische Rechtsverein-
heitlichung auf dem Gebiet des Versicherungsvertragsrechtes scheiterte je-
doch nicht nur am Widerstand der Mitgliedsstaaten25 und dem Mangel an 
                                                 
19 Vgl. Schwintowski, Europäisierung der Versicherungsmärkte im Lichte der Rechtspre-
chung des EuGH, NJW 1987, S. 521; Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 10. 
20 So kam es auch zu dem Schlagwort „The law of insurance must be one“, Vgl. Reichert-
Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (128), m. w. N.; Derselbe, 
Rechtsvereinheitlichung oder Rechtsvielfalt? Überlegungen vor dem Modell des Versiche-
rungsvertragsrechts, S. 155. 
21 Vgl. Wiener UN-Übereinkommen über Verträge über den internationalen Warenkauf 
vom 11.04.1980 (BGBl. 1989 II, S. 588), abgedruckt in Jayme/Hausmann, Internationales 
Privat- und Verfahrensrecht, Nr. 77. 
22 Vgl. Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (128); Vor-
schlag für eine Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften über Versicherungsverträge, ABl. 1979 C 190/2 i. d. F. ABl. 1980 C 355/30. Vor-
genannter Entwurf, der sich auf die Schadensversicherung beschränkte, sah eine gewisse 
Harmonisierung der Vorschriften über Verhaltens- und Anzeigepflichten des Versiche-
rungsnehmers vor dem Abschluss des Vertrages, bei Gefahrerhöhung und im Schadensfall 
vor. Daneben fanden sich Regelungen zur Prämienzahlung, Vertragslaufzeit, Vertragsbeen-
digung und der Rechtsposition von versicherten Dritten. Vgl. Lenzig, Europäisches Ge-
meinschaftsrecht, S. 139 (144). 
23 Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (128). 
24 Vgl. Begründung der Kommission zum Richtlinienvorschlag des Rates zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Versicherungsverträge, KOM (79) 355 
endg., abgedruckt in: Meyer-Kahlen, Angleichung des Versicherungsvertragsrechts im 
Gemeinsamen Markt, S. 203 f. 
25 Zu unterschiedlichen Positionen der Mitgliedsstaaten führte auch der Umstand, dass 
diese im Bereich des Versicherungsrechts unterschiedliche Traditionen repräsentierten und 
divergierende ordnungspolitische Vorstellungen vertraten. Mit dem Beitritt Großbritanniens 
zur Gemeinschaft wurde diese Zerstrittenheit weiter manifestiert, da ein Großteil der konti-
nental-europäischen Mitgliedsstaaten (u. a. Deutschland, Frankreich und Italien) vom auf 
nationaler Ebene existierenden hohen Schutzniveau zugunsten des Versicherungsnehmers 
nicht ablassen wollten und Großbritannien im Gegenzug eine stärkere Position des Versi-
cherungsnehmers ablehnte. Vgl. dazu Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des 
Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263; Matusche-
Beckmann, Die Entwicklung des europäischen Privatversicherungsrechts, ERLP 1996, S. 
201 (203); Beckmann, Auswirkungen des EG-Rechts auf das Versicherungsvertragsrecht, 
ZEuP 1999, S. 808 (822); Lenzig, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 139 (144); Ottow, 
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rechtsvergleichenden Vorarbeiten, sondern vor allem an der großen Diver-
genz der nationalen Versicherungsvertragsrechte, hauptsächlich an deren 
starker Verzahnung mit den jeweiligen zivil- und handelsrechtlichen Be-
stimmungen der Mitgliedsstaaten. Letztere wären infolge einer Rechtsver-
einheitlichung zudem gravierend änderungsbedürftig geworden.26  
Andererseits wurden bereits in den Anfangsjahren der Europäischen 
Gemeinschaft außerhalb der Gemeinschaftsebene völkerrechtliche Verträge 
mit Relevanz für das Versicherungsrecht in Europa verabschiedet. So hat 
man bereits im Jahr 1959 ein völkerrechtliches Europaratsabkommen über 
die obligatorische Haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter abge-
schlossen.27 Durch diese, mittlerweile in ganz Europa eingeführte Versiche-
rung wurde der Schutz von Unfallopfern erstmals einheitlich geregelt.28 Es 
verwundert dabei nicht, dass sich einige der ersten Regelungen gerade auf 
die Kfz-Versicherung beziehen. Denn mit dem Wirtschaftsaufschwung der 
Nachkriegsjahre steigerte sich auch die Mobilität der Menschen und die 
Intensität des Wirtschaftsaustausches in Westeuropa.29 Die Problematik der 
gehäuft auftretenden europaweiten Haftpflichtfälle mit EG-Bürgern anderer 
Mitgliedsstaaten war gerade nicht durch mitgliedstaatliche Zulassungsbe-
schränkungen im Versicherungssektor zu bewältigen, weil sich die Scha-
densereignisse nicht lösgelöst, sondern als zwangsläufige Folge der Wirt-
schaftsgüter- und Personenmobilität ergaben.30 
                                                                                                                            
An Internal Insurance Market Before the Turn of the Century?, CMLRev 1992, S. 511 
(512). 
26 Vgl. dazu Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 236; 
Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer Integration 
und Verbraucherpolitik, S. 13 (16); Basedow/Fock, Rechtsvergleich, S. 1 (4 f.); 
Armbrüster, Zur Harmonisierung des Privatversicherungsrechts in der EG, S. 89 ff. 
27 Europäisches Übereinkommen über die obligatorische Haftpflichtversicherung für Kraft-
fahrzeuge vom 20.04.1959, dem durch Gesetz vom 01.04.1965 zugestimmt wurde (BGBl. 
II 1965, S. 281 ff.), Eur.TS. Nr. 29. Die englische Originalfassung „European Convention 
on Compulsory Insurance against Civil Liability in respect of Motor Vehicles“, European 
Treaty Series No. 29, ist auf der Homepage des Europarates (Council of Europe) abrufbar, 
siehe: www.conventions.coe.int. Vgl. auch Reichert-Facilides, Rechtsvereinheitlichung 
oder Rechtsvielfalt? Überlegungen vor dem Modell des Versicherungsvertragsrechts, S. 
155 (161 f.). 
28 Vgl. Reichert-Facilides, Rechtsvereinheitlichung oder Rechtsvielfalt? Überlegungen vor 
dem Modell des Versicherungsvertragsrechts, S. 155 (162). 
29 Vgl. Lenzig, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 139 (152). 
30 Um die in diesem Zusammenhang auftretenden Probleme im Hinblick auf das Auseinan-
derfallen von Mindestdeckungssummen zu harmonisieren, wurde später, im Jahre 1983, 
eine Angleichungsrichtlinie erlassen. Vgl. Zweite Richtlinie des Rates vom 30.12.1983 
betreffend die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezüglich der Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung (84/5EWG), ABl. 1984 L 8/17. 
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Im Anschluss daran versuchte die Kommission auf der Basis der 
Gemeinschaftsstrukturen in den späten 1960er und 1970er Jahren, eine grö-
ßere Rechtssicherheit auf dem Gebiet des Versicherungswesens durch eine 
Mischung aus Kollisionsrechts31- und Teilsachrechtsvereinheitlichung zu 
erreichen.32 Insbesondere sollten die Freiheit der Rechtswahl für das bele-
gene Risiko und eine Mindestharmonisierung des materiellen mitgliedsstaat-
lichen Versicherungsvertragsrechts bei Massenrisiken und Pflichtversiche-
rungen umgesetzt werden.33 
 
II. Entwicklungsphase I 
1. Überblick 
 
In dieser ersten von drei Phasen34 bis zur offiziellen Verwirklichung 
des Versicherungsbinnenmarktes am 01.07.199435 wurden die Vorausset-
zungen für die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit geschaffen und in 
diesem Zusammenhang die Beschränkungen für die Gründung von Agentu-
ren und Zweigniederlassungen aufgehoben.36 Ziel dieser Richtliniengenera-
tion war es, mitgliedsstaatliche Normen, welche die grenzüberschreitende 
Ausübung der Niederlassungsfreiheit ausländischer Versicherer behinder-
ten, zu beseitigen. In diesem Sinne schufen die Ersten Richtlinien im Scha-
dens- und Lebensversicherungsbereich, welche von List auch als Niederlas-
                                                 
31 Unter Kollisionsrecht versteht man IPR-Regelungen, die festlegen, welches Recht zur 
Abwicklung und Entscheidung des Einzelfalls zur Anwendung kommen soll. 
32 Vgl. Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 236. 
33 Vgl. dazu Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 83 f.; Hübner, Schwerpunkte einer 
Koordinierung des Versicherungsvertragsrechts in der Europäischen Gemeinschaft, 
ZVersWiss 1982, S. 221 (232 ff.). 
34 Zur Einteilung in Entwicklungsphasen siehe Basedow, Die Gesetzgebung zum Versiche-
rungsvertrag zwischen europäischer Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (14). 
35 Entgegen dem allgemeinen „Binnenmarktfahrplan“ des Art. 14 I EGV, der eine Verwirk-
lichung des Binnenmarktes bis zum 31.12.1992 vorsah, gilt der Versicherungsbinnenmarkt 
erst mit Ablauf der Umsetzungsfrist der Dritten Richtliniengeneration zum 01.07.1994 als 
offiziell vollendet. 
36 Vgl. Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichti-
gung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 116; Loheac, 
Der Binnenmarkt für Versicherungen: Chancen, Grenzen, Perspektiven, VW 1994, S. 1116; 
Pool, Der Binnenmarkt für Versicherungen: Stand und Ausblick, S. 18. Vgl. auch: Erste 
Richtlinie 73/239/EWG des Rates vom 24.07.1973 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Direkt-
versicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung), 73/239/EWG, ABl. 1973 L 228/3; 
Erste Richtlinie des Rates vom 05.03.1979 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften über die Aufnahme und die Ausübung der Direktversicherung (Lebens-
versicherung), 79/267/EWG, ABl. 1979 L 63/1. 
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sungsrichtlinien bezeichnet werden37, gemeinschaftsweit einheitliche Vor-
aussetzungen für die obligatorische mitgliedsstaatliche Zulassungserteilung 
im Hinblick auf die Aufnahme und Ausübung der Versicherungstätigkeit 
sowie die Errichtung von Zweigniederlassungen.38 Hierbei lassen sich u. a. 
Bestimmungen zu den für Versicherungsunternehmen länderspezifisch zu-
lässigen Rechtsformen, vorzulegenden Tätigkeitsplänen und nachzuweisen-
den Kapitalreserven finden. Ein besonderer Schwerpunkt der Richtlinienre-
gelungen beschäftigt sich mit der einheitlichen Zusammensetzung und Be-
rechnung der sich aus freiem und unbelastetem Eigenkapital zusammenset-
zenden Solvabilitätsspannen.39 Neben einer strengen Beschränkung der Ge-
schäftstätigkeit auf das Anbieten von Versicherungsleistungen im Rahmen 
des jeweils genehmigten Tätigkeitsumfangs ist im grenzüberschreitenden 
Niederlassungsbereich - abgesehen von der Genehmigung der Herkunfts-
landsbehörden - auch eine solche des Mitgliedsstaates der beabsichtigten 
Agentur oder Zweigniederlassung notwendig.40 Die Beaufsichtigung der 
grenzüberschreitend tätigen Versicherungsunternehmen oblag für den Be-
reich der Zweigniederlassungen weitgehend den zuständigen Behörden der 
jeweiligen Tätigkeitsländer (Zielmarktländer).41 
Eine Dienstleistungsfreiheit im Sinne des Art. 49 EGV ließ sich 
durch diese Erste Richtliniengeneration jedoch noch nicht verwirklichen, da 
die Versicherungsunternehmen zum Vertrieb ihrer Produkte stets eine Nie-
derlassung im Zielmarktland errichten mussten42 Als hinderlich bei dem 
                                                 
37 Vgl. List, Situation und Entwicklung der privaten Krankenversicherung in den Europäi-
schen Gemeinschaften, S. 81. 
38 Vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsver-
mittlung in Deutschland, S. 48; Loheac, Der Binnenmarkt für Versicherungen: Chancen, 
Grenzen, Perspektiven, VW 1994, S. 1116; Angerer, Perspektiven und Entwicklungen der 
Versicherungsaufsicht im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft, ZfV 1989, S. 4. 
39 Hierunter versteht man einheitliche Grundsätze zur Bewertung der Liquidität einer Ge-
sellschaft. Vgl. dazu auch Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 26; Pool, Der Binnen-
markt für Versicherungen: Stand und Ausblick, S. 21 f.; Hübner/Matusche-Beckmann, 
Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 
(264). 
40 Vgl. exemplarisch hierzu Art. 6 I, II der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Scha-
den) sowie Art. 6 I, II der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben). 
41 Vgl. hierzu etwa Art. 20 der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) und Art. 
24 der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben). Demgegenüber wurde die Sol-
venzaufsicht bereits allein bei den Sitzlandsbehörden konzentriert. Vgl. Art. 14 der Richtli-
nie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) sowie Art. 16 der Richtlinie 79/267/EWG 
(Erste Richtlinie Leben). 
42 Siehe dazu ausführlich Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen 
europäischer Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (14). 
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Versuch, die bereits in den Römischen Verträgen von 1953 und, in Fortfüh-
rung dazu, dem heute gültigen EG-Vertrag innewohnenden Regelungen der 
Dienstleistungsfreiheit auch auf dem Gebiet des Versicherungsrechts zum 
Durchbruch zu verhelfen43, haben sich darüber hinaus die verschiedenen 
Interessen44 der einzelnen Marktanbieter und der Mitgliedsstaaten erwie-
sen.45 
Den Versicherern ging es in erster Linie um die Wahrung ihrer Be-
sitzstände, die sie durch den Eintritt preiswerterer ausländischer Konkur-
renzunternehmen bedroht sahen.46 Aber auch die Interessenvertretungen der 
Versicherungsnehmer sprachen sich gegen eine freie Entfaltung der Dienst-
leistungsfreiheit und damit für eine Marktabschottung aus, da sie die Trans-
parenz und das inländische Schutzniveau durch eine erschwerte Kontroll-
möglichkeit ausländischer Versicherer bedroht sahen. Ferner bestanden 
wirtschaftliche Vorbehalte der nationalen Regierungen, die bei inländischen 
Versicherungsunternehmen regelmäßig Staatsanleihen platzierten, um sich 
mit Krediten zu versorgen und die diese Möglichkeit zur Kreditaufnahme 
nicht selbst gefährden wollten.47 Des weiteren lassen sich in der Ersten 
Richtliniengeneration noch keine international-versicherungsvertraglichen 
Normen im Sinne der später verfolgten kollisionsrechtlichen Harmonisie-
rung entnehmen. 
                                                 
43 Vgl. Reichert-Facilides, Rechtsfragen des Wettbewerbs zwischen inländischen und aus-
ländischen Versicherern, S. 375 ff. 
44 Es sei bei dieser Problematik beispielsweise auf den ausgeprägten zwangsrechtlichen 
Versicherungsnehmerschutz in Kontinentaleuropa einerseits und, im Vergleich dazu, auf 
den Grundsatz der weitgehenden Vertragsfreiheit in England hingewiesen. 
45 Vgl. Roth, Grundlagen des gemeinsamen europäischen Versicherungsmarktes, RabelsZ 
1990, S. 61 (69). 
46 Vgl. weitergehend Roth, Die Harmonisierung des Dienstleistungsrechts in der EWG, 
EuR 1986, S. 340 (343). 
47 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (14). 
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2. Konkrete Regelungen - Erste Richtliniengeneration48 
 
Im Folgenden sollen jeweils die einzelnen Versicherungsrichtlinien 
mit ihren wesentlichen Regelungsschwerpunkten erläutert werden, da dies 
zur zeitlichen Einordnung und zum Verständnis der in den folgenden Kapi-
teln detailliert zu besprechenden Europäisierungsbestrebungen unerlässlich 
erscheint.49 Die Versicherungsrichtlinien werden gemäß der Einteilung 
durch den europäischen Gesetzgeber nach den zu versicherten Risiken un-
terschieden (sog. Versicherungssparten). So finden sich unter anderem 
Richtlinien über die Schadens-, die Lebens-, und die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung, welche gleichzeitig auch Schwerpunkt der folgen-
den Erläuterungen sein sollen.50  
Zunächst sei jedoch noch auf die in den Richtlinien verwendeten 
Begriffe Herkunftsland, Sitzland und Zielland hingewiesen. Als Herkunfts-
land ist der Staat zu verstehen, in dem sich der Versicherungsanbieter der 
konkreten Versicherungsleistung befindet. Hat er dort auch seinen (Haupt-
)Sitz, so wird insbesondere im Bereich der Aufsichtsregelungen auch vom 
Sitzland gesprochen. Unter dem Begriff des Ziellandes versteht man dem-
gegenüber regelmäßig den Staat, in dem sich der Empfänger der Versiche-
rungsleistung aufhält. Daneben findet sich insbesondere in der Literatur 
auch der Begriff des Risikolandes, welcher als Bezugnahme zum Staat der 
Risikobelegenheit zu verstehen ist. 
                                                 
48 Der Begriff der verschiedenen Richtliniengenerationen bezieht sich im Wesentlichen auf 
den Zeitraum bis zur Herstellung des Versicherungsbinnenmarktes im Rahmen der allge-
meinen Binnenmarktkonzeption. Entgegen dem allgemeinen „Binnenmarktfahrplan“ des 
Art. 14 I EGV, der eine Verwirklichung des Binnenmarktes bis zum 31.12.1992 vorsah, gilt 
der Versicherungsbinnenmarkt erst mit Ablauf der Umsetzungsfrist der Dritten Richtlinien-
generation zum 01.07.1994 als offiziell vollendet. 
49 Dabei erfolgt die Beschreibung der wesentlichen Regelungsinhalte der Richtlinien der 
Einfachheit halber in der Zeitform des Präsens, auch wenn diese teilweise oder komplett 
durch spätere Richtlinien aufgehoben wurden und somit derzeit keine Gültigkeit mehr be-
anspruchen. Artikelangaben ohne nähere Bezugnahme betreffen die im jeweiligen Ab-
schnitt besprochene Richtlinie. 
50 Neben den hier im Folgenden u. a. verwendeten Klassifizierungen in Richtlinien zur 
Schadens- und Lebensversicherung wird auch die Einteilung in Richtlinien zur Lebens- und 
Nicht-Lebensversicherung vertreten. Vgl. dazu auch Mewes, Internationales Versiche-
rungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienstleistungs-
freiheit im Gemeinsamen Markt, S. 85 f. 
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a. Rückversicherungsrichtlinie 64/225/EWG51 
 
Bereits im Jahr 1964 erließ der Rat die erste Richtlinie für die Versi-
cherungswirtschaft, die sogenannte Rückversicherungsrichtlinie 
64/225/EWG. In deren Rahmen wurden die Mitgliedsstaaten gem. Art. 1 i. 
V. m. Art. 2 verpflichtet, alle Beschränkungen, die im Rahmen der Ab-
schnitte III der Allgemeinen Programme zur Aufhebung der Beschränkun-
gen des freien Dienstleistungsverkehrs52 und der Niederlassungsfreiheit53 
aufgeführt wurden, für den Bereich der selbständigen Rückversicherungs- 
und Retrozessionstätigkeiten54 aufzuheben.55 Die Beseitigung der Beschrän-
kungen im Bereich des Rückversicherungsgeschäfts hatten bei einer Glo-
balbetrachtung der gesamten Versicherungswirtschaft jedoch eher einen 
deklaratorischen Charakter, da gerade auf diesem Gebiet relativ wenige 
mitgliedsstaatliche Einschränkungen und Kontrollen existierten.56 
                                                 
51 Richtlinie 64/225/EWG des Rates vom 25.02.1964 zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiet der 
Rückversicherung und Retrozession, ABl. 1964 P056/0878. 
52 Allgemeines Programm zur Aufhebung der Beschränkungen des freien Dienstleistungs-
verkehrs, ABl. 1962 Nr. 002/32. Hierunter fallen nach Abschnitt III lit. A des 
vorbezeichneten Programms z. B. das Abhängigmachen einer Dienstleistungserbringung 
durch Staatsangehörige anderer Mitgliedsstaaten von bestimmten Genehmigungen und 
Bescheinigungen (etwa Gewerbeausweis), von einer vor Leistungserbringung zwingend 
vorgeschriebenen Aufenthalts- bzw. Probezeit im Aufnahmeland oder von der Hinterlegung 
einer Kaution. 
53 Allgemeines Programm zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit, 
ABl. 1992 Nr. 002/36. Hierunter fallen nach Abschnitt III lit. A des vorbezeichneten Pro-
gramms z. B. Zugangsverbote bzw. -behinderungen für Staatsangehörige anderer Mit-
gliedsstaaten im Hinblick auf die für die selbständige Tätigkeit erforderliche oder dienliche 
Berufsausbildung, sowie etwa Verbote, die Bürger anderer Mitgliedsstaaten an einer Ge-
sellschaftsbeteiligung, vor allem in Hinblick auf eine Gesellschafterstellung dieser Perso-
nen, ausschließen oder beschränken. 
54 Retrozession ist gleichzusetzen mit einer sogenannten Weiterrückversicherung und stellt 
die Rückversicherung der Rückversicherer dar. Große Risiken werden durch eine Rückver-
sicherung der Rückversicherer auf oft unzählige Risikoträger verteilt. 
55 Dies gilt gem. Art. 2 Nr. 2 auch dann für die aufgeführten Tätigkeitsbereiche der Rück-
versicherungs- und Retrozessionstätigkeit, wenn diese gleichzeitig neben anderen Direkt-
versicherungsbereichen betrieben werden. 
56 Vgl. Pool, Der Binnenmarkt für Versicherungen: Stand und Ausblick, S. 17; Badenhoop, 
Binnenmarkt der Versicherungen bis 1992?, VW 1987, S. 622 (623). 
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b. Erste Kraftfahrzeug-Haftpflicht Richtlinie 72/166/EWG57 
 
Aufgrund der unterschiedlichen nationalen Regelungen zur Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung kam es beim gemeinschaftsinternen 
Grenzübertritt zu Fahrzeug- und Personenkontrollen, die nur dem Zweck 
der Überprüfung der jeweils im Zielland erforderlichen Pflichtversicherung 
dienten. Geleitet von den zu beseitigenden Unterschieden zwischen den na-
tionalen Regelungen erließ der Rat im Jahr 1972 die Erste Kraftfahrzeug-
Haftpflicht Richtlinie. Deren Ziel war es, die dem gemeinsamen Markt, ins-
besondere dem freien Waren- und Personenverkehr entgegenstehenden Be-
hinderungen abzubauen.58 
Gem. Art. 2 I59 verzichten die Mitgliedsstaaten auf eine Kontrolle 
der Haftpflichtversicherung, wenn sich der gewöhnliche Fahrzeugstandort60 
im Gebiet eines Mitgliedsstaates befindet oder der Grenzübertritt von einem 
in einem Drittstaat versicherten Kfz über einen Mitgliedsstaat erfolgt. Die 
Richtlinie soll für innerhalb der Gemeinschaft zugelassene Kfz gelten, so-
bald sich die Nationalen Versicherungsbüros61 (sog. Grüne-Karte-Büros) 
zur Regelung aller Verkehrsschadensfälle, die sich innerhalb ihres Territori-
ums ereignen, verpflichtet haben.62 
Ferner werden die EG-Staaten gem. Art. 3 verpflichtet, sicherzustel-
len, dass alle Kfz mit gewöhnlichem Standort innerhalb des jeweiligen 
                                                 
57 Richtlinie 72/166/EWG des Rates vom 24.04.1972 betreffend die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten bezüglich der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung und der Kontrolle der entsprechenden Versicherungspflicht, ABl. 
1972 L 103/1. 
58 Vgl. die der Richtlinie 72/166/EWG (Erste Kraftfahrzeug-Haftpflicht Richtlinie) voran-
gestellten Erwägungsgründe. 
59 Alle Artikelangaben ohne konkrete Bezugnahme betreffen solche der im konkreten Ab-
schnitt besprochenen Richtlinie. 
60 Dies ist nach Art. 1 IV grundsätzlich der Zulassungsstaat. Für nicht zugelassene Kfz 
knüpft Art. 1 IV Spiegelstriche 1, 2 an das Land der Kennzeichenvergabe bzw. das Wohn-
sitzland des Fahrzeughalters an. 
61 Gem. der Legaldefinition des Art. 1 III ist unter Nationalem Versicherungsbüro der „Be-
rufsverband [zu verstehen], der gemäß der am 25. Januar 1949 vom Unterausschuss für 
Straßenverkehr des Binnenverkehrsausschusses der Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen für Europa ausgesprochenen Empfehlung Nr. 5 gegründet wurde und der Versi-
cherungsunternehmen umfasst, die in einem Staat zur Ausübung der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung zugelassen sind.“ 
62 Der Wortlaut des Art 2 II erfuhr eine minimale Änderung durch Art 1 der Richtlinie 
72/430/EWG des Rates vom 19.12.1972 zur Änderung der Richtlinie 72/166/EWG des 
Rates vom 24.04.1972 betreffend die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglieds-
staaten bezüglich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und der Kontrolle der entspre-
chenden Versicherungspflicht, ABl. 1972 L 291/162. 
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Staatsgebietes eine ausreichende Pflichtversicherung besitzen, welche sich 
auch auf Schadensereignisse dieser Kfz in anderen Mitgliedsstaaten bzw. 
solchen, die sich auf dem direkten Weg dorthin ereignen, zu erstrecken hat. 
Darüber hinaus regelt Art. 5 für den Fall eines Unfalls eine Auskunftspflicht 
des Nationalen Versicherungsbüros (Grüne-Karte-Büro) über den gewöhnli-
chen Standort des Kfz (Zulassungsort), das amtliche Kennzeichen sowie 
weitere Angaben zur Versicherung des Fahrzeugs. Bei Drittlandsfahrzeugen 
hat gem. Art. 7 I der Mitgliedsstaat, bei dem die Einreise ins Gemein-
schaftsgebiet erfolgt, das Vorliegen einer Grünen Karte bzw. einer Grenz-
versicherung zu überprüfen.63  
Die Richtlinienumsetzung ins deutsche Recht erfolgte durch eine 
Verordnung vom 08.05.1974.64 
 
c. Erste Richtlinie Schaden 73/239/EWG65 
 
Bereits im Jahr 1973 erließ der Rat die Erste Richtlinie Schaden, um 
damit einen geeigneten rechtlichen Rahmen für die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit auf dem Gebiet der Direktversicherung (mit Aus-
nahme der Lebensversicherung) zu schaffen. 
Gem. Art. 166 umfasst diese Richtlinie alle Schadenversicherer67 (mit 
Ausnahme der Lebensversicherung)68 und deren Aufnahme und Ausübung 
einer selbständigen Direktversicherung mit einer bereits bestehenden oder 
geplanten Niederlassung in einem Mitgliedsstaat.69 Hierbei sieht Art. 6 I 
vor, dass jeder Mitgliedsstaat die Tätigkeitsaufnahme in seinem Staatsgebiet 
                                                 
63 Haben sich die Nationalen Versicherungsbüros (Grüne Karte Büros) gem. Art. 7 II zu 
einer pauschalen Deckung von durch Drittlands-Kraftfahrzeuge verursachten Haftpflicht-
schäden verpflichtet, so gelten für diese Drittlands-Kfz die Regelungen der Kfz mit ge-
wöhnlichem Standort innerhalb der Gemeinschaft entsprechend. 
64 BGBl. I 1974, S. 1062. 
65 Erste Richtlinie 73/239/EWG des Rates vom 24.07.1973 zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung), ABl. 1973 L 228/3. 
66 Alle Artikelangaben ohne konkrete Bezugnahme betreffen solche der im konkreten Ab-
schnitt besprochenen Richtlinie. 
67 Welche Bereiche zur Schadensversicherung hinzugerechnet werden, ergibt sich aus Art. 
1 i. V. m. den Ausführungen im Anhang der Richtlinie. 
68 Vgl. auch die weiteren Bereichsausnahmen nach Art. 2 f der Richtlinie, z. B. Rentenver-
sicherung und Berufsunfähigkeit. 
69 Im Kapitel III (§§ 23-29) finden sich Regelungen zu Agenturen und Zweigniederlassun-
gen von Versicherungsunternehmen, die ihren Sitz außerhalb des Gemeinschaftsgebietes 
haben. 
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von einer von ihm zu erlassenden behördlichen Zulassung abhängig macht. 
Dies gilt gem. Art. 6 II sowohl für Versicherungsunternehmen70, die eine 
Hauptniederlassung, eine Zweigniederlassung oder einer Agentur errichten 
wollen, als auch für jene, die bereits eine Zulassung besitzen, jedoch ihre 
Tätigkeit auf einen anderen Versicherungszweig bzw. über eine territoriale 
Beschränkung hinaus ausdehnen möchten. Die Zulassung darf dabei gem. 
Art. 6 III weder von einer Sicherheitsleistung noch von einer Kaution ab-
hängig gemacht werden. 
Die Versicherer haben dem Mitgliedsstaat ferner gem. Art. 8 I lit. c 
einen Tätigkeitsplan vorzulegen71 und den geforderten Mindestgarantiebe-
trag gem. Art. 8 I lit. d nachzuweisen.72 Plant ein Unternehmen lediglich 
eine Zweigniederlassung oder die Gründung einer Agentur, so müssen gem. 
Art. 10 die Satzungs- und die Zulassungsunterlagen des Sitzstaates (vgl. Art. 
10 I lit. a, b) offenbart werden. Ferner muss ein Tätigkeitsplan vorgelegt 
sowie ein Hauptbevollmächtigter73 ernannt werden. 
Den nationalen Behörden ist es bei allen genannten Formen der Nie-
derlassung untersagt, die erforderliche Genehmigung von einer Prüfung der 
örtlichen Marktbedürfnisse abhängig zu machen.74 Sollte die nationale Be-
hörde nach ihrer Prüfung die Zulassung verweigern bzw. aus Untätigkeit 
nicht erteilen, schreibt Art. 12 die Eröffnung eines nationalen gerichtlichen 
Rechtsbehelfs vor. Die Kontrolle der Solvabilität, also der Zahlungsfähig-
keit eines Unternehmens übernimmt für den gesamten Geschäftsbereich die 
Aufsichtsbehörde des Sitzstaates, wobei eine Informationskooperation zwi-
schen den Behörden der Mitgliedsstaaten gem. Art. 14 vorgesehen ist. 
                                                 
70 Für die gesellschaftsrechtliche Form sieht Art. 8 der Richtlinie länderspezifische Beson-
derheiten vor. Demnach ist gem. Art. 8 I lit. a in Deutschland eine „Aktiengesellschaft“, ein 
„Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit“ oder ein „Öffentlich-rechtliches Wettbewerbs-
Versicherungsunternehmen“ als Gesellschaftsform vorgeschrieben. 
71 Art. 8 I lit. c verweist dabei auf Art. 9, wonach der Tätigkeitsplan Angaben zu den zu 
deckenden Risiken, den Allgemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen, den 
vorgesehenen Tarifen, der Rückversicherungspolitik, der Zusammensetzung des Mindest-
garantiefonds, den Kosten des geplanten Verwaltungs- und Vertreternetzes sowie besonde-
ren Liquiditätsangaben (Vgl. Art. 9 lit. f-i) während der ersten drei Jahre der 
Versicherungstätigkeit enthalten muss. 
72 Art. 8 I lit. d verweist dabei auf Art. 17 II, der detaillierte Regelungen zur Höhe des 
nachzuweisenden Garantiefonds nach Rechnungseinheiten trifft. 
73 Detaillierte Regelungen dazu, wer Hauptbevollmächtigter sein kann, enthält Art. 10 I lit. 
d. 
74 Vgl. für Hauptniederlassungen Art 8 IV und für Zweigniederlassungen bzw. Agenturen 
Art. 10 IV. Vgl. hierzu auch Pool, Der Binnenmarkt für Versicherungen: Stand und Aus-
blick, S. 23. 
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Hierfür haben die Unternehmen gem. Art. 16 unter Beachtung der 
Größenordnung ihrer Geschäftstätigkeit eine ausreichende Solvabili-
tätsspanne zu bilden, die im Wesentlichen aus freiem unbelastetem Eigen-
kapital zu bestehen hat. Verstößt ein Unternehmen gegen diese Bestimmun-
gen, insbesondere gegen die Pflicht einer ausreichenden Reservebildung75 
und Solvabilität76, können die nationalen Aufsichtsbehörden, in deren Ge-
biet die Tätigkeit ausgeübt wird, die Verfügungsbefugnis des Unternehmens 
über alle im Aufsichtsbereich belegenen Vermögenswerte nach Art. 21 I 
untersagen oder andere Sicherungsmaßnahmen im Sinne der Versicherten 
ergreifen.77 Ferner kann die Sitzlandbehörde gem. Art. 20 II, III Finanzsa-
nierungspläne zur Wiederherstellung der Solvabilität anfordern und als ul-
tima ratio gem. Art. 22 die nach Art. 6 I zwingend notwendige Zulassung 
des Versicherers widerrufen. 
Die vorliegende Richtlinie wurde durch das Erste Durchführungsge-
setz/EWG zum VAG vom 18.12.1975 in deutsches Recht umgesetzt.78 
 
d. Richtlinie zur Niederlassungsfreiheit bei der Schadensversicherung 
73/240/EWG79 
 
Mit der zuvor besprochenen Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtli-
nie Schaden) und der damit erfolgten Koordinierung der Bedingungen für 
die Aufnahme und Ausübung der damit in Zusammenhang stehenden Tätig-
keiten ist es nunmehr möglich,80 die Angehörigen aller Mitgliedsstaaten in 
Bezug auf die Gründung einer Niederlassung in einem anderen Mitglieds-
staat zum Zwecke des Direktversicherungsvertriebs von Schadensversiche-
                                                 
75 Vgl. Art. 20 I i. V. m. Art. 15 der Richtlinie. 
76 Vgl. Art. 20 II, III i. V. m. Art. 16, 17 der Richtlinie. 
77 Letzteres Recht steht sowohl der Tätigkeitslands- als auch der Sitzlandbehörde zu (Vgl. 
Art. 20 IV der Richtlinie). 
78 Vgl. BGBl. I, 1975, S. 3139. 
79 Richtlinie 73/240/EWG des Rates vom 24.07.1973 zur Aufhebung der Niederlassungs-
freiheit auf dem Gebiet der Direktversicherung mit Ausnahme der Lebensversicherung, 
ABl. 1973 L 228/20. 
80 Genau genommen war diese Richtlinie, sofern sie die Normierung der Niederlassungs-
freiheit für den Direktversicherungsbereich in Art. 1 und 2 betrifft, vollkommen überflüs-
sig. Denn diese Freiheit stellte nach Ablauf der Übergangsfrist zum 31.12.1969 auch ohne 
weitere Regelungen zwingendes europäisches Recht dar. 
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rungen gleichzustellen.81 Zur Umgrenzung der aufzuhebenden Beschrän-
kungen verweist Art. 1 auf Abschnitt III des Programms zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit82 sowie zur Beschreibung der 
erfassten Tätigkeitsbereiche der Schadensversicherung auf die Richtlinie 
73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden). Neben direkten mitgliedsstaatli-
chen Diskriminierungen bei der Ausübung der Niederlassungsfreiheit sind 
gem. Art. 2 I lit. b auch mittelbare, aufgrund einer bestimmten Verwal-
tungspraxis bestehende Schlechterstellungen fortan verboten.83 Daneben 
finden sich in Art. 3 Sonderbestimmungen für die Anerkennung ausländi-
scher Nachweise, die im Niederlassungsstaat sowohl von Ausländern als 
auch von Inländern zu erbringen sind.84 Ferner regelt Art. 4, dass die mit-
gliedsstaatlichen Rechtsordnungen einen diskriminierungsfreien Zugang zu 
den entsprechenden Berufsorganisationen sowie die Übernahme diesbezüg-
licher leitender Funktionen für die vorbenannten Personengruppen ermögli-
chen.85 
 
e. Erste Richtlinie Leben 79/267/EWG86 
 
Im Jahr 1979 erließ der Rat die Erste Richtlinie Leben, um die tat-
sächliche Ausübung der Direktversicherung im Bereich der Lebensversiche-
rung gemeinschaftsweit im Sinne des in den Römischen Verträgen vorgese-
henen Niederlassungsrechts zu koordinieren. 
                                                 
81 Vgl. hierzu Abschnitt IV lit. c des Allgemeinen Programms zur Aufhebung der Be-
schränkungen der Niederlassungsfreiheit, ABl. 1962 Nr. 002/0036, wonach die Aufhebung 
der Beschränkungen bei der Gründung von Agenturen oder Zweigniederlassungen im Be-
reich der Direkt-Schadensversicherung von der Koordinierung der Bedingungen für die 
Aufnahme und Ausübung der betreffenden Tätigkeit abhängig ist. Diese Koordinierung 
erfolgte mit der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden). 
82 Vgl. Ebenda. 
83 In Art. 2 II lit. a heißt es hierzu in Bezug auf Deutschland, dass es dem Bundeswirt-
schaftsministerium explizit verboten wird, Staatsangehörigen anderer Mitgliedsstaaten die 
Bedingungen für die Aufnahme und Ausübung derartiger Tätigkeiten nach freiem Ermes-
sen vorzuschreiben. 
84 So soll es nach Art. 3 I als sog. Zuverlässigkeitsnachweis genügen, wenn Bürger anderer 
Mitgliedsstaaten entsprechende Strafregisterauszüge bzw. gleichwertige Nachweise ihrer 
Heimatbehörden vorlegen. 
85 Letzteres steht gem. Art. 4 II 2 unter dem Vorbehalt einer ausschließlichen Inländerbe-
setzung, wenn mit dem Amt öffentliche Gewalt ausgeübt wird.  
86 Erste Richtlinie 79/267/EWG des Rates vom 05.03.1979 zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung der Direktversicherung 
(Lebensversicherung), ABl. 1979 L 063/1. 
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Gem. Art. 1 bezieht sich die Richtlinie unter anderem auf die Direkt-
versicherungsbereiche der Lebens- und Rentenversicherung87 bzw. auf die 
damit in Zusammenhang stehenden Versicherungsarten.88 Auch in diesem 
Geschäftsbereich gilt analog zur Sachversicherung eine Zulassungspflicht 
für Haupt- und Zweigniederlassungen sowie Agenturen89 durch die Behör-
den des Tätigkeitsstaates (vgl. Art. 6 I, II lit. a, b).90 Dabei darf auch hier 
gem. Art. 6 III die Zulassung nicht von einer Prüfung der Marktbedürfnis-
se91, einer zu hinterlegenden Sicherheit oder einer Kaution abhängig ge-
macht werden.92 Für die Erteilung der Genehmigung muss der Versicherer 
den nationalen Behörden einen Tätigkeitsplan93 und einen Nachweis des 
Mindestgarantiefonds94 vorlegen. Den Mitgliedsstaaten bleibt es ferner frei-
gestellt, sich die Satzung, die Allgemeinen95 und Besonderen Versiche-
rungsbedingungen96 sowie die Tarifberechnungen darlegen zu lassen und 
die fachliche Eignung der Verwaltungsratsmitglieder zu überprüfen.97 Eben-
so wie bei der Schadensversicherung besteht nicht nur eine behördliche Be-
gründungspflicht, sondern ist auch gegen eine Zulassungsablehnung oder 
                                                 
87 Vgl. Art. 1 I lit. a, b. 
88 Hier seien exemplarisch die Unfall- und Berufsunfähigkeitsversicherung (Art. 1 I lit. c) 
sowie das Betreiben von Pensionsfonds (Art. 1 II lit. c) angeführt. Bereichsausnahmen 
bezüglich des Anwendungsumfanges befinden sich in den Art. 2-4. 
89 Die entsprechenden Verpflichtungen für Zweigniederlassungen und Agenturen ergeben 
sich aus Art. 10 und 11. 
90 Gleiches gilt für die Ausdehnung einer bereits genehmigten Tätigkeit auf andere Versi-
cherungsfelder (Art. 6 II lit. c) oder die Tätigkeitsaufnahme über ein territorial begrenztes 
Gebiet hinaus (Art. 6 II lit. d). 
91 Vgl. Art. 8 IV. 
92 Für den Bereich Deutschlands sieht die Richtlinie vor, dass Lebensversicherer bei ihren 
Gründungen die gesellschaftsrechtliche Form einer „Aktiengesellschaft“, eines „Versiche-
rungsvereins auf Gegenseitigkeit“ oder eines „Öffentlich-rechtlichen Wettbewerbsversiche-
rungsunternehmens“ anzunehmen haben (Art. 8 I). 
93 Vgl. Art. 8 I lit. c i. V. m. Art. 9. Dabei müssen die Grundzüge der geplanten Vertrags-
verpflichtungen, die Kosten des Geschäftsaufbaus und die Absicherung dieser Belastungen 
dargelegt werden. 
94 Vgl. Art. 8 I lit. d i. V. m. Art 20 II i. V. m. Art. 18 I, II. 
95 Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen sind der wesentlichste Teil des Versiche-
rungsvertrages, da sie den Umfang und die Voraussetzungen des Eintretens der Leistungs-
pflicht für ein i. d. R. längerfristig eingegangenes Vertragsverhältnis (sog. Dauerschuldver-
hältnis) regeln. Dabei gelten die Allgemeinen Versicherungsbedingungen im Unterschied 
zu den Besonderen für eine Vielzahl von Versicherungsverträgen ohne Rücksicht auf indi-
viduelle Unterschiede. Sie gelten dabei als das wichtigste Mittel zur Produktfestlegung. 
Vgl. dazu auch Dreher, Die Versicherung als Rechtsprodukt, S. 146, 148, 157 und 160; 
Farny, AVB unter dem Gesichtspunkt der „Produktbeschreibung“, ZVersWiss 1975, S. 169 
(182). 
96 Besondere Versicherungsbedingungen gehören zu den individuellen Vertragsabreden. 
Mittels dieser Abreden können u. a. grundlegende Risikospezifizierungen vorgenommen 
und Obliegenheiten begründet werden. Vgl. Dreher, Die Versicherung als Rechtsprodukt, 
S. 153 f. 
97 Vgl. Art. 8 III. 
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eine Untätigkeit der innerstaatlichen Behörden gem. Art. 12 ein gerichtli-
cher nationaler Rechtsbehelf vorzusehen. 
Eine weitere wichtige Regelung enthält Art. 13 I der Richtlinie, wo-
nach grundsätzlich eine Spartentrennung zwischen den Versicherungsarten 
der Ersten Richtlinie Schaden und der Ersten Richtlinie Leben dergestalt 
vorzunehmen ist, dass ein Versicherer aufgrund der sog. Spartentrennung 
nicht zugleich Schadensversicherungen und Lebensversicherungen anbieten 
darf. Unternehmensneugründungen ist eine solche Kumulierung wegen der 
festgeschriebenen Spartentrennung nicht mehr zu gestatten.98 In dem Fall, 
dass ein Lebensversicherer A mit einem anderen Schadensversicherer B 
bereits finanziell, geschäftlich oder verwaltungsmäßig verbunden ist, achten 
die Verwaltungsbehörden gem. Art. 13 II auf eine strikte wirtschaftliche 
Trennung der Rechnungsergebnisse. Für diejenigen Versicherungsunter-
nehmen, die bereits zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Richtlinie 
Schadens- und Lebensversicherungen zugleich anbieten, wurde in Art. 13 
III festgelegt, dass sie diese Geschäftsbereiche auch weiterhin betreiben 
dürfen, sofern sie für jede dieser Tätigkeiten eine getrennte Verwaltung er-
richten. 
Aber auch in diesen Ausnahmefällen ist gem. Art. 13 IV die Neu-
gründung von Agenturen oder Zweigniederlassungen in anderen Mitglieds-
staaten auf den Schadensversicherungsbereich im Sinne der Ersten Richtli-
nie Schaden begrenzt und für den Lebensversicherungsbereich zwingend 
gesperrt.99 Hierdurch soll erreicht werden, dass die jeweiligen Interessen der 
Schadens- und Lebensversicherten nicht beeinträchtigt werden und insbe-
sondere die Gewinne der jeweiligen Geschäftssparte in dieser verbleiben 
und nicht zur Finanzierung anderer Geschäftsbereiche verwendet werden.100 
Ferner soll durch diese Trennung erreicht werden, dass die nach den jewei-
ligen Richtlinien auferlegten Mindestverpflichtungen, insbesondere die von 
                                                 
98 Vgl. die der Ersten Richtlinie Leben vorangestellten Erwägung. 
99 Vgl. auch die der Zweiten Richtlinie Leben vorangestellten Erwägungsgründe. 
100 In der der Ersten Richtlinie Leben vorangestellten Erwägung heißt es dazu, dass das 
gleichzeitige Betreiben von Lebens- und Schadensversicherungen neuen Unternehmen 
nicht mehr gestattet werden darf, damit „[...] die jeweiligen Interessen der Lebensversicher-
ten und der Schadensversicherten gewahrt und die aufgrund einer der Tätigkeiten entste-
henden finanziellen Mindestverpflichtungen nicht durch die andere Tätigkeit getragen wer-
den.“ 
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den Sitzlandbehörden101 zu prüfenden Solvabilitätsspannen, für jeden Ge-
schäftsbereich getrennt gewahrt werden.102 Kommt ein Unternehmen der in 
Art. 17 vorgeschriebenen Reservebildung, die grundsätzlich durch Aktiv-
werte im Tätigkeitsland zu decken ist103, nicht nach, so kann die Aufsichts-
behörde des Tätigkeitsstaates die Verfügung über inländische Vermögens-
werte untersagen.104 Die Sitzlandbehörde kann bei Solvabilitätsverstößen 
Finanzsanierungspläne zur Wiederherstellung derselben anfordern und e-
benfalls Verfügungssperren über das Vermögen verhängen105 bzw. alle ge-
eigneten Maßnahmen treffen, um die Interessen der Versicherten zu wah-
ren.106 Gem. Art. 26 I steht ihr als ultima ratio auch der Widerruf der nach 
Art. 6 I zwingend erforderlichen Zulassung zu.107 
Im Rahmen dieser Richtlinie war es anders als noch bei der bereits 
besprochenen Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) nicht not-
wendig, eine der Richtlinie 73/240/EWG108 entsprechende Regelung zur 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit im Bereich der Lebensversiche-
rung zu erlassen, da die Regelungen der Art. 43 ff. EGV nach nunmehr un-
bestrittener Lesart seit Ablauf der Übergangszeit (31.12.1969) unmittelbare 
Anwendung finden.109 
Die Richtlinienumsetzung ins deutsche Recht erfolgte durch das 
Vierzehnte Gesetz zur Änderung des VAG vom 29.03.1983.110 
                                                 
101 Vgl. Art. 16 der Richtlinie. 
102 Vgl. Art. 14 I der Richtlinie. Die konkreten Berechnungsmodi dieser Mindestverpflich-
tungen (Solvabilität, Mindestgarantiefond, Reservebildung) finden sich in den Artt. 18-20 
der Richtlinie. 
103 Vgl. Art. 17 II der Richtlinie. 
104 Vgl. Art. 24 I der Richtlinie. 
105 Vgl. Art. 24 II, III der Richtlinie. 
106 Nach Art. 24 IV steht letzteres Recht sowohl der Sitzland- als auch der Tätigkeitslands-
behörde (nach vorheriger Unterrichtung) zu. 
107 Entsprechendes gilt auch für Agenturen und Zweigniederlassungen gem. Art. 24 II.  
108 Richtlinie 73/240/EWG des Rates vom 24.07.1973 zur Aufhebung der Niederlassungs-
freiheit auf dem Gebiet der Direktversicherung mit Ausnahme der Lebensversicherung, 
ABl. 1973 L 228/20. 
109 Vgl. hierzu auch die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe sowie zum Ablauf 
der Übergangszeit Art. 7 EGV a.F. 
110 BGBl. I, 1983, S. 377. 
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f. Richtlinie Versicherungsmakler/-agenten 77/92/EWG111 
 
Die vorliegende Richtlinie hat zum Ziel, die sich aus den Grundfrei-
heiten ergebenden Rechte der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit 
für die Berufsgruppe der Versicherungsmakler112 und -vertreter113 im Sinne 
einer Angleichung mitgliedsstaatlicher Tätigkeitsvoraussetzungen zu regeln. 
Sie ist insoweit, da Versicherungsvermittler vom Anwendungsbereich der 
anderen Versicherungsrichtlinien nicht erfasst wurden, die einzige, die sich 
speziell mit der Tätigkeitsausübung dieser Berufsgruppe befasst.114 Hierbei 
geht es gem. Art. 4 und 5 insbesondere um die gegenseitige mitgliedsstaatli-
che Anerkennung allgemeiner, kaufmännischer oder fachlicher Kenntnisse 
und Fertigkeiten, welche in den Mitgliedsstaaten vor Aufnahme oder Aus-
übung der entsprechenden Tätigkeit zumeist nachzuweisen sind. Der Nor-
mengehalt ist dabei, insbesondere in Fragen des Nachweises von Berufsqua-
lifikationen durch die tatsächliche Ausübung der Tätigkeit, als Übergangslö-
sung für diese Berufsgruppe bis zur Schaffung einer detaillierten Gemein-
schaftsregelung zu verstehen.115  
In diesem Zusammenhang sei, zeitlich vorgegriffen, auf die Kom-
missionsempfehlung 92/48/EWG116 aus dem Jahr 1991 verwiesen. In dieser 
rechtlich unverbindlichen Handlungsform der Gemeinschaft versuchte die 
Kommission die Mitgliedsstaaten in zeitlicher Nähe zur Binnenmarktver-
wirklichung dazu zu bewegen, die Berufskompetenzen dieser Vermittler-
gruppe an einheitliche Standards anzugleichen. Damit sollte eine reibungs-
losere Anerkennung der Gleichwertigkeit der Berufsanforderungen (Berufs-
zugangs- und -ausübungsregelungen) im grenzüberschreitenden Vermitt-
lungsgeschäft erreicht und gleichzeitig eine angemessene Informations- und 
                                                 
111 Richtlinie 77/92/EWG des Rates vom 13.12.1976 über Maßnahmen zur Erleichterung 
der tatsächlichen Ausübung der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver-
kehrs für die Tätigkeiten des Versicherungsagenten und des Versicherungsmaklers (aus 
ISIC-Gruppe 630), insbesondere Übergangsregelungen für solche Tätigkeiten, ABl. 1977 L 
026/14. 
112 Zur Tätigkeitsbeschreibung, Vgl. Art. 2 I lit. a i. V. m. II lit. a Spiegelstrich 3. 
113 Zur Tätigkeitsbeschreibung, Vgl. Art. 2 I lit. b i. V. m. II lit. b Spiegelstrich 3. 
114 Vgl. Koban, Rechtsfragen der Versicherungsvermittlung, S. 179 (181 f.). 
115 Vgl. hierzu auch den der Richtlinie 2002/92/EG (Richtlinie über die Versicherungsver-
mittlung) vorangestellten Erwägungsgrund Nr. 3. Vgl. ferner Müller, Versicherungsbin-
nenmarkt, S. 102; Koban, Rechtsfragen der Versicherungsvermittlung, S. 179 (182). 
116 Empfehlung 92/48/EWG der Kommission vom 18.12.1991 über Versicherungsvermitt-
ler, ABlEG 1992, Nr. L 019 vom 28.01.1992, S. 32. 
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Betreuungsqualität zugunsten der Versicherungsnehmer sichergestellt wer-
den.117 
 
III. Entwicklungsphase II 
1. Überblick 
 
In den 1980er Jahren gab die Kommission im Zuge der Verwirkli-
chung des allgemeinen Binnenmarktgedankens und seiner Verankerung in 
der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) von 1986118 die in der Entwick-
lungsphase I noch anvisierte Angleichung bzw. Vereinheitlichung der mit-
gliedsstaatlichen Versicherungsvertragsrechte nahezu auf119 und konzent-
rierte sich in ihrer „neuen Strategie“120 verstärkt auf eine im Vergleich zur 
Vertragsrechtsharmonisierung schneller121 zu verwirklichende Angleichung 
des Rechtsanwendungsrechts (sog. gesamteuropäisches Versicherungskolli-
sionsrecht).122 
Durch diese, sich von der umfassenden (Vertragsrechts-
)Harmonisierung verabschiedende „neue Strategie“ wollte die Kommission 
eine Beschleunigung des Integrationsprozesses mit Blick auf den zu vollen-
denden Binnenmarkt erreichen.123 Eine Rechtsangleichung zwischen den 
verschiedenen mitgliedsstaatlichen Versicherungsvertragsrechten sollte nun 
nicht mehr durch eine Sachrechtsvereinheitlichung geschehen, sondern 
                                                 
117 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, S. 105; Koban, Rechtsfragen der Versiche-
rungsvermittlung, S. 179 (184); Brenner, Die Einwirkungen des Europäischen Gemein-
schaftsrechts auf das Versicherungsrecht, S. 28. 
118 Vgl. ABl. 1987 L 169/1. Der Vertragstext ist abgedruckt in: BGBl. II 1986, S. 1102. 
119 Vgl. u. a. die der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) vorangestellten 
Erwägungsgründe, in denen es heißt: „Die in den Mitgliedsstaaten geltenden Vorschriften 
des Versicherungsvertragsrechts bleiben unterschiedlich.“ Vgl. hierzu auch Armbrüster, 
Zur Harmonisierung des Privatversicherungsrechts in der EG, S. 89 ff.; Wördemann, Inter-
national zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des europäischen Versiche-
rungsvertrages, S. 4. 
120 Vollendung des Binnenmarktes, Weißbuch der Kommission an den Europäischen Rat 
vom 14.06.1985, KOM (85) 310 endg., Ziffer 61 ff. 
121 Vgl. zu dieser Einschätzung Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 138-
141. 
122 Vgl. Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 236. 
Innerhalb des EWR existieren drei unterschiedliche Kollisionsnormregime. Dies sind das 
EVÜ (EWG-Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht vom 19.06.1980), das - in nationales Recht umzusetzende - Richtlinien-IPR und das 
autonome nationale IPR. Vgl. dazu Wandt, Internationales Privatrecht der Versicherungs-
verträge, S. 85 (87). Zum Begriff des gesamteuropäischen Kollisionsrechts, Vgl. Kramer, 
Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 143. 
123 Vgl. Vollendung des Binnenmarktes, Weißbuch der Kommission an den Europäischen 
Rat vom 14.06.1985, KOM (85) 310 endg., Ziffer 61 und 64. 
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durch eine Anerkennung der als materiell gleichwertig anzusehenden inner-
staatlichen Regelungen aller Mitgliedsstaaten.124 Diesen Strategiewandel 
überspitzt Badenhoop mit der Aussage: „Der Gemeinsame Versicherungs-
markt ist tot, es lebe der Binnenmarkt der Versicherungen.“125 
In ihrer im „Weißbuch“ von 1985 niedergelegten „neue Strategie“ 
stellt die Kommission fest, dass es zur Verwirklichung des Binnenmarktes 
unbedingt erforderlich sei, weitere Versicherungsrichtlinien, insbesondere 
zur Realisierung der Dienstleistungsfreiheit im Bereich der Schadens- und 
Lebensversicherungen zu erlassen.126 Nach ihrer Auffassung könne der Bin-
nenmarkt und damit die Hauptvoraussetzung für den wirtschaftlichen 
Wohlstand innerhalb der Gemeinschaft nur durch die umfassende Verwirk-
lichung der Dienstleistungsfreiheit verwirklicht werden.127 Damit einherge-
hend rückte die Kommission auch vom bislang vertretenen Grundsatz der 
Tätigkeitslandsaufsicht langsam ab und verschob diese Kompetenz, begin-
nend mit der Zweiten Richtliniengeneration nach und nach128 in den Aufga-
benbereich des Herkunftsmitgliedsstaates (sog. Sitzlandkontrolle).129 
                                                 
124 Vgl. Weißbuch der Kommission an den Europäischen Rat vom 14.06.1985, KOM (85) 
310 endg. 
125 Badenhoop, Binnenmarkt der Versicherungen bis 1992?, VW 1987, S. 622. 
126 Vgl. Vollendung des Binnenmarktes, Weißbuch der Kommission an den Europäischen 
Rat vom 14.06.1985, KOM (85) 310 endg., sowie Ebenda, Anhang S. 32 f., wonach die 
Dienstleistungsfreiheit für Schadensversicherungen bis 1986 und für Lebensversicherungen 
bis 1991 mittels Richtlinien zu verwirklichen sei. 
127 Vgl. Vollendung des Binnenmarktes, Weißbuch der Kommission an den Europäischen 
Rat vom 14.06.1985, KOM (85) 310 endg., Ziffer 95. Die „Aufwertung“ der Dienstleis-
tungsfreiheit als neben der Niederlassungsfreiheit gleichwertige Grundfreiheit lässt sich 
bereits an den Titeln der Richtlinien 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) und 
90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben) ablesen, welche beide insbesondere „zur Erleichte-
rung der tatsächlichen Ausübung der Dienstleistungsfreiheit“ dienen sollen. Zur Gleichwer-
tigkeit der Grundfreiheiten, Vgl. auch Urlesberger, Zielgerade 1992 - Das Versicherungs-
recht auf der Kriechspur?, S. 204 (206); Hailbronner, Rechtsstellung und Tätigkeitsbereich 
der öffentlich rechtlichen Pflicht- und Monopolversicherungsanstalten in der Europäischen 
Gemeinschaft unter besonderer Berücksichtigung der Dienstleistungsfreiheit im Versiche-
rungswesen, S. 14. 
128 Dies gilt ab der Zweiten Richtliniengeneration durch die Neuregelung des Dienstleis-
tungsbereichs bei Schadens- und Lebensversicherungen, womit man auch von einer arbeits-
teiligen Aufsicht sprechen kann. Vgl. etwa Art. 19 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite 
Richtlinie Schaden) und Art. 20 der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben). 
Daneben lässt sich der anfängliche Wandel von der Tätigkeitslandsaufsicht hin zur Sitz-
landaufsicht auch an den nicht mehr zulässigen Genehmigungsvorbehalten der Zielmarkt-
länder im Bereich der Großrisiken und dem passiven Dienstleistungsverkehr mit Lebens-
versicherungen erkennen. Vgl. etwa Art. 8 III und 10 III der Richtlinie 73/239/EWG (Erste 
Richtlinie Schaden) in der Fassung der Art. 9 und 18 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite 
Richtlinie Schaden) sowie Art. 16 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden), 
ferner auch Art. 14 und 19 II der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben). 
129 Vgl. Vollendung des Binnenmarktes, Weißbuch der Kommission an den Europäischen 
Rat vom 14.06.1985, KOM (85) 310 endg., Ziffer 103. Diese Strategie weg von der Tätig-
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Daneben übte auch das sogenannte „Versicherungsurteil“130 des Eu-
ropäischen Gerichtshofs aus dem Jahr 1986 einen besonderen Einfluss auf 
die Zweite Richtliniengeneration aus.131 In diesem Urteil stellte der EuGH 
ausdrücklich fest, dass der Vertrieb von Versicherungsprodukten von der 
Dienstleistungsfreiheit der Artikel 49 ff. umfasst ist.132 Dadurch wurden die 
strikten Vorgaben der Ersten Richtliniengeneration, die einen Vertrieb aus-
schließlich über Zweigniederlassungen vorsahen, aufgeweicht. Ferner nahm 
der Gemeinschaftsgesetzgeber eine Differenzierung zwischen Groß- und 
Massenrisiken in seine Richtlinien133 auf. Auf diese Weise reagierte er auf 
die Vorgaben des EuGH im Versicherungsurteil zu den unterschiedlich 
notwendigen Schutzniveaus gewerblicher und privater Versicherungsneh-
mer.134 Mit der Zweiten Richtliniengeneration Ende der 1980er und Anfang 
der 1990er Jahre, welche von List auch als Dienstleistungsrichtlinien be-
                                                                                                                            
keitslandsaufsicht und hin zur Sitzlandaufsicht verfolgte die Kommission bereits seit An-
fang der 1970er Jahre, wie sich aus dem sog. „Schwartz-Papier“ von 1971 (abgedruckt in: 
ZVersWiss 1972, S. 101 ff) entnehmen lässt. Bereits mit dem Richtlinienvorschlag für eine 
Zweite Richtlinie Schaden aus dem Jahr 1975 (Vorschlag für eine Zweite Richtlinie des 
Rates vom 30.12.1975 zur Koordinierung der die direkte Schadensversicherung betreffen-
den Rechts- und Verwaltungsvorschriften und zur Erleichterung des freien Dienstleistungs-
verkehrs im Versicherungswesen, ABl. 1976 C 32) brachte die Kommission die Sitzland-
aufsicht konkret ins Spiel. Sie scheiterte jedoch zunächst an den divergierenden Positionen 
der Mitgliedsstaaten u. a. in Bezug auf die Reichweite der Grundfreiheiten, insbesondere 
der Dienstleistungsfreiheit, die unterschiedlichen Aufsichtssysteme und die Haltungen zur 
Genehmigung Allgemeiner und Besonderer Versicherungsbedingungen sowie der Tarife 
und der Berechnung und Zusammensetzung der versicherungstechnischen Reserven. Vgl. 
dazu Pool, Der Binnenmarkt für Versicherungen: Stand und Ausblick, S. 48; Müller Versi-
cherungsbinnenmarkt, Rdn. 43. Erst mit dem Versicherungsurteil von 1986 ergaben sich 
neue Impulse, die es ermöglichten, die Tätigkeitslandsaufsicht in den folgenden Richtli-
niengenerationen durch die Sitzlandaufsicht nach und nach zu ersetzen. 
130 EuGH, Rs. 205/84, Kommission/Deutschland, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 
3755. 
131 Vgl. Loheac, Der Binnenmarkt für Versicherungen: Chancen, Grenzen, Perspektiven, 
VW 1994, S. 1116; Roth, Die Vollendung des europäischen Binnenmarktes für Versiche-
rungen, NJW 1993, S. 3028 (3029). 
132 Vgl. Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichti-
gung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt S. 126 f. 
133 Genau genommen erfolgte die Abgrenzung zwischen Groß- und Massenrisiken nur in 
den Schadensrichtlinien ab der zweiten Generation. Im Bereich der Lebensversicherung 
war dieses Kriterium nicht geeignet. Dort erfolgte die Abstufung der Schutzwürdigkeit der 
Versicherungsnehmer gem. Art. 13 der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben) 
anhand der Art des Zustandekommens des Vertrages. Ging dabei die Initiative zum grenz-
überschreitenden Vertragsschluss vom Versicherungsnehmer aus, so konnte man anneh-
men, dass sich dieser freiwillig aus dem Schutzbereich seiner Heimatrechts- und Aufsichts-
ordnung herausbegibt und somit als weniger schützenswert anzusehen ist als wenn die 
Initiative vom ausländischen Versicherer ausging. Vgl. auch Hübner/Matusche-Beckmann, 
Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 
(266). 
134 Vgl. die der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) vorangestellten Erwä-
gungsgründe. 
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zeichnet werden135, sollten somit weitere Voraussetzungen zur tatsächlichen 
Ausübung der Dienstleistungsfreiheit geschaffen werden, auch wenn der 
Parallelvertrieb über die Niederlassung vor Ort und das Anbieten von Versi-
cherungsprodukten über die Dienstleistungsfreiheit weiterhin nicht zulässig 
war (sog. Kumulverbot).136 In zeitlicher Hinsicht erfolgten die 
Richtlinienerlasse der Zweiten Generation den Vorgaben aus dem 
„Weißbuch“ von 1985, wonach ein allgemeiner Binnenmarkt bis zum Jahr 
1992 anvisiert wurde.137 Die zur weiteren Harmonisierung notwendigen 
Richtlinien stützen sich auf die Artt. 47 II, 55 EGV n. F. 
 
2. Konkrete Regelungen - Zweite Richtliniengeneration 
a. Zweite Kraftfahrzeug-Haftpflicht Richtlinie 84/5/EWG138 
 
Getragen von den nach wie vor bestehenden großen Unterschieden 
zwischen den Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedsstaaten bezüglich 
des Umfangs der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, welche sich unmit-
telbar negativ auf die Errichtung und das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes auswirken, beschloss der Rat die Zweite Kraftfahrzeug-Haftpflicht 
Richtlinie.139 
Deren Art. 1 I stellt zunächst unter Bezugnahme auf Art. 3 I der Ers-
ten Kraftfahrzeug-Haftpflicht Richtlinie fest, dass sich die Pflichtversiche-
rung sowohl auf Sach- als auch auf Personenschäden zu beziehen hat, wobei 
                                                 
135 Vgl. List, Situation und Entwicklung der privaten Krankenversicherung in den Europäi-
schen Gemeinschaften, S. 81 (86). 
136 Vgl. Zweite Richtlinie des Rates vom 22.06.1988 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversiche-
rung) und zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs 
sowie zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG; 88/357/EWG, ABl. 1988 L 172/1. Vgl. 
auch Zweite Richtlinie 90/619/EWG (ABl. 1990 L 330/50) des Rates vom 08.11.1990 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Le-
bensversicherung) und zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleis-
tungsverkehrs sowie zur Änderung der Richtlinie 79/267/EWG. 
137 Weißbuch der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zur Vollendung des Bin-
nenmarktes, Mailand 28./29.06.1985, KOM (85) 310 endg. vom 14.06.1985, Einleitung S. 
4, Rdn. 1. Entgegen dem allgemeinen „Binnenmarktfahrplan“ des Art. 14 I EGV, der eine 
Verwirklichung des Binnenmarktes bis zum 31.12.1992 vorsah, gilt der Versicherungsbin-
nenmarkt erst mit Ablauf der Umsetzungsfrist der Dritten Richtliniengeneration zum 
01.07.1994 als offiziell vollendet. 
138 Zweite Richtlinie 84/5/EWG des Rates vom 30.12.1983 betreffend die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten bezüglich der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung, ABl. 1984 L 008/17. 
139 Vgl. die der Zweiten Kraftfahrzeug-Haftpflicht Richtlinie vorangestellten Erwägungs-
gründe. 
 25
Art. 1 II, III auch Regelungen über Mindestdeckungsbeträge für Personen 
und Sachschäden enthält.140 Familiäre Beziehungen zwischen dem Schädi-
ger und dem Geschädigten dürfen der Geltendmachung von Ansprüchen 
gem. Art. 3 nicht entgegenstehen. 
Ferner werden die Mitgliedsstaaten gem. Art. 1 IV verpflichtet, eine 
für den Geschädigten unmittelbar zuständige Stelle zu schaffen bzw. zu be-
nennen, die in den Schadensfällen eintrittspflichtig ist, wenn das schädigen-
de Kfz nicht ermittelbar bzw. das festgestellte Kfz nicht oder nicht ausrei-
chend versichert ist. Die Mitgliedsstaaten können vom Versicherungsschutz 
hierbei diejenigen Personen (Insassen) ausklammern, denen bekannt war, 
dass das Kfz nicht versichert war. Ebenso steht es den Mitgliedsstaaten bei 
einem durch ein nicht zu ermittelndes Fahrzeug verursachten Unfall frei, 
den Eintritt dieser Stelle für Sachschäden zu beschränken oder komplett 
auszuschließen. 
Art. 2 trifft darüber hinaus die Regelung, dass geschädigte Dritte 
auch dann ihre Ansprüche gegenüber der nationalen Versicherung geltend 
machen können, wenn das schädigende Kfz von einem Unberechtigten ge-
führt wurde, der Fahrer keine Fahrerlaubnis besaß oder das Kfz nicht be-
triebssicher war. Dem widersprechende Regelungen sind Dritten gegenüber 
unwirksam. Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Dritte Insasse war und 
wusste, dass das Fahrzeug gestohlen war. 
Die Richtlinienumsetzung ins deutsche Recht erfolgte durch das Ers-
te Gesetz zur Änderung des Pflichtversicherungsgesetzes vom 
22.03.1988.141 
                                                 
140 Der Mindestdeckungsbetrag (Art. 1 II) wird bei Personenschäden auf 350.000 ECU pro 
Geschädigtem (Rechnungseinheit nach Art. 1 der Verordnung (EWG Nr. 3180/78 (1)) und 
bei Sachschäden - ungeachtet der Anzahl der Geschädigten - auf 100.000 ECU festgesetzt. 
Es kann aber auch eine Globaldeckung von 500.000 ECU für alle geschädigten Personen 
eines Unfalls bzw. eine Globaldeckung von 600.000 ECU für alle geschädigten Personen 
inklusive aller Sachschäden eines Unfalls festgelegt werden. 
141 BGBl. I, 1988, S. 358. 
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b. Zweite Richtlinie Schaden 88/357/EWG142 
 
Mit der im Jahr 1988 verabschiedeten, im Regelungsgehalt sehr um-
fangreichen und komplexen Richtlinie 88/357/EWG (Zweiten Richtlinie 
Schaden) unternahm es der Rat, den Dienstleistungsverkehr im Versiche-
rungswesen unter Berücksichtigung der Niederlassung des Versicherers und 
der jeweiligen Risikobelegenheit auch in Anbetracht der EuGH-
Rechtsprechung von 1986 (sog. Versicherungsurteil) neu zu definieren und 
dabei gleichzeitig eine Abgrenzung zwischen den Vertriebsformen über 
Niederlassungen und solchen des freien Dienstleistungsverkehrs vorzuneh-
men. Darüber hinaus enthält die Richtlinie Regelungen zu den jeweils zu-
ständigen Aufsichtsbehörden und statuiert je nach Art der Versicherungs-
nehmer unterschiedlich zulässige staatliche Schutzniveaus unter Anerken-
nung der Gleichwertigkeit der jeweiligen materiellen Versicherungsver-
tragsrechte.143 
Neben zahlreichen Begriffsbestimmungen, etwa dem des Mitglieds-
staates der Niederlassung oder dem der Dienstleistung, regelt Art. 2 auch 
den Staat der Risikobelegenheit. So ist etwa bei Gebäuden und darin enthal-
tenen versicherten Gegenständen die Risikobelegenheit der Ort, an dem sich 
das Gebäude befindet.144 Ferner trifft die Richtlinie in Art. 5, welcher Art. 5 
der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) um lit. d ergänzt, 
eine Definition von Großrisiken, welche im Wesentlichen an bestimmte 
Versicherungsrisiken angelehnt sind145 und darüber hinaus teilweise eine 
                                                 
142 Zweite Richtlinie 88/357/EWG des Rates vom 22.06.1988 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Le-
bensversicherung) und zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleis-
tungsverkehrs sowie zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG, ABl. 1988 L 172/1. 
143 Vgl. die der Zweiten Richtlinie Schaden vorangestellten Erwägungsgründe. 
144 Vgl. Art. 2 lit. d erster Spiegelstrich. Ferner ist ebenda (Art. 2 lit. d) der Zulassungsmit-
gliedsstaat für Kfz sowie bei höchstens viermonatigen Reise- und Ferienversicherungsver-
trägen der Ort des Vertragsabschlusses als derjenige der Risikobelegenheit geregelt. 
145 Zu den Großrisiken zählen unter Verweis auf Anlage A der ersten Richtlinie Schaden 
(Nr. 4-7) die Schienenfahrzeug-, Luftfahrzeug- und Schifffahrtkasko, die Transportgüter-
versicherung sowie ferner (Nr. 11, 12) die Luftfahrzeug- und Schifffahrtshaftpflicht. 
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industrielle, gewerbliche oder freiberufliche Nutzung146 bzw. eine Mindest-
bilanzsumme des Versicherungsnehmers voraussetzen.147  
Des Weiteren finden sich erstmals Regelungen im Sinne der Richtli-
nienkollisionsrechts, also darüber, welches nationale Recht auf Versiche-
rungsverträge über die in den Mitgliedsstaaten belegenen Risiken zur An-
wendung gelangen soll. Hierbei ist nach. Art. 7 I lit. a eine grundsätzliche 
Anknüpfung an das Recht des Risikobelegenheitsstaates vorzunehmen, es 
sei denn, dass dieser eine Abweichung im Sinne einer freien Rechtswahl 
gewährt. Zusätzlich finden sich in Art. 7 I lit. b-i unter anderem Regelungen 
über die Formgültigkeit einer solchen Rechtswahl148 und deren Wahlum-
fang. Dies gilt insbesondere für die Fälle, in denen der gewöhnliche Aufent-
haltsort des Versicherungsnehmers mit dem des Risikobelegenheitsstaates 
auseinander fällt149, der Staat des Schadenseintrittes mit dem der Risikobe-
legenheit verschieden ist150, es sich um industriell, gewerblich bzw. freibe-
ruflich tätige Versicherungsnehmer151 oder um die bereits besprochenen 
Großrisiken handelt.152 
                                                 
146 Vgl. Ebenda. Nr. 14, 15 der Anlage A der Ersten Richtlinie Schaden, wonach darunter 
Kreditversicherungen (Zahlungsunfähigkeit, Ausfuhrkredite, Abzahlungsgeschäfte, Hypo-
theken- und Landwirtschaftsdarlehen) und Kautionsversicherungen zu verstehen sind. 
147 Ebenda. Nr. 8, 9, 13 und 16 der Anlage A der Ersten Richtlinie Schaden, wonach darun-
ter Feuer- und Elementarschäden, allgemeine Haftpflicht und sonstige Sachschäden (sofern 
nicht anders in der Anlage erfasst) sowie verschiedene finanzielle Verluste (u. a. Berufsri-
siken und Gewinnausfälle) fallen. Die Obergrenze umfasst dabei neben der Bilanzsumme 
auch den Nettoumsatz und die durchschnittliche Beschäftigtenzahl. 
148 So darf eine erlaubte freie Rechtswahl im Umfang der Art. 7 I lit. a und f nach Art. 7 I 
lit. g nicht dazu führen, dass von den zwingenden versicherungsrechtlichen Bestimmungen 
des Staates, dessen Recht ohne Rechtswahl zur Anwendung gelangen würde, abgewichen 
werden darf. Ferner hat die Rechtswahl nach Art. 7 I lit. h stets ausdrücklich zu erfolgen 
oder muss sich hinreichend deutlich aus den Vertragsklauseln ergeben. 
149 Vgl. Art. 7 I lit. b, wonach bei Auseinanderfallen von gewöhnlichem Aufenthaltsort des 
Versicherungsnehmers und Risikobelegenheitsstaat sowohl das Vertragsrecht der Risikobe-
legenheit als auch das des gewöhnlichen Aufenthaltsortes gewählt werden kann. 
150 Vgl. Art. 7 I lit. e. 
151 Deckt der Versicherungsvertrag im industriellen, gewerblichen oder freiberuflichen 
Bereich mehrere in verschiedenen Mitgliedsstaaten belegene Risiken, so umfasst die freie 
Rechtswahl die Rechte aller Risikobelegenheitsstaaten sowie das des gewöhnlichen Auf-
enthaltsortes des Versicherungsnehmers (Vgl. Art. 1 I lit. c). 
152 Im Bereich der Großrisiken besteht eine unbeschränkte Rechtswahl (Vgl. Art. 7 I lit. f i. 
V. m. Art. 5 i. V. m. Art. 5 der Ersten Richtlinie Schaden. Art. 7 lit. f. der Richtlinie 
88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) spricht bei seiner Bezugnahme einer freien 
Rechtswahl im Großrisikobereich etwas unverständlich von Großrisiken gem. „Art. 5 
Buchstabe d) Ziffer i) der Ersten Richtlinie [Schaden], wobei dieser Art. 5 lit. d erst im 
Rahmen des Art. 5 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) „rückbezie-
hend“ auf die Erste Richtlinie Schaden eingefügt wurde und dort eine Ziffer „i“ nicht exis-
tiert, sondern nur drei Mal die Bezeichnung „iii“ auftaucht. Diese wohl fehlerhafte Be-
zeichnung wurde durch Art. 27 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden“ kor-
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Des Weiteren enthält Art. 8 zusätzliche Bestimmungen für das An-
bieten und Abschließen von Pflichtversicherungsverträgen. Im Wesentli-
chen geht es hierbei darum, die zwingenden Vorschriften oder gar die ganze 
Rechtsordnung153 des Mitgliedsstaates, der die Pflichtversicherung vor-
schreibt, verbindlich zur Geltung zu bringen.154 Ferner kann jeder Pflicht-
versicherungsanbieter zur obligatorischen Genehmigung seiner Allgemeinen 
und Besonderen Pflichtversicherungsbedingungen verpflichtet werden.155 
Demgegenüber werden die Vorlage- bzw. Genehmigungspflichten bezüg-
lich der Allgemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen, der Tari-
fe und Formblätter im Bereich der Nicht-Pflichtversicherungen gem. Art. 9 
und 18 II zumindest für die Versicherung von Großschäden aufgehoben 
bzw. gelockert, wohingegen sie für die übrigen Schadensversicherungen 
beibehalten werden können.156 
Im Titel III geht die Richtlinie dazu über, Sonderbestimmungen für 
den freien Dienstleistungsverkehr im Versicherungsgeschäft zu normie-
ren.157 So trifft beispielsweise Art. 13 die Regelung, dass die Mitgliedsstaa-
ten ihr nationales Recht dahingehend anpassen, dass eine Deckung im Rah-
men des Dienstleistungsverkehrs mindestens die bereits beschriebenen 
Großrisiken und jene anderen Risikozweige, „für die die betreffende 
Niederlassung bislang noch nicht zugelassen ist“158, umfassen darf. 
                                                                                                                            
rigiert, womit die Rechtswahlfreiheit gleichzeitig auf alle Arten von Großrisiken in der 
Schadensversicherung ausgeweitet wurde. 
153 Vgl. Art. 8 IV lit. c. 
154 Vgl. Art. 8 II, III. 
155 Art. 8 IV lit. b i. V. m. Art. 12 I trifft somit eine Ausnahmeregelung für den Bereich der 
Pflichtversicherung im Vergleich zu den Regelungen der Nicht-Pflichtversicherung der Art. 
9 und 18, welche ihrerseits die Regelungen der Ersten Richtlinie Schaden ändern bzw. 
ergänzen. Hiernach (Art. 9, 18) wird die systematische Vorlage- und Genehmigungspflicht 
der Allgemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen in Teilbereichen (z. B. Groß-
schadenversicherung) gerade für unzulässig erklärt 
156 Vgl. auch Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das 
Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 (266). 
157 Dass der Mitgliedsstaat der Risikobelegenheit derjenige der Dienstleistungserbringung 
ist, ergibt sich dabei aus Art. 12 I i. V. m. Art. 2 lit. d. Welche Versicherungsarten nicht 
unter die Dienstleistungsregelungen des dritten Titels fallen, bestimmt Art. 12 II. 
158 Diese sehr missverständliche Formulierung erhellt sich nur im Zusammenspiel mit den 
Regelungen der Ersten Richtlinie Schaden, welche nur den Direktversicherungsvertrieb 
über Niederlassungen, nicht aber im Rahmen des Dienstleistungsverkehrs kannte. Hat bei-
spielsweise ein Versicherungsunternehmen eine Niederlassung im Staat A und hat dieses 
Unternehmen im Sinne der Ersten Richtlinie Schaden eine zum Direktversicherungsvertrieb 
für bestimmte Versicherungsrisiken zugelassene Zweigniederlassung im Staat B, so soll ein 
Dienstleistungsvertrieb von der Niederlassung im Staat A in den Staat B, soweit die Nieder-
lassung in B für derartige Geschäfte bereits eine Genehmigung besitzt, (i. S. d. Mindestre-
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Zusammengefasst bedeutet dies: Wer bereits eine für bestimmte 
Versicherungsrisiken zugelassene Niederlassung im Staat der beabsichtigten 
Dienstleistung besitzt, darf - im Bereich dieser Versicherungsrisiken - nicht 
von außen im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs agieren, sondern 
nur über seine inländische Niederlassung. Das heißt, die ausgeübte Nieder-
lassungsfreiheit sperrt den Vertrieb über die Dienstleistungsfreiheit (sog. 
Kumulverbot). 
Nichts desto trotz steht es jedem Mitgliedsstaat gem. Art. 15 I im 
Massenversicherungsgeschäft frei, für den Vertrieb von Schadensversiche-
rungen im Rahmen des Dienstleistungsverkehrs neben der obligatorisch 
vorausgesetzten Zulassung für diesen Versicherungsbereich im Niederlas-
sungsstaat, von dem aus die Dienstleistungen erbracht werden sollen, eine 
weitere behördliche Zulassung im Dienstleistungsstaat vorzuschreiben.159 
Demgegenüber wurde im Großrisikobereich nach Art. 16 III das sog. Her-
kunftslandprinzip dadurch gefördert, dass Versicherer aus anderen EG-
Staaten keiner erneuten Zulassung im Zielland bedurften.160  
Darüber hinaus ist es den mitgliedsstaatlichen Behörden auch im 
Dienstleistungsbereich unbenommen, eine Genehmigungspflicht für die 
Allgemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen, die Formblätter, 
die Tarife und andere Dokumente vorzuschreiben. Hierfür sieht Art. 18 I 
jedoch zwingend vor, dass dies nur dann erlaubt ist, wenn die Vorschriften 
des Niederlassungsstaates keinen erforderlichen Schutz gewährleisten und 
der Dienstleistungsstaat dabei die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit 
wahrt. Dabei soll im Bereich der Großrisiken eine derartige Genehmigungs-
pflicht bzw. systematische Kontrolle der Versicherer nach Art. 18 II grund-
                                                                                                                            
gelung des Art. 13) nicht zulässig sein. Der Versicherungsvertrieb im Staat B hat somit 
ausschließlich über die bereits bestehende und zugelassene Niederlassung in B zu erfolgen. 
159 Hierfür sehen die Art. 15 und 16 unterschiedliche Regelungen vor, je nachdem, ob es 
sich um allgemeine Schadensrisiken (Art. 15) oder um Großrisiken handelt (Art. 16). Im 
Rahmen der allgemeinen Schadensversicherung bestehen folgende Vorlagepflichten: 1.) die 
Bescheinigung der Einhaltung der Mindestsolvabilitätsspannen für alle Geschäftsbereiche 
durch den Sitzstaat und der Nachweis, dass das Unternehmen außerhalb des Niederlas-
sungsstaates tätig werden darf; 2.) die Bescheinigungen des Niederlassungsstaates über den 
erlaubten Umfang der Versicherungstätigkeit (auch für den Dienstleistungsvertrieb) sowie 
3.) einen Tätigkeitsplan, woraus sich die zu deckenden Risiken, die Allgemeinen und Be-
sonderen Versicherungsbedingungen, die Tarife und die zu verwendenden Formblätter 
ergeben. Gleiches gilt für Großrisiken gem. Art. 16, jedoch mit der Ausnahme, dass der 
vorgenannte Punkt 3 entfällt. 
160 Vgl. auch Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das 
Versicherungsrecht, S. 263 (266). 
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sätzlich unzulässig sein. Bei Zuwiderhandlungen der Versicherungsunter-
nehmen ergreifen die Behörden des Niederlassungs- bzw. Sitzstaates die 
notwendigen Zwangssicherungsmaßnahmen. Nur subsidiär, das heißt bei 
erfolglosem Einschalten der vorgenannten Behörden sind auch die Admi-
nistrationen des Dienstleistungsstaates zu Zwangsmaßnahmen berechtigt. 
Dabei kann außerhalb von Großrisiken161 auch der Entzug der Zulassung als 
ultima ratio erfolgen.162 Für den Bereich der Rückstellungen gelten gem. 
Art. 23 die Vorschriften des Dienstleistungsstaates, sofern dieser den Versi-
cherungsnehmern einen besonderen Schutz gewähren will, ansonsten sind 
auch insoweit die Aufsichtsbehörden der Niederlassung zuständig.163 
Daneben enthält die Richtlinie auch ausdrücklich verbraucherschüt-
zende Regelungen. So haben gem. Art. 21 alle über den Dienstleistungsver-
trieb angebotenen Versicherungen den Versicherungsnehmer über den Mit-
gliedsstaat des Sitzes, der Agentur oder Zweigniederlassung inklusive der 
Anschrift des deckungsgewährenden Unternehmens zu informieren. 
Die vorliegende Richtlinie wurde ihrerseits teilweise durch die 
Richtlinie 90/618/EWG164 abgeändert bzw. ergänzt165 und fand ihre Umset-
zung ins deutsche Recht durch das Zweite Durchführungsgesetz/EWG zum 
VAG vom 28.06.1990.166 
                                                 
161 Vgl. zu dieser Einschränkung Art. 19 IV. 
162 Zum Ganzen, Vgl. Art. 19 II-VIII. 
163 Vgl. auch die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe 
164 Richtlinie 90/618/EWG des Rates vom 08.11.1990 zur Änderung der Richtlinie 
73/239/EWG und der Richtlinie 88/357/EWG zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung), 
insbesondere bezüglich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, ABl. 1990 L 330/44. 
165 Vgl. hierzu die Ausführungen im Gliederungspunkt B V 2 h zu Art. 3 des Vorschlages 
für eine Fünfte Kraftfahrzeug-Haftpflicht Richtlinie (KOM 2002/244 endg.). 
166 Vgl. BGBl. I, 1990, S. 1249 ff. 
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c. Zweite Richtlinie Leben 90/619/EWG167 
 
Im Jahr 1990 erließ der Rat die Zweite Richtlinie Leben, um auch in 
diesem Versicherungszweig spezielle Regelungen für den Versicherungs-
vertrieb im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs zu normieren, wie 
sie aufgrund der Spartentrennung in Lebens- und Schadensversicherung im 
Bereich der Schadensversicherung mit der Zweiten Richtlinie Schaden be-
reits im Jahr 1988 realisiert wurden. 
In Art. 2 definiert die Richtlinie die für die Niederlassungen und den 
Dienstleistungsverkehr notwendigen Begriffe wie z. B. den Mitgliedsstaat 
der Niederlassung oder den der Dienstleistung. Daneben finden sich in Art. 
4 erstmals kollisionsrechtliche Regelungen für den Lebensversicherungsbe-
reich verankert.168 Art. 4 I 1 erklärt dabei bezüglich des Lebensversiche-
rungsvertrages grundsätzlich das Recht des Mitgliedsstaates der Verpflich-
tung169 für anwendbar, sofern nicht dieser soeben berufene Mitgliedsstaat 
gem. Art. 4 I 2 die Wahl einer anderen Rechtsordnung zulässt. Ferner statu-
iert Art. 4 II eine beschränkte Rechtswahl für den Fall, dass der gewöhnli-
che mitgliedsstaatliche Aufenthaltsort einer natürlichen Person nicht dem 
Mitgliedsstaat der Staatsangehörigkeit entspricht. Insoweit kann eine Ver-
tragsanknüpfung sowohl zum materiellen Recht des Mitgliedsstaats des ge-
wöhnlichen Aufenthaltes als auch zu dem der Staatsangehörigkeit erfolgen. 
Neben Sonderregelungen für Staaten mit mehreren Gebietseinheiten 
(vgl. Art. 4 III) enthält Art. 4 IV die Normierung, dass die zwingenden 
sachverhaltsregelnden Rechtsnormen des Staates, dessen Gericht angerufen 
wurde, nicht von Art. 4 berührt werden sollen.170 Hierzu abschließend be-
                                                 
167 Zweite Richtlinie 90/619/EWG des Rates vom 08.11.1990 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebensversicherung) und 
zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs sowie zur 
Änderung der Richtlinie 79/267/EWG, ABl. 1990 L 330/50. 
168 So regelt beispielsweise Art. 4 II, dass natürliche Personen sowohl das Recht ihrer 
Staatsangehörigkeit als auch das ihres gewöhnlichen Aufenthaltsortes wählen können. 
169 Gem. Art. 2 lit. e der Richtlinie ist der Mitgliedsstaat der Verpflichtung derjenige, in 
dem der Versicherungsnehmer seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder dieser als nicht-
natürliche Person niedergelassen ist. 
170 Bezogen auf Deutschland heißt dies nach Mewes, Internationales Versicherungsver-
tragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im 
Gemeinsamen Markt, S. 249, dass zwingende Vorschriften des deutschen Lebensversiche-
rungsrechts nach den Art. 29 I und 34 EGBGB zu beachten sind, sofern nicht bereits das 
deutsche Recht objektiv oder subjektiv berufen ist und entweder ein deutsches Gericht zur 
rechtlichen Begutachtung des Falles berufen ist oder ein anderes Gericht die zwingende 
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stimmt Art. 4 V, dass die Mitgliedsstaaten ihre nationalen Privatrechte in-
soweit uneingeschränkt zur Anwendung bringen, als nicht die vorab bespro-
chenen Tatbestände des Art. 4 I-IV der Richtlinie etwas Entgegengesetztes 
regeln.171 
Gefolgt von Bestimmungen zur Optimierung des Informationsaus-
tausches zwischen den jeweiligen nationalen Aufsichtsbehörden (vgl. Art. 
5) sowie zur Übertragung von geschlossenen Versicherungsverträgen auf 
andere Gesellschaften (vgl. Art. 6) regeln die Art. 8 und 9 Sonderbestim-
mungen für Unternehmen, die ihren Sitz bzw. ihr Mutterunternehmen au-
ßerhalb der Europäischen Gemeinschaft haben. 
Im Titel III der Richtlinie finden sich die Neuerungen bezüglich der 
Ausübung von Versicherungstätigkeiten im Rahmen des freien Dienstleis-
tungsverkehrs. Gem. Art. 10 II gilt die Dienstleistungsfreiheit unter Bezug-
nahme auf Art. 1 I und II lit. a, b der Ersten Richtlinie Leben für Lebens-, 
Renten- und damit in Zusammenhang stehende Zusatzversicherungen (etwa 
Berufsunfähigkeits- und Unfallversicherungen) sowie für Tontinen-172 und 
Kapitalisierungsgeschäfte.173 Eine weitere Voraussetzung für den 
Dienstleistungsvertrieb in einem anderen Mitgliedsstaat als dem der 
Niederlassung ist stets, dass der Versicherer für derartige Geschäfte im 
Mitgliedsstaat der Niederlassung zugelassen ist.174 
Die Richtlinie differenziert ferner bezüglich einer weiteren mit-
gliedsstaatlichen Zulassungspflicht im Dienstleistungsstaat danach, ob die 
Initiative zum Vertragsschluss vom Versicherer oder dem Versicherten aus-
ging. Geht die Initiative zum Vertragsabschluss gem. der Artt. 12, 13 vom 
                                                                                                                            
Anwendung dessen nationalen Rechts für nicht anwendbar erklärt und Deutschland der 
Mitgliedsstaat der Verpflichtung/Dienstleistung ist. 
171 Art. 4 V der Richtlinie dient bezogen auf Deutschland insoweit der Durchbrechung des 
Grundsatzes des Art. 37 S. 1 Nr. 4 EGBGB, der die Anwendbarkeit der Artt. 27-36 
EGBGB auf innergemeinschaftlich belegene Risiken verneint. Vgl. hierzu weiterführend 
Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der 
europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 249-251. 
172 Tontinengeschäfte sind gem. Art. 1 II lit. a der Ersten Richtlinie Leben solche, bei denen 
sich Teilhaber vereinigen, um ihre Beiträge gemeinsam zu kapitalisieren und das so gebil-
dete Vermögen auf die Überlebenden oder auf die Rechtsnachfolger verteilen. Vgl. dazu 
auch Müller, Versicherungsbinnenmarkt, S. 149 Rdn. 394 f. 
173 Kapitalisierungsgeschäfte sind gem. Art. 1 II lit. b der Ersten Richtlinie Leben solche, 
bei denen aufgrund eines mathematischen Verfahrens einmalige oder regelmäßige Einzah-
lungen zu späteren, bezüglich Dauer und Höhe bestimmten Verpflichtungen des Versiche-
rers führen. 
174 Vgl. Art. 10 IV i. V. m. Art. 6 der Ersten Richtlinie Leben. 
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Versicherungsunternehmen aus, besteht die Möglichkeit einer behördlichen 
Zulassungspflicht im Dienstleistungsstaat.175 Ist dagegen der Versiche-
rungsnehmer im Rahmen des Dienstleistungsverkehrs derjenige, von dem 
die Initiative zum Vertragsschluss ausgeht176, so können sich die nationalen 
Behörden allein die Nachweise zur sicheren Vertragserfüllung vom Versi-
cherer vorlegen lassen.177 Die Aufnahme des Dienstleistungsgeschäfts ist in 
den zuletzt genannten Fällen gem. Art. 14 III somit nicht von einer Zulas-
sung, sondern nur von der Vorlage der vorgenannten Unterlagen im Dienst-
leistungsstaat abhängig. 
In Art. 16 finden sich weitergehend diejenigen Versicherungsver-
pflichtungen normiert, die ein Versicherer im Wege des Dienstleistungsver-
kehrs nach dieser Richtlinie in einem anderen Mitgliedsstaat stets erbringen 
darf. Es handelt sich dabei um die nach Art. 10 von der Dienstleistungsfrei-
heit umfassten Bereiche, bei denen die Initiative zum Vertragsschluss ent-
weder im Sinne des Art. 13 vom Versicherten ausgeht, oder aber der Ver-
trag auf eine andere Initiative hin zustande kommt sowie zugleich in einen 
Versicherungszweig einzuordnen ist, „für die das im ersten Mitgliedsstaat 
niedergelassene Unternehmen nach Artikel 6 der Ersten Richtlinie [Leben] 
dort nicht zugelassen ist“.178 Zusammengefasst bedeutet dies: Wer bereits 
                                                 
175 Gem. Art. 12 I sind folgende Genehmigungsunterlagen den Behörden des Dienstleis-
tungsstaates vorzulegen: 1.) eine Bescheinigung des Sitzstaates über die Einhaltung der 
Mindestsolvabilitätsspanne für alle ausgeübten Versicherungsbereiche und die Erlaubnis 
außerhalb des Niederlassungsstaates tätig zu werden; 2.) eine Bescheinigung des Niederlas-
sungsstaates über die zugelassenen Versicherungszweige und deren Ausübung über die 
Dienstleistungsfreiheit sowie 3.) einen Tätigkeitsplan über die Art der Dienstleistungsver-
pflichtungen sowie die allgemeinen und besonderen Versicherungsbedingungen, die Tarife, 
Formblätter und sonstigen Unterlagen. 
176 In welchem Fall die Initiative vom Versicherungsnehmer ausgeht, regelt Art. 13. Kri-
tisch hierzu wegen der Beweislastproblematik Mewes, Internationales Versicherungsver-
tragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im 
Gemeinsamen Markt, S. 237. 
177 Die nationale Aufsichtsbehörde hat gem. Art. 14 das Recht, sich folgende Unterlagen 
vorlegen zu lassen: 1. eine Bescheinigung der Sitzlandbehörde über die Einhaltung der 
Mindestsolvabilitätsspanne und der Tätigkeitsfreigabe außerhalb des Niederlassungsstaates, 
2. eine Bescheinigung des Niederlassungsstaates über die zugelassenen Versicherungs-
zweige und deren Ausübbarkeit im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs, 3. Angaben 
zu den geplanten Versicherungsarten im Dienstleistungsstaat. Die vorgenannten Verpflich-
tungen gelten gem. Art. 14 I Unterabs. 2 nicht, wenn die Tätigkeit im Mitgliedsstaat der 
Verpflichtung (Staat, in dem der Versicherungsnehmer seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort 
oder Sitz hat, Vgl. Art. 2 lit. e) nicht der Aufsicht der für Privatversicherungen zuständigen 
Verwaltungsbehörde unterliegt. 
178 Diese - ebenso wie Art. 13 der Zweiten Richtlinie Schaden - sehr missverständliche 
Formulierung erhellt sich nur im Zusammenspiel mit den Regelungen der Ersten Richtlinie 
Leben, welche nur den Direktversicherungsvertrieb über Niederlassungen, nicht aber im 
Rahmen des Dienstleistungsverkehrs kannte. Hat beispielsweise ein Lebensversicherungs-
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eine für Lebensversicherungsrisiken zugelassene Niederlassung im Staat der 
beabsichtigten Dienstleistung besitzt, darf - im Bereich dieser Lebensversi-
cherungsrisiken - nicht von außen im Rahmen des freien Dienstleistungs-
verkehrs agieren, sondern nur über seine inländische Niederlassung. Das 
heißt, die ausgeübte Niederlassungsfreiheit sperrt auch hier - wie in der 
Zweiten Richtlinie Schaden - den Vertrieb über die Dienstleistungsfreiheit 
(sog. Kumulverbot). 
Daneben können die Mitgliedsstaaten Genehmigungspflichten für 
die im Dienstleistungsverkehr verwendeten Allgemeinen und Besonderen 
Versicherungsbedingungen sowie für die Formblätter und Tarife nur dann 
gem. Art. 19 I vorsehen, wenn der Niederlassungsstaat keinen entsprechen-
den Schutz im erforderlichen Umfang gewährleistet und die Anforderungen 
des Dienstleistungsstaates nicht unverhältnismäßig sind. Die vorbezeichne-
ten Genehmigungspflichten bzw. systematischen Kontrollen sind jedoch bei 
nach Maßgabe von Art. 13 eingegangenen Verpflichtungen, also auf die 
Initiative des Versicherungsnehmers hin, unzulässig (vgl. Art. 19 II). 
Darüber hinaus findet sich in Art. 15 I eine verbraucherschützende 
Regelung, wonach dem Versicherungsnehmer bezüglich des im Wege des 
Dienstleistungsverkehrs abgeschlossenen Lebensversicherungsvertrages ein 
von den Mitgliedsstaaten in ihrer Umsetzung näher zu bestimmendes Rück-
trittsrecht - zwischen 14 und 30 Tagen nach Bekanntgabe des Vertrags-
schlusses an den Versicherten - einzuräumen ist. Dies gilt, sofern der Mit-
gliedsstaat gem. Art. 15 II keine abweichenden Sonderbestimmungen für 
Verträge mit einer Höchstlaufzeit von 6 Monaten getroffen hat. Ferner ist 
dem Versicherungsnehmer nach Art. 22 der Mitgliedsstaat, aus dem heraus 
die Dienstleistung angeboten wird und der Vertragsschluss erfolgen soll, 
sowie die Anschrift des deckungsgewährenden Unternehmens mitzuteilen. 
                                                                                                                            
unternehmen eine Niederlassung im Staat A und hat dieses Unternehmen im Sinne der 
Ersten Richtlinie eine zum Direktversicherungsvertrieb für Lebensversicherungen (u. a. im 
Sinne der Ersten und Zweiten Richtlinie Leben zulässige Versicherungen) zugelassene 
Zweigniederlassung im Staat B, so soll ein Dienstleistungsvertrieb von der Niederlassung 
im Staat A in den Staat B, soweit die Niederlassung in B für derartige Geschäfte bereits 
eine Genehmigung besitzt, (i. S. d. Mindestregelung des Art. 16) nicht zulässig sein. Der 
Vertrieb von Lebensversicherungen im Staat B hat somit ausschließlich über die bereits 
bestehende und zugelassene Niederlassung in B zu erfolgen. 
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Bei Zuwiderhandlungen der Versicherungsunternehmen ergreifen 
auch hier - ähnlich der Zweiten Richtlinie Schaden - die Behörden des Nie-
derlassungs- bzw. Sitzstaates die notwendigen Zwangssicherungsmaßnah-
men. Nur subsidiär, also bei erfolglosem Einschalten der vorgenannten Be-
hörden sind auch die Ämter des Dienstleistungsstaates zu Zwangsmaßnah-
men berechtigt. Dabei kann auch hier, außer bei den nach Art. 13 eingegan-
genen Verpflichtungen (Initiative ging vom Versicherungsnehmer aus)179, 
der Entzug der Zulassung als ultima ratio nach Art. 12 erfolgen.180 Für den 
Bereich der Rückstellungen gelten gemäß Art. 24 die Vorschriften des 
Dienstleistungsstaates, sofern dort eine Zulassung erforderlich ist und der 
Dienstleistungsstaat den Versicherungsnehmern einen besonderen Schutz 
gewährleisten will. Ansonsten sind auch insoweit die Aufsichtsbehörden der 
Niederlassung zuständig.181 
Grundsätzlich ist noch zu erwähnen, dass das mit der Ersten Richtli-
nie Leben normierte Verbot der gleichzeitigen Ausübung von Lebens- und 
Schadensversicherungen (sog. Spartentrennung) zwar beibehalten wurde, 
jedoch in seiner Anwendung aufgrund des besonderen Charakters des freien 
Dienstleistungsverkehrs flexibel gehandhabt werden soll. Art. 18 I sieht 
insoweit vor, dass Unternehmen, die in zulässiger Weise bei einer getrenn-
ten Verwaltung sowohl im Lebensversicherungs- als auch im Schadensver-
sicherungsgeschäft tätig sind, im Dienstleistungsverkehr Lebensversiche-
rungen nur dann anbieten dürfen, wenn a) entweder die Initiative zum Ver-
tragsschluss vom Versicherungsnehmer ausging, bzw. b) nach Art. 12 der 
Mitgliedsstaat der geplanten Dienstleistungserbringung eine derartige Ver-
triebszulassung nach seinem nationalen Recht erteilt oder c) in allen übrigen 
Staaten, welche die letztgenannte Erlaubnis nicht vorsehen, längstens bis 
zum 31.12.1995.182 Ferner wurde insbesondere darauf hingewiesen, dass 
sich derartige Kompositunternehmen183 jederzeit in zwei, nach Lebens- und 
Schadensversicherung getrennte Unternehmen aufteilen könnten, um nicht 
                                                 
179 Vgl. zu dieser Einschränkung Art. 20 IV. 
180 Zum Ganzen, Vgl. Art. 19 II-VIII. 
181 Vgl. auch die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe 
182 Vgl. Art. 18 I i. V. m. Art. 13 i. V. m. Art. 13 III der Ersten Richtlinie Leben i. V. m. 
Anhang zur Ersten Richtlinie Schaden. 
183 Dies sind Unternehmen, welche sich aus mehreren Aufgaben- bzw. Tätigkeitsbereichen 
zusammensetzen, z. B. hier aus der Kombination von Lebens- und Schadensversicherern. 
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mehr unter das Verbot des gleichzeitigen Betreibens von Lebens- und Scha-
densversicherungen zu fallen.184 
 
d. Richtlinie Rechtsschutzversicherung 87/344/EWG185 
 
Mit der Richtlinie zur Rechtsschutzversicherung, welche die Aus-
nahmeregelung des Art. 7 II lit. c der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtli-
nie Schaden) i. V. m. Anhang A Ziffer 17 derselben Richtlinie beseitigt,186 
soll im Wesentlichen eine Angleichung im Hinblick auf die Fragen erreicht 
werden, inwieweit dieser Versicherungsbereich gleichzeitig und in welcher 
rechtlichen und tatsächlichen Abgrenzung zu anderen Bereichen er im Sinne 
einer Vermeidung von Interessenkollisionen betrieben werden darf (Aufhe-
bung des Spartentrennungsgebotes).187 Interessenkollisionen können seitens 
der Versicherer beispielsweise darauf zurückzuführen sein, dass sie den 
Versicherten auch in einem anderen Bereich als dem des Rechtsschutzes 
versichert haben und sich somit eine Inanspruchnahme des Rechtsschutzes 
gegen das versichernde Unternehmen selbst richten könnte. 
Zur Vermeidung derartiger Interessenkollisionen bietet die Richtlinie 
den Mitgliedsstaaten verschiedene gleichwertige Umsetzungsmodelle an. So 
ist z. B. ein für die Rechtsschutzversicherung gesonderter Vertrag bzw. ab-
grenzbarer Vertragspassus gem. Art. 3 I im Sinne einer Interessenwahrung 
ausreichend, wenn die versicherungsorganisatorische Verwaltung dieser 
Verträge entweder gem. Art. 3 II lit. a unternehmensintern gesondert erfolgt 
oder gem. lit. b einem rechtlich selbständigen Unternehmen anvertraut wird. 
Ferner sind die Interessen nach einer dritten Variante gem. lit. c gewahrt, 
wenn dem Versicherten aus dem Rechtsschutzvertrag das Recht zusteht, die 
Vertretung seiner Interessen einem von ihm frei wählbaren Anwalt zu über-
                                                 
184 Vgl. die der Zweiten Richtlinie Leben vorangestellten Erwägungsgründe. 
185 Richtlinie 87/344/EWG des Rates vom 22.06.1987 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Rechtsschutzversicherung, ABl. 1987 L 185/77. 
186 So sieht Art. 7 II lit. c der Richtlinie 73/239/EWG zu Gunsten Deutschlands folgende 
Ausnahmeregelung vor: „Bis zu einer weiteren Koordinierung, die innerhalb von vier Jah-
ren nach Bekanntgabe dieser Richtlinie erfolgen muss, ist die Bundesrepublik Deutschland 
berechtigt, das Verbot aufrechtzuerhalten, wonach in ihrem Staatsgebiet die Zweige der 
Krankenversicherung, Kredit- und Kautionsversicherung oder Rechtsschutzversicherung 
nicht nebeneinander oder gleichzeitig mit anderen Zweigen betrieben werden dürfen.“ 
187 So sah zum damaligen Zeitpunkt einzig die Rechtsordnung der Bundesrepublik vor, dass 
eine zwingende Spartentrennung zwischen der Rechtsschutzversicherung und anderen Ver-
sicherungszweigen besteht. Vgl. die der Richtlinie vorangestellte Begründungserwägung. 
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tragen, sobald er als Versicherter das Tätigwerden des Versicherers auf-
grund der Police verlangen kann. In diesem Sinne haben die Mitgliedsstaa-
ten gem. Art. 8 unter Einräumung der vorstehenden Varianten alle Vor-
schriften, welche die gleichzeitige Ausübung im Sinne einer Kumulierung 
der Rechtsschutzversicherung mit anderen Versicherungszweigen verbieten, 
aufzuheben. 
Die Richtlinienumsetzung erfolgte in Deutschland im Rahmen des 
auch die Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) umsetzenden 
Zweiten Durchführungsgesetz/EWG zum VAG vom 28.06.1990.188 
 
e. Richtlinie Kautions- und Kreditversicherung 87/343/EWG189 
 
Die vorliegende Richtlinie hatte - ähnlich der Richtlinie zur Rechts-
schutzversicherung (87/344/EWG) - die Aufgabe, die zu Gunsten Deutsch-
lands gem. Art. 7 II lit. c der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Scha-
den) i. V. m. Anhang A Ziffern 14 und 15 derselben bestehende Sonderrege-
lung zum Verbot des parallelen Betreibens von Kautions- und Kreditversi-
cherungen zu beseitigen.190 Insofern ermöglicht die Richtlinie unter Aufhe-
bung des in diesem Bereich geltenden Spartentrennungsgebotes, die Kredit- 
und Kautionsversicherung auch ungetrennt von anderen Sparten zu betrei-
ben.191 Daneben enthält die Richtlinie detaillierte Regelungen zur Bildung 
von besonderen Schwankungsrückstellungen aufgrund der außerordentlich 
großen Risiken in diesen Versicherungsbereichen.192  
Die Richtlinienumsetzung erfolgte in Deutschland im Rahmen des 
auch die Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) umsetzenden 
Zweiten Durchführungsgesetz/EWG zum VAG vom 28.06.1990.193 
                                                 
188 BGBl. I, 1990, S. 1249. 
189 Richtlinie 87/343/EWG des Rates vom 22.06.1987 zur Änderung hinsichtlich der Kre-
ditversicherung und der Kautionsversicherung der Ersten Richtlinie 73/239/EWG zur Ko-
ordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Aus-
übung der Tätigkeit der Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung), ABl. 
L 185/72. 
190 Vgl. auch Art. 1 II. 
191 Vgl. auch Bunte, Lexikon des Rechts - Versicherungsrecht, S. 42. 
192 Vgl. auch die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
193 BGBl. I, 1990, S. 1249. 
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IV. Entwicklungsphase III 
1. Überblick 
 
Die Dritte Richtliniengeneration194 baute insbesondere auf den Er-
kenntnissen des EuGH-Urteils von 1986 auf und diente neben der Harmoni-
sierung bestimmter Bereiche des Aufsichtsrechts auch der weiteren Opti-
mierung der Dienstleistungsfreiheit bezogen auf das gesamte Spektrum der 
Risikokategorien.195 Hierbei kam der Dritten Richtliniengeneration eine Art 
Schlusssteincharakter196 zur Verwirklichung des für den 01.07.1994 vorge-
sehenen Versicherungsbinnenmarkt zu.197 
In diesem Sinne wurde unter anderem das „Single Licence-
Prinzip“198 mittels zahlreicher Richtlinien festgeschrieben.199 Nach ihm ob-
liegt die EU-weite Einheitszulassung ebenso wie die Beaufsichtigung der 
Versicherungsanbieter - nach gemeinschaftsweit angeglichenen Kriterien - 
in nunmehr verstärkter Weise den Behörden des Herkunftslandes (sog. 
„Home Country Control“ bzw. Sitzlandkontrolle).200 Ferner wurde der im 
bezeichneten Urteil von 1986 aufgestellte Grundsatz, wonach die Mitglieds-
                                                 
194 Hierbei richtet sich die Struktur der Dritten Schadens- und Lebensversicherungsrichtli-
nie insbesondere an einer Abänderungs- und Aufhebungssystematik im Vergleich zu den in 
der Ersten und Zweiten Richtliniengeneration ergangenen Regelungen zur Lebens- und 
Schadensversicherung aus. 
195 Hierbei werden insbesondere die Sparten der sogenannten „Jedermann“- bzw. Massen-
versicherungen in den umfassenden Anwendungsbereich der Dienstleistungsfreiheit integ-
riert. Vgl. dazu Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf 
das Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 (265); Präve, Das Dritte Durchführungsge-
setz/EWG zum VAG, ZfV 1994, S. 168. 
196 Die Begrifflichkeit des Schlusssteincharakters findet sich u. a. bei Schmidt, Die Deregu-
lierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, S. 69. 
Weiterführend auch Weiser, Der Binnenmarkt für Versicherungen, EuZW 1993, S. 29; 
Claus, Lebensversicherungsaufsicht nach der Dritten EG-Richtlinie, Was bleibt? Was än-
dert sich?, ZfV 1994, S. 110 (111); Heilmann, Was bringt der Binnenmarkt den Versiche-
rungskunden, VW 1993, S. 342 (344). 
197 Der 01.07.1994 wird insbesondere in Art. 57 I der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richt-
linie Schaden) und in Art. 51 I der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben) als 
spätester Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der nationalen Umsetzungsakte der vorbezeichne-
ten Richtlinien benannt. 
198 Mächler-Erne, Internationale Versicherungsverträge: Formen und Inhalt, S. 153 (157). 
199 Vgl. Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 18.06.1992 zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversi-
cherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG und 88/357/EWG (Dritte Richt-
linie Schadensversicherung), ABl. 1992 L 228/1. Richtlinie 92/96/EWG des Rates vom 
10.11.1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktver-
sicherung (Lebensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 79/267/EWG und 
90/619/EWG (Dritte Richtlinie Lebensversicherung), ABl. 1992 L 360/1. 
200 Vgl. hierzu Fahr, Die Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Generation in 
deutsches Recht, VersR 1992, S. 1033. 
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staaten aus Allgemeinwohlgründen eine zwingende Anknüpfung der Versi-
cherungsverträge zum nationalen Recht des Ziellandes vornehmen dürfen, 
in den späteren Richtlinien201 festgeschrieben. Dies führte dazu, dass die 
Kommission das Ziel einer Angleichung des materiellen Versicherungsver-
tragsrechtes endgültig nicht mehr weiterverfolgte und letztlich auch ihren 
Vorschlag bezüglich einer Rechtsangleichung im Jahre 1993 zurückzog.202 
Ein wesentlicher Schritt in Richtung eines freien Dienstleistungsverkehrs 
wurde ferner dadurch erreicht, dass das in der Zweiten Richtliniengenerati-
on noch festgeschriebene Verbot eines Parallelvertriebs im Rahmen der 
Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit (sog. Kumulverbot) nunmehr 
aufgehoben wurde. Ferner entfiel mit der Dritten Richtliniengeneration die 
präventive Kontrolle der Tarife und Versicherungsbedingungen und es kam 
zur Einführung gemeinschaftsweiter Mindeststandards für die Bildung und 
Anlage der versicherungstechnischen Rückstellungen.203 
Daneben erfolgte bereits mit der Richtlinie 91/674/EWG204 eine An-
gleichung bezüglich der Jahresabschlüsse und der konsolidierten Abschlüsse 
von Versicherungsunternehmen. Ziel war die Gewährleistung, eines identi-
schen Aufbaus dieser Abschlüsse sowie der gleichen Bezeichnung einzelner 
Rechnungslegungsposten bei allen Versicherungsunternehmen der Gemein-
schaft. 
                                                 
201 So heißt es etwa in Art. 28 der Dritten Richtlinie Schaden: „Der Mitgliedstaat, in dem 
das Risiko belegen ist, darf den Versicherungsnehmer nicht daran hindern, einen Vertrag zu 
unterzeichnen, der mit einem gemäß Artikel 6 der Richtlinie 73/239/EWG zugelassenen 
Versicherungsunternehmen abgeschlossen wurde, solange der Vertrag nicht im Wider-
spruch zu den in dem Mitgliedstaat, in dem das Risiko belegen ist, geltenden Rechtsvor-
schriften des Allgemeininteresses steht“. 
202 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (17); ABl. 1993 C 228/4, 14; Hübner/Matusche-
Beckmann, Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungsrecht, EuZW 
1995, S. 263 (269). 
203 Vgl. Roth, Die Vollendung des europäischen Binnenmarktes für Versicherungen, NJW 
1993, S. 3028 (3031); Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Ver-
sicherungsvermittlung in Deutschland, S. 70. 
204 Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19.12.1991 über Jahresabschlüsse und den kon-
solidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen, ABl. 1991 L 374/7. Die Umsetzung 
in deutsches Recht erfolgte durch das Versicherungsbilanzrichtliniengesetz vom 24.07.1994 
(BGBl. I, 1994, S. 1377) und eine ergänzende Verordnung über die Rechnungslegung der 
Versicherungsunternehmen vom 08.11.1994 (BGBl. I, 1994, S. 3378). Die Bilanzrichtlinie 
dient dabei dem Transparenzgedanken, da sie im deutschen Rechtsbereich erstmals dazu 
führt, dass die Versicherungsunternehmen ihre stillen Reserven offen zu legen haben. Vgl. 
dazu Basedow, Stand und Perspektiven der Deregulierung im Versicherungswesen, S. 23 
(30). 
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2. Konkrete Regelungen - Dritte Richtliniengeneration 
a. Dritte Kraftfahrzeug-Haftpflicht Richtlinie 90/232/EWG205 
 
Um die weiterhin existenten Unterschiede zwischen den jeweiligen 
nationalen Bestimmungen zur Schadensdeckung und Schadensregulierung 
im Bereich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung zu beseitigen bzw. 
bestehende Regelungen anzugleichen, erließ der Rat im Jahr 1990 die Dritte 
Kraftfahrzeug-Haftpflicht Richtlinie. Ziel dieser Richtlinie war es insbeson-
dere, das Funktionieren des Binnenmarktes weiter zu erleichtern und einen 
umfassenderen Verbraucherschutz festzuschreiben.206 
Damit die bestehenden Lücken in der Frage der Einbeziehung von 
Insassen in die Kfz-Haftpflichtversicherung geschlossen werden können, 
regelt Art. 1, dass sich eine solche Versicherung auf alle Fahrzeuge mit ge-
wöhnlichem Standort in einem der Mitgliedsstaaten bezieht und sich inso-
weit auf die Personenschäden aller Insassen mit Ausnahme des Fahrers zu 
erstrecken hat. Hiervon ist nur eine Bereichsausnahme für den Fall vorgese-
hen, dass ein Insasse das schadenverursachende Fahrzeug in der Kenntnis 
freiwillig bestiegen hat, dass dieses gestohlen war.207 
Darüber hinaus haben die Mitgliedsstaaten gem. Art. 2 dafür zu sor-
gen, dass ein gemeinschaftsweiter Versicherungsschutz aufgrund einer ein-
zigen Prämienzahlung besteht, wodurch gleichzeitig der in jedem Mitglieds-
staat vorgeschriebene Mindestversicherungsumfang eingehalten wird. Das 
heißt, dass innerhalb der Europäischen Gemeinschaft nur solche Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtpolicen zulässig sind, die sich in ihrer Haftungsverpflich-
tung auf das gesamte Gemeinschaftsgebiet erstrecken.208 Weiterhin finden 
sich in der Richtlinie angleichende Bestimmungen zu der von den Mit-
gliedsstaaten zu schaffenden Stelle, die in solchen Fällen eintrittspflichtig 
ist, in denen das schadenverursachende Kfz nicht versichert oder nicht zu 
ermitteln ist. Nach Art. 3 ist es dieser nationalen Stelle verwehrt, die Beglei-
                                                 
205 Richtlinie 90/232/EWG des Rates vom 14.05.1990 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedsstaaten über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, ABl. 1990 L 
129/33. 
206 Vgl. die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
207 Vgl. Art. 1 i. V. m. Art. 2 I Unterabsatz 2 der Zweiten Kraftfahrzeug-
Haftpflichtrichtlinie. 
208 Vgl. die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
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chung von Schadensersatzforderungen davon abhängig zu machen, dass der 
Geschädigte zuvor die Nichtleistung des Schadensverursachers nachzuwei-
sen hat. Ebenso haben die Mitgliedsstaaten gem. Art. 4 im Sinne einer zügi-
gen Opferentschädigung bei Eintrittsstreitigkeiten zwischen der vorbenann-
ten Stelle und einem möglicherweise regulierungspflichtigem Haftpflicht-
versicherer Regelungen zu treffen, welche von beiden Institutionen dem 
Geschädigten einen unverzüglichen Schadensersatz zu leisten hat.209 Damit 
die Geschädigten überhaupt in die Lage versetzt werden können, ihre An-
sprüche unverzüglich gegenüber der jeweiligen Haftpflichtversicherung 
geltend zu machen, legt Art. 5 I den Mitgliedsstaaten darüber hinaus die 
Pflicht auf, die entsprechenden Maßnahmen zur Identitätsoffenbarung des 
Versicherers vorzunehmen.210 
Die Richtlinienumsetzung ins deutsche Recht erfolgte durch das 
Dritte Durchführungsgesetz/EWG zum VAG vom 21.07.1994.211 
 
b. Dritte Richtlinie Schaden 92/49/EWG212 
 
Mit der Dritten Richtlinie Schaden nimmt sich der Rat im Jahr 1992 
der weiterhin bestehenden Hemmnisse im Bereich des Direktversicherungs-
vertriebes in der Gemeinschaft an. Insbesondere finden sich differenziertere 
Regelungen zur Schutzwürdigkeit der jeweiligen Marktteilnehmer, zum 
Wegfall der Exklusivität von Niederlassungs- und Dienstleistungsvertrieb 
(sog. Kumulverbot) sowie zur Zuständigkeitsabgrenzung der Aufsichtsbe-
hörden und deren Kompetenzen.213 Die Vereinheitlichung bzw. Anglei-
                                                 
209 Hierbei ist jedoch auch in Art. 4 geregelt, dass bei einer nachträglich festgestellten Ein-
trittspflicht der jeweils anderen, nichtzahlenden Partei ein Regressausgleich zwischen der 
nationalen Stelle und dem Haftpflichtversicherer stattzufinden hat. 
210 Vgl. die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
211 BGBl. I, 1994, S. 1630. 
212 Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 18.06.1992 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversiche-
rung) sowie zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG und 88/357/EWG, ABl. 1992 L 
228/1. 
213 Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung 
der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 180 f., weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, dass die Dritte Richtlinie Schaden im Vergleich zum ersten 
Vorschlag zu einer solchen Richtlinie (Vorschlag für eine dritte Richtlinie des Rates zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit 
Ausnahme der Lebensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG und 
88/357/EWG, KOM (90) 348 endg. - SYN 291, ABl. 1990 C 244, S. 28) sehr detaillierte 
Regelungen zu technischen und verfahrenstechnischen Maßgaben sowie stringent formu-
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chung der verschiedenen mitgliedsstaatlichen Versicherungsvertragsrechte 
wird im Rahmen der Richtlinie nicht mehr als Vorbedingung für die Ver-
wirklichung des Binnenmarktes angesehen.214 Gleichzeitig nimmt die Richt-
linie Bezug215 auf den neu eingesetzten Versicherungsausschuss, welchem 
es von nun an obliegt, die Aktualisierung der entsprechenden Durchfüh-
rungsbestimmungen, insbesondere der technischen Anpassungen zu den 
Schadens- und Lebensversicherungsrichtlinien auszuarbeiten.216 
In Art. 1 und 2 werden - ähnlich wie in den zuvor besprochenen 
Richtlinien - die verwendeten Begrifflichkeiten sowie der Anwendungsbe-
reich der Richtlinie definiert.217 Ferner finden sich bedeutsame Regelungen 
zur Zulassung zum Versicherungsgeschäft im Titel II, welcher die Aufnah-
me der Versicherungstätigkeit normiert. So statuiert Art. 4218 zwar weiterhin 
die Notwendigkeit einer behördlichen Zulassung zum Direktversicherungs-
vertrieb, grenzt diese jedoch im Sinne eines gemeinschaftsweiten Gültigkeit 
gem. Art. 5219 auf das Erfordernis einer einmaligen Zulassung („Single Li-
cence“) durch die Behörden des Sitzstaates in Form eines „transnationalen 
Verwaltungsaktes“220 ein. Zur Erteilung der von den Marktbedürfnissen 
                                                                                                                            
lierte Verankerungen der aufsichtsrechtlichen Heimatstaatskontrolle und der einheitlichen 
EG-weiten Zulassung enthält. Er begründet diese Vorgehensweise des europäischen Ge-
setzgebers mit den auch die europäischen Organe seit Beginn der 90er Jahre beflügelnden 
Liberalisierungsprozess, der in Intention der Verwirklichung des Binnenmarktes bis Ende 
1992 zu einer erhöhten Produktivität auf europäischer Ebene führte. 
214 Vgl. die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe, insbesondere Punkt 18. 
215 Vgl. die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe, insbesondere Punkt 31 sowie 
Art 40 X und Art. 51 derselben. 
216 Dieser Versicherungsausschuss wurde mit der Richtlinie 91/675/EWG des Rates vom 
19.12.1991 über die Errichtung eines Versicherungsausschusses, ABl. 1991 L 374/32 mit 
Wirkung zum 01.01.1992 ins Leben gerufen. Gem. Art. 1 der Richtlinie 91/675 EWG un-
terstützt der sich aus Vertretern der Mitgliedsstaaten zusammensetzende Versicherungsaus-
schuss die Kommission gem. Art. 2 der vorgenannten Richtlinie in allen Lebens- bzw. 
Sachversicherungsbereichen, in denen der Rat die Durchführung der angenommenen 
Rechtsakte der Kommission übertragen hat. Vgl. hierzu auch Hübner/Matusche-Beckmann, 
Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 
(264) 
217 Zum Anwendungsbereich verweist Art. 2 I auf Art. 1 der Ersten Richtlinie Schaden. 
218 Art. 4 ändert insoweit Art. 6 der  Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) ab. 
219 Art. 5 ändert insoweit insbesondere Art. 7 I der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie 
Schaden) ab. 
220 Die gemeinschaftsweite Zulassung zum Geschäftsbetrieb ist von allen anderen Mit-
gliedsstaaten automatisch zu beachten. Die extraterritoriale Wirkung hängt dabei nicht 
davon ab, dass andere Mitgliedsstaaten die Zulassung der Sitzlandbehörde durch eigene 
Behördenakte bestätigen. Vgl. Nessler, Europäisches Richtlinienrecht wandelt deutsches 
Verwaltungsrecht, S. 10 ff. und 19 ff.; Schmidt-Aßmann, Deutsches und Europäisches 
Verwaltungsrecht - Wechselseitige Einwirkungen, DVBl. 1993, S. 924 (935); Roth, Die 
Vollendung des europäischen Binnenmarktes für Versicherungen, NJW 1993, S. 3028 
(3030). Derartige europaweit gültige Versicherungszulassungen, welche auch als „grenz-
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unabhängigen221 gemeinschaftsweiten Zulassung lässt sich der Herkunfts-
mitgliedsstaat222 neben der zulässigen Gesellschaftsform auch den auf die 
Versicherungstätigkeit begrenzten Gesellschaftszweck, den Tätigkeits-
plan223, die Mindestsicherung durch den Garantiefond, die fachliche Quali-
fikation der leitenden Organe sowie die Identität aller eine qualifizierte Be-
teiligung224 haltenden Gesellschafter bzw. Aktionäre nachweisen.225 Zwar 
sollen ferner mitgliedsstaatliche Vorschriften zur Satzungsgenehmigung 
weiterhin möglich sein, nicht jedoch zur vorherigen Genehmigung oder sys-
                                                                                                                            
überschreitende Verwaltungsakte“ eingestuft werden können, haben zur Folge, dass bei-
spielsweise deutsche Zulassungsakte im Ausland und ausländische Zulassungsakte in 
Deutschland gelten. Hierbei entsteht bezogen auf Deutschland das Problem, dass deutsche 
Behörden bei ihren Erlassen an den Verfassungsgrundsatz der Rechtmäßigkeit der Verwal-
tung (vgl. Art. 20 III GG) gebunden sind, währenddessen dieser für ausländische Behörden, 
deren Zulassungsakte aber in Deutschland ohne weiteres von den inländischen Behörden zu 
beachten sind, nicht gilt. Dem hierdurch hervorgerufenen Konflikt zwischen der Beachtung 
europarechtlicher Vorgaben einerseits und dem Gesetzmäßigkeitsgrundsatz in Art. 20 III 
GG andererseits kann nur dadurch begegnet werden, dass im konkreten Anwendungsfall 
eine der beiden „Ebenen“ Vorrang hat. Bei dieser Konfliktlösung kann man auf den Grund-
satz des „Vorrangs des Gemeinschaftsrechts“ zurückgreifen, der auch in Deutschland mit 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts im Einklang steht (Stichwort: Solange 
I-, Solange II-, Maastrichtentscheidung [BVerfGE 37, S. 271 ff., 73, S. 339 ff., NJW 1993, 
S. 3047 ff.]). Im deutschen Recht ist die Übertragung von Hoheitsgewalt auf zwischenstaat-
liche Einrichtungen in Art. 24 I GG vorgesehen, auf dem letztendlich auch die in den Ver-
sicherungsrichtlinien fixierten unionsweit gültigen Zulassungen zum Versicherungsgeschäft 
(aus deutscher Sicht) zurückzuführen sind. Die mittelbare demokratische Legitimation 
dieser grenzüberschreitenden Verwaltungsakte basiert somit einerseits auf der Übertragung 
von Hoheitsgewalt auf den europäischen Gesetzgeber im Rahmen des Art. 24 I GG, ande-
rerseits auf der Mitwirkung der deutschen Vertreter im Rat. Der grenzüberschreitende Zu-
lassungsakt ist somit eine Folge des mitgliedstaatlich legitimierten sekundären Gemein-
schaftsrechts (in Form der Versicherungsrichtlinien) und ist damit seinerseits durch Über-
tragung nationalstaatlicher Hoheitsgewalt legitimiert. Grenzüberschreitende Verwaltungs-
akte aufgrund sekundären Gemeinschaftsrechts sind insoweit mit dem Grundgesetz und 
insbesondere Art. 20 III GG vereinbar. Sie können letztendlich als eine gewünschte Folge 
einer internationalen Zusammenarbeit und als Mittel zur Verwirklichung des Binnenmark-
tes verstanden werden. Vgl. zum Ganzen Criegern, Die Bedeutung der Dritten Schadens-
richtlinie unter aufsichtsrechtlichen Gesichtspunkten für die Dienstleistungsfreiheit der 
Versicherungsunternehmen im Binnenmarkt, S. 138 ff.; Neßler, Europäisches Richtlinien-
recht wandelt deutsches Verwaltungsrecht, S. 85 ff.; Maurer, Allgemeines Verwaltungs-
recht, § 6 Rdn. 1 ff.; Schmidt-Aßmann, Deutsches und Europäisches Verwaltungsrecht - 
Wechselseitige Einwirkungen, DVBl. 1993, S. 924 (936); Derselbe, Verwaltungslegitima-
tion als Rechtsbegriff, AöR 1991, S. 329 (346); Nicolaysen, Europarecht I, S. 154. 
221 Vgl. Art. 6, welcher insbesondere Art. 8 IV der Ersten Richtlinie Schaden bestätigt. 
222 Vgl. Art. 1 lit. c, wonach der Herkunftsmitgliedsstaat derjenige ist, in welchem sich der 
Sitz des risikodeckenden Versicherungsunternehmens befindet. 
223 Vgl. hierzu Art. 7, wonach der Tätigkeitsplan in Abänderung von Art. 9 der Ersten 
Richtlinie Schaden die zu deckenden Risiken, die Grundzüge der Rückversicherungspolitik, 
die Zusammensetzung des Mindestgarantiefonds, eine Kostenschätzung zum Verwaltungs- 
und Vertreternetzaufbaus, die Verwaltungskosten, die Prämien- und Beitragsaufkommen 
sowie die Liquiditätslage und die Finanzierung der Solvabilitätsspanne enthalten muss. 
224 Vgl. Art. 8 i. V. m. Art. 1 lit. g, wonach eine qualifizierte Beteiligung mindestens 10 % 
des Gesamtkapitals, der Stimmrechte oder entsprechende Einflussnahmemöglichkeiten 
voraussetzt. 
225 Vgl. Art. 6 I, welcher Art. 8 der Ersten Richtlinie Schaden abändert. 
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tematischen Übermittlung der Allgemeinen und Besonderen Versicherungs-
bedingungen, der Tarife226 und sonstigen verwendeten Formblätter.227 
Im Titel III der Richtlinie sind Regelungen zur Ausübung der Di-
rektversicherungstätigkeit im Anschluss an die erteilte gemeinschaftsweite 
Zulassung festgelegt So finden sich zunächst aufsichtsrechtliche Bestim-
mungen. Nach Art. 9228 liegt die Finanzaufsicht, welche die Kontrolle der 
gesamten gemeinschaftsweiten Geschäftstätigkeit, insbesondere der Solva-
bilität und Rückstellungen umfasst, im alleinigen Kompetenzbereich des 
Herkunftsmitgliedsstaates des Versicherungsunternehmens (Sitzland).229 
Verstößt ein Unternehmen gegen die Vorschriften zur Sicherung 
ausreichender versicherungstechnischer Rückstellungen230 bzw. der einzu-
haltenden Solvabilitätsspannen231, so sieht Art. 13232 vor, dass die Auf-
sichtsbehörden des Herkunftsmitgliedsstaates (Sitzstaates) Zwangsmaß-
nahmen vornehmen können.233 Als ultima ratio kann laut Art. 14234 auch 
den Widerruf der gemeinschaftsweiten Zulassung erfolgen. Eine ähnliche 
Regelung trifft ferner die im Abschnitt zum Niederlassungs- und Dienstleis-
tungsverkehr verankerte Norm des Art. 40. Nach dieser haben bei Rechts-
verstößen im Zielland zunächst die Aufsichtsbehörden des Herkunftslandes 
                                                 
226 Eine Mitteilungs- bzw. Genehmigungspflicht von Tarifanhebungen ist nur noch im 
Rahmen des allgemeinen Preiskontrollsystems zulässig. 
227 Vgl. zum Ganzen Art. 6, der insbesondere Art. 8 III der Ersten Richtlinie Schaden abän-
dert. 
228 Art. 9 ändert insoweit Art. 13 der Ersten Richtlinie Schaden. 
229 In diesem Sinne haben die Mitgliedsstaaten gem. Art. 10, der seinerseits Art. 14 der 
Ersten Richtlinie Schaden abändert, den zuständigen Finanzaufsichtsbehörden des Sitzlan-
des zu ermöglichen, dass diese die notwendige Prüfung im Mitgliedsstaat der Zweignieder-
lassung vornehmen können. 
230 Die Bestimmungen zu den versicherungstechnischen Rückstellungen ergeben sich aus 
Art. 17, der seinerseits Art. 15 der Ersten Richtlinie Schaden abändert, und der Einbezie-
hung der Richtlinie 91/674/EWG (Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19.12.1991 über 
Jahresabschlüsse und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen, ABl. 
1991 L 374/7), wobei letztere detaillierte Regelungen trifft. Unter Verweis auf Art. 6 der 
Zweiten Richtlinie Schaden müssen die die Rückstellungen deckenden entsprechenden 
Vermögenswerte lediglich in einem Mitgliedsstaat der Gemeinschaft belegen sein. Zu den 
die Rückstellungen deckenden Vermögenswerten kann der Herkunftsmitgliedsstaat nach 
Art. 21 f. Vorgaben bezüglich der Art und Höhe der Sicherheiten (z. B. Darlehen, 
Grundstücke oder Schuldverschreibungen) festlegen. Zum Harmonisierungsumfang bezüg-
lich der Eigenkapitalausstattung und Reservebildung, Vgl. Mudrack, EG-
Dienstleistungsfreiheit im Versicherungswesen ohne Harmonisierung?, S. 65 ff. 
231 Zur Zusammensetzung der Solvabilitätsspanne finden sich Neuregelungen in Art. 24, 
der Art. 16 I der ersten Richtlinie Schaden abändert. 
232 Art. 13 ändert insoweit Art. 20 der Ersten Richtlinie Schaden. 
233 Zwangsmaßnahmen der Aufsichtsbehörden des Sitzstaates können die Beschränkung der 
freien Vermögensverfügung, die Vorlage- und Genehmigungspflicht eines Finanzplanes 
bzw. alle Maßnahmen zur Sicherung der Versicherteninteressen sein. 
234 Art. 14 ändert insoweit Art. 22 der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden). 
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die erforderlichen Zwangsmaßnahmen zu veranlassen, wohingegen die Ziel-
landsbehörden nur subsidiär zum Einschreiten ermächtigt sind. 
Eine Änderung zum Umfang der Rechtswahlfreiheit findet sich in 
Art. 27235, wonach diese nunmehr bei sämtlichen Großrisiken der Schadens-
versicherung erlaubt ist.236 Zum Umfang der Vertragsfreiheit hält die Richt-
linie ferner in Art. 28 fest, dass der Risikobelegenheitsstaat den Versiche-
rungsnehmer rechtsaufsichtlich so lange nicht am Vertragsabschluss mit 
einem zum Niederlassungs- oder Dienstleistungsvertrieb zugelassenen Ver-
sicherer hindern darf, wie es nicht die zwingenden Allgemeinwohlvorschrif-
ten des Risikobelegenheitsstaates erfordern.237 Gem. der Artt. 6, 29 und 39 
ist es ferner sowohl dem Sitzstaat als auch dem der Zweigniederlassung 
bzw. der ausgeübten Dienstleistung für jede Art der Schadensversicherung 
untersagt, eine Genehmigungs- bzw. systematische Übermittlungspflicht für 
die Allgemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen, die Tarife 
und die sonstigen verwendeten Formblätter vorzuschreiben. Lediglich nicht-
systematische Übermittlungen zur Überwachung der Einhaltung nationaler 
Rechtsvorschriften bzw. der allgemeinen Preiskontrollsysteme sollen wei-
terhin zulässig sein.238 
Ebenso entfällt die Möglichkeit einer derartigen nationalen Geneh-
migungspflicht für den Bereich der Pflichtversicherungen, da der dies erlau-
bende Passus des Art. 8 IV lit. b der Zweiten Richtlinie Schaden durch Art 
30 I aufgehoben wurde. Im Pflichtversicherungsbereich hat der die Versi-
cherung vorschreibende Mitgliedsstaat allenfalls nach Art. 30 II die Mög-
lichkeit, eine Vorlagepflicht (nicht Genehmigungspflicht)239 der Allgemei-
nen und Besonderen Versicherungsbedingungen für Pflichtversicherungen 
                                                 
235 Art. 27 fasst insoweit Art. 7 I lit. f. der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Scha-
den) neu. 
236 Vgl. auch Schnyder, Privatautonomie im europäischen Versicherungskollisionsrecht, S. 
49 (63). 
237 Vgl. Bunte, Lexikon des Rechts - Versicherungsrecht, S. 41. 
238 Derartige, nicht-systematische Übermittlungen bzw. Kontrollen stellen nach Art. 29 und 
39 II jedoch keine Vorraussetzung für die Ausübung einer Versicherungstätigkeit dar. 
239 Vgl. Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, § 5 Rdn. 25; Criegern, Die Be-
deutung der Dritten Schadensrichtlinie unter aufsichtsrechtlichen Gesichtspunkten für die 
Dienstleistungsfreiheit der Versicherungsunternehmen im Binnenmarkt, S. 89 f. 
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zu normieren.240 Eine ähnliche Regelung findet sich auch für die substitutive 
Krankenversicherung in Art. 54 normiert.241 
Ferner enthält Art. 31 der Richtlinie verbraucherschützende Rege-
lungen für den Fall, dass der Versicherungsnehmer eine natürliche Person 
ist. Dies umfasst die Hinweispflicht bezüglich des auf den Versicherungs-
vertrag anzuwendenden Rechts sowie Informationen zur zuständigen Stelle 
für Vertragsbeschwerden. Daneben regelt Art. 43, dass dem Versicherungs-
nehmer der Sitz- bzw. Zweigniederlassungsstaat des vertragsschließenden 
Unternehmens inklusive der entsprechenden Anschriften mitzuteilen sind.  
Im Anschluss daran finden sich im Titel IV Sonderbestimmungen 
zum freien Niederlassungs- und Dienstleistungsverkehr, auf welche bereits 
exemplarisch eingegangen wurde. Erwähnenswert ist hierbei Art. 32242, 
welcher die Mitteilungspflichten des Versicherungsunternehmens an die 
Aufsichtsbehörden des Herkunftslandes für die Fälle einer beabsichtigten 
Eröffnung einer Zweigniederlassung in einem anderen Mitgliedsstaat re-
gelt.243 Eine ähnliche Regelung findet sich auch für die grenzüberschreiten-
de Ausübung der Dienstleistungsfreiheit in Art. 34.244 Mit Art. 37 werden 
ferner die Regelungen des Art. 13 der Zweiten Richtlinie Schaden aufgeho-
ben, welche eine parallele Ausübung der Dienstleistungs- und der Nieder-
lassungsfreiheit im Zielland dergestalt reglementierten, dass diese Ver-
triebsarten nur alternativ in einem Versicherungszweig möglich waren (sog. 
Kumulverbot).245 Gleichfalls wird hierdurch auch Art. 15 der Zweiten 
Richtlinie Schaden aufgehoben, der ein weitgehendes Zulassungserfordernis 
                                                 
240 Vgl. Fahr, Die Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Generation in deut-
sches Recht, VersR 1992, S. 1033 (1039). Die Vorlagepflicht ergibt sich dabei im Rahmen 
der Umsetzung aus § 5 V Nr. 1 VAG. 
241 Unter „substitutiver Krankenversicherung“ versteht man diejenige, die geeignet ist, die 
gesetzliche Krankenversicherung ganz oder teilweise zu ersetzen (vgl. Art. 54 I der Richtli-
nie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) und die Legaldefinition in § 12 I VAG). Die 
Vorlagepflicht ergibt sich dabei im Rahmen der Umsetzung aus § 5 V Nr. 1 VAG. 
242 Art. 32 ändert Art. 10 der Ersten Richtlinie Schaden ab. 
243 Anzugeben sind gem. Art. 32 insbesondere der Mitgliedsstaat der beabsichtigten Zweig-
niederlassung, ein Tätigkeitsplan, die Organisationsstruktur sowie Name und Anschrift des 
Hauptbevollmächtigten im Mitgliedsstaat der Zweigniederlassung. Die Aufsichtsbehörde 
des Sitzlandes übermittelt die Angaben (inklusive der Nachweise über die Einhaltung der 
Solvabilitätsspanne) dann an die Behörden des Zweigniederlassungsstaates. Diese können 
ihrerseits eine Stellungnahme an die Sitzlandbehörde übermitteln, um darin z. B. über 
zwingend einzuhaltende Rechtsvorschriften aufgrund des nationalen Allgemeinwohls zu 
informieren. 
244 Art. 34 ändert insoweit Art. 14 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) 
ab. 
245 Vgl. auch die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe, insbesondere Punkt 28. 
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durch die Ziellandsbehörden im Rahmen des Dienstleistungsverkehrs 
statuierte. 
Die vorliegende Richtlinie wurde durch das Dritte Durchführungsge-
setz/EWG zum VAG vom 21.07.1994 in deutsches Recht umgesetzt.246 
 
c. Dritte Richtlinie Leben 92/96/EWG247 
 
Um eine systematische binnenmarktorientierte Regelung auch im 
Rahmen der Lebensversicherungsrichtlinien herzustellen, erließ der Rat im 
Jahr 1992 die Dritte Richtlinie Leben. Schwerpunktbereiche waren auch 
hier - wie bei der voran besprochenen Dritten Richtlinie Schaden - die ge-
meinschaftsweit gültige Zulassung durch den Sitzlandstaat, die von dort 
ausgeführte Aufsicht sowie die Zulassung des Parallelvertriebs über die 
Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit. Spiegelbildlich zur Dritten 
Richtlinie Schaden erfolgte auch hier die Bezugnahme248 auf den neu einge-
setzten Versicherungsausschuss, welchem - wie bereits beschrieben - die 
Aufgabe obliegt, die Aktualisierung der entsprechenden Durchführungsbe-
stimmungen zu den Schadens- und Lebensversicherungsrichtlinien auszuar-
beiten.249 
Auch diese Richtlinie definiert zunächst in Art. 1 die für den Le-
bensversicherungsbereich notwendigen Begrifflichkeiten. In Art. 3250 findet 
sich die Zulassungspflicht für Lebensversicherungsunternehmen251 bei den 
Behörden des Herkunftsmitgliedsstaates (Sitzstaat)252 statuiert. Diese, im 
Titel II (Aufnahme der Versicherungstätigkeit) normierte Zulassung, deren 
Erteilung von den wirtschaftlichen Erfordernissen des Marktes unabhängig 
                                                 
246 Vgl. BGBl. I, 1994, S. 1630. 
247 Richtlinie 92/96/EWG des Rates vom 10.11.1992 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebensversicherung) sowie zur Ände-
rung der Richtlinien 79/267/EWG und 90/619/EWG (Dritte Richtlinie Lebensversiche-
rung), ABl. 1992 L 360/1. 
248 Vgl. die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe, insbesondere Punkt 29 sowie 
Art 47 derselben. 
249 Dieser Versicherungsausschuss wurde mit der Richtlinie 91/675/EWG des Rates vom 
19.12.1991 über die Errichtung eines Versicherungsausschusses, ABl. 1991 L 374/32, mit 
Wirkung zum 01.01.1992 ins Leben gerufen. 
250 Art. 3 ändert insoweit Art. 6 der Ersten Richtlinie Leben ab. 
251 Der Umfang der Richtlinie ist natürlich nicht nur auf Lebensversicherer beschränkt, 
sondern gilt für alle von den Richtlinien Leben umfassten Tätigkeitsbereiche. Siehe oben 
und Art. 2, welcher auf Art. 1 der Ersten Richtlinie Leben verweist. 
252 Vgl. Art. 1 lit. d. 
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ist253, besitzt gem. Art. 4254 eine gemeinschaftsweite Gültigkeit im Rahmen 
der freien Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit. Neben einer zulässi-
gen Gesellschaftsform lassen sich die Zulassungsbehörden des Herkunfts-
staates gem. Art. 5255 auch den Gesellschaftszweck, den Tätigkeitsplan256, 
die Einhaltung des Mindestgarantiefonds, die fachliche Eignung der leiten-
den Organe sowie die Identität aller eine qualifizierte Beteiligung haltenden 
Gesellschafter bzw. Aktionäre nachweisen.257 Daneben sind mitgliedstaatli-
che Vorschriften, welche die Genehmigung oder systematische Übermitt-
lung der Versicherungsbedingungen, der Tarife und sonstigen im Ge-
schäftsverkehr verwendeten Formblätter betreffen, auch in diesem Versiche-
rungsbereich unzulässig.258 Lediglich die Aufsichtsbehörden des Sitzstaates 
(Ursprungsmitgliedsstaat) können im Umfang ihrer Aufsichtstätigkeit die 
systematische Übermittlung der für die Überwachung der Tarifberechnun-
gen und technischen Rückstellungen notwendigen Informationen (versiche-
rungstechnische Grundlagen) verlangen. Allerdings darf dies keinerlei Vor-
raussetzung für die Aufnahme einer Versicherungstätigkeit darstellen.259 
Im Anschluss finden sich im Titel III die Bedingungen für die Aus-
übung der Versicherungstätigkeit verankert. Art. 8260 bestimmt zunächst die 
alleinige und allumfassende261 Finanzaufsichtskompetenz durch die Behör-
den des Herkunftsmitgliedsstaates.262 Nachdem Art. 11263 Regelungen zur 
                                                 
253 Vgl. Art. 5, welcher insbesondere Art. 8 IV der Ersten Richtlinie Leben abändert. 
254 Art. 4 ändert insoweit insbesondere Art. 7 I der Ersten Richtlinie Leben. 
255 Art. 5 ändert insoweit Art. 8 der Ersten Richtlinie Leben. 
256 Vgl. hierzu Art. 6, welcher Art. 9 der Ersten Richtlinie Leben modifiziert. Zum 
Tätigkeitsplan gehören: 1.) die Art der beabsichtigten Verpflichtungen; 2.) die Grundzüge 
der Rückversicherungspolitik; 3.) die Zusammensetzung des Mindestgarantiefonds; 4.) die 
Verwaltungs- und Vertreternetzkosten. Hinzu kommen für die ersten drei Geschäftsjahre: 
1.) eine Einnahmen- und Ausgabenplanung; 2.) eine Liquiditätsschätzung; 3.) die Nennung 
der die Verpflichtungen deckenden Mittel sowie 4.) die Einhaltung der Solvabilitätsspanne. 
257 Vgl. zu Letzterem Art. 7 i. V. m. Art. 1 lit. h, wonach eine qualifizierte Beteiligung 
mindestens 10 % des Gesamtkapitals, der Stimmrechte oder an entsprechenden Einfluss-
nahmemöglichkeiten voraussetzt. 
258 Vgl. Art. 5, der insbesondere hierzu Art. 8 III der Ersten Richtlinie Schaden abändert. 
259 Vgl. Ebenda. Zusätzlich sollen mitgliedsstaatliche Vorschriften zur Satzungsgenehmi-
gung weiterhin möglich sein. 
260 Art. 8 ändert Art 15 der Ersten Richtlinie Leben. 
261 Nach Art. 9, welcher Art. 16 der Ersten Richtlinie Leben modifiziert, dürfen die 
Aufsichtsbehörden des Sitzstaates - nach einer Unterrichtung der zuständigen Behörden der 
Zweigniederlassungen - etwaige Prüfungen der sich in anderen Mitgliedsstaaten befindli-
chen Zweigniederlassungen selbst vornehmen. 
262 Diese Aufsichtskompetenz beinhaltet insbesondere die Prüfung der Solvabilität und der 
versicherungstechnischen Rückstellungen. Um diesbezügliche Kontrollen effektiv zu ges-
talten, verlangen die Aufsichtsbehörden des Herkunftslandes von den Versicherern eine 
ordnungsgemäße Buchhaltung, Verwaltung sowie interne Kontrolle. 
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Vertragsübertragung beinhaltet, folgen in Art. 12264 mögliche Zwangsmaß-
nahmen durch die Aufsichtsbehörden des Herkunftslandes bei Verstößen 
gegen die Bildung ausreichender Rückstellungen265 bzw. im Hinblick auf 
die Einhaltung der Solvabilitätsspanne.266 Diese Maßnahmen umfassen Be-
schränkungen über die freie Vermögensverfügung, das Erstellen von Fi-
nanzsanierungsplänen bzw. andere Anordnungen zur Wahrung der Interes-
sen der Versicherten.267 Als ultima ratio besteht nach Art. 13268 auch hier 
die Möglichkeit des Entzuges der Zulassung durch die Sitzlandbehörde. 
Eine entsprechende Normierung findet sich auch im Abschnitt des Nieder-
lassungs- und Dienstleistungsverkehrs in Art 40, wonach bei Rechtsverstö-
ßen im Zielland zunächst die Aufsichtsbehörden des Herkunftslandes die 
erforderlichen Zwangsmaßnahmen zu veranlassen haben und die Ziellands-
behörden nur subsidiär zum Einschreiten ermächtigt sind.  
Art. 16269 der Richtlinie reguliert die Aufrechterhaltung des Verbotes 
der gleichzeitigen Ausübung von Lebens- und Schadensversicherungen 
(sog. Spartentrennung).270 Bereichsausnahmen gelten aus europarechtlicher 
Sicht lediglich für die zur Schadensversicherung zählenden Bereiche der 
Unfall- und Krankenversicherung271, welche parallel zum Lebensversiche-
rungsbereich von den Mitgliedsstaaten genehmigt werden können.272 
                                                                                                                            
263 Art. 11 ändert insoweit die Absätze II-VII des Art. 6 der Zweiten Richtlinie Leben ab 
264 Art. 12 modifiziert Art. 24 der Ersten Richtlinie Leben. 
265 Zu den Grundsätzen der technischen Reservebildung, Vgl. Art. 18-24, wobei Art. 18 
insbesondere Art. 17 der Ersten Richtlinie Leben modifiziert. 
266 Zur Solvabilitätsspanne beachte Art. 25, welcher Art. 18 II der Ersten Richtlinie Leben 
abändert. 
267 Zur Untersagung der freien Vermögensverfügung dürfen die Aufsichtsbehörden der 
Sitzländer die Einbeziehung der nationalen Behörden vor Ort beantragen. Diese setzen 
dann die konkret von den Sitzlandbehörden bestimmten Maßnahmen um. Vgl. hierzu Art. 
12, welcher insbesondere Art. 24 V der Ersten Richtlinie Leben abändert. 
268 Art. 13 modifiziert insoweit insbesondere Art 26 I der Ersten Richtlinie Leben. 
269 Art. 16 ändert Art. 13 I der Ersten Richtlinie Leben. 
270 Die deutsche Umsetzung findet sich in § 8 Ia 1 VAG, wonach es heißt: „Die Erlaubnis 
zum Betrieb der Lebensversicherung [...] und die Erlaubnis zum Betrieb anderer Versiche-
rungssparten schließen einander aus.“ Vgl. dazu auch Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 
11. Auflage, § 8 VAG, Rdn. 26. 
271 Vgl. Anhang A, Nr. 1, 2 der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden), auf 
welche in Art. 16 (ändert insoweit Art. 13 II der Richtlinie 79/267/EWG - Erste Richtlinie 
Leben ab) verwiesen wird. 
272 Vgl. Art. 16, welcher insbesondere Art. 13 II-VI der Richtlinie 79/267/EWG (Erste 
Richtlinie Leben) abändert. Neben diesen Bereichsausnahmen einer sog. Spartentrennung 
können die Mitgliedsstaaten nach Art. 16 VI der Richtlinie den Unternehmen andererseits 
auch die Verpflichtung auferlegen, das gleichzeitige Tätigwerden in den aufgezeigten Ver-
sicherungsbereichen endgültig zu beenden. Für den Bereich der Krankenversicherung sind 
die konkreten Regelungen bezogen auf Deutschland erklärungsbedürftig. Zwar heißt es in 
dem der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) vorangestellten Erwägungs-
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Zur Reichweite der Vertragsfreiheit hält Art. 28 in Entsprechung zur 
Dritten Richtlinie Schaden fest, dass der Mitgliedsstaat der Verpflichtung 
(Eingehen des Versicherungsvertrages) den Versicherungsnehmer solange 
nicht am Vertragsabschluss mit einem zum Niederlassungs- oder Dienstleis-
tungsvertrieb zugelassenen Versicherer hindern darf, wie es nicht die zwin-
genden Allgemeinwohlvorschriften des Mitgliedsstaates der Verpflichtung 
erfordern. Gem. den Artikeln 29 und 39 ist es sowohl dem Ursprungsmit-
gliedsstaat (Sitzstaat) als auch dem Staat der Zweigniederlassung bzw. der 
ausgeübten Dienstleistung in Bezug auf Lebensversicherungen untersagt, 
eine Genehmigungs- bzw. systematische Übermittlungspflicht für die All-
gemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen, die Tarife und sons-
tigen verwendeten Formblätter vorzuschreiben. Lediglich nicht-
systematische Übermittlungen zur Überwachung der Einhaltung nationaler 
Rechtsvorschriften und der allgemeinen Preiskontrollsysteme sollen weiter-
hin zulässig sein. 
Darüber hinaus findet sich in Art. 30 eine Erweiterung der mitglied-
staatlichen Beschränkungsmöglichkeit der verbraucherschützenden Rege-
lung des Art. 15 I, II der Zweiten Richtlinie Leben. Danach sind Einschrän-
kungen des Rücktrittsrechts neben Verträgen mit einer Höchstlaufzeit von 6 
Monaten nun auch dann möglich, wenn der Versicherungsnehmer eines sol-
chen Schutzes aufgrund seines Status oder besonderer Umstände des Ver-
tragsschlusses nicht bedarf. Ferner ist dem Versicherungsnehmer nach Art. 
                                                                                                                            
grund Nr. 25: „Aufgrund der durch die Richtlinie 73/239/EWG in der Fassung der vorlie-
genden Richtlinie erreichten Koordinierung ist die in der Bundesrepublik Deutschland in 
Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c) der Richtlinie 73/239/EWG eingeräumte Möglichkeit, die 
Kumulierung der Krankenversicherung mit anderen Versicherungszweigen zu verbieten, 
nicht mehr gerechtfertigt und deshalb aufzuheben.“ In Art. 5 der Richtlinie 92/49/EWG 
(Dritte Richtlinie Schaden) erfolgt dann die Streichung des Vorbehaltes für Deutschland 
(Art. 7 II lit. c der Richtlinie 73/239/EWG - Erste Richtlinie Schaden - wird ersatzlos ge-
strichen). Nach § 8 Ia 2 VAG schließt jedoch die Erlaubnis zur substitutiven Krankenversi-
cherung im Sinne von § 12 VAG die Erlaubnis zum Betrieb anderer Versicherungssparten 
aus. Dieser Widerspruch zur Richtlinie wird wie folgt begründet: Mit der Neufassung des 
Art. 5 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) wurde zwar der diesbezügli-
che Vorbehalt für Deutschland aufgehoben. Es sei jedoch nur die Erstreckung des Sparten-
trennungsgebotes auf Versicherungsunternehmen mit Sitz in anderen Mitgliedsstaaten ent-
fallen, nicht dagegen die Möglichkeit, für entsprechende in Deutschland ansässige Unter-
nehmen eine Spartentrennung vorzuschreiben. Von der mitgliedsstaatlichen Umsetzungsop-
tion, die gleichzeitige Ausübung von Lebens-, Kranken- und Unfallversicherungen inner-
halb eines Unternehmens zuzulassen, wurde in Deutschland (in rechtlich zulässiger Weise) 
kein Gebrauch gemacht. Vgl. hierzu ausführlich Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. 
Auflage, § 8 VAG Rdn. 31; Stellungnahme der Kommission ABl. C 242/14 vom 
21.09.1992. 
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31 der Mitgliedsstaat, in dem sich die policeausstellende Agentur, Haupt- 
oder Zweigniederlassung befindet, sowie deren Anschrift mitzuteilen.273 
Im Anschluss daran finden sich im Titel IV weitere, teils bereits an-
gesprochene Regelungen zum freien Niederlassungs- und Dienstleistungs-
verkehr für den Bereich der Lebensversicherungen. So gibt es Änderungen 
durch Art. 32274, welcher die Mitteilungspflichten des Versicherungsunter-
nehmens an die Aufsichtsbehörden des Herkunftslandes für die Fälle einer 
beabsichtigten Eröffnung einer Zweigniederlassung in einem anderen Mit-
gliedsstaat regelt.275 
Ferner werden in Art. 37 einerseits die Regelungen des Art. 16 der 
Zweiten Richtlinie Leben aufgehoben, welche die parallele Ausübung der 
Dienstleistungs- und der Niederlassungsfreiheit im Zielland dergestalt reg-
lementierten, dass diese Vertriebsarten nur alternativ in einem Versiche-
rungszweig möglich waren (sog. Kumulverbot).276 Gleichfalls werden hier-
durch unter anderem auch die Artikel 12 und 13 der Zweiten Richtlinie Le-
ben aufgehoben, welche ein weitgehendes Zulassungserfordernis durch die 
Ziellandsbehörden im Rahmen des Dienstleistungsverkehrs für jene Kons-
tellation statuierten, in der die Initiative zum Vertragsschluss nicht vom 
Versicherungsnehmer, sondern vom Versicherer ausging.277 
Die Richtlinienumsetzung in deutsches Recht erfolgte im Rahmen 
des Dritten Durchführungsgesetzes/EWG zum VAG vom 21.07.1994.278 
                                                 
273 Art. 31 verweist bezüglich weiterer Pflichtinformationen für den Versicherungsnehmer 
auf Anhang II A der Richtlinie, wo u. a. Informationspflichten zur Laufzeit, Prämienzah-
lung und Rückkaufwertberechnung angegeben sind. 
274 Art. 32 ändert Art. 10 der Ersten Richtlinie Leben ab. 
275 Anzugeben sind gem. Art. 32 insbesondere der Mitgliedsstaat der beabsichtigten Zweig-
niederlassung, ein Tätigkeitsplan, die Organisationsstruktur sowie Name und Anschrift des 
Hauptbevollmächtigten im Mitgliedsstaat der Zweigniederlassung. Die Aufsichtsbehörde 
des Sitzlandes übermittelt die Angaben (inklusive der Nachweise über die Einhaltung der 
Solvabilitätsspanne) dann an die Behörden des Zweigniederlassungsstaates. Diese können 
ihrerseits eine Stellungnahme an die Sitzlandbehörde übermitteln, um darin z. B. über 
zwingend einzuhaltende Rechtsvorschriften aufgrund des nationalen Allgemeinwohls zu 
informieren. 
276 Vgl. auch die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe, insbesondere Punkt 25. 
277 Positiv hierzu Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer 
Berücksichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 268, 
der die Regelung der Artt. 12, 13 der Zweiten Richtlinie Leben aufgrund von Beweisprob-
lemen bezüglich des Kriteriums des initiativ werdenden Versicherungsnehmers stets abge-
lehnt hat. Vgl. hierzu ferner Art. 13 der Zweiten Richtlinie Leben, welcher regelt, wann der 
Versicherungsnehmer als Initiator des Vertragsschlusses gilt. 
278 BGBL. I, 1994, S. 1630. 
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V. Entwicklungsphase IV - Richtlinien ab 1993 
1. Überblick 
 
Da selbst der europäische Gesetzgeber noch im Jahr 2002 - und da-
mit fast 8 Jahre nach der offiziellen Verwirklichung des Versicherungsbin-
nenmarktes - davon ausgeht, dass ein solcher im Bereich der Niederlas-
sungs- und Dienstleistungsfreiheit von Direktversicherungen noch nicht 
vollendet ist, verabschiedeten das Europäische Parlament und der Rat weite-
re Richtlinien, um dem Ziel eines freien europäischen Direktversicherungs-
marktes näher zu kommen.279 Neben Neuerungen bei den Jahresabschlüs-
sen280 sowie den aufgrund wirtschaftlicher Veränderungen notwendig ge-
wordenen Anpassungen im Rahmen des noch näher zu beleuchtenden „Sol-
vency I“-Projektes281 gibt es auch inhaltliche Veränderungen, die im Fol-
genden exemplarisch besprochen werden. 
                                                 
279 Vgl. hierzu Punkt 3 der der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) vorange-
stellten Erwägungsgründe. 
280 Vgl. Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18.06.2003 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG, 86/635/EWG und 
91/674/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Gesellschaf-
ten bestimmter Rechtsformen, von Banken und anderen Finanzinstituten sowie von Versi-
cherungsunternehmen, ABl. 2003 L 178/16. Mittels dieser Richtlinie sollen noch bestehen-
de Unstimmigkeiten zwischen den Rechnungslegungsrichtlinien und der EG-Verordnung 
1606/2002 (des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19.07.2002 betreffend die 
Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards, ABl. 2002 L 243/1) harmonisiert 
werden, insbesondere in Bezug auf den ab 2005 in der Gemeinschaft gültigen IAS-Standard 
(„International Accounting Standards“). 
281 Vgl. etwa die Neuberechnung der Solvabilitätsspannen (Eigenkapital) oder des Mindest-
garantiefonds in Anlehnung an die Entwicklung eines Europäischen Verbraucherpreisinde-
xes. Siehe hierzu: Richtlinie 2002/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
05.03.2002 zur Änderung der Richtlinie 79/267/EWG des Rates hinsichtlich der 
Bestimmungen über die Solvabilitätsspanne für Lebensversicherungsunternehmen, ABl. 
2002 L 77/11, aufgehoben durch Richtlinie 2002/83/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 05.11.2002 über Lebensversicherungen, ABl. 2002 L 345/1. Siehe ferner 
Richtlinie 2002/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 05.03.2002 zur 
Änderung der Richtlinie 73/239/EWG des Rates hinsichtlich der Bestimmungen über die 
Solvabilitätsspanne für Schadensversicherungsunternehmen, ABl. 2002 L 77/17. In Anse-
hung des Bedürfnisses zum Informationsaustausch der mitgliedstaatlichen Aufsichtsbehör-
den mit Drittländern Vgl. die Regelungen der Richtlinie 2000/64/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 07.11.2000 zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG, 
92/49/EWG und 93/22/EWG des Rates im Hinblick auf den Informationsaustausch mit 
Drittländern, ABl. 2000 L 290/27. 
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2. Konkrete Regelungen 
a. Klauselrichtlinie 93/13/EWG282 
 
Aufgrund der Tatsache, das die Rechtsvorschriften der Mitglieds-
staaten beträchtliche Unterschiede in Bezug auf missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen283 aufwiesen und sich daraus Wettbewerbsverzerrun-
gen beim grenzüberschreitenden Handel mit Waren und Dienstleistungen 
ergaben, sah sich der Rat veranlasst, die vorliegende Richtlinie über miss-
bräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen zu erlassen.284 In diesem Sin-
ne gilt eine allgemeine Klausel gem. Art. 2 lit. a i. V. m. Art. 3 I, III i. V. m. 
dem Anhang der Richtlinie als missbräuchlich verwendet, „wenn sie entge-
gen dem Gebot von Treu und Glauben zum Nachteil des Verbrauchers ein 
erhebliches und ungerechtfertigtes Missverhältnis der vertraglichen Rechte 
und Pflichten der Vertragspartner verursacht.“ 
Ausgenommen von dieser Missbrauchsbeurteilung sind gem. Art. 4 
II sowohl der Hauptgegenstand des Vertrages285 als auch die Frage der An-
                                                 
282 Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 05.04.1993 über missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen, ABl. 1993 L 095/29. 
283 Verbraucherverträge sind gem. Art. 1 I solche zwischen Gewerbetreibenden und 
Verbrauchern. Hierbei definiert Art. 2 lit. b den Begriff des Verbrauchers legal als „eine 
natürliche Person, die bei Verträgen, die unter diese Richtlinie fallen, zu einem Zweck 
handelt, der nicht ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann.“ 
Ferner erfolgt in lit. c die Definition des Begriff des Gewerbetreibenden als „eine natürliche 
oder juristische Person, die bei Verträgen, die unter diese Richtlinie fallen, im Rahmen 
ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit handelt, auch wenn diese dem öffentlich-
rechtlichen Bereich zuzurechnen ist.“ 
284 Vgl. die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. Neben der hier besprochenen 
Richtlinie sei auch noch auf die Verordnung (EWG) Nr. 3932/92 (der Kommission vom 
21.12.1992 über die Anwendung von Art. 85 III EWG-Vertrag auf bestimmte Gruppen von 
Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im Bereich 
der Versicherungswirtschaft, ABl. 1992 L. 398/7) hingewiesen, in deren Art. 7 eine 
„schwarze Liste“ verbotener Standardversicherungsklauseln enthalten ist, die einer Befrei-
ung i. S. d. Verordnung entgegenstehen. Vgl. zum Ganzen auch: Hübner, Auswirkungen 
der europarechtlich vorgegebenen Änderungen des AGB-Gesetzes und des Versicherungs-
aufsichtsrechts auf die richterliche Kontrolle von Allgemeinen Geschäftsbedingungen, S. 
43 ff.; Sieg, Die Bedeutung der EG-Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in Verbrau-
cherverträgen für die AVB, VersR 1993, S. 1305 ff.; Schmidt-Salzer, EG-Richtlinie über 
missbräuchliche Klauseln, Inhaltskontrolle von AVB und Deregulierung der Versiche-
rungsaufsicht, VersR 1995, S. 1261 ff.; Beckmann, Auswirkungen des EG-Rechts auf das 
Versicherungsvertragsrecht, ZEuP 1999, S. 809 (826 ff.). 
285 Daraus folgt beispielsweise für Versicherungsverträge, dass Klauseln, die das versicher-
te Risiko beschreiben und die damit in Zusammenhang stehenden Verpflichtungen des 
Versicherungsunternehmens in deutlich und unmissverständlicher Weise beschreiben, nicht 
auf ihre Missbräuchlichkeit hin nachprüfbar sind, sofern alle Umstände (Einschränkungen) 
bei der Prämienberechnung berücksichtigt werden. Vgl. auch die der Richtlinie vorange-
stellten Erwägungsgründe. Hierzu ist jedoch anzumerken, dass es im Detail schwierig sein 
kann, zu unterscheiden, ob der Ausschluss eines bestimmten Risikos aus dem Deckungsbe-
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gemessenheit zwischen Leistung und Preis. Art. 3 II 1 führt weiter aus, 
wann eine Klausel als allgemein und damit nicht als individuell vereinbart 
gilt.286 Im folgenden Art. 5 S. 1 findet sich das sogenannte Transparenzge-
bot verankert, welches besagt, dass schriftliche Klauseln klar und verständ-
lich abzufassen sind, wobei nach Art. 5 S. 2 im Zweifelsfall die für den 
Verbraucher günstigste Auslegung anzuwenden ist.287 
Als Rechtsfolge einer missbräuchlichen Klausel sieht Art. 6 I deren 
Unwirksamkeit vor, wobei die vertragliche Vereinbarung als solche grund-
sätzlich weiterhin Gültigkeit haben soll, sofern sie auch ohne die angespro-
chenen Klauseln bestehen kann. Im Wege der Richtlinienumsetzung wurde 
in Deutschland das Gesetz vom 19.07.1996 zur Änderung des AGB-
Gesetzes und der Insolvenzordnung erlassen.288 
Die Tatsache, dass besonders viele missbräuchliche Klauseln auf den 
vorliegend untersuchten Bereich der Versicherungswirtschaft entfallen, er-
klärt die Kommission damit, dass Finanzdienstleistungen wie Versicherun-
gen einen erheblichen „Ausstoß“ an Vertragsklauseln produzieren, weil das 
eigentliche Verkaufsprodukt der Vertrag als solcher ist.289 Die Kommission 
richtete zu dieser Problematik sogar eine eigene Datenbank290 ein, in wel-
cher mitgliedsstaatliche Urteile sowie andere verbindliche Vereinbarungen 
zu missbräuchlichen, nach Sparten sortierten Vertragsklauseln abrufbar 
sind.291 
                                                                                                                            
reich der Versicherung eine Klausel über einen Hauptvertragsgegenstand ist - die der Kon-
trolle entzogen wäre -, oder ob es sich um eine Haftungsausschlussklausel handelt, die 
ihrerseits unter die Richtlinie fallen würde. Vgl. Bericht der Kommission über die Anwen-
dung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 05.04.1993 über missbräuchliche Klauseln 
in Verbraucherverträgen vom 27.04.2000, KOM (2000) 248 endg. 
286 Die Richtlinie sieht in Art. 3 II 3 eine Beweislastumkehr zu Lasten des Gewerbetreiben-
den für den Fall vor, dass dieser behauptet, eine Standardvertragsklausel sei individuell 
ausgehandelt worden. 
287 Vgl. mit weiteren Hinweisen Herrmann, Auslegung europäisierten Versicherungsver-
tragsrechts, ZEuP 1999, S. 663 (668). 
288 Vgl. BGBl. I Nr. 36/1996. 
289 Vgl. Bericht der Kommission über die Anwendung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates 
vom 05.04.1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen vom 27.04.2000, 
KOM (2000) 248 endg., S. 31. 
290 Dieses Datenbankprojekt namens „CLAB“ (European Database on Case Law concer-
ning Unfair Contractual Terms), abrufbar unter: http://europa.eu.int/clab/index.htm., wurde 
von der Kommission nach Erlass der Richtlinie 93/13/EWG gestartet.  
291 Vgl. hierzu auch den Bericht der Kommission über die Anwendung der Richtlinie 
93/13/EWG des Rates vom 05.04.1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherver-




















                                                 
292 Ebenda, S. 63. Auswertung aus dem CLAB-Datenbestand, der zur Zeit der Berechnung 
7.649 registrierte Fälle enthielt. Die Grafik bezieht sich auf das Versicherungswesen und 
weist auf die erhebliche Häufigkeit missbräuchlicher Klauseln in Bereichen hin, in denen 
Verbrauchern Verpflichtungen auferlegt werden (25%), bei der Haftung der Gewerbetrei-
benden (20%), bezüglich der Darstellung und Wirksamkeit von Klauseln (16%), bei den 
Erfüllungsmodalitäten von Verpflichtungen des Gewerbetreibenden (12%) und Modalitäten 
der Vertragsbeendigung (10%). Am seltensten findet man Klauseln, welche die Umgehung 
geltender Gesetze zum Gegenstand haben (1%) oder den Preis und seine Bezahlung (3%). 
Eine weitere Grafik (vgl. Ebenda, S. 63), auf deren Abdruck hier Verzichtet wurde, zeigt 
die Verbreitung missbräuchlicher Klauseln nach den verschiedenen Versicherungsberei-
chen. So entfallen 21% der missbräuchlichen Klauseln auf Versicherungsverträge für 
Wohngebäude, ebenso 21% auf solche über Kraftfahrzeuge, 15% auf Versicherungen zur 
Krankenversorgung, 13% auf Haftpflicht- und 8% auf Lebensversicherungsverträge. 
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b. Informations-Richtlinie 95/26/EG293 
 
Sowohl die Erste und Dritte Richtlinie Schaden als auch die Erste 
und Dritte Richtlinie Leben wurden im Jahr 1995 durch die Richtlinie 
95/26/EG im Hinblick auf die gemeinschaftsweite Zulassungserteilung294 in 
punkto Zusammenarbeit und Informationsaustausch zwischen den nationa-
len Aufsichtsbehörden und der des Sitzlandes abgeändert.295 
Im Rahmen einer Geltung für Versicherungsunternehmen, Kreditin-
stitute, Wertpapierfirmen und Kapitalanlagegesellschaften sieht die Richtli-
nie unter anderem in Art. 2 vor, dass die Aufsichtsbehörden eine Zulassung 
verweigern können, wenn näher definierte enge Verbindungen des Unter-
nehmens zu einer anderen natürlichen oder juristischen Person sie bei der 
ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Beaufsichtigungsaufgabe behindern.296 
Die Richtlinienumsetzung in deutsches Recht erfolgte durch ein Be-
gleitgesetz zur 6. KWG-Novelle, wobei die Regelungen zum 01.01.1998 in 
Kraft getreten sind.297 
                                                 
293 Richtlinie 95/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29.06.1995 zur 
Änderung der Richtlinien 77/780/EWG und 89/646/EWG betreffend Kreditinstitute, der 
Richtlinien 79/239/EWG und 92/49/EWG betreffend Schadensversicherungen, der Richtli-
nien 79/267/EWG und 92/96/EWG betreffend Lebensversicherungen, der Richtlinie 
93/22/EWG betreffend Wertpapierfirmen sowie der Richtlinie 85/611/EWG betreffend 
bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) zwecks ver-
stärkter Beaufsichtigung dieser Finanzunternehmen, ABl. 1995 L 168/7. 
294 So findet sich unter Nr. 7 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe bei-
spielsweise, dass eine gemeinschaftsweite Zulassung zu verweigern ist, wenn sich aus dem 
Inhalt des Geschäftsplans, dem geographischen Tätigkeitsbereich oder der tatsächlich aus-
geübten Tätigkeit unzweifelhaft ergibt, dass das Versicherungsunternehmen die Rechtsord-
nung eines Mitgliedsstaates nur gewählt hat, um sich den strengeren Zulassungsvorausset-
zungen eines anderen Mitgliedsstaates zu entziehen, in dem es den überwiegenden Teil 
seiner Tätigkeit auszuüben beabsichtigt oder ausübt. Versicherungsunternehmen müssen 
stets die Zulassung im Mitgliedsstaat ihres satzungsmäßigen Sitzes besitzen. Ferner muss 
sich die Hauptverwaltung im Herkunftsmitgliedsstaat (satzungsmäßiger Sitz) befinden. Vgl. 
auch Art. 3 der Richtlinie 95/26 EG.   
295 Vgl. Nr. 8 ff. der der Richtlinie 95/26/EG vorangestellten Begründungserwägung und 
Art. 4 derselben. Die vorgenannte Richtlinie wird auch als BCCI-Richtlinie bezeichnet, da 
sie nach dem Zusammenbruch der Bank of Credit and Commerce International (BCCI) 
erlassen wurde. 
296 Vgl. Bunte, Lexikon des Rechts - Versicherungsrecht, S. 45. 
297 Vgl. Ebenda. 
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c. Vierte Kraftfahrzeug-Haftpflicht Richtlinie 2000/26/EG298 
 
Mit der Vierten Kraftfahrzeug-Haftpflicht-Richtlinie aus dem Jahr 
2000 wollte der europäische Gesetzgeber die trotz der offiziellen Verwirkli-
chung des Versicherungsbinnenmarktes zur Mitte des Jahres 1994299 fortbe-
stehenden unterschiedlichen nationalen Regulierungsstandards weiter har-
monisieren. Darüber hinaus wollte man eine zwischen den Mitgliedsstaaten 
vergleichbare Behandlung der Geschädigten sicherstellen300, um die da-
durch bedingten Beeinträchtigungen der Freizügigkeit und des freien Ver-
kehr von Versicherungsdienstleistungen weiter abzubauen.301 Die vorlie-
gende Richtlinie nimmt sich dabei insbesondere eines verstärkten Opfer-
schutzes im Sinne einer vereinfachten Regulierungspraxis von Unfallschä-
den mit Auslandsberührung an. 
Nach Art 1 I wird der Anwendungsbereich dieser Richtlinie auf 
Sach- und Personen-Unfallschäden festgelegt, die sich in einem anderen 
Mitgliedsstaat als dem des Wohnsitzmitgliedsstaates des Geschädigten er-
eignet haben und von einem Kfz verursacht wurden, welches in einem Mit-
gliedsstaat versichert ist und dort seinen gewöhnlichen Standort hat.302 Er-
gänzend erstreckt sich nach Unterabsatz 2 die Anwendung auch auf Unfälle 
in Drittstaaten (Nicht-EU-Staaten), wenn diese dem Grüne-Karte-System303 
beigetreten sind, der Geschädigte seinen Wohnsitz in einem Mitgliedsstaat 
hat und das schadensverursachende Kfz in einem Mitgliedsstaat versichert 
                                                 
298 Richtlinie 2000/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16.05.2000 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung und zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG und 88/357/EWG 
des Rates (Vierte Kraftfahrzeug-Haftpflicht-Richtlinie), ABl. 2000 L 181/65. 
299 Entgegen dem allgemeinen „Binnenmarktfahrplan“ des Art. 14 I EGV, der eine Ver-
wirklichung des Binnenmarktes bis zum 31.12.1992 vorsah, gilt der Versicherungsbinnen-
markt erst mit Ablauf der Umsetzungsfrist der Dritten Richtliniengeneration zum 
01.07.1994 als offiziell vollendet. 
300 Vgl. hierzu die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe, insbesondere Punkt 8. 
301 Daneben versucht die Richtlinie auch, die noch bestehenden Probleme der Geschädigten 
im Bereich der Grüne-Karte-Büros zu entschärfen, denen sich diese bei der Geltendma-
chung ihrer Ansprüche in einem anderen Land ausgesetzt sehen. Zu diesen Problemen 
zählen neben fremdem Recht auch die fremde Sprache, eine ungewohnte Regulierungspra-
xis sowie die oftmals unverhältnismäßig lange Regulierungsdauer. Vgl. hierzu die der 
Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe, insbesondere Punkt 6. 
302 Zu den Begriffsbestimmungen siehe Art. 2, welcher seinerseits auf Definitionen anderer 
Richtlinien verweist. 
303 Vgl. Art. 1 III der Ersten Kraftfahrzeug-Haftpflicht-Richtlinie (72/166/EWG). 
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ist sowie dort seinen gewöhnlichen Standort hat.304 Im Rahmen dieser An-
wendungsbereiche spricht Art. 3 den Geschädigten einen Direktanspruch 
gegen das die Kfz-Haftpflicht deckende Versicherungsunternehmen des 
Unfallverursachers zu.305 Ferner ist in Art. 4 I vorgesehen, dass jeder Kraft-
fahrzeug-Haftpflicht-Versicherer306 in allen anderen Mitgliedsstaaten als 
dem, der die gemeinschaftsweite behördliche Zulassung erteilt hat, einen 
Schadenregulierungsbeauftragten benennt, welcher im jeweiligen Mitglieds-
staat der Benennung ansässig oder niedergelassen sein muss.307 Dem Scha-
densregulierungsbeauftragten, der von der Haftpflichtversicherung gem. 
Art. 4 V mit ausreichenden Befugnissen gegenüber dem Geschädigten aus-
zustatten ist, kommt es gem. Art. 4 IV zu, die zur Regulierung erforderli-
chen Informationen zusammenzutragen und die Schadensregulierung aus-
zuhandeln. 
Um eine aus der Sicht des Geschädigten effiziente und vor allem zü-
gige Liquidierung seiner Ansprüche sicherzustellen, sehen die Mitglieds-
staaten gem. Art. 4 VI wirksame finanzielle oder gleichwertige administra-
tive Sanktionen für die Fälle vor, in denen der Versicherer oder sein Scha-
densregulierungsbeauftragter dem Geschädigten nach lit. a bei unstreitiger 
Eintrittspflicht nicht binnen drei Monaten nach Anmeldung und Bezifferung 
des Schadensersatzanspruches ein entsprechendes Regulierungsangebot 
vorlegt oder in streitigen Eintrittsfällen bzw. fehlenden Schadensbezifferun-
gen nach lit. b innerhalb dieser vorgenannten Frist eine mit (zumindest vor-
läufigen) Ablehnungsgründen versehene Antwort übermittelt.308 
Darüber hinaus soll die Position des Geschädigten dadurch weiter 
ausgebaut werden, dass die Mitgliedsstaaten gem. Art. 5 Auskunftsstellen 
einrichten, welche dem Geschädigten alle notwendigen Informationen309 zur 
                                                 
304 Kurz gesagt sind hiermit Unfälle zwischen EU-Bürgern im Nicht-EU-Ausland erfasst. 
305 Ein vergleichbarer Direktanspruch ist dem deutschen Zivilrecht aus § 3 Pflichtversiche-
rungsgesetz bekannt. 
306 Art. 4 I nimmt hinsichtlich der Risikobeschreibung Bezug auf Buchstabe A Nummer 10 
des Anhangs zur Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden), worin die Haftpflicht 
für Landfahrzeuge mit eigenem Antrieb (z. B. normaler PKW) erfasst ist. 
307 Die Benennung eines Schadensregulierungsbeauftragten eröffnet für den Geschädigten 
keinen neuen Gerichtsstand in seinem Wohnsitzmitgliedsstaat. Vgl. Art. 4 VIII und Punkt 
16 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
308 Vgl. hierzu auch die der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe, insbesondere 
Punkt 18. 
309 Hierzu gehören gem. Art. 5 beispielsweise Kennzeichen, Nummern der Versicherungs-
policen bzw. der Grünen Karte, Name und Anschrift des gegnerischen Versicherungsunter-
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effektiven Verfolgung seiner Schadensersatzansprüche zur Verfügung stel-
len. Ferner werden die Mitgliedsstaaten gem. Art. 6 I 1 verpflichtet, soge-
nannte Entschädigungsstellen einzurichten. Sofern noch kein gerichtliches 
Verfahren anhängig ist, können die Geschädigten ihre Schadensersatzan-
sprüche gem. Art. 6 I 3 bei diesen Stellen anmelden. Dies gilt jedoch nur, 
wenn sich der gegnerische Versicherer bzw. dessen Schadensregulierer 
gem. Art. 6 I lit. a auf die angemeldeten Schadensersatzansprüche binnen 
drei Monaten nicht in Form einer begründeten Antwort gemeldet hat. Dies 
gilt ferner gem. Art. 6 I lit. b für den Fall, dass es keinen benannten Scha-
densregulierungsbeauftragten im Wohnsitzstaat des Geschädigten gibt, eine 
solche Schadensmeldung direkt an den in einem anderen Mitgliedsstaat sit-
zenden Versicherer gerichtet wurde und auch dieser nicht fristgerecht ge-
antwortet hat. Erfolgt schließlich eine Schadensersatzzahlung durch die Ent-
schädigungsstelle des Wohnsitzstaates des Geschädigten, so kann diese Stel-
le gem. Art. 6 II eine Regressforderung gegenüber der Entschädigungsstelle 
im Mitgliedsstaat der Niederlassung des Haftpflichtversicherers geltend 
machen. Im Gegenzug dazu gehen dann die Ansprüche des Geschädigten 
auf Letztere über, welche sie wiederum beim Versicherer regressieren 
kann.310 
Im Übrigen erkennt Art. 7 ergänzend eine Eintrittspflicht der Ent-
schädigungsstelle nach Maßgabe des Art. 1 der Zweiten Kraftfahrzeug-
Haftpflicht-Richtlinie (84/5/EWG) auch für den Fall an, dass der Unfallver-
ursacher oder dessen Haftpflichtversicherer nicht binnen zwei Monaten 
nach dem Unfall ausfindig gemacht werden konnte.311 
                                                                                                                            
nehmens bzw. des jeweiligen Schadensregulierungsbeauftragten sowie - bei einem regel-
mäßig vorliegenden berechtigten Interesse des Geschädigten - auch der Name und die An-
schrift des Fahrzeugeigentümers bzw. des Halters. Vgl. auch die Punkte 21-24 der der 
Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
310 Vgl. auch Punkt 28 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
311 Der Regressanspruch der Entschädigungsstelle richtet sich in diesen Fällen nach Art. 7 
S. 3 lit. a-c gegen den Garantiefond des Mitgliedsstaates des gewöhnlichen Kfz-Standortes 
(Vgl. Art. 2 lit. e) bzw. gegen den im Mitgliedsstaat des Unfalls. 
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d. Sanierungs- und Liquidationsrichtlinie 2001/17/EG312 
 
Mit der vorliegenden Richtlinie hat es der europäische Gesetzgeber 
unternommen, den Grundsatz der ausschließlichen Herkunftslandskontrolle 
(Einheitsgrundsatz)313 auch auf die Liquidation eines in der Gemeinschaft 
ansässigen Versicherungsunternehmens im Wege eines einzigen Insolvenz-
verfahrens im Herkunftsmitgliedsstaat (Sitzstaat) auszuweiten. Durch diese 
Möglichkeit eines gebündelten Abwicklungsverfahrens (Universalitäts-
grundsatz)314 dient selbiges, da nicht mehr unterschiedliche und voneinander 
rechtlich unabhängige Insolvenzverfahren in den verschiedenen Mitglieds-
staaten der Zweigniederlassungen möglich sind, dem Grundsatz des Gläubi-
gerschutzes sowie der Gleichbehandlung aller Forderungsinhaber ohne An-
sehen der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes. 
 
e. „Vierte Richtlinie Leben“ 2002/83/EG315 
 
Mit der Vierten Richtlinie Leben316 unternimmt es der europäische 
Gesetzgeber, die unübersichtliche Verweisungs- und Änderungssystematik 
sowie die Koexistenz der Ersten, Zweiten und Dritten Richtlinie Leben zu 
beenden und durch eine neugefasste, im wesentlichen Inhalt unveränderte 
Vierte Richtlinie zu ersetzen.317 Die folgenden Ausführungen konzentrieren 
sich deshalb auf die Änderungen im Vergleich zur bisherigen Rechtslage.318 
                                                 
312 Richtlinie 2001/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19.03.2001 
über die Sanierung und Liquidation von Versicherungsunternehmen, ABl. 2001 L 110/28. 
313 Vgl. Punkt 10 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
314 Hierunter ist die Einbeziehung aller gemeinschaftsweiten Vermögenswerte und Verbind-
lichkeiten zu verstehen. Vgl. auch Punkt 10 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungs-
gründe. 
315 Richtlinie 2002/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 05.11.2002 
über Lebensversicherungen, ABl. 2002 L 345/1. 
316 Die Bezeichnung „Vierte Richtlinie Leben“ ist hier vom Verfasser der Übersichtlichkeit 
halber frei gewählt und findet sich im offiziellen Richtlinientext 2002/83/EG nicht wieder. 
Von Lorenz, Mitteilungen: Eine neue Gesamtrichtlinie Leben - Richtlinie 2002/83/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 5.11.2002 über Lebensversicherungen, VersR 
2003, S. 175, wird die vorgenannte Richtlinie demgegenüber als „Gesamtrichtlinie Leben“ 
bezeichnet. 
317 In den der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründen heißt es in Punkt 1, dass die 
bisherigen Richtlinien Leben mehrfach und in wesentlichen Punkten geändert wurden und 
deshalb aufgrund weiterer vorzunehmender Änderungen aus Gründen der Klarheit neu 
gefasst werden. Vgl. auch Art. 72 i. V. m. Anhang V Teil A der Richtlinie. 
318 Zur systematischen Darstellung der Änderungen, Vgl. die Entsprechungstabelle im An-
hang VI zur Richtlinie. Zur Durchführungsfrist der neuen Vorschriften, Vgl. Art. 69. Vgl. 
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Für die Problematik des gleichzeitigen Betreibens von Lebens- und 
Schadensversicherungen bleibt das grundsätzliche Verbot des parallelen 
Betreibens gem. Art. 18 I weiter aufrechterhalten. Ausnahmen hiervon sind 
gem. Art. 18 II zulässig, stehen jedoch im alleinigen Ermessen319 der Mit-
gliedsstaaten, wobei diese Möglichkeit wie zuvor auch von der Einhaltung 
weiterer mitgliedsstaatlicher Vorschriften, etwa zur getrennten Buchführung 
abhängig gemacht werden kann.320 Nach Art. 18 III werden jedoch für jene 
Mitgliedsstaaten, die der Union in den Erweiterungsrunden der 80er und 
90er Jahre beigetreten sind, andere Stichtagsregelungen in Bezug auf das 
vorgenannte Verbot festgelegt.321 Daneben wurde die Verpflichtung zur 
Abgabe eines detaillierten Tätigkeitsplanes von in der Gemeinschaft ansäs-
sigen Agenturen und Zweigniederlassungen von Versicherungsunternehmen 
mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft gem. Art. 51 III eingeführt. Ferner 
können die Mitgliedsstaaten auch von diesen zuletzt benannten Agenturen 
und Zweigniederlassungen gem. Art. 51 IV eine systematische Übermitt-
lung der für die Berechnung der Tarife und Rückstellungen verwendeten 
Berechnungsgrundlagen verlangen, wobei diese Verpflichtung jedoch kei-
nesfalls den Status einer Zulassungsvoraussetzung besitzen darf. 
 
f. Fernabsatzrichtlinie für Finanzdienstleistungen 2002/65/EG322 
 
In Ergänzung der Richtlinie 97/7/EG323 über den Fernabsatz von 
Waren und Dienstleistungen, von deren Anwendungsbereich Finanzdienst-
leistungen bislang ausdrücklich ausgeschlossen waren324, hat der europäi-
sche Gesetzgeber mit der vorliegenden Richtlinie 2002/65/EG eine Lücke 
                                                                                                                            
ferner auch Lorenz, Mitteilungen: Eine neue Gesamtrichtlinie Leben - Richtlinie 
2002/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5.11.2002 über Lebensversi-
cherungen, VersR 2003, S. 175 f. 
319 Es handelt sich bei Art. 18 II um eine „Kann“-Vorschrift. 
320 Vgl. insoweit Punkt 34 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
321 Art. 18 III sieht insoweit vor, dass Versicherungsunternehmen, die am 01.01.1981 in 
Griechenland, am 01.01.1986 in Spanien und Portugal und am 01.01.1995 in Österreich, 
Finnland und Schweden die Erlaubnis zum Betreiben von Lebens- und Schadensversiche-
rungen besaßen, diese Kumulierung fortsetzen dürfen. 
322 Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.09.2002 
über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der 
Richtlinie 90/619/EWG und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG, ABl. 2002 L 271/16. 
323 Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20.05.1997 über 
den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz, ABl. 1997 L 144/19. 
324 Vgl. hierzu Art. 3 I Spiegelstrich 1 i. V. m. Anhang II der Richtlinie 97/7/EG. 
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geschlossen.325 Er möchte damit den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen, 
welcher sowohl für die Verbraucher als auch für die Anbieter zu den greif-
barsten Ergebnissen des Binnenmarktes zählt, in fördernder und vereinheit-
lichender Weise regeln326, ohne dass dabei gemeinschaftliche oder nationale 
Vorschriften betreffend den freien Dienstleistungsverkehr bzw. die Zulas-
sungs- oder Aufsichtsregelungen berührt werden.327 Es ist in diesem Zu-
sammenhang darauf hinzuweisen, dass sich die vorgenannte Richtlinie aus-
schließlich auf Vorschriften zum bloßen Vertriebsvorgang (Vertragsschluss, 
Informationspflichten, Widerrufsrechte usw.) beschränkt und keinerlei Ein-
fluss auf die Frage nach der anzuwendenden materiellen Vertragsrechtsord-
nung nimmt.328 Zunächst definiert Art. 2 der Richtlinie die vorausgesetzten 
Begrifflichkeiten, wobei unter Finanzdienstleistungen nach lit. b unter ande-
rem jede Dienstleistung in Zusammenhang mit einer Versicherung fällt. 
Darüber hinaus findet sich eine detaillierte Informationspflicht des Versi-
cherungsanbieters in Art. 3 geregelt. 
In diesem Sinne ist der Verbraucher zur effektiven Wahrung seiner 
unverzichtbaren329 Rechte vor Abgabe einer für ihn verbindlichen Willens-
erklärung330 über den Anbieter331, die Beschreibung der Versicherungs-
dienstleistung inklusive aller effektiven Kosten332, sowie über die Rechte 
aus dem Fernabsatzvertrag333 und die entsprechenden Rechtsbehelfe334 in 
                                                 
325 Zur Umsetzung ins deutsche Recht, Vgl. den Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Änderung der Vorschriften über Fernabsatzverträge bei Finanzdienstleistungen vom 
28.01.2004, abrufbar unter: www.bmj.bund.de (dort Gesetzesentwürfe Zivil-
recht/Schuldrecht). Vgl. ferner Heiss, Die Richtlinie über den Fernabsatz von Finanzdienst-
leistungen an Verbraucher aus Sicht des IPR und des IZVR, IPRax 2003, S. 100 ff. 
326 Vgl. die Punkte 3 und 11 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
327 Vgl. Punkt 7 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
328 Vgl. Schneider, Umsetzung der Fernabsatzrichtlinie 2002/65/EG im VVG - Anmerkung 
zum Regierungsentwurf und zur VVG-Reform, VersR 2004, S. 696 (697). 
329 Vgl. Art. 12 I. 
330 Schneider, Umsetzung der Fernabsatzrichtlinie 2002/65/EG im VVG - Anmerkung zum 
Regierungsentwurf und zur VVG-Reform, VersR 2004, S. 696. 
331 Der Anbieter von Versicherungsdienstleistungen muss insoweit gem. Art. 3 I Nr. 1 seine 
Identität und alle für den Verbraucher wichtigen Anschriften, Registereintragungen sowie, 
wenn für das konkrete Geschäft eine Zulassung erforderlich ist, die Anschrift der Auf-
sichtsbehörde mitteilen. 
332 Gem. Art. 3 I Nr. 2 ist die Versicherungsdienstleistung in ihren wesentlichen Merkmalen 
zu beschreiben. Ferner sind alle effektiven Kosten, etwa Provisionen, Steuern und Gebüh-
ren anzugeben und es ist auf etwaige finanzielle Risiken hinzuweisen, etwa darauf, dass 
Finanzmarktentwicklungen in der Vergangenheit keinen Indikator für künftige Erträge 
darstellen. 
333 Insbesondere ist der Verbraucher hierbei nach Art. 3 I Nr. 3 über die Widerrufsvoraus-
setzungen inklusive einer Widerrufsanschrift, die Mindestvertragsdauer, vorzeitige Kündi-
gungsrechte inklusive etwaiger Vertragsstrafen, die auf den Fernabsatzvertrag anwendbare 
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klarer und verständlicher Weise zu informieren.335 Die beschriebenen An-
gaben müssen dem Verbraucher gem. Art. 5 I grundsätzlich vor Vertrags-
schluss336 in Papierform oder auf einem dauerhaften Datenträger337 zur Ver-
fügung gestellt werden. 
Ferner regelt Art. 6 das dem Verbraucher ohne Nennung von Grün-
den grundsätzlich338 zustehende 14-tägige Widerrufsrecht, welches aufgrund 
der langen Vertragsdauer bei Lebensversicherungs- und Altersvorsorgever-
trägen in diesen Bereichen sogar auf 30 Tage ausgeweitet wird.339 Die 
Richtlinienumsetzung ins deutsche Recht erfolgte durch das Gesetz zur Än-
derung der Vorschriften über Fernabsatzverträge bei Finanzdienstleistungen 
vom 02.12.2004.340 
                                                                                                                            
Rechtsordnung und die zuständige Gerichtsbarkeit sowie etwaige Sprachenregelungen zu 
informieren. 
334 Hierunter fallen nach Art. 3 I Nr. 4 die Informationen über den Zugang zu außergericht-
lichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und deren Voraussetzungen sowie über 
das Bestehen von Sicherungsinstrumenten zur Entschädigung der Anleger, z. B. Garantie-
fond. 
335 Vgl. Art. 3 II. 
336 Art 5 II sieht als Ausnahme eine unverzüglich nach Abschluss des Vertrages vorzuneh-
mende Informationspflicht vor, wenn der Vertrag auf Ersuchen des Verbrauchers über 
Fernkommunikationsmittel geschlossen wurde und insoweit die Vorlage der Vertragsbe-
dingungen nicht möglich war. Vgl. Schneider, Umsetzung der Fernabsatzrichtlinie 
2002/65/EG im VVG - Anmerkung zum Regierungsentwurf und zur VVG-Reform, VersR 
2004, S. 696. 
337 Art. 2 lit. f definiert den Begriff des „dauerhaften Datenträgers“ legal als, „jedes Medi-
um, dass es dem Verbraucher gestattet, an ihn persönlich gerichtete Informationen derart zu 
speichern, dass er sie in der Folge für eine für die Zwecke der Informationen angemessene 
Dauer einsehen kann, und dass die unveränderte Wiedergabe der gespeicherten Information 
ermöglicht.“ Vgl. auch Punkt 20 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe, wo-
nach u. a. Disketten, CD-ROMs oder die Computerfestplatte ausreichen, nicht jedoch Inter-
net-Websites. 
338 Zu den Ausnahmen vom Widerrufsrecht, Vgl. Art. 6 II, III. 
339 Zur Ausweitung des Widerrufsrechtes bei Lebensversicherungen, Vgl. auch Art. 17 der 
Richtlinie, der insoweit Art. 15 I Unterabsatz 1 der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richt-
linie Leben) modifiziert. 
340 Zum Gesetz, welches am 08.12.2004 in Kraft trat, Vgl. BGBl. I, 2004, S. 3102 ff. Die 
Änderungen im BGB konzentrieren sich auf die §§ 312b ff., 355 ff., 444 und 639. Daneben 
finden sich Änderungen zum EGBGB, der BGB-Informationspflichten-Verordnung (BGBl. 
I, 2002, S. 3002), des Unterlassungsklagengesetztes, der Schlichtungsstellenverfahrensver-
ordnung (BGBl. I, 2002, S. 2577), des Gesetztes über den Versicherungsvertrag inkl. der 
Anlagen hierzu (VVG) und des Versicherungsaufsichtsgesetztes (VAG). 
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g. Richtlinie Versicherungsvermittlung 2002/92/EG341 
 
Zur Überwindung der im Europäischen Versicherungsbinnenmarkt 
fortbestehenden Hindernisse bezüglich der erheblichen Unterschiede342 der 
einzelstaatlichen Vorschriften im Hinblick auf die Aufnahme und Ausübung 
von Versicherungs- und Rückversicherungsvermittlern343 im Rahmen der 
Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit, hat der europäische Gesetzge-
ber die vorliegende Richtlinie unter Aufhebung der Richtlinie 
77/92/EWG344 erlassen.345 Im Wesentlichen führt die Richtlinie gem. Art. 3 
I Unterabsatz 1 die in anderen Richtlinienbereichen bereits praktizierte Re-
                                                 
341 Richtlinie 2002/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9.12.2002 über 
Versicherungsvermittlung, ABl. 2003 L 9/3. 
342 Die Reformbedürftigkeit des Vermittlerrechts zeigt sich beispielsweise daran, dass - 
anders als im Rest der EU - in Deutschland gesetzliche Berufszulassungs- und Berufsaus-
übungsregelungen für Versicherungsvermittler vollständig fehlen. Diese uneingeschränkte 
Gewerbefreiheit führt jedoch dazu, dass jedermann hochsensible Versicherungsvermittlun-
gen durchführen kann, ohne dass er irgendwelche fachlichen Kenntnisse oder seine persön-
liche Zuverlässigkeit nachweisen muss. Ferner gelte es, Transparenz über den Status des 
Versicherungsvermittlers zu schaffen, da der Kunde oft nicht wisse, ob er einen vertraglich 
ans Versicherungsunternehmen gebundenen Versicherungsvertreter oder einen unabhängi-
gen Makler vor sich habe. Dabei hat die Offenlegung dieses Status nicht nur Bedeutung für 
die Seriosität des Vermittlers (Stichwort: Unabhängigkeit vom konkreten Versicherer), 
sondern auch haftungsrechtliche Folgen. Während nur der Versicherungsvertreter - wie es 
der Name schon sagt - Vertreter des Versicherers ist, so dass alle Handlungen für und ge-
gen den Versicherer wirken, ist der Makler eine zwischen Versicherer und Interessenten 
stehende Figur, die aufgrund ihrer Unabhängigkeit weder Vertreter noch Erfüllungsgehilfe 
des Versicherers ist und somit für eventuelle Falschberatungen allein, d. h. unter Aus-
schluss eines i. d. R. finanziell potenten Versicherungsunternehmens, haftet. Vgl. dazu 
Reiff, Die Umsetzung der Versicherungsvermittlerrichtlinie ins deutsche Recht, VersR 
2004, S. 142 (143). Allgemein zur mangelhaften Beratungsqualität und den daraus erwach-
senden Gefahren für die Versicherten sowie der derzeitigen Intransparenz beim Umgang 
mit den Bezeichnungen Vertreter und Makler, Vgl. Mensching, Verbraucherschutz durch 
Berufsregelungen für Versicherungsvermittler in Deutschland, S. 71 ff.; Deckers, Die Ab-
grenzung des Versicherungsvertreters vom Versicherungsmakler, S. 31 ff. 
343 Hierunter versteht Art. 2 Nr. 5 bzw. 6 „jede natürliche oder juristische Person, die die 
Tätigkeit der (Rück-)Versicherungsvermittlung gegen Vergütung aufnimmt oder ausübt.“ 
Dabei ist unter (Rück-)Versicherungsvermittlung gem. Art. 2 Nr. 3 und 4 „das Anbieten, 
Vorschlagen oder Durchführen anderer Vorbereitungsarbeiten zum Abschließen von Versi-
cherungsverträgen oder das Abschließen von Versicherungsverträgen oder das Mitwirken 
bei der Verwaltung und Erfüllung, insbesondere im Schadenfall“ zu verstehen. 
344 Richtlinie 77/92/EWG des Rates vom 13.12.1976 über Maßnahmen zur Erleichterung 
der tatsächlichen Ausübung der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver-
kehrs für die Tätigkeiten des Versicherungsagenten und des Versicherungsmaklers (aus 
ISIC-Gruppe 630), insbesondere Übergangsregelungen für solche Tätigkeiten, ABl. 1977 L 
026/14. 
345 Vgl. auch die Punkte 5 und 7 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. Zur 
geplanten Umsetzung ins deutsche Recht, Vgl. Reiff, Die Umsetzung der Versicherungs-
vermittlerrichtlinie ins deutsche Recht, VersR 2004, S. 142 ff. 
 65
gistrierungspflicht bei den zuständigen Behörden des Staates der Hauptver-
waltung oder des Wohnsitzes ein („Home Country Registration“).346 
Diese gem. Art. 8 sanktionsbewehrte Registrierung, welche gem. 
Art. 4 den Nachweis der strengen beruflichen Anforderungen in Bezug auf 
Sachkompetenz, Leumund, Berufshaftpflichtschutz und einer entsprechen-
den finanziellen Leistungsfähigkeit voraussetzt, soll die gemeinschaftsweite 
Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit nach einer gem. Art. 6 I obliga-
torischen Unterrichtung der Ziellandsbehörden sicherstellen.347 Ferner regelt 
die Richtlinie in Art. 9 den diesbezüglichen Informationsaustausch zwischen 
den mitgliedsstaatlichen Behörden sowie gem. den Artikeln 12 und 13 die 
dem Privatkunden vom Versicherungsvermittler vor Abschluss eines jeden 
Vertrages in klarer und verständlicher Form auf einem dauerhaften Daten-
träger mitzuteilenden Mindestinformationen im Hinblick auf seinen Namen 
und Anschrift, auf seinen Registereintrag sowie seine objektiven Beratungs-
grundlagen.348 
 
h. Vorschlag Fünfte Kraftfahrzeug-Haftpflicht Richtlinie (KOM 
2002/244 endg.)349 
 
Der Vorschlag zur Fünften Kraftfahrzeug-Haftpflichtrichtlinie setzt 
sich insbesondere mit einer Vielzahl praktischer Probleme sowohl aus Sicht 
der Versicherungsnehmer als auch aus der Perspektive der Opfer von Ver-
kehrsunfällen beim grenzüberschreitenden Verkehr auseinander. 
Mit diesen Problemen wurden der Kommission im Rahmen zahlrei-
cher Anfragen, Beschwerden und Petitionen von Privatpersonen und Mit-
gliedern des Europäischen Parlaments konfrontiert.350 
                                                 
346 Vgl. Art. 3 I. 
347 Vgl. auch die Punkte 14, 15 und 17 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
348 Vgl. Matusche-Beckmann, Berufsrecht und zivilrechtliche Beratungs- und Informati-
onspflichten für Versicherungsvermittler, NVersZ 2002, S. 385 ff.; Abram, Der Vorschlag 
für eine EU-Versicherungsvermittlungsrichtlinie, NVersZ 2001, S. 49 ff. Zur speziellen 
Problematik des Kundenschutzes, Vgl. weitergehend Abram, Der Schutz des Kunden gegen 
die Nichtweiterleitung von Fremdgeldern nach der EU-
Versicherungsvermittlungsrichtlinie, VersR 2003, S. 1355 ff. 
349 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinien 72/166/EWG, 84/5/EWG, 88/357/EWG und 90/232/EWG des Rates sowie 
der Richtlinie 2000/26/EG über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung vom 
07.06.2002, KOM (2002) 244 endgültig, 2002/0124 (COD). 
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So ändert Art. 1 des Vorschlages Art. 1 IV der Richtlinie 
72/166/EWG (Erste Kraftfahrzeug-Haftpflichtrichtlinie) dahingehend ab, 
dass der Begriff des gewöhnlichen Standortes des Kfz sich zwar weiterhin 
danach bestimmt, welches amtliche Kennzeichen eines Mitgliedsstaates das 
Kfz trägt, jedoch nun unabhängig davon, ob es sich um ein endgültiges oder 
vorläufiges Kennzeichen (sog. Überführungskennzeichen) handelt. Für den 
Fall, dass das Fahrzeug ohne oder mit einem nicht identifizierbaren amtli-
chen Kennzeichen unterwegs ist, erfolgt die vorbenannte Anknüpfung zu 
dem Mitgliedsstaat, in dem sich der Unfall ereignet hat.351 Ferner wird die 
gem. Art. 2 I der Richtlinie 72/166/EWG zulässige Stichprobenkontrolle der 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung außerhalb einer allgemeinen Polizei-
kontrolle352 untersagt. 
Daneben ändert Art. 2 des Vorschlages Art. 1 der Richtlinie 
84/5/EWG (Zweite Kraftfahrzeug-Haftpflichtrichtlinie) dahingehend ab, 
dass die sowohl bei Personen- als auch bei Sachschäden eingreifende Haft-
pflicht in ihren Mindestdeckungssummen angeglichen wird.353 Darüber hin-
aus ist es den Mitgliedsstaaten nicht mehr gestattet, die Eintrittspflicht der 
national für die Fälle zu schaffenden Stelle, in denen das schadensverursa-
chende Fahrzeug nicht ermittelt werden konnte, zu beschränken oder auszu-
schließen, wenn das Opfer bei dem gleichen Unfall auch einen Personen-
schaden erlitten hat.354 Ebenso wird den Mitgliedsstaaten die nach Art. 1 IV 
                                                                                                                            
350 Vgl. Punkt 1.2. der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Begründung (Allgemeine 
Bemerkungen) sowie Punkt 3 der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Erwägungs-
gründe. 
351 Diese neugefasste Anknüpfung ändert die Richtlinie 72/166/EWG (Erste Kraftfahrzeug-
Haftpflichtrichtlinie), wonach der gewöhnliche Kfz-Standort danach beurteilt wurde, wel-
cher Mitgliedsstaat das falsche oder rechtswidrige Kennzeichen „zugeteilt“ zu haben 
scheint. Diese Anknüpfung führte bislang dazu, dass sich nationale Versicherungsbüros mit 
Schadensliquidationen befassen mussten, die keinerlei Verbindung zum Staat ihrer Nieder-
lassung aufweisen. Vgl. auch Punkt 5 der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Erwä-
gungsgründe. Vgl. ferner Lemor/Becker, Aktuelle Entwicklungen der Autoversicherung in 
Europa - Zum Vorschlag für die 5. KH-Richtlinie, VW 2003, S. 30 (33). 
352 Unter einer „allgemeinen Polizeikontrolle“ wird eine solche verstanden, die ihrerseits 
nicht ausschließlich dem Ziel einer Versicherungskontrolle dient. 
353 Die Mindestdeckungssumme wird dabei für Personenschäden auf 1 Mio. Euro und für 
Sachschäden ungeachtet der Geschädigtenanzahl auf 500.000 Euro festgesetzt. Dabei wird 
nicht nur ein seit den 80er Jahren fälliger Inflationsausgleich, sondern auch eine reale Er-
höhung i. S. d. Verkehrsopferschutzes vorgenommen. Vgl. auch Punkt 8 der dem Richtli-
nienvorschlag vorangestellten Erwägungsgründe. Vgl. ferner Lemor/Becker, Aktuelle Ent-
wicklungen der Autoversicherung in Europa - Zum Vorschlag für die 5. KH-Richtlinie, 
VW 2003, S. 30 ff. 
354 Diese Änderung ist nach Auffassung der Kommission aufgrund des in dieser Konstella-
tion (Personenschaden) als gering anzusehenden Betrugsrisikos vertretbar. Vgl. Punkt 10 
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der Richtlinie 84/5/EWG mögliche Anrechnung einer Selbstbeteiligung des 
Verkehrsopfers an seinen durch ein nicht versichertes Kfz verursachten 
Schäden gestrichen, da dies den Versicherungsschutz für das Opfer in unge-
rechtfertigter Weise einschränkt und diesen gegenüber anderen Verkehrsop-
fern diskriminiert.355 
Im Bereich der beim Vertrieb über den freien Dienstleistungsverkehr 
in jedem Mitgliedsstaat zu bestellenden Schadensregulierungsbeauftragten 
ist es gem. der in Art. 3 vorgenommenen Streichung nunmehr geplant, dass 
diese Aufgabe auch von den dort ansässigen Zweigniederlassungen des Ver-
sicherungsunternehmens mit ausgeübt werden kann.356 
Weitere versicherungsnehmer- und opferfreundliche Neuerungen 
sind in Art. 4 als Änderungen zur Richtlinie 90/232/EWG (Dritte Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtrichtlinie) vorgesehen. So ergänzt Art. 4 des Vorschlages 
Art. 1 der Richtlinie 90/232/EWG dahingehend, dass nunmehr auch diejeni-
gen Fahrzeuginsassen zwingend vom Versicherungsschutz umfasst sind, die 
vom Alkohol- oder Rauschmitteleinfluss des Fahrers wussten bzw. hätten 
wissen müssen. Die Kommission begründet dies damit, dass die Insassen 
gewöhnlich nicht in der Lage sind, den Grad der Intoxikation des Fahrers 
einwandfrei zu beurteilen und auch das Ziel, den Fahrer von der Rausch-
                                                                                                                            
der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Erwägungsgründe und Punkt 1.4. lit. f der 
dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Begründung (Allgemeine Bemerkungen).  
355 Vgl. Punkt 11 der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Erwägungsgründe. 
356 Art. 12a IV Unterabsatz 2 S. 1 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) 
in der Änderungsfassung der Richtlinie 90/618/EWG (Richtlinie 90/618/EWG des Rates 
vom 08.11.1990 zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG und der Richtlinie 88/357/EWG 
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung 
(mit Ausnahme der Lebensversicherung), insbesondere bezüglich der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung, ABl. 1990 L 330/44), sieht derzeit noch vor, dass der Versicherer 
für den Mitgliedsstaat, in dem die Dienstleistung erbracht wird (d. h. der Staat, in dem das 
Risiko belegen ist), einen gebietsansässigen oder in seinem Gebiet niedergelassenen Vertre-
ter ernennt, der alle im Zusammenhang mit Schadensfällen erforderlichen Informationen 
zusammenträgt. Im S. 2 des vierten Unterabsatzes ist normiert, dass der Vertreter (Scha-
densregulierungsbeauftragte) keine Direktversicherungsgeschäfte für die genannten Unter-
nehmen betreiben darf. Der letztgenannte, nunmehr zur Aufhebung vorgeschlagene Passus 
verhinderte bislang, dass Zweigniederlassungen von Versicherungsunternehmen Schadens-
regulierungsbeauftragte für den Vertrieb im Wege des freien Dienstleistungsverkehr sein 
konnten, während Tochterunternehmen, bei denen es sich um unabhängige juristische Per-
sonen handelt, von diesem Verbotspassus nicht erfasst waren. Diese Diskriminierung, die 
wahrscheinlich das Unterlaufen des während der Zweiten Richtlinie Schaden noch beste-
henden, seit der Dritten Richtlinie Schaden jedoch aufgehobenen Kumulierungsverbotes 
von Dienstleistungs- und Niederlassungsverkehr verhindern sollte, ist geeignet, unter-
schiedlich hohe Kosten zu verursachen und stellt somit eine Benachteiligung des Dienst-
leistungsverkehrs dar, welche nunmehr beendet werden soll. Vgl. hierzu auch Punkt 1.4. lit. 
g der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Begründung (Allgemeine Bemerkungen). 
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fahrt abzuhalten, nicht durch eine Reduzierung des Versicherungsschutzes 
von Insassenopfern erreicht werden kann.357 Ferner wird durch die Einfü-
gung des Art. 1a in die Richtlinie 90/232/EWG klargestellt, dass jede Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung in der Gemeinschaft im Rahmen einer 
Gefährdungshaftung, also unabhängig vom Verschulden des Fahrers, ein-
greift und dabei auch Personenschäden von unfallbeteiligten Fußgängern 
und Radfahrern einschließt. Die Kommission fügt hierzu an, dass diese 
Vorgehensweise im Sinne des Opferschutzes notwendig ist und bei denjeni-
gen Mitgliedsstaaten, in deren Rechtsordnung entsprechende Regelungen 
bereits verankert sind, nicht zu wesentlichen Preissteigerungen der Haft-
pflichtprämien geführt hat.358 
Darüber hinaus wird Art. 2 Spiegelstrich 1 der Richtlinie 
90/232/EWG dahingehend neu gefasst, dass auch dann durch die Zahlung 
einer einzigen Haftpflichtprämie Versicherungsschutz im gesamten Ge-
meinschaftsgebiet gegeben ist, wenn sich das Kfz während der Vertragsdau-
er in anderen Mitgliedsstaaten „aufhält“.359 Ferner werden die Artikel 4 lit. 
a-f zur Richtlinie 90/232/EWG hinzugefügt. So enthält Art. 4 lit. a Versi-
cherungsregelungen zum grenzüberschreitenden PKW-Kauf und der damit 
in Verbindung stehenden Verbringung in einen anderen Mitgliedsstaat. 
Demnach wird als Ort der Risikobelegenheit bei der grenzüberschreitenden 
mitgliedsstaatlichen Verbringung eines Kfz, abweichend von Art. 2 lit. d der 
Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden), für einen Zeitraum 
von 30 Tagen nach der Fahrzeugübergabe der Bestimmungsmitgliedsstaat 
(Zielland) angesehen, auch wenn es dort nicht offiziell zugelassen wurde.360 
                                                 
357 Vgl. Punkt 13 der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Erwägungsgründe. 
358 Vgl. Punkt 14 der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Erwägungsgründe und zu 
den monetären Aspekten Punkt 1.4. lit. i der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten 
Begründung (Allgemeine Bemerkungen). 
359 Die Kommission sah sich hierzu veranlasst, nachdem sie aufgrund zahlreicher Be-
schwerden davon Kenntnis erlangte, dass einige Versicherer in ihren Policen zum einen 
Bedingungen einfügen, wonach der Versicherungsvertrag endet, wenn sich das Kfz eine 
bestimmte Zeitdauer in einem anderen Mitgliedsstaat befindet, oder zum anderen die Versi-
cherungsnehmer verpflichten, längere Aufenthalte in einem anderen Mitgliedsstaat zur 
Neuberechnung der Prämien mitzuteilen, wobei bei Nichtbeachtung die vorzeitige Kündi-
gung des Vertrages angedroht wird. Beide Regelungen verstoßen nach Ansicht der Kom-
mission gegen Art. 2 Spiegelstrich 1 der Richtlinie 90/232/EWG und sind geeignet, sowohl 
die Freizügigkeit als auch das Funktionieren des Binnenmarktes zu behindern. Vgl. hierzu 
Punkt 1.4. lit. j der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Begründung (Allgemeine 
Bemerkungen). 
360 Vgl. Lemor/Becker, Aktuelle Entwicklungen der Autoversicherung in Europa - Zum 
Vorschlag für die 5. KH-Richtlinie, VW 2003, S. 30 (33). 
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Insoweit wäre es aufgrund der rechtlichen Verlagerung des gewöhnlichen 
Standortes nun möglich, dass eine dem Käufer vertraute Versicherung des 
Ziellandes das Haftpflichtrisiko vom Zeitpunkt der Übergabe an deckt.361  
Des weiteren soll durch die Einfügung von Art. 4 lit. b ein grenz-
überschreitender Versicherungswechsel dadurch erleichtert werden, dass der 
bisherige Versicherer verpflichtet wird, dem Versicherten binnen 15 Tagen 
nach Vertragsende eine Schadenverlaufs- bzw. Schadenfreiheitserklärung 
für die letzten fünf Jahre auszuhändigen. Ferner soll es nach dem geplanten 
Art. 4 c unzulässig sein, dass sich etwaige Selbstbeteiligungen aus der Ver-
sicherungspolice negativ gegenüber dem Unfallgeschädigten auswirken.362  
Ebenso ist künftig in Art. 4 lit. d vorgesehen, dass der gemein-
schaftsweite Direktanspruch gegen die Versicherung unabhängig vom 
Wohnsitzstaat des Geschädigten bestehen soll.363 Daneben erscheint es der 
Kommission auch erforderlich, das System der Schadensregulierungsbeauf-
tragten durch die Einfügung von Art. 4 lit. e Nr. 1 sowie den Arbeitsbereich 
der Auskunftsstellen (Art. 4 lit. f) auf alle Unfälle, also auch auf solche, die 
sich im Wohnsitzmitgliedsstaat des Opfers ereignen, auszudehnen.364 
                                                 
361 Zu dieser Maßnahme sieht sich die Kommission veranlasst, da sich jedes Jahr Tausende 
von Unionsbürgern in einen anderen Mitgliedsstaat begeben, um die gemeinschaftsweiten 
Preisunterschiede bei Kraftfahrzeugen im Rahmen der Binnenmarktfreiheiten auszunutzen. 
Bislang war es notwendig, das Fahrzeug während der Fahrt zum Bestimmungsstaat durch 
ein im Herkunftsland (Kaufland des Kfz) zugelassenes Versicherungsunternehmen kurzfris-
tig, und damit meist viel teurer als bei einer Versicherungsdauer mit normaler Laufzeit, zu 
versichern. Vgl. dazu Punkt 1.4. lit. k und unter 2. (Ausführungen zu Art. 4 IV) der dem 
Richtlinienvorschlag vorangestellten Begründung (Allgemeine Bemerkung/Darstellung der 
Artikel). 
362 Diese Neuerung ist notwendig, da Selbstbeteiligungen als Teil des Schadenersatzes, 
welches vom Versicherten und nicht vom Versicherer zu tragen ist, angesehen werden. Im 
Sinne eines effektiven und gleichberechtigten Opferschutzes sollen von nun an nur noch 
Selbstbeteiligungen zwischen Versicherungsnehmer und Versicherungsunternehmen, nicht 
jedoch im Verhältnis zum Geschädigten wirksam sein. Vgl. Punkt 1.4. lit. m der dem Richt-
linienentwurf vorangestellten Begründung (Allgemeine Bemerkung) und Punkt 11 der dem 
Richtlinienentwurf vorangestellten Erwägungsgründe. 
363 Mit dieser Neuregelung wird der in Art. 3 der Richtlinie 2000/26/EG (Vierte Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtrichtlinie) für bestimmte Personengruppen (Unfall in einem anderen Mit-
gliedsstaat als dem Wohnsitzmitgliedsstaat) eingeführte Direktanspruch gegen das decken-
de Versicherungsunternehmen auf alle Verkehrsopfer ausgedehnt. Das heißt, dass nunmehr 
ein genereller Direktanspruch besteht, egal ob sich der Unfall im Wohnsitzmitgliedsstaat 
oder in einem anderen Unionsstaat ereignet. Vgl. dazu Punkt 2. (Ausführungen zu Art. 4 
IV) der dem Richtlinienvorschlag vorangestellten Begründung (Darstellung der Artikel). 
364 Vgl. Ebenda. Insoweit werden Art. 4 und 5 der Richtlinie 2000/26/EG (Vierte Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtrichtlinie), die nur bei Unfällen außerhalb des Wohnsitzstaates des Opfers 
galten, abgeändert und auf alle Unfälle innerhalb der Gemeinschaft ausgedehnt. 
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i. Gleichbehandlungsrichtlinie 2004/113/EG365 
 
Mit dem Ende 2003 vorgelegten Vorschlag einer Gleichbehand-
lungsrichtlinie (KOM 2003/657 endg.)366 unternahm es die Kommission, 
Frauen und Männern in gleicher Weise einen diskriminierungsfreien Zu-
gang zu Dienstleistungen, insbesondere zu Versicherungsdienstleistungen 
zu ermöglichen. Gem. Art. 1 II des Vorschlages sollte die auf Art. 13 EGV 
beruhende Richtlinie für alle Personen in öffentlichen und privaten Berei-
chen in Bezug auf den Zugang und die Versorgung allgemein angebotener 
Güter und Dienstleistungen gelten.367 
Bei den in Art. 2 vorgenommenen Begriffsdefinitionen zur unmittel-
baren368 und mittelbaren Diskriminierung369 lehnte sich der Vorschlag an 
die in anderen Zusammenhängen erlassenen Gleichbehandlungsrichtlinien 
2000/43/EG370, 2000/78/EG371 und 76/207/EWG372 an. Die Bedeutung die-
ser Regelungen war im Hinblick auf die Versicherungswirtschaft insbeson-
dere aufgrund der expliziten Bezugnahmen in Art. 4 des Vorschlages augen-
fällig. Danach sollte es künftig gem. Art. 4 I unionsweit verboten sein, den 
Faktor des Geschlechts bei Neuabschlüssen von Versicherungsverträgen 
                                                 
365 Richtlinie 2004/113/EG des Rates vom 13.12.2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung 
mit Gütern und Dienstleistungen, ABl. 2004 L 373/37. 
366 Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleich-
behandlung von Frauen und Männern beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern 
und Dienstleistungen vom 05.11.2003, KOM (2003) 657 endgültig, 2003/0265 (CNS). 
367 Hiervon statuiert Art. 1 IV eine Bereichsausnahme für entsprechende Güter und Dienst-
leistungen im Bereich der Bildung und Werbung sowie bei Medieninhalten.  
368 Dies definiert der Vorschlag wie folgt: „eine Person erfährt aufgrund ihres Geschlechts 
in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung als eine andere Person 
erfährt, erfahren hat oder erfahren würde.“ 
369 Dies definiert der Vorschlag wie folgt: „dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kri-
terien oder Verfahren können Personen des einen Geschlechts in besonderer Weise gegen-
über Personen des anderen Geschlechts benachteiligen; ausgenommen sind Fälle in denen 
die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren durch ein rechtmäßiges Ziel sach-
lich gerechtfertigt und die Mittel zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich 
sind.“ 
370 Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29.06.2000 zur Anwendung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethischen Herkunft, ABl. 2000 L 
180/22. 
371 Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27.11.2000 zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, ABl. 
2000 L 303/16. 
372 Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 09.02.1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäfti-
gung, zur Berufsausbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeits-
bedingungen, ABl. 1976 L 39/40. 
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(nach In-Kraft-Treten der Richtlinie) zur Berechnung von Prämien und 
Leistungen heranzuziehen. Die vorbezeichneten Gleichbehandlungsregeln 
sollten im Sinne eines effektiven Rechtsschutzes unter Umkehr der Beweis-
last gem. Art. 7 i. V. m. Art. 8 I einklagbar sein.  
Bislang ist es in der Versicherungsbranche, so auch in Deutschland, 
durchaus üblich, dass Versicherungsprodukte Männern und Frauen aufgrund 
von ungleichen versicherungsmathematischen Faktoren zu unterschiedli-
chen Konditionen angeboten werden.373 Bei den geschlechtsspezifischen 
Berechnungen von z. B. privaten Lebens-, Kranken-, Kfz- und Rentenversi-
cherungen finden neben der unterschiedlichen durchschnittlichen Lebens-
erwartung auch abweichende Verhaltensmuster (insbesondere bei der Kfz-
Versicherung)374 oder ein differierendes Konsumverhalten (in der Kranken-
versicherung) Berücksichtigung. Der aus der Versicherungswirtschaft geäu-
ßerten Kritik an einer Gleichstellung von Männern und Frauen bei Prämien- 
bzw. Leistungsberechnungen entgegnete die Kommission in ihrem Richtli-
nienvorschlag, dass aufgrund einschlägiger Studien der Faktor Geschlecht 
nicht als wichtigstes Unterscheidungskriterium herangezogen werden kann, 
da andere Kriterien wie Familienstand, sozioökonomische Faktoren, Be-
schäftigung, Arbeitslosigkeit, Region, Rauchen und Ernährungsgewohnhei-
ten hier von weitaus größerer Bedeutung für die Lebenserwartung sind als 
das bloße Abstellen auf das Geschlecht.375 
Dem Argument der Versicherer, dass die geschlechtsspezifischen 
Prämien das jeweils reale Risiko widerspiegelten und ein Eingriff in dieses 
System zu künstlichen Marktverzerrungen und wirtschaftlichen Unrentabili-
täten einzelner Produkte führen kann, entgegnet die Kommission, dass der-
artige Bedenken aus mehreren Gründen ungerechtfertigt sind. So habe bei-
spielsweise die Einführung geschlechtsneutraler versicherungsmathemati-
                                                 
373 Es gibt jedoch auch Mitgliedsstaaten, etwa Frankreich oder Großbritannien, in denen es 
im Bereich der privaten Krankenversicherung weitgehend üblich ist, dass für Männer und 
Frauen die gleichen, sogenannten „Unisex-Tarife“ gelten. Vgl. die dem Richtlinienvor-
schlag vorangestellte Begründung, IV. Begründung des Richtlinienvorschlags, Ziele und 
Gesamtüberblick/Versicherung. 
374 Vgl. Ebenda. Diese Differenzierung wird in einigen Mitgliedsstaaten, z. B. in Großbri-
tannien und Irland, vor allem zwischen jungen Männern und Frauen vorgenommen, wäh-
rend dies in anderen Mitgliedsstaaten, z. B. in Schweden unüblich ist. 
375 Vgl. Ebenda. So ergaben Studien, bei denen die Faktoren Lebensstil, soziale Schicht und 
Umweltfaktoren unberücksichtigt blieben, dass die durchschnittliche Differenz in der Le-
benserwartung von Männern und Frauen nur noch 0-2 Jahre betrug und insoweit kaum 
noch auf biologische Unterschiede zurückzuführen ist. 
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scher Faktoren in Frankreich nicht zu wesentlichen Veränderungen des 
französischen Rentenversicherungsmarktes geführt. Ferner sei aus Sicht der 
Versicherer der Faktor Geschlecht zwar einfach zu handhaben, letztendlich 
diene er ihnen jedoch, wie oben dargelegt, als Ersatz für andere, wesentlich 
aussagekräftigere Kriterien. Die Kommission betonte jedoch auch, dass die 
Zusammensetzung der Risikopools weiterhin den Versicherern überlassen 
bleiben soll, sie jedoch das anerkannte Gemeinschaftsgrundrecht auf 
Gleichbehandlung der Geschlechter376 zu verteidigen habe und sie insoweit 
diskriminierende Anknüpfungen zukünftig verbieten wird.377 Um dabei et-
waige negative Auswirkungen auf die Versicherungsunternehmen in Gren-
zen zu halten, soll die Richtlinie mit einer vergleichsweise langen, maximal 
achtjährigen Umsetzungsfrist ausgestattet werden.378 
Betrachtet man nun die endgültige Richtlinienabfassung 
2004/113/EG vom 13.12.2004, so lassen sich wenige, dafür jedoch gewich-
tige Änderungen im Vergleich zum Richtlinienvorschlag erkennen. Wäh-
rend Art. 4 I des Vorschlages noch ein ausdrückliches Verbot von Ge-
schlechtsbezugnahmen bei der Prämien- und Leistungsberechnung vorsah, 
spricht der entsprechende Art. 5 I der Richtlinie nur noch davon, dass die 
Mitgliedsstaaten dafür zu sorgen haben, dass „die Berücksichtigung des 
Faktors Geschlecht bei der Berechnung von Prämien und Leistungen im 
Bereich des Versicherungswesens [...] nicht zu unterschiedlichen Prämien 
und Leistungen führt.“ Unter Zuhilfenahme des entsprechenden Erwä-
gungsgrundes wird deutlich, dass von einem grundsätzlichen Verbot ge-
schlechtsspezifischer Versicherungsfaktoren keine Rede mehr ist, sondern 
                                                 
376 Vgl. hierzu auch EuGH, Rs. C-200/91, Coloroll, Urteil vom 28.09.1994, Slg. 1994, S. 
4389, wonach die Erhebung unterschiedlicher Betriebsrentenbeiträge für Männer und Frau-
en eine Diskriminierung darstellt. Ferner EuGH, Rs. C-43/75, Defrenne II, Urteil vom 
08.04.1976, Slg. 1976, S. 455, wonach es zur Umsetzung des Gleichbehandlungsgrundsat-
zes auch erforderlich ist, die Vorschriften in kollektiven und privatrechtlichen Verträgen 
entsprechend anzupassen. 
377 Vgl. die dem Richtlinienvorschlag vorangestellte Begründung, IV. Begründung des 
Richtlinienvorschlags, Ziele und Gesamtüberblick/Schlussfolgerungen der Kommission. 
Kritisch zum gesamten Richtlinienvorhaben positioniert sich dagegen Präve, Materialien - 
Vorschlag der EG-Kommission für eine Richtlinie zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Frauen und Männern beim Zugang zu und bei der Versorgung mit 
Gütern und Dienstleistungen, VersR 2004, S. 39 ff. Seiner Meinung nach sind die insbe-
sondere in Deutschland praktizierten geschlechtsbezogenen Prämienanknüpfungen im Ver-
sicherungsbereich u. a. aufgrund unterschiedlicher Verhaltensmuster bzw. genetischer Un-
terschiede sachlich gerechtfertigt und die beim Richtlinienentwurf herangezogene Rechts-
grundlage des Art. 13 EGV deshalb nicht tragfähig. 
378 Vgl. Art. 4 II i. V. m. 16 I. 
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lediglich davon, dass derartige Kriterien nicht zu unterschiedlichen Prämien 
und Leistungen führen „sollten“.379 
Art. 5 II der Richtlinie normiert sodann die entsprechenden Aus-
nahmen, wonach proportionale Unterschiede bei der Prämien- und Leis-
tungsberechnung von den Mitgliedsstaaten zugelassen werden können, 
„wenn die Berücksichtigung des Geschlechts bei einer auf relevanten und 
genauen versicherungsmathematischen und statistischen Daten beruhenden 
Risikobewertung ein bestimmender Faktor ist.“ Zur Problematik ab wann 
man von einem bestimmenden Faktor sprechen kann, schweigt sich sowohl 
der Richtlinientext als auch der entsprechende Erwägungspunkt aus.380 Le-
diglich für den Bereich der Schwanger- und Mutterschaft trifft der Gemein-
schaftsgesetzgeber eine dem Richtlinienvorschlag ähnlich eindeutige und 
strikte Regelung, wonach derartige Bezugnahmen nach Art. 5 III der Richt-
linie „auf keinen Fall zu unterschiedlichen Prämien und Leistungen führen 
[dürfen].“381 
Neben diesen konkret geschlechtsbezogenen Richtlinieninhalten las-
sen sich im Vergleich zum Entwurf noch einige Klarstellungen im Hinblick 
auf den Geltungsbereich der Richtlinie finden. So regelt Art. 3 II der Richt-
linie den Grundsatz der freien Wahl des Vertragspartners, solange diese 
Wahl nicht vom Geschlecht des Vertragspartners abhängig gemacht wird. 
Ferner regelt Art. 3 IV, dass diese Richtlinie weder auf Beschäftigungsver-
hältnisse noch auf selbständige Tätigkeiten, die bereits von anderen Ge-
meinschaftsvorschriften erfasst sind, anzuwenden ist. 
Die vorstehende Gleichbehandlungsrichtlinie ist gem. Art. 17 I bis 
zum 21.12.2007 von den Mitgliedsstaaten umzusetzen. In Deutschland ist 
die Umsetzung im Rahmen des derzeit im Entwurfsstadium vorliegenden 
Antidiskriminierungsgesetzes vorgesehen.382 
                                                 
379 Vgl. hierzu Punkt 18 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
380 Vgl. hierzu Punkt 19 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
381 Vgl. hierzu auch Punkt 20 der der Richtlinie vorangestellten Erwägungsgründe. 
382 Vgl. BT-Drs. 15/4538. Der Gesetzesentwurf findet sich online hinterlegt unter: 
http://www.bmj.bund.de/media/archive/881.pdf. 
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VI. Exkurs: Bedeutsame Gemeinschaftsverordnungen und -projekte 
1. Verordnung über die gerichtliche Zuständigkeit in Versicherungssa-
chen: EG-Verordnung 44/2001 (EuGVO)383 
 
Neben den zuvor erörterten Versicherungsrichtlinien finden sich ver-
sicherungsspezifische Regelungen auch in der sekundärrechtlichen EG-
Verordnung 44/2001 (EuGVO). Die im Abschnitt III, Artt. 8-14 der Ver-
ordnung geregelten gerichtlichen Sonderzuständigkeiten weisen eine enge 
Verzahnung mit den Maßgaben des Internationalen Versicherungsvertrags-
rechts auf, wie sie in den Versicherungsrichtlinien festgehalten sind.384 Hier-
bei gilt es, unabhängig von der Vielzahl der möglichen Gerichtsstände 
hervorzuheben, dass dem Versicherungsnehmer ein bedeutsamer Schutz 
dadurch zuerkannt wird, dass der Gerichtsstand in verbraucherschützender 
Weise wesentlich vom Umstand des Wohnsitzes des Versicherungsnehmers 
geprägt wird (vgl. Artt. 9 I lit. b, II, 12 I EuGVO).385 
Eine vom Grundsatz des Gerichtsstandes am Wohnsitz des Versi-
cherten abweichende parteiautonome Vereinbarung ist e contrario aus Art. 
13 Nr. 1 EuGVO vor Entstehen der Streitigkeit im „Jedermann“- bzw. Mas-
                                                 
383 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, vom 
22.12.2000, ABl.EG 2001, Nr. L 12, S. 1, abgedruckt bei Jayme/Hausmann, Internationales 
Privat- und Verfahrensrecht, Nr. 160. Die Verordnung tritt für die Mitgliedsstaaten (mit 
Ausnahme Dänemarks) am 01.03.2002 in Kraft. Sie ersetzt von diesem Zeitpunkt an im 
Verhältnis der Mitgliedsstaaten das Brüsseler Übereinkommen über die gerichtliche Zu-
ständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen vom 27.09.1968 (EuGVÜ). Zum alten EuGVÜ vgl. Fricke, Internationale Zuständig-
keit und Anerkennungszuständigkeit in Versicherungssachen nach europäischem und deut-
schem Recht, VersR 1997, S. 399 ff. 
384 Vgl. hierzu Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Be-
rücksichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 292, 
wobei sich dessen Ausführungen noch auf das seinerzeit geltende EuGVÜ beziehen. Zum 
gleichen Themengebiet, Vgl. Heiss, Gerichtsstandsfragen in Versicherungssachen nach 
europäischem Recht, S. 105 ff. 
385 Dem Versicherungsnehmer stehen dabei nach der EuGVO verschiedene Gerichtsstände 
zur Auswahl. Hat der Versicherer seinen Wohnsitz (bzw. seine Niederlassung) innerhalb 
der EG, so kann der Versicherungsnehmer Klage im Mitgliedsstaat der Niederlassung des 
Versicherers (vgl. Art. 9 I lit. a EuGVO) oder an seinem eigenen Wohnort bzw. dem des 
Begünstigten einreichen (vgl. Art. 9 I lit. b EuGVO). Für Mitversicherungen findet sich 
eine Erweiterung in Art. 9 I lit. c EuGVO. Ferner steht für die Fälle, dass der Versicherer 
ohne einen entsprechenden Wohnsitz/Hauptniederlassung in der EG tätig ist, über die 
Regelung des Art. 9 II EuGVO die Zweigniederlassung, Agentur oder sonstige Niederlas-
sung ebenfalls als Anknüpfungspunkt zur Verfügung. Der Versicherer kann demgegenüber 
den Versicherungsnehmer grundsätzlich nur im Wohnsitzmitgliedsstaat des 
Versicherungsnehmers verklagen (vgl. Art. 12 I EuGVO). Heiss, Gerichtsstandsfragen in 
Versicherungssachen nach europäischem Recht, S. 105 (107), spricht in diesem 
Zusammenhang von einem „sozialen Schutzmotiv“. 
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senversicherungsbereich prinzipiell unzulässig. Abweichungen vom vorge-
nannten Grundsatz sind unter den Voraussetzungen des Art. 13 Nr. 1-4 
EuGVO etwa dann möglich, wenn der Versicherungsnehmer seinen Wohn-
sitz außerhalb der Gemeinschaft hat oder bei Gleichlauf von Mitgliedsstaat 
des Sitzes des Versicherers und Wohnsitzstaat des Versicherungsnehmers 
für den Fall eines alleinigen Schadenseintrittes im Ausland. Als eine weitere 
bedeutsame Ausnahme sind nach Art. 13 Nr. 5 i. V. m. Art. 14 EuGVO ein-
zelne Risiken normiert, zu denen als wohl gewichtigste Gruppe jene der 
Großrisiken im Sinne des Artikels 14 Nr. 5 EuGVO386 gehören. 
Mit der vorgenannten Grundsatzanknüpfung erhält der Versiche-
rungsnehmerschutz eine prozessrechtlich wichtige Absicherung.387 
 
2. Gruppenfreistellungsverordnung 358/2003388 
 
Durch das im Rahmen der Dritten Richtliniengeneration festge-
schriebene Verbot der präventiven Bedingungs- und Tarifkontrolle durch 
die Aufsichtsbehörden gewann die Zusammenarbeit der Versicherungsun-
ternehmen und Verbände im Hinblick auf gemeinsam konzipierbare Mus-
terbedingungen und Tarifvorschläge vermehrt an Bedeutung.389 Derartige 
Unternehmenskooperationen sind jedoch für das Funktionieren des Gemein-
samen Marktes nicht unbedenklich und unterfallen auch im Bereich der 
Versicherungswirtschaft grundsätzlich den primärrechtlichen Wettbewerbs-
vorschriften der Artt. 81 ff. EGV.390 Kartellartige Absprachen zwischen 
Unternehmen391 sind in diesem Zusammenhang grundsätzlich geeignet, den 
                                                 
386 Art. 14 Nr. 5 EuGVO verweist zu Begriffsbestimmung von Großrisiken auf die ein-
schlägigen Definitionen der Versicherungsrichtlinien. 
387 Vgl. Reichert-Facilides, Zur Kodifikation des deutschen internationalen Versicherungs-
vertragsrechts, IPRax 1990, S. 1 (9), wobei sich dessen Ausführungen noch auf die ähnli-
chen Normen des EuGVÜ beziehen.  
388 Verordnung (EG) Nr. 358/2003 der Kommission vom 27.02.2003 über die Anwendung 
von Art. 81 Absatz 3 EG-Vertrag auf Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen und auf-
einander abgestimmten Verhaltensweisen im Versicherungssektor, ABl.EG L 53 vom 
28.02.2003, S. 8 ff. 
389 Vgl. Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das 
Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 (271 f.). 
390 Vgl. EuGH, Rs. 172/80, Züchner/Bayerische Vereinsbank AG, Urteil vom 14.07.1981, 
Slg. 1981, S. 2021; Rs. 45/85, Sachversicherer, Urteil vom 27.01.1987, Slg. 1987, S. 405. 
391 Als Unternehmen i. S. v. Art. 81 EGV gilt dabei jede, eine wirtschaftliche Tätigkeit 
ausübende Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform und der Art ihrer Finanzierung. Vgl. 
EuGH, Rs. C-55/96, Job Centre coop, Urteil vom 11.12.1997, Slg. 1997 S. I-7119, Rdn. 21. 
Ferner ist erforderlich, dass die wirtschaftliche Einheit in einer einheitlichen Organisation 
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im Rahmen der Deregulierung angestrebten freien Wettbewerb im Versiche-
rungssektor nachteilig zu beeinflussen. Derartige Absprachen werden von 
Art. 81 I EGV als für mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erklärt. 
Von diesem Verbot sieht Art. 81 III EGV gewisse Ausnahmen für bestimm-
te Vereinbarungen, Beschlüsse und abgestimmte Verhaltensweisen vor, so-
fern diese bei angemessener Beteiligung der Verbraucherinteressen einen 
Gewinn zur Verbesserung der Warenerzeugung oder -verteilung bzw. zur 
Förderung des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen. 
Hierbei eröffnet Art. 83 EGV dem Gemeinschaftsgesetzgeber eine Richtli-
nien- und Verordnungskompetenz zur näheren Bestimmung derartiger Be-
reichsausnahmen. Im Bereich des Versicherungssektors wurde hiervon be-
reits mit der am 01.04.1993 in Kraft getretenen Verordnung 3932/92392 
(Gruppenfreistellungsverordnung) Gebrauch gemacht. Vorgenannte Ver-
ordnung wurde durch die Verordnung 358/2003 mit Wirkung zum 
01.04.2003 abgelöst.393 
Die in der letztgenannten Verordnung enthaltenen Gruppenfreistel-
lungen für die Gesamtheit aller Versicherungsunternehmen394 beziehen sich 
auf die folgend beschriebenen Bereiche. Zunächst sieht Art. 1 einen Infor-
mationsaustausch zwischen den Unternehmen vor. Im Rahmen dieses In-
formationsaustausches soll die Verlässlichkeit der gemeinsamen Berech-
nungen, Tabellen und Studien erhöht werden. Dabei ließ sich der Gemein-
schaftsgesetzgeber von der Überlegung leiten, dass zwar Versicherungsun-
ternehmen mit hohen Marktanteilen auf verlässliche Daten zurückgreifen 
können, nicht jedoch Unternehmen mit geringen Marktanteilen oder gar 
Neuanbieter.395 
                                                                                                                            
persönlicher, materieller und immaterieller Mittel besteht, welche dauerhaft einen bestimm-
ten wirtschaftlichen Zweck verfolgt und an einer Zuwiderhandlung i. S. v. Art. 81 EGV 
beteiligt sein kann. Vgl. EuGH, Rs. T-11/89, Shell, Urteil vom 10.03.1992, Slg. 1992, II-
757; Brenner, Die Einwirkungen des Europäischen Gemeinschaftsrechts auf das Versiche-
rungsrecht, S. 23 m. w. N. 
392 Verordnung (EWG) Nr. 3932/92 der Kommission vom 21.12.1992 über die Anwendung 
von Art. 85 III EWG-Vertrag [heute Art. 81 III EGV] auf bestimmte Gruppen von Verein-
barungen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im Bereich der 
Versicherungswirtschaft, ABl.EG L 398 vom 31.12.1992, S. 7 ff. 
393 Vgl. hierzu Brinker/Schädle, Versicherungspools und EG-Kartellrecht - Erste praktische 
Erfahrungen mit der neuen Gruppenfreistellungsverordnung für den Versicherungssektor, 
VersR 2003, S. 1475 ff. 
394 Gruppenfreistellungen beziehen sich auf alle Unternehmen, welche als Versicherer unter 
diese Verordnung fallen. Das Gegenstück zur Gruppenfreistellung ist die Einzelfreistellung. 
395 Vgl. die der Verordnung (EG) 358/2003 vorangestellten Erwägungsgründe Nr. 13 ff. 
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Insoweit dient der Informationsaustausch der Förderung des Wett-
bewerbs, da Markteintrittsbarrieren aufgrund unsicherer Kalkulationsgrund-
lagen ausgeräumt werden. Hierbei können gem. Art. 1 lit. a auf die Vergan-
genheit bezogene Berechnungen für Durchschnittskosten bestimmter Risi-
ken und im Bereich von Kapitalisierungen396 die Mortalität (Sterbetafeln) 
sowie Statistiken über Krankheiten, Invalidität und Unfälle ausgetauscht 
werden. Daneben können die Versicherer bei der unverbindlichen Aufstel-
lung und Bekanntgabe von Mustern Allgemeiner Direktversicherungsbedin-
gungen gem. Art. 1 lit. c zusammenarbeiten. 
Ein Informationsaustausch ist ferner im Sinne von Art. 1 lit. e zuläs-
sig, wenn Versicherungen beabsichtigen, bestimmte Risiken gemeinsam zu 
decken. Man denke hier etwa an Mitversicherungs- oder Mit-
Rückversicherungsgemeinschaften. Diese Möglichkeiten des Informations-
austausches und der Zusammenarbeit werden durch die folgenden Artikel 
der Verordnung (Artt. 2-10) im Rahmen von Definitionen, detaillierten Frei-
stellungsvoraussetzungen und den von Freistellungen ausgenommenen Be-
reichen weitergehend konkretisiert.397 
                                                 
396 Unter dem Begriff der Kapitalisierung versteht man in der Versicherungswirtschaft 
sinngemäß die wertmäßige Bestimmung aller von der Versicherung bei konkret realisierten 
Versicherungsfällen zu bedienenden Forderungen, wobei dies auch eine auf Schätzungs- 
und Erfahrungswerten basierende Hochrechnung aller zukünftig im Versicherungsfall zu 
erwartenden Forderungen beinhaltet. Derartige Kapitalisierungen erlauben es beispielswei-
se, dass auch künftig erst entstehende und von der Versicherung zu bedienende Forderun-
gen (z. B. aus notwendigen medizinischen Behandlungen) bereits jetzt - auf der Basis einer 
relativ fairen Berechnungsmethode - mit einer Einmalzahlung an den Berechtigten abgegol-
ten werden können. Diese Variante der Forderungserledigung ist u. a. für die Versicherer 
deshalb interessant, da der Fall mit der einmaligen Zahlung i. d. R. endgültig zu den Akten 
gelegt werden kann, sich keine unerwarteten Risiken mehr realisieren können und kein 
Personal mit der ständigen, u. U. jahrelangen Bearbeitung der Akten gebunden wird. 
397 Vgl. hierzu Brinker/Schädle, Versicherungspools und EG-Kartellrecht - Erste praktische 
Erfahrungen mit der neuen Gruppenfreistellungsverordnung für den Versicherungssektor, 
VersR 2003, S. 1475 ff. 
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3. Das „Solvency“-Projekt 
 
Mit der offiziellen Verwirklichung des Versicherungsbinnenmarktes 
im Jahr 1994 wurde den zuständigen EU-Institutionen deutlich, dass die bis 
dahin geltenden Solvabilitätsvorschriften für Versicherungsunternehmen 
reformbedürftig geworden sind. Die daraufhin eingesetzte Müller-
Kommission erarbeitete bis 1997 Vorschläge398 sowohl zur Modernisierung 
der europäischen Solvenzaufsicht als auch des vorhandenen - nach Ansicht 
der Kommission bewährten - Solvabilitätssystems, welche letztendlich im 
Erlass der auch unter dem Namen „Solvency I“ subsumierten Richtlinien 
2002/13/EG399 (Solvabilitätsrichtlinie Schaden) und 2002/83/EG (Vierte 
Richtlinie Leben) mündeten. 
Das in Deutschland seit dem 01.01.2004 in Kraft getretene Rege-
lungswerk „Solvency I“ gilt aufgrund seiner starken Bezugnahme auf das 
bisherige Solvabilitätsverfahren nur als Übergangssystem und soll in An-
lehnung an die für 2006 geplante Novellierung der Eigenkapitalregelungen 
für Finanzmarktunternehmen („Basel II“)400 in entsprechender Weise im 
                                                 
398 Vgl. Müller-Report, Solvency of insurance undertakings - Conference of insurance 
supervisory authorities of the member states of the European Union, April 1997. Vgl., auf 
diesem Report aufbauend: 1.) KPMG-Report, Study into the methodologies to assess the 
overall financial position of an insurance undertaking from the perspective of prudential 
supervision, Mai 2000, online hinterlegt unter: 
http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/insurance/docs/solvency2-study-
kpmg_en.pdf; 2.) Sharma Report, Prudential supervision of insurance undertakings – Con-
ference of insurance supervisory services of the member states of the European Union, 
December 2002, online hinterlegt unter: 
http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/insurance/docs/solvency2-conference-
report_en.pdf. 
399 Vgl. Richtlinie 2002/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
05.03.2002 zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG des Rates hinsichtlich der Bestim-
mungen über die Solvabilitätsspanne für Schadensversicherungsunternehmen, ABl. 2002 L 
77/17. 
400 Das Vorgängersystem von „Basel II“, das sogenannte „Basel I“-Konzept geht auf den 
von den Präsidenten der Zentralbanken der G10-Staaten 1975 gegründeten Baseler Aus-
schuss für Bankenaufsicht zurück. Damaliges Ziel war die Schaffung eines einheitlichen 
Kapitalstandards für international tätige Banken. Mittlerweile finden diese Kapitalstandards 
in über einhundert Ländern Anwendung. Im Jahr 1988 wurde mit „Basel I“ die Grundlage 
für die derzeit gültigen Solvabilitätsstandards der Banken, insbesondere im Hinblick auf die 
Unterlegung der Kreditrisiken mit Eigenkapital geschaffen. 1996 wurde das „Basel I“-
System erweitert (Basler Marktrisikopapier), indem die Eigenkapitalunterlegungspflicht auf 
Marktrisiken im Handelsbuch ausgeweitet wurden. Mit „Basel II“ soll eine weitere Anpas-
sung der „Basel I“-Vorschriften dahingehend erfolgen, dass sich die Eigenkapitalvorschrif-
ten verstärkt am tatsächlichen Risikoprofil der Kreditinstitute (z. B. operationelle Risiken, 
ökonomische Risiken im Kreditgeschäft) orientieren sollen. Daneben soll „Basel II“ auch 
eine Überarbeitung zur Neugestaltung der Aufsicht sowie zu Offenlegungspflichten erhal-
ten. Dabei richtet sich auch das „Basel II“-Konzept nach dem 3-Säulen-Modell, wobei die 
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Rahmen des „Solvency II“-Projektes angepasst werden.401 Wichtige Neue-
rungen nach „Solvency I“ sind etwa, dass die Solvabilität nunmehr nicht nur 
zum Ende, sondern zu jedem Zeitpunkt des Geschäftsjahres eingehalten 
werden muss, was zu einer Intensivierung des Risikomanagements inner-
halb der Unternehmen geführt hat. Ferner wurden die Befugnisse der zu-
ständigen Aufsichtsbehörden zum frühzeitigen Eingriff bei sich in Schwie-
rigkeiten befindlichen Versicherern etwa dadurch erweitert, dass Vermö-
gensverfügungen beschränkt werden können und ein Anfordern von Sanie-
rungsplänen möglich ist. 
Im Rahmen des von der Kommission seit 2000 forcierten „Solvency 
II“-Programmes ist geplant, das bisherige, sich an Schadens- und Beitrags-
werten orientierende statische „Solvency I“-System neu auszurichten, um 
zukünftig die individuellen Unternehmensrisiken in einem dynamisch-
risikobasierenden Ansatz als Maßstab für die Eigenkapitalsicherung heran-
zuziehen.402 
                                                                                                                            
erste Säule Regelungen zu Mindestkapitalanforderungen, die zweite Säule Regelungen zum 
aufsichtsrechtlichen Überprüfungsprozess und die dritte Säule Regelungen zur Förderung 
der Marktdisziplin durch erweiterte Offenlegungspflichten erhalten soll. Das In Kraft Tre-
ten von „Basel II“ ist frühestens für das Jahr 2006 vorgesehen. Vgl. hierzu weiterführend 
Bittermann/Lutz, Parallelen im Risikomanagement von Banken und Versicherungen, VW 
2003, S. 391 f. 
401 Vgl. Schubert/Grießmann, Solvency II geht jetzt in die zweite Runde - Abschluss der 
Phase I und Tendenz zukünftiger Entwicklungen, VW 2003, S. 1798. Vgl. auch EU-
Kommission, Markt/2535/02-DE vom 28.11.2002, Informationspapier für den Unteraus-
schuss Solvabilität, online hinterlegt unter: 
http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/insurance/docs/markt-2535/markt-2535-
02_de.pdf; Markt/2509/03-DE vom 03.03.2003, Vermerk der Kommissionsdienststellen - 
Entwurf eines künftigen Aufsichtssystems in der EU, online hinterlegt unter: 
http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/insurance/docs/markt-2509-03/markt-
2509-03_de.pdf; Markt/2543/03-EN vom 11.02.2004, Solvency II - Organisation of work, 
discussion on pillar I work areas and suggestions of further work on pillar II for CEIOPS, 
online hinterlegt unter: http://europa.eu.int/comm/internal_market/insurance/docs/markt-
2543-03_en.pdf; Markt/2502/04-EN vom 02.04.2004, Solvency II - Further issues for dis-
cussion and suggestions for preparatory work for CEIOPS - Issues paper for the meeting of 
the IC Solvency Subcommittee on 22 April 2004, online hinterlegt unter: 
http://europa.eu.int/comm/internal_market/insurance/docs/markt-2502-04/markt-2502-
04_en.pdf; Markt/2515/04-EN vom 11.10.2004, The draft second wave Calls for Advice 
from CEIOPS and stakeholder consultation on Solvency II, online hinterlegt unter: 
http://europa.eu.int/comm(internal_market/insurance/docs/markt-2515-04/markt-25015-
04_en.pdf. Die vorstehend verwendete Abkürzung CEIOPS steht für Committee of Europe-
an Insurance and Occupational Pensions Supervisors. 
402 Vgl. Schubert/Grießmann, Solvency II geht jetzt in die zweite Runde - Abschluss der 
Phase I und Tendenz zukünftiger Entwicklungen, VW 2003, S. 1798; Knauth/Schubert, 
Versicherungsaufsicht vor Paradigmenwechsel - Von der Produktgenehmigung zum unter-
nehmerischen Risikomanagement, VW 2003, S. 902. 
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Diese Neujustierung der Solvabilitätsvorschriften beruht auf dem 
Bedürfnis international einheitlicher Bilanzierungsgrundlagen403 sowie auf 
der damit verbundenen Erkenntnis, dass das bislang von den Versiche-
rungsunternehmen vorzuhaltende Solvabilitätsvolumen an unbelastetem und 
freiem Eigenkapital nur bedingt geeignet ist, die Risikosituation eines Ver-
sicherers abzusichern. Dies liegt unter anderem daran, dass im Rahmen der 
allgemeinen Aktienbaisse auch die aktienbezogenen Kapitalanlagen der 
Versicherer großen Schwankungen bis hin zum Totalverlust unterworfen 
waren und dass andererseits neue Versicherungsrisiken (z. B. Terroran-
schläge) erhöhte Rückstellungen verlangen. Des Weiteren blieben etwa 
Faktoren wie versicherungstechnische Irrtums- und Schwankungsrisiken 
oder Risikokalkulationen für große Naturkatastrophen bei der 
Solvabilitätsberechnung bislang unberücksichtigt. Deshalb sehen die 
Vorschläge zum „Solvency II“-System analog dem „Basel II“-Konzept für 
Kredit- und Finanzinstitute ein Drei-Säulen-Solvenzaufsichtsmodell vor.404  
Innerhalb der ersten Säule finden sich Bestimmungen über die finan-
zielle Ausstattung der Versicherungsunternehmen, insbesondere in quantita-
tiver Art bezüglich der Rückstellungsdotierung, der Vermögensanlagen und 
der Solvabilitätsspanne. Dabei sollen auch versicherungstechnische Risiken, 
das operationelle Risiko sowie Markt- und Kreditrisiken berücksichtigt 
werden. Innerhalb einer zweiten Säule sollen die internen Modelle und Pro-
zesse des Risikomanagements sowie der Risikokontrolle durch die Auf-
sichtsbehörden geregelt werden. Darunter fallen etwa auch die von den Auf-
sichtsbehörden zu überwachende Rückversichererbonität405 sowie die 
verwendeten Rechenmodelle zur Rückstellungsbewertung. 
                                                 
403 Ab dem Jahr 2005 müssen etwa alle EU-notierten Versicherungsunternehmen im Rah-
men des Finanzmaßnahmeplans ihren konsolidierten Jahresabschluss nach den IAS-
Bilanznormen (International Accounting Standards) anfertigen. Vgl. hierzu Grä-
wert/Stevens/Tadros, Solvency II: Ein Regulierungsrahmen für Risikobasiertes Kapital - 
Ein Diskussionsbeitrag zum aktuellen Sachstand, VW 2003, S. 394. 
404 Vgl. hierzu Gräwert/Stevens/Tadros, Solvency II: Ein Regulierungsrahmen für Risiko-
basiertes Kapital - Ein Diskussionsbeitrag zum aktuellen Sachstand, VW 2003, S. 394; 
Knauth/Schubert, Versicherungsaufsicht vor Paradigmenwechsel - Von der Produktgeneh-
migung zum unternehmerischen Risikomanagement, VW 2003, S. 902 (904). 
405 Der Ausfall der Rückversicherung gilt als das bedeutendste Bonitätsrisiko des Erstversi-
cherers, da dieser auch bei Insolvenz des Rückversicherers die vollen vertraglichen Leis-
tungen an den Versicherungsnehmer zu erbringen hat. Vgl. hierzu Bittermann/Lutz, Paralle-
len im Risikomanagement von Banken und Versicherungen, VW 2003, S. 391 (393). 
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Die dritte Säule dient der Regelung der Transparenz- und Offenle-
gungsvorschriften aller aufsichtsrelevanten Informationen. Die damit ein-
hergehende Markttransparenz soll es auch den Finanzmärkten und Ratinga-
genturen ermöglichen, eine Bewertung vorzunehmen.406 Letztendlich gilt es 
im Rahmen des „Solvency II“-Projektes, ein EU-weit einheitliches und zeit-
gemäßes Aufsichtssystem für Versicherungsunternehmen zu schaffen, wel-
ches zudem mit dem artverwandten Aufsichtsmodell des Banken- und 
Wertpapiersektors („Basel II“) kompatibel ist. Für die Umsetzung des „Sol-




Betrachtet man die vergangenen 40 Jahre, so kann man zweifelsohne 
feststellen, dass die innerhalb der EG erlassenen Richtlinien und Verord-
nungen den europäischen Versicherungsmarkt im Sinne des Binnenmarkt-
gedankens, bei dem Landesgrenzen und Staatsangehörigkeiten unbeachtlich 
sind, in einer fulminanten Weise verändert haben. Bedenkt man heute die in 
den 1960er und 1970er Jahren vorherrschende protektionistische Struktur 
der mitgliedsstaatlichen Versicherungsmärkte, angefangen von unterschied-
lichen nationalen Zulassungsvorschriften über das zwingende Niederlas-
sungserfordernis zur Dienstleistungserbringung bis hin zum Verbot eines 
Parallelvertriebs im Wege des Niederlassungs- und Dienstleistungsvertrie-
bes (sog. Kumulverbot), so gelten derartige Beschränkungen aus der Sicht 
des Jahres 2005 als undenkbar. Korrespondierend mit den Verbesserungen 
des Marktzutritts für Versicherungsunternehmen aufgrund des geltenden 
„Single Licence-Prinzips“ bei der Unternehmenszulassung und der „Home 
Country Control“ durch die Aufsichtsbehörden des Sitzlandes, hat auch der 
Verbraucher neben einer größeren Auswahl aus dem Wettbewerberspektrum 
zahlreiche Vorteile aus der Europäisierung der Versicherungsmärkte gezo-
                                                 
406 Vgl. Knauth/Schubert, Versicherungsaufsicht vor Paradigmenwechsel - Von der Pro-
duktgenehmigung zum unternehmerischen Risikomanagement, VW 2003, S. 902 (905). 
407 Vgl. weiterführend zu den aktuellen Entwicklungen Schubert/Grießmann, Solvency II - 
Die EU treibt die zweite Phase des Projektes voran, VW 2004, S. 470 ff. (= Teil 1) und VW 
2004, S. 738 ff. (= Teil 2); Dieselben, Europa in Vorbereitung auf „Solvency II“ - Neuent-
wicklungen bei den Versicherungsaufsichtssystemen, VW 2004, S. 1044 ff.; Dieselben, 
Solvency II = Basel II + X - Ein Vergleich von Kreditinstituten und Versicherungsunter-
nehmen zeigt, dass Banken eher von der Assekuranz lernen können, VW 2004, S. 1399 ff. 
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gen. Hierbei sei insbesondere auf die Stärkung der Verbraucherrechte durch 
vereinheitlichte Informationspflichten und -rechte, das Verbot missbräuchli-
cher Klauseln oder die wesentlichen Erleichterungen für Opfer von Ver-
kehrsunfällen, etwa im Hinblick auf Mindestdeckungssummen, nationale 
Schadensregulierungsbeauftragte oder die Gewährung von Direktansprü-
chen gegen die deckende Versicherung, hingewiesen. 
Ferner führten die im Rahmen von „Solvency I“ bereits umgesetzten 
Maßnahmenbündel zu einer Angleichung, Vergleichbarkeit und Verbesse-
rung der Solvabilität der Versicherungsunternehmen, wodurch nicht nur das 
Vertrauen der Verbraucher, sondern auch das Vertrauen aller Marktteilneh-
mer in die Stabilität und Werthaltigkeit der europäischen Versicherungs-
märkte gestärkt wurde. Mit den für die Zukunft geplanten Anpassungen im 
Rahmen des „Solvency II“-Projektes zeigt der Gemeinschaftsgesetzgeber, 
dass er in der Lage ist, den Solvabilitätsbereich den aktuellen Integrations- 
und Marktbedürfnissen anzupassen. 
Nichts desto trotz lässt die Struktur einzelner Richtlinien nach wie 
vor Raum für Kritik. So benutzt der europäische Gesetzgeber etwa im Be-
reich der Schadens- und Lebensversicherungsrichtlinien eine komplizierte 
Ersetzungs- und Verweisungstechnik, die der Übersichtlichkeit der zu re-
gelnden Materie abträglich ist. Aber auch hier gibt es, wie man am Erlass 
der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) erkennen kann, ein 
Umdenken in Richtung Vereinfachung der jeweiligen Rechtstexte. Da der 
europäische Gesetzgeber selbst davon ausgeht, dass der Versicherungsbin-
nenmarkt zwar auf einem guten Weg ist, man jedoch noch nicht von einer 
tatsächlichen Verwirklichung desselben sprechen kann, ist aufgrund zahlrei-
cher Richtlinienvorschläge vom Erlass weiterer binnenmarktorientierter 
Regelungen auszugehen. 
Ferner ist auch festzustellen, dass die zur Verwirklichung eines Ge-
meinsamen Versicherungsmarktes und somit zu Gunsten der 
Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit getroffenen Maßnahmen nicht 
zu einer unmittelbaren Harmonisierung der nationalen materiellen Vertrags-
rechte führte. Man beschränkte sich lediglich auf eine Koordinierung der 
kollisionsrechtlichen Anknüpfungen im Rahmen der den mitgliedsstaatli-
chen Rechtsordnungen zuzuordnenden internationalen Privatrechte. 
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C. Inhalt und Umsetzung der Richtlinienvorgaben sowie deren Verein-
barkeit mit den Grundfreiheiten 
 
Im folgenden Kapitel werden die Regelungsbereiche der Kollisions-
rechtsanknüpfung und der Zulassungs- und Aufsichtsnormen der Versiche-
rungsrichtlinien sowie deren Umsetzung ins deutsche Recht schwerpunkt-
mäßig dargestellt. Im Anschluss daran wird die Reichweite der Niederlas-
sungs- und Dienstleistungsfreiheit im Versicherungssektor aufgezeigt und 
untersucht, inwieweit die zuvor dargestellten Kollisionsrechtsanknüpfungen, 
Zulassungs- und Aufsichtsnormen mit diesen Grundfreiheiten in Einklang 
stehen. 
 
I. Die Funktionsweise des kollisionsrechtlichen Einwirkungssystems am 
Beispiel Deutschlands 
1. Allgemeine Wirkungsweise 
 
Entsprechend den kollisionsrechtlichen Regelungen der Zweiten 
Richtliniengeneration favorisiert der Gemeinschaftsgesetzgeber bis heute 
die Harmonisierung des Rechtsanwendungsrechts bei gleichzeitiger Aner-
kennung der rechtlichen Gleichwertigkeit der einzelnen mitgliedsstaatlichen 
Versicherungsvertragsrechte, womit sich der Akzent der Angleichung in den 
Bereich des Internationalen Privatrechts (IPR) verlagerte. Die in diesem 
Zusammenhang verwendete Bezeichnung „International“ darf jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass es sich dabei ausschließlich um das nationale 
Recht der Mitgliedsstaaten handelt, welches die anwendbare Rechtsordnung 
für die Versicherungsverträge mit einem relevanten408, d. h. nicht bloß zu-
fälligen Auslandsbezug bestimmt.409 Es wird dadurch versucht sicherzustel-
                                                 
408 Als relevanter Auslandsbezug gilt beispielsweise der Vertragsschluss im Ausland, die 
Risikobelegenheit im Ausland, die Wahl einer ausländischen Rechtsordnung als Vertrags-
statut sowie auch Fälle, in denen sich der gewöhnliche Aufenthaltsort des Versicherungs-
nehmers bzw. die Hauptverwaltung des Versicherungsunternehmens im Ausland befindet. 
Vgl. Lorenz, Das auf grenzüberschreitende Lebensversicherungsverträge anwendbare Recht 
- eine Übersicht über die kollisionsrechtlichen Rechtsgrundlagen, Versbiss 1991, S. 121 
(122). 
409 Vgl. Neuhaus, Grundbegriffe des internationalen Privatrechts, S. 1; Münchener Kom-
mentar, Bd. 10, vor Art. 27 EGBGB, Rdn. 3; Lorenz, Das auf grenzüberschreitende Le-
bensversicherungsverträge anwendbare Recht - eine Übersicht über die kollisionsrechtli-
 84
len, dass, wenn man schon keine europaweit einheitlichen Versicherungs-
vertragsrechte mehr anstrebt, zumindest einheitliche Regelungen dafür ge-
troffen werden, welches der in den einzelnen Mitgliedsstaaten teilweise un-
terschiedlichen Vertragsrechte auf einen bestimmten Fall zur Anwendung 
kommen soll. Damit möchte man verhindern, dass z. B. einige Mitglieds-
staaten auf der Grundlage ihrer autonomen IPR-Gesetzgebung bezüglich 
grenzüberschreitender Versicherungsleistungen einen Anwendungsbefehl 
für das Recht am Sitz des Versicherers und andere wiederum eine Rechts-
anwendung für den Aufenthaltsort des Versicherten eröffnen. 
Die gleiche Zielsetzung lag schon dem auf völkerrechtlicher Grund-
lage basierenden Römischen EWG-Übereinkommen über das auf vertragli-
che Schuldverhältnisse anwendbare Recht vom 19.06.1980 (EVÜ)410, in 
Deutschland umgesetzt in den Artt. 27-37 EGBGB, zugrunde, wobei dort 
Regelungen zum Versicherungsrecht mangels Anwendbarkeit für innerhalb 
der EG/EWR belegene Risiken gem. Art. 1 III 1 EVÜ größtenteils411 ausge-
spart wurden.412 In dem Maße, in dem das EVÜ für außerhalb der EG/EWR 
belegene und versicherte Risiken heute anwendbar ist, geht es vom Grund-
satz der freien Rechtswahl aus (vgl. Art. 3 EVÜ).413 
Die Entscheidung über diese teilweise Nichteinbeziehung von Versi-
cherungsverträgen in den Regelungsbereich des EVÜ wurde bereits 1971 
getroffen, als man noch auf der Grundlage des „Schwartz-Papieres“414 unter 
Vorwegnahme der Integrationsstrategie des Weißbuchs von 1985 davon 
ausging, dass man mittels der geplanten Versicherungsrichtlinien eine volle 
Rechtswahlfreiheit normieren werde, die lediglich subsidiär an das Recht 
des Unternehmenssitzes angeknüpft hätte. Nach einer solchen Richtlinien-
                                                                                                                            
chen Rechtsgrundlagen, Versbiss 1991, S. 121 (123); Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch, 
Einl. v. EGBGB 3 (IPR), Rdn. 2. 
410 Vgl. deutsches Zustimmungsgesetz vom 25.07.1986, BGBl. II, S. 809 f. Das In-Kraft-
Treten des Übereinkommens erfolgte zum 01.09.1986. Abgedruckt in Jayme/Hausmann, 
Internationales Privat und Verfahrensrecht, Nr. 70, S. 171 ff. 
411 Das EVÜ gilt jedoch uneingeschränkt für Risikobelegenheiten außerhalb der EU/des 
EWR und darüber hinaus gemäß Art. 1 IV EVÜ auch für alle Rückversicherungsverträge. 
412 Vgl. Gärtner, EG-Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, EWS 
1994, S. 114 (118); Prölss/Armbrüster, Europäisierung des deutschen Privatversicherungs-
rechts, DZWir 1993, S. 449 (453); Rudisch, Diskussionsbericht, S. 42 f. 
413 Vgl. Schnyder, Internationale Versicherungsaufsicht zwischen Kollisionsrecht und Wirt-
schaftsrecht, S. 74. 
414 Als Arbeitsdokument für die Arbeitsgruppe Direktversicherungen vom Oktober 1971 
betitelt „Errichtung des Gemeinsamen Marktes für Schadensversicherungen“, abgedruckt 
in: ZVersWiss 1972, S. 101-127. 
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planung i. V. m. einer teilweisen Vertragsrechtsharmonisierung wären die 
versicherungsrechtlichen Regelungen insbesondere im Punkt der Rechts-
wahlfreiheit wesentlich liberaler als jene des konventionsprivatrechtlichen 
EVÜ gewesen.415 Zudem hätte sie es ermöglicht, ein einheitliches Versiche-
rungsprodukt unter einer einzigen Rechtsordnung in allen Mitgliedsstaaten 
anzubieten.416 Heute stellt sich das einst geplante Liberalitätsverhältnis ge-
rade umgekehrt dar.417 
 
2. Europäische Normenquellen und Anknüpfungstatbestände im deut-
schen Recht/Risikobelegenheit 
 
Der Gemeinschaftsgesetzgeber stand bezüglich der Anwendbarkeit 
des auf den Versicherungsvertrag anzuwendenden Rechts vor der Frage, auf 
welchem Regel-Anknüpfungskriterium eine Kollisionsrechtsvereinheitli-
chung mittels Richtlinien basieren könne. Unter verschiedenen, im Folgen-
den noch darzustellenden418 objektiven Anknüpfungskriterien entschied er 
sich für das Recht des Ortes der Risikobelegenheit.419 Diese Risikobelegen-
heit ist somit entscheidend für die Abgrenzung der Anwendungsbereiche 
des EGBGB und des EGVVG und dient ferner im Sinne der Artt. 8 ff. 
                                                 
415 Zum Begriff des Konventionsprivatrechts, Vgl. Leible, Die Rolle der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofes bei der europäischen Privatrechtsentwicklung, S. 53 (57 
f.). 
416 Die geplante Richtliniengesetzgebung wäre im Punkt der Rechtswahl deshalb liberaler 
gewesen, da das EVÜ Rechtswahlbeschränkungen bei Verbraucherverträgen enthält (vgl. 
Art. 5 I, II EVÜ, umgesetzt in Art. 29 I EGBGB), die dazu führen, dass Versicherungsver-
träge außerhalb eines Erwerbsbezuges (als sog. Verbraucherverträge) die zwingenden 
Verbraucherschutzrechte des gewöhnlichen Aufenthaltsstaates hätte beachten müssen. Vgl. 
auch Wandt, Internationales Privatrecht der Versicherungsverträge, S. 85 (89). Auch eine 
von Art. 4 EVÜ (umgesetzt in Art. 28 EGBGB) mangels Rechtswahl vorgesehene objektive 
Anknüpfung an das Vertragsstatut des Leistungserbringers (i. d. R. des Versicherungsun-
ternehmens) wäre bei Verbraucherverträgen gem. Art. 5 III EVÜ (umgesetzt in Art. 29 II 
EGBGB) dahingehend modifiziert, dass eine solche objektive Anknüpfung zum gewöhnli-
chen Aufenthaltsstaat des Versicherungsnehmers zu erfolgen hätte. Zur Möglichkeit des 
Anbietens von Versicherungsdienstleistungen unter einer Rechtsordnung, Vgl. Roth, Der 
Einfluss des Europäischen Gemeinschaftsrechts auf das Internationale Privatrecht, RabelsZ 
1991, S. 623 (638 f.). 
417 Vgl. Rudisch, Diskussionsbericht, S. 42 (44). 
418 Vgl. Gliederungspunkt C I 4. 
419 Zum zentralen Begriff der Risikobelegenheit als kollisionsrechtlichen Anknüpfungs-
punkt, Vgl. Fricke, Die Neuregelung des IPR der Versicherungsverträge im EGVVG durch 
das Gesetz zur Durchführung versicherungsrechtlicher Richtlinien des Rates der Europäi-
schen Gemeinschaften, IPRax 1990, S. 361 (362). Objektive Anknüpfungserwägungen zum 
Betriebsstatut des Versicherers finden sich bei Schnyder, Internationale Versicherungsauf-
sicht zwischen Kollisionsrecht und Wirtschaftsrecht, S. 65 ff. 
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EGVVG als Hauptanknüpfungskriterium des Versicherungsvertragssta-
tuts.420 
 
a. Rückversicherung und außerhalb der EG/EWR421 belegene Risiken 
 
Mit der zum 01.09.1986 in Kraft getretenen IPR-Kodifikation422 der 
bis dahin nicht geregelten vertraglichen Schuldverhältnisse in den Artt. 27-
37 EGBGB wurde die zuvor geltende gewohnheitsrechtliche international-
privatrechtliche Anknüpfung abgelöst.423 Zur einheitlichen Anwendung und 
                                                 
420 Vgl. Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, 
S. 785 (787). Die Begrifflichkeit Vertragsstatut bzw. Statut ist der Terminus technicus für 
die anzuwendende Rechtsordnung, auf deren materielle Normen das Internationale Privat-
recht (Kollisionsrecht) verwiesen hat und nach welcher der international-rechtliche Sach-
verhalt zu beurteilen ist. Vgl. dazu Bar, Internationales Privatrecht, Bd. I, Rdn. 516 ff.; 
Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der 
europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 21; Ferid, Internationales 
Privatrecht, Rdn. 1-43 bis 1-49. 
421 EWR steht für Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 02.05.1992 
(BGBl. 1993 II, S. 266 ff), geändert durch das Anpassungsprotokoll zum Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum vom 17.03.1993 (BGBl. 1993 II, S. 1294 ff), beide in 
Kraft seit 01.01.1994 (BGBl. 1993 I, S. 2436). Vertragsparteien waren zunächst die zwölf 
EWG-Länder und die EFTA-Staaten Österreich, Finnland, Schweden, Norwegen und Is-
land. Zum 01.01.1995 sind Österreich, Finnland und Schweden der EG beigetreten. Ferner 
trat Liechtenstein dem EWR-Abkommen zum 01.05.1995 bei (BGBl. 1995 II, S. 725). 
422 Vgl. Gesetz zur Neuregelung des internationalen Privatrechts vom 25.07.1986, BGBl. 
1986 I, S. 1142 ff. 
423 In den zuvor praktizierten gewohnheitsrechtlichen Anknüpfungen gab es einige domi-
nierende Auffassungen, nach welchen Kriterien die jeweils gültige Rechtsordnung zu 
bestimmen war. So herrschte bis zur Mitte des 19. Jh. die Theorie des Abschlussortes vor. 
Vgl. Wächter, Über die Collision der Privatrechtgesetze verschiedener Staaten, AcP 1842, 
S. 361 (397); Mühlenbruch, Lehrbuch des Pandekten-Rechts, § 73, S. 156. Da dieses Krite-
rium jedoch schwer bestimmbar sein kann (z. B. in Fällen eines Vertragsschlusses durch 
mehrfachen Briefwechsel oder mittels anderer Kommunikationsmittel) verlor diese Auffas-
sung - außer in Fragen der vertraglichen Form (Vgl. Art. 11 EGBGB) - weitgehend an 
Einfluss. In der Folge gewann Savignys Lehre von der Anknüpfung am Erfüllungsort an 
Gewicht. Vgl. Savigny, System des heutigen Römischen Rechts, Band VIII, S. 200 ff., 246 
ff. Problematisch hieran erwies sich jedoch die rechtliche Bestimmung des Erfüllungsortes, 
da sich diese nach dem Vertragsstatut richtet, welches man seinerseits über den Erfüllungs-
ort zu bestimmen versuchte. Diese nicht auflösbare Verweisungstechnik (sog. Hysteron-
Proteron) führte letztlich zur Ablehnung von Savignys Theorie. Vgl. dazu Bruck, Zwi-
schenstaatliches Versicherungsrecht S. 4; Zitelmann, Internationales Privatrecht, S. 370 f. 
Zu Beginn des 20. Jh. setzte sich mehr und mehr - auch im Bereich des internationalen 
Versicherungsvertragsrechts - das Institut der freien Rechtswahl gewohnheitsrechtlich 
durch, welche auch in der Rechtsprechung des Reichsgerichts Niederschlag fand. Vgl. 
hierzu etwa RGZ 126, S. 196 (200 f.); 120, S. 70 (72); auch bestätigt von BGHZ 9, S. 34 
(37). Die freie Rechtswahl garantierte insbesondere Rechtssicherheit und kam zu brauchba-
ren und angemessenen Ergebnissen, da es die Vertragsparteien in der Hand hielten, dass für 
sie beste Recht zu bestimmen. Vgl. Fudickar, Die nachträgliche Rechtswahl im internatio-
nalen Schuldvertragsrecht, S. 53; Simitis, Aufgaben und Grenzen der Parteiautonomie im 
internationalen Vertragsrecht, JuS 1966, S. 209 (210); Gross, Die Anknüpfung des Versi-
cherungsvertrages im internationalen Privatrecht in rechtsvergleichender Sicht, S. 27. Hier-
bei könne sich die Rechtswahl auch aus den konkludenten Umständen des Einzelfalls erge-
ben. Vgl. Lewald, Das deutsche Internationale Privatrecht, S. 207 ff.; Müller-Gindullis, Das 
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Auslegung der vorbenannten Kollisionsrechtsnormen sieht Art. 36 EGBGB 
vor, dass die ihnen zugrunde liegenden Regelungen des Römischen EWG-
Übereinkommens über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwen-
dende Recht (EVÜ) vom 19.06.1980 heranzuziehen sind.424 Die Anknüp-
fungsregeln der Artt. 27-36 EGBGB gelten jedoch nur für Versicherungs-
verträge über außerhalb der EG/EWR belegene425 Risiken sowie für alle 
Rückversicherungsverträge.426 Dies ergibt sich - in Abgrenzung zum 
EGVVG - e contrario aus Art. 37 Nr. 4 S. 1 EGBGB und Art. 1 III 1, IV 
EVÜ sowie aus den Formulierungen der Versicherungsrichtlinien selbst, die 
eine Risikobelegenheit in einem Mitgliedsstaat voraussetzen.427 
Da die Bereiche der Rückversicherungen sowie der außerhalb der 
EG/EWR belegenen Risiken nicht dem Richtlinienkollisionsrecht der Scha-
densversicherungsrichtlinien unterfallen, sollen sie hier nur ansatzweise 
besprochen werden.428 In diesem Sinne gilt in Deutschland für Sachverhalte 
mit Risikobelegenheiten außerhalb des Geltungsbereiches der Versiche-
                                                                                                                            
Internationale Privatrecht in der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes, S. 44 ff.; Rei-
chert-Facilides, Rechtsfragen des Wettbewerbs zwischen inländischen und ausländischen 
Versicherern, S. 375 (381); Melchior, Die Grundlagen des deutschen internationalen Privat-
rechts, S. 498 f. Parallel dazu erfolgten auch Anknüpfungen durch eine Auslegung des 
mutmaßlichen Parteiwillens. Vgl. RGZ 107, S. 121 (123); Kramer, Internationales Versi-
cherungsvertragsrecht, S. 13 f. Seit den 1920er Jahren erlangte die Anknüpfung an das 
Betriebsstatut (Recht des Sitzes des Versicherungsunternehmens) vermehrt an Zuspruch. 
Vgl. dazu Bruck, Zwischenstaatliches Versicherungsrecht, S. 3 ff. Sie wurde später vom 
BGH als Hauptanknüpfungstatbestand gewohnheitsrechtlich übernommen. Vgl. BGHZ 9, 
S. 34 (41); 17, S. 74 (76). Ergänzend siehe auch Kegel, Internationales Privatrecht, S. 389 
ff. 
424 Abgedruckt in Jayme/Hausmann, Internationales Privat und Verfahrensrecht, Nr. 70. 
Vgl. auch BGBl. 1986 II, S. 809 i. d. F. des 3. Beitrittsübereinkommens vom 29.11.1996, 
BGBl. 1999 II, S. 7. 
425 Die Risikobelegenheit ermittelt sich gem. Art. 37 S. 1 Nr. 4 S. 2 EGBGB aus der lex 
fori. 
426 Zur Problematik der Zersplitterung des deutschen Kollisionsrechts für Versicherungs-
verträge in Regelungen im EGBGB und EGVVG und dem damit bestehenden Widerspruch 
zum im IPR geltenden Grundsatz des „Ideals der Einfachheit des Kollisionsrechts“, Vgl. 
Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der 
europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 286 ff.; Hahn, Die „euro-
päischen“ Kollisionsnormen für Versicherungsverträge, S. 163; Reichert-Facilides, Zur 
Kodifikation des deutschen internationalen Versicherungsvertragsrechts, IPRax 1990, S. 1 
(9 ff); Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 
785 (795). Vgl. dazu auch Wördemann, International zwingende Normen im Internationa-
len Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 8. 
427 So u. a. die Artt. 2 d, 7 I 1 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden). Vgl. 
dazu auch Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 7 f. 
428 Zum Umfang der von den Schadensrichtlinien erfassten Versicherungsbereiche, Vgl. 
Art. 1 der Richtlinie73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) i. V. m. dem Anhang dieser 
Richtlinie. 
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rungsrichtlinien das lex fori429 und - damit einhergehend - der Grundsatz der 
freien Rechtswahl aus Art. 27 EGBGB.430 Hierbei ist anhand des deutschen 
Rechts der Ort der Risikobelegenheit zu bestimmen, der sich in der Regel 
am Schwerpunkt des versicherten Risikos zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses bestimmen lässt. Daneben erfolgt eine gegenüber der Rechtswahl 
subsidiäre objektive Vertragsanknüpfung über Art. 28 I 1 EGBGB zum 
Recht des Staates mit dem der Vertrag seine engsten Verbindungen auf-
weist. Hierzu enthält Art. 28 II 1 EGBGB die widerlegbare Vermutung, dass 
die engste Verbindung zu dem Staat besteht, in dem die leistende Vertrags-
partei zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
oder ihre Hauptverwaltung besitzt (sog. Betriebsstatut des Versicherers).431 
Daneben finden sich jedoch Sonderbestimmungen wie z. B. in Art. 29 
EGBGB für Verbraucherverträge oder die Norm des Art. 34 EGBGB, wel-
che zwingende Vorschriften des Staates des gewöhnlichen Aufenthaltes u. a. 
zugunsten der gewöhnlich schwächeren Vertragspartei festschreiben.432 
Um das Gefüge der aufeinander abgestimmten Teilkodifikationen 
des EGBGB und des EGVVG nicht zu verschieben, sind beide Kollisions-
rechtsbereiche stets im Zusammenhang zu betrachten. Eine konfusionelle 
Häufung der anwendbaren Kollisionsnormen wird dergestalt umgangen, 
dass man die Risikobelegenheit im EGBGB ebenfalls anhand von Art. 7 II 
EGVVG bestimmt.433 
                                                 
429 Lex fori: Gesetz, das am Gerichtsort gilt. Dieser Grundsatz ist für die hier besprochenen 
Sachverhalte in Art. 37 S. 1 Nr. 4 S. 2 EGBGB normiert. Vgl. umfassend zur subjektiven 
und objektiven Anknüpfung Liauh, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 114 ff. 
430 Hierbei sei insbesondere auf Art. 37 S. 1 Nr. 4 S. 1 EGBGB verwiesen, der die zuvor 
getroffene Abgrenzung der Risikobelegenheiten im deutschen IPR festschreibt. Dazu auch 
Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 
(787); Schnyder, Internationale Versicherungsaufsicht zwischen Kollisionsrecht und Wirt-
schaftsrecht, S. 74; Reithmann, Internationales Vertragsrecht, Rdn. 551; Sandrock, Die 
Bedeutung des Gesetzes zur Neuregelung des Internationalen Privatrechts für die Unter-
nehmenspraxis, RIW 1986, S. 841 (846 ff.); Steinle, Konkludente Rechtswahl und objekti-
ve Anknüpfung nach altem und neuem deutschen Internationalen Vertragsrecht, 
ZVerglRWiss 1994, S. 300 (308 ff.). 
431 Vgl. Lorenz, Zum neuen internationalen Vertragsrecht aus versicherungsvertraglicher 
Sicht, S. 303 (327). Zum Betriebsstatut als Anknüpfungspunkt vgl. auch Bruck, Zwischen-
staatliches Versicherungsrecht, S. 10 ff; Keller, Das internationale Versicherungsvertrags-
recht der Schweiz, S. 7 ff. und 18. 
432 Vgl. Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichti-
gung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 273; Reichert-
Facilides, Zur Kodifikation des deutschen internationalen Versicherungsvertragsrechts, 
IPRax 1990, S. 1 (8). 
433 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Vor Art. 7 EGVVG, Rdn. 8. 
 89
Art. 7 II EGVVG wird in diesem Zusammenhang, da die Anwend-
barkeit der IPR-Regelungen des EGBGB und EGVVG vermittelnd, auch 
treffend als „Meta-Kollisionsnorm“ bezeichnet.434 
 
b. Innerhalb der EU/des EWR belegene Risiken 
 
Demgegenüber kommen bei innerhalb der EG/EWR belegen Risiken 
die kollisionsrechtlichen Regelungen der Versicherungsrichtlinien zum Tra-
gen, die sich bezogen auf Deutschland hauptsächlich im EGVVG bzw. über 
die Verweisungsnorm des Art. 15 EGVVG im EGBGB wiederfinden.435 So 
enthalten die Artikel 7 und 8 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweiten Richtli-
nie Schaden), erweitert um die generelle Rechtswahlfreiheit bei sog. Großri-
siken in Art. 27 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), so-
wie Art. 4 der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben), welcher 
sich unverändert in Art. 32 der die vorbenannte Richtlinie ersetzenden Neu-
fassung der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) findet, kollisi-
onsrechtliche Regelungen. 
Die nationale Umsetzung der Richtlinienvorgaben zur Koordinie-
rung der mitgliedsstaatlichen IPR-Regeln erfolgte für die in der Richtlinie 
88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) enthaltenen Kollisionsnormen 
durch Art. 3 des zum 01.07.1990 in Kraft getretenen Zweiten Durchfüh-
rungsgesetzes/EWG zum VAG436, welcher die Artt. 7-14 unter der Über-
schrift „Europäisches Internationales Versicherungsvertragsrecht“ in das 
EGVVG einfügte. Die Vorgaben des Art. 4 der Richtlinie 90/619/EWG 
(Zweite Richtlinie Leben) und des Art. 27 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte 
Richtlinie Schaden) wurden durch Art. 3 des Dritten Durchführungsgeset-
zes/EWG zum VAG, welches zum 29.07.1994 in Kraft trat, in deutsches 
Recht umgesetzt.437 
                                                 
434 Vgl. Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, 
S. 785 (787). 
435 Auf der Grundlage des EWR-Ausführungsgesetzes vom 27.04.1993, BGBl. I S. 512 
wurde der Anwendungsbereich des europäischen Kollisionsrechtes auf die in EFTA-
Staaten belegenen Risiken ausgedehnt. 
436 BGBl. 1990 I, S. 1249 ff. 
437 BGBl. 1994 I, S. 1630 ff. Vgl. Auch Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Vor 
Art. 7 EGVVG, Rdn. 26. Vor In-Kraft-Treten des Dritten Durchführungsgesetzes/EWG 
zum VAG enthielt Art. 7 I EGVVG noch die Einschränkung, dass die Kollisionsnormen 
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Die Umsetzung gilt in Fachkreisen indes als wenig geglückt, da die 
gewählten Normeninhalte aufgrund ihrer verschachtelten und unsystemati-
schen Fassung einen „außerordentlich komplizierten Regelungsgehalt“438 
wiedergeben. Ein Kritikpunkt besteht beispielsweise darin, dass die trans-
formierten Regelungen innerhalb einer Norm teilweise genau den Richtli-
nieninhalt umsetzen und andererseits in einigen Absätzen in rechtlich zuläs-
siger Weise darüber hinausgehen. Eine strukturierte und systematische 
Trennung dieser Transformationsbereiche hätte zu einer großen Verständ-
niserleichterung beitragen können.439 Als Gründe für diese missglückte und 
nur schwer zu durchblickende Umsetzung werden neben der komplizierten 
Richtliniensystematik, welche die Mitgliedsstaaten in einzelnen Punkten zu 
über die zwingenden Richtlinienvorgaben hinausgehenden Regelungen er-
mutigt440, auch die aufgrund von wirtschaftlichen und politischen Erwägun-
gen in Einklang zu bringenden nationalen und internationalen Spannungs-
felder441 angeführt, die es zu berücksichtigen galt.442 
Darüber hinaus wird einerseits auf das zügige und damit fehleranfäl-
lige Tempo443 bei der Gesetzgebung und andererseits auf die Umsetzung der 
für das IPR ungewöhnlichen Anknüpfungspunkte verwiesen.444 Nicht zu-
                                                                                                                            
der Artt. 7 ff EGVVG nicht auf Lebensversicherungsverträge anzuwenden waren. Zu letzte-
rem Gesichtspunkt, Vgl. Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 165. 
438 Vgl. Reichert-Facilides, Versicherungsvertragsrecht in Europa am Vorabend des Bin-
nenmarktes, VW 1991, S. 805. 
439 Vgl. ebenso Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Be-
rücksichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 136. 
440 Zur Problematik des Art. 10 III EGVVG in diesem Zusammenhang, Vgl. Mankowski, 
Nationale Erweiterungen der Rechtswahl im neuen Internationalen Versicherungsvertrags-
recht, VersR 1993, S. 154 (163). 
441 Ein solches Spannungsfeld bestand wie bereits angesprochen zwischen einem angemes-
senen Versicherungsnehmerschutz einerseits und dem Liberalisierungs- und Integrations-
gedanken andererseits. Zu den diesbezüglichen Zielkonflikten, Vgl. auch Pool, Der Bin-
nenmarkt für Versicherungen: Stand und Ausblick, S. 9 ff. 
442 So Fricke, Die Neuregelung des IPR der Versicherungsverträge im EGVVG durch das 
Gesetz zur Durchführung versicherungsrechtlicher Richtlinien des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften, IPRax 1990, S. 361. 
443 Vgl. Fricke, Die Neuregelung des IPR der Versicherungsverträge im EGVVG durch das 
Gesetz zur Durchführung versicherungsrechtlicher Richtlinien des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften, IPRax 1990, S. 361. Für eine andere Ansicht, Vgl. Basedow/Drasch, Das 
neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (795), die unter Verwei-
sung auf Richter, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 138 ff., aufgrund der be-
reits seit 1967 andauenden Vorarbeiten die Schwächen der umgesetzten Normen nicht 
durch das angeblich große Umsetzungstempo entschuldigt sehen. 
444 Mit Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichti-
gung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 137, Anm. 506, 
sei hier nur auf die Unterscheidung zwischen allumfassender und partieller Rechtswahlfrei-
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letzt deshalb sind die deutschen Transformationsgesetze stark kritisiert wor-
den, da sich „der systematische Blick auf das Ganze, das Verständnis für die 
inneren Zusammenhänge des Internationalen Versicherungsvertrags-
rechts“445 in den Regelungen des EGVVG nur bedingt wiederfinden lässt. 
Die Anwendbarkeit der jeweiligen nationalen Rechtsordnung be-
stimmt sich insoweit nach dem bereits angesprochenen Kriterium der Risi-
kobelegenheit, welche ihrerseits gem. Art. 37 Nr. 4 S. 2 EGBGB nach der 
lex fori zu bestimmen ist. In diesem Sinne ist in Bezug auf Deutschland die 
Norm des Art. 7 II EGVVG446 zur Bestimmung der Risikobelegenheit he-
ranzuziehen. Bei Versicherungen über unbewegliche Sachen447, insbesonde-
re Bauwerke, Anlagen und die sich darin befindlichen sowie vom gleichen 
Vertrag umfassten unbeweglichen/beweglichen Sachen448, ist nach Nr. 1 der 
Ort der Risikobelegenheit der Lageort der Sache, im Rahmen der Kfz-
Versicherung nach Nr. 2 der Zulassungsstaat449, bezüglich von Reise- und 
Ferienversicherungen mit höchstens viermonatiger Laufzeit nach Nr. 3 der 
                                                                                                                            
heit sowie die dem IPR systemfremde engste Verbindung zum Risikobelegenheitsstaat 
anstatt zum Staat des vertragstypisch Leistenden hingewiesen. 
445 Vgl. Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, 
S 785 (791). 
446 Art. 7 II EGVVG setzt Art. 2 lit. d der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Scha-
den) ins deutsche Recht um. 
447 Der Begriff „unbewegliche Sache“ unterscheidet sich insoweit von der Richtlinienvor-
gabe des Art. 2 lit. d der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden), wo nur von 
Gebäuden die Rede ist. Diese Abweichung dient der Klarstellung, dass Gebäude im Sinne 
dieser Umsetzung unbewegliche Sachen sein müssen, welche nach der lex fori des Art. 37 
S. 1 Nr. 4 S. 2 EGBGB i. V. m. § 94 BGB zu bestimmen sind und folglich sämtliche 
Gründstücke und deren wesentliche Bestandteile umfassen. Nach Prölss/Martin, Versiche-
rungsvertragsgesetz, Art. 7 Rdn. 3 EGVVG, umfasst Art. 7 II Nr. 1 u. a. Sachversicherun-
gen gegen Feuer und Sturm sowie die Gebäudehaftpflichtversicherung, nicht jedoch die 
vertraglich verselbständigte Hausratsversicherung, welche unter Nr. 4 fällt. Vgl. zustim-
mend Fricke, Das IPR der Versicherungsverträge außerhalb des Anwendungsbereichs des 
EGVVG, VersR. 1994, S. 773 (774 f.). 
448 Einbezogen sind damit alle Gebäudeversicherungen, insbesondere Gebäudesach- und 
Haftpflichtversicherungen. Vgl. auch Fricke, Das IPR der Versicherungsverträge außerhalb 
des Anwendungsbereichs des EGVVG, VersR 1994, S. 773 (774 f.); Bosse, Der Abschluss 
eines grenzüberschreitenden Versicherungsvertrages mit einem englischen Versicherer, S. 
16; Uebel, Die deutschen Kollisionsnormen für (Erst-)Versicherungsverträge mit Ausnah-
me der Lebensversicherung über in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft belegene 
Risiken, S. 83 ff. 
449 Dabei sieht Art. 7 II Nr. 2 vor, dass diese Regelung Fahrzeuge aller Art, d. h. gleich ob 
zu Land, See oder Luft umfasst. Das Fahrzeug muss lediglich in ein amtliches oder inso-
weit anerkanntes Register eingetragen sein und ein entsprechendes mitgliedsstaatliches 
Kennzeichen besitzen. Neben der Kfz-Kasko- und Kfz-Haftpflichtversicherung wird auch 
die damit in Zusammenhang stehende Kfz-Unfallversicherung von Nr. 2 erfasst. Vgl. 
Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 7 EGVVG, Rdn. 4. Vgl. hierzu auch Ue-
bel, Die deutschen Kollisionsnormen für (Erst-)Versicherungsverträge mit Ausnahme der 
Lebensversicherung über in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft belegene Risiken, 
S. 85 f. 
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Staat, in dem die zum Vertragsschluss notwendigen Rechtshandlungen vor-
genommen wurden.450 Für alle anderen Fälle - so auch bei Lebensversiche-
rungsverträgen451 - ist der „Ort der Belegenheit“ bei natürlichen Versiche-
rungsnehmern nach Nr. 4 a der gewöhnliche Aufenthaltsort (Lebensmittel-
punkt von gewisser Dauer) bzw. bei nicht natürlichen Personen nach Nr. 4 b 
der Niederlassungsort des Versicherungsnehmers.452 Die Mitgliedsstaaten 
können nach dem Richtlinienkollisionsrecht bezüglich der Massenrisiken 
jede Abwahl ihres Rechts unterbinden.453 
Problematisch kann die Bestimmung der Risikobelegenheit in den 
Fällen sein, in denen die vertraglich umfassten Risiken teilweise innerhalb 
der EG/EWR und teilweise außerhalb liegen. Aufgrund des strikten, aber 
andererseits auch nur auf das Gebiet der Gemeinschaft beschränkten Richt-
linienregimes ist in diesen Fällen eine differenzierte Anknüpfung im Sinne 
einer Spaltung des Vertragsstatuts geboten. Für innerhalb der EG/EWR be-
legenen Risiken gelten die Artt. 7 ff. des EGVVG als speziellere Normen. 
Für alle außerhalb der EG/EWR belegene Risiken gelten die Artt. 27 ff. 
                                                 
450 Während Art. 2 lit. d der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) an den 
Mitgliedsstaat des Vertragsschlusses anknüpft, konkretisiert die Umsetzung in Art. 7 II Nr. 
3 EGVVG dies als Ort der vorgenommenen Rechtshandlungen, an dem das Vertragsange-
bot abgegeben bzw. angenommen wurde. Vgl. auch Basedow/Drasch, Das neue Internatio-
nale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (787). Rechtshandlungen unter Abwe-
senden knüpfen insoweit regelmäßig an den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts des Versi-
cherungsnehmers an. Vgl. auch Hübner, Zum Stand der Rechtsvereinheitlichung im inter-
nationalen Versicherungsvertragsrecht, S. 111 (115). Vom Umfang des Art. 7 II Nr. 3 
EGVVG werden alle Reiserisiken erfasst, z. B. die Reiseunfall-, Reiserücktritts-, Reisege-
päck-, Reisekranken- und Reisehaftpflichtversicherung. Vgl. dazu Hay, Internationales 
Privatrecht, S. 188 ff.; Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 157. 
451 Vgl. Art. 4 I der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben) i. V. m. Art. 2 lit. e 
derselben. Die vorbezeichnete Richtlinie verwendet dabei statt des Begriffs der „Risikobe-
legenheit“ denjenigen des „Mitgliedsstaats der Verpflichtung“ in der gleichen Bedeutungs-
form. Vgl. hierzu Lorenz, Das auf grenzüberschreitende Lebensversicherungsverträge an-
wendbare Recht - eine Übersicht über die kollisionsrechtlichen Rechtsgrundlagen, ZVers-
Wiss 1991, S. 121 (134); Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 162 f. 
452 Da in diesem Zusammenhang von nicht natürlichen Personen die Rede ist, sind davon 
neben den juristischen Personen auch Personenmehrheiten wie z. B. Vereine, BGB-
Gesellschaften, OHG erfasst. Vgl. zum Ganzen, Prölss/Martin, Versicherungsvertragsge-
setz, Art. 7 EGVVG, Rdn. 7; Hübner, Zum Stand der Rechtsvereinheitlichung im internati-
onalen Versicherungsvertragsrecht, S. 111 (114), Franzen, Privatrechtsangleichung durch 
die Europäische Gemeinschaft, S. 232; Imbusch, Das IPR der Versicherungsverträge über 
innerhalb der EG belegene Risiken, VersR 1993, S. 1059 (1061). 
453 Vgl. Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 232 m. 
w. N. 
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EGBGB.454 In der Praxis kann eine solche Spaltung durch den Abschluss 





Bei der Rechtswahlfreiheit geht es um die Frage, inwieweit die Ver-
tragsparteien vom grundsätzlichen Anknüpfungspunkt der Risikobelegen-
heit der Sache abweichen dürfen und Kraft eigener Vereinbarung den Versi-
cherungsvertrag der Rechtsordnung eines bestimmten Landes unterwerfen 
können, wie dies unter anderem für allgemeine vertragliche Schuldverhält-
nisse in Art. 3 des EVÜ vorgesehen ist.456 Hierbei ist eine begriffliche Un-
terscheidung zwischen einer kollisionsrechtlichen Rechtswahl und einer 
sachrechtlichen Rechtswahl vorzunehmen. Während sich eine kollisions-
rechtliche Rechtswahl auf die Anwendung einer Rechtsordnung im Ganzen 
bezieht, geht eine sachrechtliche Wahl von einer bereits feststehenden 
Rechtsordnung aus, bei der jedoch einzelne dispositive Normen abgeändert 
werden sollen.457 
Die Art und Weise der Vereinbarung einer Rechtswahl kann unter-
schiedlich sein. Man differenziert insoweit zwischen einer ausdrücklichen458 
                                                 
454 Vgl. Lorenz, Zum neuen internationalen Vertragsrecht aus versicherungsvertraglicher 
Sicht, S. 303 (307 f.); Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Vor Art. 7 EGVVG, 
Rdn. 9; Reichert-Facilides, Zur Kodifikation des deutschen internationalen Versicherungs-
vertragsrechts, IPRax 1990, S. 1 (4); Reithmann, Internationales Vertragsrecht, Rdn. 1098. 
Andere Ansichten vertreten durch Hahn, Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Versi-
cherungsverträge, S. 27, 42, und Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 
175, die beide eine Gesamtanknüpfung über Art. 8 EGVVG vorschlagen, sowie von Base-
dow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (788), 
welche eine analoge Anwendung von Art. 10 II EGVVG vorschlagen, sind abzulehnen. Sie 
sind abzulehnen, weil Art. 10 II EGVVG eine grundsätzlich eng auszulegende Ausnahme-
vorschrift darstellt, die Artt. 7 ff. EGVVG die Umsetzung binnenmarktspezifischer Richtli-
nien darstellen und der Gemeinschaftsgesetzgeber keine Anwendungserstreckung auf au-
ßerhalb der EG/EWR belegene Risiken wollte. Vgl. auch Liauh, Internationales Versiche-
rungsvertragsrecht, S. 37. 
455 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Vor Art. 7 EGVVG, Rdn. 9 m. w. N. 
456 In Abgrenzung zur Parteiautonomie im international-privatrechtlichen Bereich sind 
demgegenüber jene mitgliedsstaatlichen Normen mit öffentlich-rechtlichem Charakter einer 
Disposition durch die Vertragsparteien regelmäßig entzogen, da der Bereich des öffentli-
chen Rechts nicht zum Internationalen Privatrecht zählt. Vgl. dazu Bar, Internationales 
Privatrecht, Bd. I, Rdn. 242 ff. 
457 Vgl. Schlosshauer-Selbach, Internationales Privatrecht; Rdn. 237 ff; Kropholler, Interna-
tionales Privatrecht, § 40 I S. 268 f. 
458 Eine ausdrückliche Rechtswahl setzt insoweit eine eindeutige und unmissverständliche 
Bezugnahme auf eine konkrete Rechtsordnung voraus. Nicht genügend konkret ist bei-
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und einer konkludenten Vereinbarung.459 Diesbezügliche Regelungen kön-
nen sich, bezogen auf Versicherungsverträge, sowohl aus den Artt. 27 ff. 
des EGBGB (für außerhalb der EG/EWR belegene Risiken) als auch aus 
den Artt. 9 ff., 15 EGVVG (für innerhalb der EG/EWR belegene Risiken) 
ergeben. 
Bei allen nationalen Rechtswahlgewährungen ist dabei der Umstand 
der Schutzbedürftigkeit der Vertragspartner, insbesondere des Versiche-
rungsnehmers, von besonderer Bedeutung. Insoweit gilt es von mitglieds-
staatlicher Seite zu bedenken, dass der Verbraucher im Vergleich zum an-
bietenden Versicherungsunternehmen in Fragen der Rechtswahl regelmäßig 
in einer schwächeren Verhandlungsposition ist und man ihn mit der Gewäh-
rung einer allumfassenden Rechtswahlfreiheit nicht schutzlos stellen darf. 
Anderenfalls wäre die Rechtswahl zur Makulatur degradiert, da sie faktisch 
stets zur Anwendung des für den Versicherer günstigen Rechts führen wür-
de.460 
                                                                                                                            
spielweise der Verweis auf ein Mehrstaatenrecht wie das der USA. Vgl. dazu Bar, Interna-
tionales Privatrecht, Bd. II, Rdn. 464; Schröder, Internationales Vertragsrecht, S. 32. Die 
Vereinbarung kann ferner auch formularmäßig mittels Allgemeiner Geschäftsbedingungen 
erfolgen. Vgl. dazu Münchener Kommentar, Bd. 10, Art. 27 Rdn. 38; Roth, Internationales 
Versicherungsvertragsrecht, S. 566. 
459 Art. 27 I 2 EGBGB und Art. 7 I lit. h der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie 
Schaden) besagen hierzu, dass sich eine konkludente/stillschweigende Rechtswahl „mit 
hinreichender Sicherheit aus den Bestimmungen des Vertrages oder aus den Umständen des 
Falles ergeben“ muss. Notwendig ist somit die positive Feststellung eines realen Parteiwil-
lens; ein rein hypothetischer Wille genügt indes nicht. Vgl. dazu Roth, Internationales Ver-
sicherungsvertragsrecht, S. 567; Koch/Magnus/Winkler von Mohrenfels, IPR und Rechts-
vergleichung, S. 77 f.; Liauh, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 41. Als Indi-
zien einer konkludenten Rechtswahl können dabei herangezogen werden: 1.) Die Vereinba-
rung eines einheitlichen Gerichtsstandes/Schiedsgerichtsstandes als Verweis auf das Recht 
am Ort des Gerichts. Vgl. dazu Münchener Kommentar, Bd. 10, Art. 27, Rdn. 43; Lüderitz, 
Internationales Privatrecht, Rdn. 271. 2.) Das tatsächliche Prozessverhalten i. S. e. überein-
stimmenden Annahme einer bestimmten Rechtsordnung durch die Streitparteien. Vgl. dazu 
Münchener Kommentar, Bd. 10, Art. 27, Rdn. 48; Mansel, Kollisions- und zuständigkeits-
rechtlicher Gleichlauf der vertraglichen und deliktischen Haftung, ZVglRWiss 1987, S. 1 
(13). 3.) Die Bezugnahme auf ein bestimmtes Recht durch landestypische Klauseln bzw. 
Handelsbräuche. Vgl. dazu Münchener Kommentar, Bd. 10, Art. 27, Rdn. 45; Ferid, Inter-
nationales Privatrecht, Rdn. 6 ff.; Lorenz, Vom alten zum neuen internationalen Schuldver-
tragsrecht, IPRax 1987, S. 269 (272); Meyer-Sparenberg, Rechtswahlvereinbarungen in 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, RIW 1989, S. 347, sowie 4.) Die Vereinbarung eines 
bestimmten Erfüllungsortes. Vgl. Deutsch, Das internationale Privatrecht der Arzthaftung, 
S. 117 (120); Rosenau, Das Eurodollar-Darlehen und sein anwendbares Recht, RIW 1992, 
S. 879 (881). 
460 Die Interessenlagen zwischen Versicherungsunternehmen und Versicherungsnehmer 
könnten in diesem Punkt nicht unterschiedlicher sein. Während der Versicherungsnehmer  
primär an einer ihm vertrauten und ein großes Maß an Versicherungsnehmerschutz bieten-
den Rechtsordnung interessiert ist, sucht der Versicherer regelmäßig die Rechtsordnung, 
die dem Unternehmen den größten Handlungsspielraum bietet. Für die Versicherer dürfte 
dies in der Regel ihre Heimatrechtsordnung sein, da ihre Produkte auf diese Rechtsordnung 
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Die Schutzwürdigkeit des Verbrauchers ist insbesondere im Bereich 
der sog. „Jedermann“- oder Massenversicherung angezeigt, da bei diesen 
Versicherungsprodukten regelmäßig nicht individuell auf den Verbraucher 
zugeschnittene Vertragsbedingungen, sondern formularmäßige Massenver-
träge zum Einsatz gelangen.461 Durch diese faktische Situation und in Un-
kenntnis fremder Rechtsordnungen ist es dem Verbraucher regelmäßig nicht 
möglich, seine Position durch Vertragsverhandlungen, insbesondere im in-
ternational-privatrechtlichen Bereich zu verbessern.462 
Mit der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) führte 
der Gemeinschaftsgesetzgeber ein dreistufiges Verfahren zur Gewährung 
einer Rechtswahlfreiheit ein. Dieses unterscheidet nach der Art des zu de-
ckenden Risikos, nach dem räumlichen Verhältnis von Risikobelegenheit-
sort im Vergleich zum dauerhaften Aufenthalts- bzw. Niederlassungsort des 
Versicherungsnehmers und letztlich einer im mitgliedstaatlichen Ermessen 
liegenden Rechtswahlgewährung.463 
                                                                                                                            
durch jahrelange Übung zugeschnitten sind. Vgl. dazu Dölle, Internationales Privatrecht, S. 
56; Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 357, Anm. 2; Richter, 
Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 64 ff.; Mewes, Internationales 
Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen 
Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 40; Gross, Die Anknüpfung des 
Versicherungsvertrages im internationalen Privatrecht in rechtsvergleichender Sicht, S. 113 
ff.; Richter Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 38, 85 und 115. 
461 So schon Reichert-Facilides, Gedanken zur Versicherungsvertragsrechtsvergleichung, 
RabelsZ 1970, S. 510 (519), und Richter, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 37, 
Anm. 2 f. 
462 Zur Überlegenheit der Versicherer, Vgl. auch Reichert-Facilides, Versicherungsverbrau-
cherschutz und Internationales Privatrecht, S. 1023 (1037). 
463 Überlegungen zur Gewährung einer Rechtswahlfreiheit für Versicherungsverträge lassen 
sich u. a. bereits im Arbeitsdokument von 1971 zur Errichtung eines Gemeinsamen Marktes 
für Schadensversicherungen finden. Vgl. Arbeitsdokument für die Arbeitsgruppe Direkt-
versicherungen, ZVersWiss  1972, S. 101 (108). In diesem Sinne galt die freie Vereinba-
rung des auf den Versicherungsvertrag anwendbaren Privatrechts bzw. der Privatrechtsord-
nung als unabdingbare Voraussetzung für die Gewährleistung einer freiheitlich-
wirtschaftlichen Betätigung des anbietenden Versicherungsunternehmens als auch für die 
Sicherstellung einer Auswahlfreiheit für die Versicherten. Vgl. Mewes, Internationales 
Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen 
Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 37. Mächler-Erne, Internationale 
Versicherungsverträge: Formen und Inhalt, S. 153 (156 f.), sowie Dieselbe, 
Parteiautonomie am Horizont des internationalen Versicherungsvertragsrechts der Schweiz, 
S. 257 ff., stuft den Bereich der freien Rechtswahl in Anlehnung an das europäische 
Richtlinienrecht als „verhältnismäßig eng“ ein und plädiert gleichzeitig für eine wün-
schenswerte Erweiterung der Rechtswahlmöglichkeiten. 
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b. Anknüpfungstatbestände für eine völlige Rechtswahlfreiheit 
aa. Art. 10 I EGVVG - Die Versicherung von Transport- und Großrisi-
ken 
 
Nach dem derzeit464 gültigem Gemeinschaftsrecht müssen die Mit-
gliedsstaaten eine Ausnahme im Sinne einer freien Rechtswahl im Wesent-
lichen, da die bedeutsamste Gruppe darstellend, nur für Versicherungen 
über Transporte und über Großrisiken zulassen.465 Welche Risiken als 
Großrisiken anzusehen sind, wird insbesondere durch Art. 5 lit. d der 
Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden)466 i. V. m. Art. 7 I lit. f 
der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden), letzterer 
neugefasst durch Art. 27 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie 
Schaden), beschrieben. In Art. 10 I EGVVG wurden sie ins deutsche Recht 
umgesetzt. 
                                                 
464 Im Richtlinienvorschlag (Vorschlag einer Zweiten Richtlinie des Rates vom 30.12.1975 
zur Koordinierung der die direkte Schadensversicherung betreffenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften und zur Erleichterung des freien Dienstleistungsverkehrs im Versiche-
rungswesen; Kommission der Europäischen Gemeinschaften, ABl. 1976, Nr. C 32/2.) zur 
Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) aus dem Jahr 1975 war noch eine 
umfassende freie Rechtswahlmöglichkeit auch für das „Jedermann“- bzw. Breitengeschäft 
vorgesehen. Bei Risikobelegenheiten innerhalb der EG/EWR war dabei die freie Rechts-
wahl jedoch auf eine Gemeinschaftsrechtsordnung beschränkt (Vgl. Art 4 I 1, 2 des Richt-
linienvorschlags). In Fällen einer nicht vorgenommenen bzw. unzulässigen Rechtswahl 
erfolgte die objektive Anknüpfung nun erstmals nicht mehr zum Betriebsstatut des Versi-
cherers, sondern zur Risikobelegenheit (Vgl. Art. 4 II des Richtlinienvorschlags). Als Aus-
nahme war auch die Wählbarkeit einer Drittlandsrechtsordnung vorgesehen, wenn zwi-
schen dem Risiko oder dem Versicherungsnehmer und dem Drittland enge Berührungs-
punkte bestehen (Vgl. Art 4 I 3 des Richtlinienvorschlags). Mit dem Änderungsvorschlag 
(Änderungsvorschlag zur Zweiten Richtlinie des Rates vom 07.02.1978 zur Koordinierung 
der die direkte Schadensversicherung betreffenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
und zur Erleichterung des freien Dienstleistungsverkehrs im Versicherungswesen; Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften, Dok. XV/48/78-DE) im Hinblick auf den Erlass 
der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) aus dem Jahr 1978 wurde die 
Parteiautonomie in diesem Punkt auf den Großrisikobereich reduziert. Im Rahmen einer 
vorzunehmenden Anknüpfung stellt Art. 4 I des geänderten Richtlinienvorschlages den 
Grundsatz auf, dass bis zur abschließenden Koordinierung des Versicherungsvertragsrechts 
innerhalb der Gemeinschaft, welche binnen drei Jahren vorgesehen war, das Risikobele-
genheitsstatut zur Anwendung gelangen solle. Vgl. dazu auch Schnyder, Parteiautonomie 
im europäischen Versicherungskollisionsrecht, S. 49 (54 f.), und Mewes, Internationales 
Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen 
Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 116-125. 
465 Vgl. dazu auch Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen euro-
päischer Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (16). Einen Überblick über die im inter-
nationalen Versicherungsgeschäft für Großrisiken häufig vorzufindenden Versicherungs-
programme und Vertragskonstruktionen (sog. Schirm-, Master- und Exzedentenverträge) 
findet sich bei Mächler-Erne, Internationale Versicherungsverträge: Formen und Inhalt, S. 
153 (162 ff.) 
466 Der im Text bezeichnete Art. 5 lit. d wurde erst später, nämlich durch Art. 5 der Richtli-
nie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden), eingefügt. 
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Die Klassifizierung eines Großrisikos wird dabei im Wesentlichen 
durch die Art des versicherten Risikos i. V. m. einer teilweise weiter erfor-
derlichen bestimmten Minimum-Bilanzsumme, dem Nettoumsatz bzw. der 
durchschnittlichen Beschäftigtenzahl des Versicherungsnehmers ermittelt.467 
Bei der Umsetzung der Richtlinienvorgabe aus Art. 7 I lit. f468 der 
Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden), neugefasst in Art. 
27469 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), in Art. 10 I 1 
EGVVG unterlief dem deutschen Gesetzgeber jedoch ein Umsetzungsfehler 
in Bezug auf den zu engen Tatbestandsrahmen der nationalen Rechtswahl-
freiheit. Dieser schreibt einen gewöhnlichen deutschen Aufenthaltsort bzw. 
eine deutsche Hauptniederlassung und ferner eine hiesige Risikobelegenheit 
als zusätzliche Voraussetzung fest.470 Zunächst ging der deutsche Gesetzge-
ber mit seiner Umsetzung der Vorgabe aus Art. 7 I lit. f. der Richtlinie 
88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) in Art. 10 I EGVVG über die 
Mindestanforderungen der nur für Transportrisiken zwingend vorgesehenen 
                                                 
467 Die genaue Umschreibung der unter die Großrisiko-Regelung fallenden Versicherungs-
tatbestände lässt sich aus Art. 10 I 2 Nr. 1-3 EGVVG i. V. m. der Anlage Teil A zum VAG 
entnehmen. Zur ersten Gruppe (Art. 10 I 2 Nr. 1 EGVVG) gehören uneingeschränkt: Trans-
port- und Haftpflichtversicherungen über Schienenfahrzeug-, Luftfahrzeug-, See-, 
Binnensee- und Flussschifffahrtskasko, Transportgüter, Haftpflicht für Landfahrzeuge mit 
eigenem Antrieb, Haftpflicht aus Landtransporten sowie die Luftfahrzeug-, See-, Binnen-
see- und Flussschifffahrtshaftpflicht (Vgl. Nr. 4-7, 10b, 11 und 12 der Anlage Teil A zum 
VAG). Zur zweiten Gruppe (Art. 10 I 2 Nr. 2 EGVVG) zählen: Kredit- und Kautionsversi-
cherungen (Vgl. Nr. 14, 15 der Anlage Teil A zum VAG), sofern der Versicherungsnehmer 
eine gewerbliche, bergbauliche oder freiberufliche Tätigkeit ausübt und das versicherte 
Risiko damit in Zusammenhang steht. Unter die dritte Gruppe (Art. 10 I 2 Nr. 3 EGVVG) 
fallen: die Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahrzeuge), die Feuer- und Elementarschä-
den (soweit nicht unter Nr. 3-7 fallend), Hagel-, Frost- und sonstige Sachschäden (soweit 
nicht unter Nr. 3-7 fallend), Haftpflicht für Landfahrzeuge mit eigenem Antrieb, die Allge-
meine Haftpflicht sowie verschiedene finanzielle Verluste (Vgl. Nr. 3, 8, 9, 10, 13 und 16 
der Anlage Teil A zum VAG), sofern der Versicherungsnehmer ergänzend eine bestimmte 
Betriebsgröße nachweisen kann. Die Betriebsgröße gilt als ausreichend, wenn mindestens 
zwei der im Folgenden aufgezeigten drei Merkmale erfüllt sind: 1.) eine Bilanzsumme i. H. 
v. 6.200.000,00 € (Art. 10 I 2 Nr. 3 a); 2.) Nettoumsatzerlöse i. H. v. 12.800.000 € (Art. 10 
I 2 Nr. 3 b), und 3.) im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 250 Beschäftigte (Art. 10 I 2 Nr. 
3 c). 
468 Der Text lautet wie folgt: „In Bezug auf die in Artikel 5 Buchstabe d) Ziffer i) der Ers-
ten Richtlinie [73/239/EWG - Erste Richtlinie Schaden] genannten Risiken können die 
Vertragsparteien jedes beliebige Recht wählen.“ 
469 Der Text lautet wie folgt: „ Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe f) der Richtlinie 88/357/EWG 
erhält folgende Fassung: „In Bezug in die in Artikel 5 Buchstabe d) der Richtlinie 
73/239/EWG genannten Risiken können die Vertragsparteien das anwendbare Recht frei 
wählen.“ 
470 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 10 EGVVG Rdn. 1. 
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Rechtswahlfreiheit im Einklang mit der Erweiterungsoption471 des Art. 7 I 
lit. a S. 2 der vorbezeichneten Richtlinie hinaus.472 Spätestens jedoch mit 
der unmissverständlichen Erweiterung der zwingend zu gewährenden 
Rechtswahlfreiheit auf alle Arten von Großrisiken473 ist die in Deutschland 
geltende Beschränkung auf hier ansässige Versicherungsnehmer i. V. m. 
hiesigen Risikobelegenheiten unzulässig.474 Um der Richtlinienvorgabe 
gleichwohl zu entsprechen, ist Art. 10 I 1 EGVVG nach dem Prinzip des 
Vorrangs des Gemeinschaftsrechts475 richtlinienkonform, d. h. ohne die be-
schriebenen weiteren Voraussetzungen auszulegen.476 
                                                 
471 Der Inhalt des Art. 7 I lit. a S. 2 der Richtlinie 88/357/EWG lautet: „Jedoch können die 
Parteien, sofern dies nach dem Recht des Mitgliedsstaats zulässig ist, das Recht eines ande-
ren Staates wählen.“ 
472 Vgl. Begründung des Gesetzentwurfes, BT-Drucks. 11/6341, 1 (39). Vgl. weitergehend 
Hübner, Schwerpunkte einer Koordinierung des Versicherungsvertragsrechts in der Europä-
ischen Gemeinschaft, ZVersWiss 1982, S. 221 (227); Schmidt, Dienstleistungsfreiheit für 
Versicherungsunternehmen im Gemeinsamen Markt?, S. 101 (111); Basedow/Drasch, Das 
neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (792); Mankowski, 
Nationale Erweiterungen der Rechtswahl im neuen Internationalen Versicherungsvertrags-
recht, VersR 1993, S. 154 (162). 
473 Vgl. Art. 27 der Richtlinie92/49/EWG - Dritte Richtlinie Schaden. 
474 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 10 EGVVG, Rdn. 1; Hübner, Zum 
Stand der Rechtsvereinheitlichung im internationalen Versicherungsvertragsrecht, S. 111 
(120); Bosse, Der Abschluss eines grenzüberschreitenden Versicherungsvertrages mit ei-
nem englischen Versicherer, S. 23 f.; Biagosch, Europäische Dienstleistungsfreiheit und 
deutsches Versicherungsvertragsrecht, S. 166. Nach Kramer, Internationales Versiche-
rungsvertragsrecht, S. 215 f., ergibt sich aus dem Wortlaut der deutschen Regelung das 
kuriose Ergebnis, dass die Rechtswahlfreiheit umso eingeschränkter ist, je internationaler 
sich der Versicherungssachverhalt im Großrisikobereich darstellt. Als Beispiel führt er an: 
Ein französischer Versicherungsnehmer, der seine in Dänemark belegenen Gebäude (Groß-
risiken gem. Art. 10 II 2 Nr. 3 EGVVG) bei einem deutschen Unternehmen versichern 
möchte, ist auf die eingeschränkte Rechtswahl nach Art. 9 I, II EGVVG verwiesen. Schließt 
demgegenüber ein deutscher Versicherungsnehmer bei einem deutschen Unternehmen eine 
Großrisikoversicherung über eine deutsche Risikobelegenheit ab, so können die Parteien 
das Recht frei wählen. 
475 Den Vorrang des Gemeinschaftsrechts begründet der EuGH (Rs. 6/64, Costa ./. 
E.N.E.L., Urteil vom 15.07.1964, Slg. 1964 S. 1253 (1270)) damit, „dass dem vom Vertrag 
geschaffenen, somit aus einer autonomen Rechtsquelle fließenden Recht wegen dieser 
seiner Eigenständigkeit keine wie immer gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
vorgehen können, wenn ihm nicht sein Charakter als Gemeinschaftsrecht aberkannt und 
wenn nicht die Rechtsgrundlage der Gemeinschaft selbst in Frage gestellt werden soll.“ 
476 Vgl. Lorenz, Die Umsetzung der internationalprivatrechtlichen Bestimmungen der 
Zweiten Schadenversicherungsrichtlinie (88/357/EWG) zur Regelung der Direktversiche-
rung der in der EWG belegenen Risiken, S. 210 (224); Mankowski, Versicherungsverträge 
zu Gunsten Dritter, Internationales Privatrecht und Art. 17 EuGVÜ, IPRax 1996, S. 427 
(428); Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 
785 (792); Imbusch, Das IPR der Versicherungsverträge über innerhalb der EG belegene 
Risiken, VersR 1993, S. 1059 (1063). Nach anderer Ansicht von Kramer, Internationales 
Versicherungsvertragsrecht, S. 219, und Dörner, Internationales Versicherungsvertrags-
recht, Art. 10, Rdn. 23, ist Art. 10 I 1 EGVVG analog auf alle Großrisiken anzuwenden. 
Nicht geteilt werden kann hingegen die Auffassung von Liauh, Internationales Versiche-
rungsvertragsrecht, S. 62 f., wonach eine exakte Umsetzung von Art. 7 I lit. f der Richtlinie 
88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) in der Fassung des Art. 27 der Richtli-
nie92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) deshalb nicht erforderlich ist, weil die Regelung 
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Dadurch ist den Vertragsparteien bei Versicherungen über Großrisi-
ken die volle Rechtswahlfreiheit, unabhängig von ihrem Sitz und der Risi-
kobelegenheit zu gewähren.477 Diese, vom Gemeinschaftsgesetzgeber vor-
genommene Differenzierung zwischen Groß- und Massenrisiken478 beruht 
auf Verbraucherschutzerwägungen, wonach geschäftlich bewanderte und 
somit auf dem Versicherungsgebiet erfahrene Versicherungsnehmer nicht 
den gleichen intensiven Schutz durch die jeweilige nationale Rechtsordnung 
bedürfen wie dies unter anderem aus Allgemeinwohlgesichtspunkten bei 
Privatpersonen geboten erscheint.479 
 
bb. Art. 9 IV EGVVG - Optionale mitgliedsstaatliche Rechtswahlerwei-
terung bei Korrespondenzversicherungen 
 
Demgegenüber ist es den Mitgliedsstaaten gem. Art. 7 I lit. a 2, lit. d 
der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) freigestellt, auch 
über die expressis verbis festgelegten Rechtswahltatbestände hinaus im 
Hinblick auf die sogenannten Massenrisiken eine freie Rechtswahl für inter-
                                                                                                                            
der Richtlinie aufgrund ihres Ausnahmecharakters nicht zwingend sei und der nationale 
Gesetzgeber deshalb einen Umsetzungsspielraum besitzen müsse, auch wenn dieser letzt-
endlich zu einer teilweisen Negierung (da zusätzliche Voraussetzungen aufstellend) der 
Rechtswahlfreiheit für Großrisiken führt. Die Unbedingtheit der von Art. 7 I lit. f statuier-
ten vollständigen Rechtswahlfreiheit für Versicherungen über Großrisiken wird auch bei 
einem Blick in die der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) vorangestellten 
Erwägungsgründe deutlich. Dort heißt es: „Den Versicherungsnehmern, die aufgrund ihrer 
Eigenschaft, ihrer Bedeutung oder der Art des zu deckenden Risikos keinen besonderen 
Schutz in dem Staat benötigen, in dem das Risiko belegen ist, ist die uneingeschränkte 
Freiheit bei der Wahl auf einem möglichst breiten Versicherungsmarkt einzuräumen.“ Aus 
der Formulierung „ist (...) einzuräumen“ lässt sich ebenso wie aus Art. 7 I lit. f keine Be-
schränkungsmöglichkeit bezüglich eines gewöhnlichen Aufenthaltes bzw. einer inländi-
schen Hauptniederlassung entnehmen. Die fast wortgleiche Ausführung „volle Wahlfrei-
heit“ findet sich im Erwägungsgrund Nr. 17, welcher der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte 
Richtlinie Schaden) vorangestellt wurde. Darüber hinaus findet auch die in Art. 10 I 1 
EGVVG vorgenommene Einschränkung bezüglich einer inländischen Risikobelegenheit 
keine Stütze, denn der in den Erwägungsgründen enthaltene Passus „in dem das Risiko 
belegen ist“ bezieht sich nur auf das staatliche Schutzbedürfnis, welches jedoch erst Recht 
nicht besteht, wenn es nicht einmal eine inländische Risikobelegenheit gibt. 
477 Vgl. Uebel, Die deutschen Kollisionsnormen für (Erst-)Versicherungsverträge mit Aus-
nahme der Lebensversicherung über in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft belegene 
Risiken, S. 312; Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 10 EGVVG, Rdn. 1. 
478 Unter den Begriff der Massenrisiken fallen in negativer Abgrenzung all jene Versiche-
rungsprodukte, die nicht zum Bereich der Spezialrisikotatbestände (z. B. der Großrisiken) 
zählen. Hierbei handelt es sich regelmäßig um pauschalierte Versicherungspolicen, die in 
identischer bzw. nur leicht modifizierter Weise in tausendfacher standardisierter Auflage 
auf dem Markt angeboten werden. Exemplarisch sei hierbei auf die Hausrat- oder etwa die 
Kfz-Haftpflichtversicherungen hingewiesen, bei denen eine individuelle Aushandlung der 
Vertragskonditionen inkl. der Prämienhöhe in der Regel nicht stattfindet. 
479 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 91. 
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nationale Sachverhalte zu gewähren.480 Dies gilt für Deutschland natürlich 
nur in den Fällen, dass Art. 7 I lit. a 1 der bezeichneten Richtlinie (bzw. um-
gesetzt in Art. 8 EGVVG) auf das deutsche Recht als Regelanknüpfung 
verweist oder deutsches Recht nach Art. 7 I lit. b, c der bezeichneten Richt-
linie (bzw. umgesetzt in Artt. 9 I, II, 10 II EGVVG) als wählbare Rechts-
ordnung in Betracht kommt.481 
Der deutsche Gesetzgeber hat eine solche mitgliedsstaatliche 
Rechtswahlerweiterung in Art. 9 IV EGVVG normiert und somit von sei-
nem in der besagten Richtlinie eingeräumten Umsetzungsspielraum 
Gebrauch gemacht. Art. 9 IV EGVVG gewährt eine freie Rechtswahl für 
Fälle der sog. Korrespondenzversicherung.482 Voraussetzungen sind ledig-
lich, dass der Versicherungsnehmer seinen gewöhnlichen Aufenthalt bzw. 
Hauptverwaltungssitz in Deutschland hat und der Versicherer in Deutsch-
land kein Versicherungsgeschäft über Mittelspersonen483 betreibt.484 
                                                 
480 Art. 7 I lit. a der Richtlinie 88/357/EWG bestimmt: „Hat der Versicherungsnehmer sei-
nen gewöhnlichen Aufenthaltsort oder seine Hauptverwaltung im Gebiet des Mitgliedstaats, 
in dem das Risiko belegen ist, so ist das auf den Versicherungsvertrag anwendbare Recht 
das Recht dieses Mitgliedstaates. Jedoch können die Parteien, sofern dies nach dem Recht 
dieses Mitgliedstaats zulässig ist, das Recht eines anderen Staates wählen.“ Im Satz 2 wird 
deutlich, dass die Richtlinie eine Rechtswahlfreiheit für sogenannte Korrespondenzversi-
cherungsdienstleistungen gerade nicht zwingend vorsieht, sondern dies einer Art Umset-
zungsprärogative des jeweiligen Mitgliedsstaates überlässt. In Deutschland wird diese 
Möglichkeit nach Art. 9 IV EGVVG i. V. m. Art. 7 I lit. a S. 2 der o.g. Richtlinie eröffnet. 
Vgl. zu letzterem weiterführend Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungs-
vertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (791); Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des 
Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 (264). Art. 7 I der 
Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) sowie die exemplarisch ausgewählte 
deutsche Umsetzung in Art. 9 IV EGVVG sind ein signifikantes Beispiel für die in den 
Anknüpfungstatbeständen enthaltenen Kompromisse, die der Gemeinschaftsgesetzgeber in 
seinen Kollisionsrechtsregelungen eingegangen ist. Der mühsam gefundene Kompromiss 
liegt dabei darin, ein System objektiver Rechtsanknüpfung zum Staat der Risikobelegenheit 
gepaart mit strengen Rechtswahloptionen zu statuieren, wobei letztere jedoch auf mitglieds-
staatlicher Ebene optional noch erweiterbar sind. Vgl. dazu Philip, Private International 
Law of Insurance in Denmark and the European Communities, S. 347 (355). 
481 Vgl. Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, 
S. 785 (791). 
482 Als Beispiel könnte man anführen: Ein sich dauerhaft in Deutschland aufhaltender Deut-
scher schließt via Internet oder Telefon einen Versicherungsvertrag mit einem lediglich in 
Frankreich tätigen Versicherer. Wo sich das versicherte Risiko, z. B. ein Ferienhaus befin-
det, ist dabei egal, d.h. Art. 9 IV EGVVG gilt im Beispiel sowohl für eine Risikobelegen-
heit in Deutschland, Frankreich oder Italien usw. 
483 Hierunter fallen nach BT-Drs. 11/6341, S. 24 (38) Bevollmächtigte, Versicherungsagen-
ten und Versicherungsmakler. Vgl. auch Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versi-
cherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (792); Uebel, Die deutschen Kollisionsnormen 
für (Erst-)Versicherungsverträge mit Ausnahme der Lebensversicherung über in der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft belegene Risiken, S. 127 f., sowie ausführlich Kramer, 
Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 204 ff. 
484 Vgl. zum Ganzen auch Hahn, Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Versicherungs-
verträge, S. 62 f.; Farny, Erwartungen europäischer Versicherer an den Binnenmarkt, in: 
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Als Erwägung für eine derartige Regelung kann herangezogen wer-
den, dass der inländische Versicherungsnehmer dann keines Verbraucher-
schutzes bedarf, wenn das Vertrags-Versicherungsunternehmen im inländi-
schen Geschäftsverkehr gar nicht in Erscheinung tritt und dadurch beim 
Versicherungsnehmer auch keine Schutzerwartungen geweckt werden kön-
nen.485 Im Vergleich zur obligatorischen Rechtswahlregelung in Art. 9 I 
EGVVG ist es beim Rechtswahltatbestand des Art. 9 IV EGVVG nicht 
notwendig, dass der Sitz des Versicherungsnehmers von dem der Risikobe-
legenheit verschieden ist.486 
 
c. Anknüpfungstatbestände für eine begrenzte Rechtswahlfreiheit 
 
Neben den Möglichkeiten einer unbeschränkten Rechtswahlfreiheit 
finden sich in den Artt. 9 I-III, V und 10 II, III EGVVG Fälle einer be-
schränkten Rechtwahl statuiert, welche parallel zueinander zur Anwendung 
gelangen können.487 Die vorgenannte Parteiautonomie ist hier deshalb als 
begrenzt einzustufen, da nur bestimmte andere Rechtsordnungen gewählt 
werden können. Zunächst sollen jedoch noch kurz die im Zusammenhang 
mit den Rechtswahlmöglichkeiten verwendeten Begrifflichkeiten des Kon-
vergenz- und Divergenzfalles vorab definiert werden: Fällt der Staat der 
Risikobelegenheit mit dem des Sitzes des Versicherungsnehmers (gewöhn-
licher Aufenthaltsort) auseinander, spricht man von einem sog. Divergenz-
fall. Demgegenüber liegt ein sog. Konvergenzfall vor, wenn sich der Risi-
                                                                                                                            
ZVersWiss 1989, S. 67 (80 f.); Biagosch, Europäische Dienstleistungsfreiheit und deut-
sches Versicherungsvertragsrecht, S. 164; Fricke, Die Neuregelung des IPR der Versiche-
rungsverträge im EGVVG durch das Gesetz zur Durchführung versicherungsrechtlicher 
Richtlinien des Rates der Europäischen Gemeinschaften, IPRax 1990, S. 361 (363). Vgl. 
hingegen kritisch Imbusch, Das IPR der Versicherungsverträge über innerhalb der EG be-
legene Risiken, VersR 1993, S. 1059 (1063); Bosse, Der Abschluss eines grenzüberschrei-
tenden Versicherungsvertrages mit einem englischen Versicherer, S. 21. Sofern die vorge-
nannten Voraussetzungen erfüllt sind, gilt die Rechtswahlfreiheit auch für den Bereich der 
Lebensversicherungen. Vgl. dazu Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 
224 m. w. N. 
485 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsrecht, Art. 9 EGVVG, Rdn. 10; Base-
dow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (791). 
486 So auch Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 
1991, S. 785 (791, 795). 
487 Vgl. Dörner, Internationales Versicherungsvertragsrecht, Art. 9, Rdn. 5. 
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kobelegenheitsort im selben Staat wie der Sitz des Versicherungsnehmers 
befindet.488 
 
aa. Art. 9 I EGVVG - Gewöhnlicher Aufenthalts-
ort/Hauptniederlassung ungleich zum Risikobelegenheitsstaat 
 
Wenn der gewöhnliche Aufenthalts- bzw. Niederlassungsort des 
Versicherten von dem der Risikobelegenheit verschieden ist (Divergenz-
fall), kann der Versicherungsnehmer gem. Art. 7 I lit. b der Richtlinie 
88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) zwischen der Rechtsordnung der 
Risikobelegenheit und der seines gewöhnlichen Aufenthalts- bzw. Nieder-
lassungsortes wählen.489 Hierfür muss lediglich das versicherte Risiko in 
einem Mitgliedsstaat belegen sein. Auf den gewöhnlichen Aufenthalts-
ort/Hauptsitz des Versicherungsnehmers kommt es dagegen nicht an. Dieser 
kann auch in einem Nicht-EU-Mitgliedsstaat sein.490 Die vorstehende be-
grenzte Rechtswahlregelung wurde als sogenannte Grundregel für Diver-
genzfälle491 in Art. 9 I EGVVG umgesetzt. Die hier vorgenommene und auf 
zwei Rechtsordnungen beschränkte Rechtswahlmöglichkeit soll den 
Versicherungsnehmer gegenüber dem Versicherer dahingehend schützen, 
dass dieser nicht ein ausschließlich ihm günstiges Recht vorschlagen und 
aufgrund seiner wirtschaftlichen Überlegenheit auch durchsetzen kann, 
welches letztendlich keinerlei Bezug mehr zum Versicherungsnehmer oder 
dem versicherten Risiko aufweist.492 
Nicht eindeutig lässt sich dagegen aus dem Wortlaut des Art. 9 I 
EGVVG - in Abgrenzung zu Art. 9 II EGVVG - entnehmen, welche 
Rechtswahl bei einer auseinanderfallenden Risikobelegenheit (sog. Teilrisi-
kobelegenheit493) eröffnet sein soll. In diesen Fällen kann - neben dem 
Recht des gewöhnlichen Aufenthaltes/Hauptsitzes des Versicherungsneh-
                                                 
488 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 EGVVG, Rdn. 3. 
489 So könnte ein sich überwiegend in Deutschland aufhaltender Deutscher, dem ein Ferien-
haus in Frankreich gehört, einen Versicherungsvertrag bezüglich der Immobilie der franzö-
sischen als auch der deutschen Rechtsordnung unterwerfen. 
490 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 EGVVG, Rdn. 3; Geiger, Der 
Schutz des Versicherten im europäischen Binnenmarkt, S. 126 
491 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 EGVVG, Rdn. 3. 
492 Prölss/Martin, Art. 9 EGVVG, Rdn. 1. 
493 Zur plastischen Verdeutlichung des Begriffes, Vgl. das Beispiel am Ende des Absatzes. 
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mers - jedes der Belegenheitsrechte nur insoweit zur Anwendung gelangen, 
als es um den betreffenden (konkreten) Vertragsgegenstand geht.494 Eine 
damit einhergehende, unter Umständen auseinanderfallende Vertragsan-
knüpfung für die unterschiedlichen Teilrisikobelegenheiten ist nach dem 
Wortlaut des Gesetztes, insbesondere in Abgrenzung zu Art. 9 II EGVVG, 
der eine alle Teilrisiken umfassende Rechtsanknüpfung zur Rechtsordnung 
einer der Teilrisikobelegenheiten expressis verbis nur für bestimmte, weni-
ger schützenswerte gewerbliche, bergbauliche oder freiberufliche Tätig-
keitsfelder vorsieht, ausdrücklich gewollt.495 Nach einem bildlichen Beispiel 
von Prölss kann danach bei einer Haftpflichtversicherung für in Rom und 
London belegene Wohnhäuser eines in Deutschland ansässigen Versiche-
rungsnehmers gem. Art. 9 I EGVVG generell (für beide Häuser) deutsches 
Recht, oder bezogen auf das Gebäude in Rom italienisches Recht und für 
das Haus in London englisches Recht vereinbart werden.496 
 
bb. Art. 9 II EGVVG - Teilrisikobelegenheiten i. V. m. bestimmten Tä-
tigkeiten des Versicherungsnehmers 
 
Gemäß Art. 7 I lit. c der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie 
Schaden), umgesetzt in Art. 9 II EGVVG, kann der Versicherungsnehmer, 
sofern er eine Tätigkeit im bergbaulichen497 oder gewerblichen498 Sektor 
                                                 
494 Vgl. Uebel, Die deutschen Kollisionsnormen für (Erst-)Versicherungsverträge mit Aus-
nahme der Lebensversicherung über in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft belegene 
Risiken, S. 150; Soergel, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 37, Rdn. 95 ff.; Dörner, Internatio-
nales Versicherungsvertragsrecht, Art. 9 Rdn. 19. Eine derartige Beschränkung lässt sich 
wiederum aus einer verbraucherschützenden Sichtweise begründen, die verhindern soll, 
dass der Versicherer eine ihn begünstigende Rechtsordnung wählen könnte, die letztendlich 
in keinerlei bzw. einem nur flüchtigen Verhältnis zum Versicherungsnehmer bzw. der Risi-
kobelegenheit stehen würde. Vgl. dazu Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 
EGVVG, Rdn. 3. Eine andere Ansicht vertreten Basedow/Drasch, Das neue Internationale 
Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (793), nach denen das Recht des Teilrisikos 
auch für alle anderen Teilrisikobelegenheiten im Rahmen von Art. 9 I EGVVG wählbar 
sein soll. 
495 Vgl. ebenso Liauh, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 66. 
496 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 EGVVG, Rdn. 2. 
497 Hierunter sind die mit der sog. Ursprungsproduktion zusammenfallenden Tätigkeitsbe-
reiche des Bergbaus zur Gewinnung von Bodenschätzen zu verstehen. Vgl. auch Creifelds, 
Rechtswörterbuch, S. 1329; Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 179 f. 
Andere Bereiche der Urproduktion, wie z. B. Land-, Forst- und Tierwirtschaft sind auf-
grund der ausdrücklichen bergbaulichen Bezugnahme nicht erfasst. Vgl. auch BT-Drs. 
11/6341, S. 38. 
498 Als gewerblich i. S. v. Art. 9 II EGVVG gilt jede selbständige, legale, auf Dauer ausge-
richtete und mit Gewinnerzielungsabsicht betriebene Tätigkeit. 
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ausübt bzw. freiberuflich499 tätig ist und einen Vertrag bezüglich zweier 
oder mehrerer in verschiedenen Mitglieds-/EWR-Staaten belegener Risiken 
in Verbindung mit diesen Tätigkeiten eingeht500, sowohl das Recht dieser 
Mitgliedsstaaten als auch dasjenige seines gewöhnlichen Aufenthalts- bzw. 
Niederlassungsortes für alle Teilrisiken wählen.501 Diese im Ergebnis über 
Art. 9 I EGVVG hinausgehende502 Rechtswahl beruht auf der Vermutung, 
dass Versicherungsnehmer dieser Tätigkeitsbilder besonders geschäftsge-
wandt und erfahren sind und insoweit keines mitgliedsstaatlichen Schutzes 
gegen eine potentielle überwiegende Marktmacht des Versicherungsanbie-
ters - im Sinne einer Oktroyierung eines ihm günstigen Rechts - bedürfen.503 
                                                 
499 Hierunter fallen beispielsweise Ärzte, Rechtsanwälte und Künstler. 
500 Nach Prölss/Martin, Versicherungsvertragsrecht, § 9 EGVVG, Rdn. 4, genügt es, wenn 
die ausgeübte Tätigkeit zumindest auch gewerblichen Bezug hat. Hiernach fällt ein Gebäu-
deversicherungsvertrag in den Bereich der freien Rechtswahl, wenn das Gebäude teilge-
werblich genutzt wird. Nach anderer Ansicht von Uebel, Die deutschen Kollisionsnormen 
für (Erst-)Versicherungsverträge mit Ausnahme der Lebensversicherung über in der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft belegene Risiken, S. 147, und Dörner, Internationales 
Versicherungsvertragsrecht, Art. 9, Rdn. 25, muss die gewerbliche Nutzung gegenüber 
einer anderen z. B. privaten Verwendung zumindest überwiegen, da sonst eine unzulässige 
nicht mehr von Art. 9 II EGVVG gedeckte Rechtswahlerweiterung vorgenommen würde. 
Im Ergebnis ebenso Hahn, Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Versicherungsverträ-
ge, S. 38 f. 
501 Ein grenzüberschreitend tätiger Rechtsanwalt oder Architekt mit beruflich genutzten 
Büroräumen in Deutschland, Frankreich und Italien könnte diese wahlweise nach deut-
schem, italienischem oder französischem Recht versichern. Darüber hinaus soll auch eine 
Spaltung des Vertragsrechts zulässig sein, wenn sich ein augenfällig einheitlicher Vertrag 
aus mehreren, rechtlich und wirtschaftlich trennbaren und voneinander unabhängigen Ver-
tragsteilen zusammensetzt. Hierzu wird auf die Verweisung des Art. 15 EGVVG i. V. m. 
Art. 27 I 3 EGBGB hingewiesen. Vgl. hierzu auch Kramer, Internationales Versicherungs-
vertragsrecht, S. 192 f.; Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 27 EGBGB, Rdn. 9. 
502 Art. 9 II EGVVG geht insoweit über Art. 9 I hinaus, da Letzterer in den Fällen, dass der 
Versicherungsvertrag Risiken, welche in mehreren Mitgliedsstaaten belegen sind, deckt, 
jedes der Belegenheitsrechte nur insoweit wählbar ist, wie es sich um den entsprechenden 
Vertragsgegenstand handelt. Demgegenüber erlaubt Art. 9 II EGVVG für die genannten 
Personenkreise eine einheitliche Rechtsanknüpfung auch dann, wenn die versicherten Risi-
ken in mehreren Mitgliedsstaaten belegen sind. Vgl. für das dargestellte Verhältnis der 
Absätze auch Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 EGVVG, Rdn. 3; Hübner, 
Zum Stand der Rechtsvereinheitlichung im internationalen Versicherungsvertragsrecht, S. 
111 (116); Uebel, Die deutschen Kollisionsnormen für (Erst-)Versicherungsverträge mit 
Ausnahme der Lebensversicherung über in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
belegene Risiken, S. 150. Eine andere Ansicht vertreten Basedow/Drasch, Das neue Inter-
nationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (793), wonach Art. 9 II EGVVG 
nur deklaratorisch sei. 
503 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 EGVVG, Rdn. 4. 
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cc. Art. 9 III EGVVG - Außerhalb des Risikobelegenheitsstaates eintre-
tende Schäden 
 
Eine weitere Rechtswahl lässt Art. 7 I lit. e der Richtlinie 
88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden), umgesetzt in Art. 9 III EGVVG, 
zu. Dieser gilt für die Fälle, in denen sich die im Vertrag gedeckten Risiken 
auf solche Schadensfälle begrenzen, die ausschließlich in einem anderen 
Mitgliedsstaat als dem der Belegenheit eintreten können.504 Die Rechtswahl 
ist dann zwischen der Rechtsordnung der Risikobelegenheit und der des 
Schadeneintrittsortes möglich.505 Anders als Art. 9 I EGVVG ist ein Ausei-
nanderfallen von gewöhnlichem Aufenthaltsort/Hauptniederlassung und 
dem der Risikobelegenheit nicht zur Rechtswahleröffnung erforderlich. In 
den Divergenzfällen des Art. 9 I EGVVG erweitert Absatz III somit die 
Rechtswahlmöglichkeit; in den Konvergenzfällen des Art. 8 EGVVG506 
wird sie grundsätzlich erst eröffnet. Ist eine Rechtswahl im Sinne von Art. 9 
III EGVVG nicht getroffen worden, ist eine objektive Anknüpfung anhand 
von Art. 11 EGVVG vorzunehmen.507 
                                                 
504 Insoweit umfasst die in Art. 9 III EGVVG verwendete Formulierung „eintreten können“ 
gerade nicht die Fälle, in denen neben einem Schadenseintritt in einem anderen Staat als 
dem der Risikobelegenheit auch Schäden am Ort der Risikobelegenheit eintreten können. 
Bei einer gegenteiligen Auslegung würde sonst der als Ausnahmetatbestand formulierte 
Art. 9 III EGVVG zur Regel umgekehrt. Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, 
Art. 9 EGVVG, Rdn. 6. 
505 Als Beispiel käme eine in unmittelbarer Grenznähe errichtete und nicht unter die Be-
stimmung zu Großrisiken fallende Fabrik, die ihre Abwässer in einen Fluss einleitet, in 
Betracht. Bei einem Unfall kämen dann, aufgrund der Fließrichtung des Flusses, nur Schä-
den (z. B. Fischsterben) im Nachbarstaat in Betracht. Die Wahl der Rechtsordnung des 
ausschließlichen Schadenseintrittsortes ist dabei regelmäßig zu empfehlen, da somit ein 
Zusammentreffen von Versicherungs- und Schadensersatzrecht gewährleistet wird. Vgl. 
auch Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 EGVVG, Rdn. 7. 
506 Art. 8 EGVVG führt in Konvergenzfällen eine objektive Anknüpfung zum Recht des 
Risikobelegenheitsstaates durch. Vgl. hierzu die Ausführungen im nachfolgenden Ab-
schnitt: objektive Rechtsanknüpfung. 
507 Vgl. Soergel, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 37, Rdn. 90; Armbrüster, Aktuelle Streit-
fragen des internationalen Privatversicherungsrechts, ZVersWiss 1995, S. 139 (144). Eine 
andere Ansicht vertreten Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertrags-
recht, NJW 1991, S. 785 (791), und Dörner, Internationales Versicherungsvertragsrecht, 
Art. 8, Rdn. 9 sowie Art. 11, Rdn. 5, nach denen eine Anknüpfung über Art. 8 EGVVG 
stattfindet. 
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dd. Art. 9 V EGVVG - Rechtswahlfreiheit bei Lebensversicherungen 
 
Darüber hinaus findet sich in Art. 9 V EGVVG noch eine weitere, 
ausschließlich für Lebensversicherungen geltende Rechtswahlzulassung, die 
ihren obligatorischen Charakter aus Art. 4 II der Richtlinie 90/619/EWG 
(Zweite Richtlinie Leben) erhalten hat. Die in Art. 9 V EGVVG normierte 
Rechtswahl knüpft, anders als die zuvor besprochenen Ausnahmetatbestän-
de, an die effektive Staatsangehörigkeit508 des natürlichen Versicherungs-
nehmers an. Besitzt der Versicherungsnehmer folglich die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedsstaates als desjenigen, in welchem er sich dau-
erhaft aufhält, so besteht ein Wahlrecht zwischen den Rechtsordnungen des 
Aufenthaltsortes und des Landes der Staatsangehörigkeit, welchem er sich 
unter Umständen näher verbunden fühlt.509 Sofern der Versicherungsnehmer 
mehrere Staatsangehörigkeiten besitzt, kann eine Anknüpfung an jede der 
den Staatsangehörigkeiten zugehörigen Rechtsordnungen erfolgen, sofern 
die betreffenden Staaten wiederum im Sinne von Art. 7 I EGVVG der EG 
bzw. dem EWR angehören.510 
 
ee. Art. 10 II - EGVVG - Rechtswahl bei Nicht-EG/EWR Teilrisikobe-
legenheit 
 
In Ergänzung zu Art. 9 II EGVVG eröffnet Art. 10 II EGVVG, in 
Wahrnehmung der mitgliedsstaatlichen Möglichkeit aus Art. 7 I lit. d der 
Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) die Rechtswahlmög-
lichkeit zugunsten einer Nicht-EG/EWR-Rechtsordnung im Umfang des 
                                                 
508 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 EGVVG, Rdn. 13. Danach ist 
der Begriff der effektiven Staatsangehörigkeit anhand von Art. 5 I EGBGB zu bestimmen. 
Hiernach gilt: „wird auf das Recht des Staates verwiesen, dem eine Person angehört, und 
gehört sie mehreren Staaten an, so ist das Recht desjenigen dieser Staaten anzuwenden, mit 
dem die Person am engsten verbunden ist, insbesondere durch ihren gewöhnlichen Aufent-
halt oder durch den Verlauf ihres Lebens. Ist die Person auch Deutscher, so geht diese 
Rechtsstellung vor.“ Die Staatsangehörigenfrage wird in diesem Zusammenhang auch als 
„öffentlich-rechtliche Vorfrage“ bezeichnet, wobei diese Frage von jedem Staat aufgrund 
dessen autonomen Rechts zu beantworten ist. Vgl. Kunz, Internationales Privatrecht, Rdn. 
108 ff. und 216; Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrechts, S. 212; Schlosshau-
er-Selbach, Internationales Privatrecht, Rdn. 78; Münchener Kommentar, Bd. 7, Einl. Rdn. 
286, 385 ff. und 521; Ferid, Internationales Privatrecht, Anm. 4-48 ff. 
509 Hält sich beispielsweise ein italienischer Staatsbürger dauerhaft in Deutschland auf, so 
kann er eine Lebensversicherung italienischem oder deutschem Recht unterwerfen. 
510 Vgl. Reithmann, Internationales Vertragsrecht, Rdn. 1117. 
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gesamten Vertragsstatuts. Dies gilt, sofern das zu versichernde Risiko aus 
mehreren Teilrisikobelegenheiten besteht. Dabei muss sich zumindest eine 
Teilbelegenheit in einem Mitgliedsstaat und mindestens eine andere außer-
halb der EG/EWR befinden. Durch diese Rechtswahleröffnung für die mit 
bestimmten Tätigkeitsbereichen (etwa Bergbau, Gewerbe, freie Berufe) in 
Verbindung stehenden Risiken soll eine Spaltung des Vertragsstatuts ver-
hindert werden.511 Aus der Gesetzessystematik des Art. 10 II EGVVG her-
aus, bezieht sich diese Regelung zunächst nur auf Großrisiken im Sinne von 
Art. 10 I EGVVG. Betrachtet man jedoch den Sinn und Zweck dieser Rege-
lung (im Sinne einer Erweiterung von Art. 9 II EGVVG), dann ist diese 
Norm zumindest analog auch auf die erwähnten Tätigkeitsbereiche i. V. m. 
sog. Massenrisiken anwendbar.512 Ein anderes Ergebnis würde auch keinen 
Sinn machen, da Art. 10 I EGVVG bereits eine freie Rechtswahl (auch 
Drittlandsrechtswahl) für alle Großrisiken uneingeschränkt einräumt. Inso-
weit würde eine enge, auf Großrisiken beschränkte Auslegung dem zweiten 
Absatz samt den aufgezeigten zusätzlichen Erfordernissen die Existenzbe-
rechtigung als eigenständige Regelung absprechen.513 
 
ff. Art. 10 III EGVVG - Erweiterte Rechtswahl bei Verweisung 
 
Art. 10 III EGVVG514 erweitert die Rechtswahl des Art. 9 I, II 
EGVVG durch kollisionsrechtliche Regelungen bestimmter anderer Staaten 
(sog. partielle Renvoi)515, auf deren materielles Recht Art. 8 EGVVG (bei 
sog. Konvergenzfällen) verweist bzw. deren materielles Recht aufgrund von 
                                                 
511 Vgl. BT-Drs. 11/6341, S. 39. 
512 Vgl. Soergel, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 37, Rdn. 116; Prölss/Martin, Versiche-
rungsvertragsgesetz, Art. 10 EGVVG, Rdn. 3; Reithmann, Internationales Vertragsrecht, 
Rdn. 1105; Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 
1991, S. 785 (792). Eine andere Ansicht vertritt Kramer, Internationales Versicherungsver-
tragsrecht, S. 222 ff. 
513 So auch Dörner, Internationales Versicherungsvertragsrecht, Art. 10, Rdn. 28. 
514 Art. 10 III EGVVG stellt dabei die Umsetzung der den Mitgliedsstaaten von Art. 7 I lit. 
a S. 2 und lit. d der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) eingeräumten 
Möglichkeit zur Rechtswahlerweiterung dar. 
515 Art. 10 III EGVVG bestimmt keinen vollständigen Renvoi (Rück- bzw. Weiterverwei-
sung), der üblicherweise eine Anknüpfung des Sachverhaltes an einen kompletten ausländi-
schen Kollisionsrechtsbereich vorsehen würde, sondern lediglich einen teilweisen Renvoi 
auf die Regelungen der Rechtswahlfreiheit in den kollisionsrechtlichen Normen des auslän-
dischen Rechts. Vgl. ebenso Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsver-
tragsrecht, NJW 1991, S. 785 (792). 
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Art. 9 I, II EGVVG (bei sog. Divergenzfällen) wählbar ist.516 Mit dieser 
Regelung, welche Kropholler als „Überkollisionsnorm“517 bezeichnet, wird 
somit eine Inkorporation von Rechtswahltatbeständen ausländischen Inter-
nationalen Privatrechts inklusive der auch vom deutschen Rechtsanwender 
zu beachtenden ausländischen Voraussetzungen für die Rechtswahlzuläs-
sigkeit518 ins deutsche IPR vorgenommen.519 
Im Sinne einer alternativen Anknüpfung können die Vertragsparteien 
somit ihre Rechtswahl nach dem die meisten Rechtswahlmöglichkeiten er-
öffnenden Kollisionsrecht treffen. In diesem Zusammenhang wird Art. 10 
III EGVVG auch als Bestandteil eines „europäischen Metakollisions-
rechts“520 eingestuft. Findet nach Art. 10 III EGVVG eine Verweisung auf 
deutsches Kollisionsrecht statt, so wird damit nur eine überobligatorische, 
weil über verbindliche Umsetzungsvorgaben521 der jeweiligen Versiche-
rungsrichtlinien hinausgehende Rechtswahleröffnung, wie sie in Art. 9 IV 
EGVVG mit weiteren Voraussetzungen für Korrespondenzversicherungen 
vorgesehen ist, nachdrücklich bestätigt.522 
                                                 
516 Demgegenüber erweitert Art. 10 III EGVVG nicht die Rechtswahl i. S. v. Absatz II. 
Vgl. dazu Uebel, Die deutschen Kollisionsnormen für (Erst-)Versicherungsverträge mit 
Ausnahme der Lebensversicherung über in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
belegene Risiken, S. 154; Soergel, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 37, Rdn. 121. Zu der 
Problematik, eine weitergehende Rechtswahl i. S. v. Art. 10 III EGVVG nur dann als zuläs-
sig zu erachten, wenn diese von allen wählbaren Rechtsordnungen als zulässig angesehen 
wird (sog. alternativer oder kumulativer Verweis), Vgl. Reichert-Facilides, Zur Kodifikati-
on des deutschen internationalen Versicherungsvertragsrechts, IPRax 1990, S. 1 (5 f.); 
Hahn, Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Versicherungsverträge, S. 32 ff; Hübner, 
Zum Stand der Rechtsvereinheitlichung im internationalen Versicherungsvertragsrecht, S. 
111 (117 f.); Mankowski, Nationale Erweiterungen der Rechtswahl im neuen Internationa-
len Versicherungsvertragsrecht, VersR 1993, S. 154 (157 f.); Kramer, Internationales Ver-
sicherungsvertragsrecht, S. 227 ff. 
517 Kropholler, Internationales Privatrecht, S. 423. 
518 Vgl. Roth, Verbraucherschutz über die Grenze - Anmerkung zu -BGH, 26.10.1993 - XI 
ZR 42/93, RIW 1994, S. 275 (276). 
519 Vgl. Schack, Stellungnahmen und Gutachten zum Europäischen Internationalen Zivil-
verfahrens- und Versicherungsrecht, JZ 1992, S. 413 (414). Vgl. auch zum Ganzen sehr 
ausführlich Mankowski, Nationale Erweiterungen der Rechtswahl im neuen Internationalen 
Versicherungsvertragsrecht, VersR 1993, S. 154 ff. 
520 Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 
785 (792). Vgl. auch Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 10 EGVVG, Rdn. 4. 
521 Wie sie etwa in Art. 9 I, II EGVVG vorgenommen wurden. 
522 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 10 EGVVG, Rdn. 5; Dörner, 
Internationales Versicherungsvertragsrecht, Art. 10, Rdn. 43. 
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Eine Anwendung der Rechtswahlfreiheit im Sinne des Art. 27 I 
EGBGB ist hingegen aufgrund des lex specialis-Charakters der EGVVG-
Normen ausgeschlossen.523 
 
4. Objektive Rechtsanknüpfung 
 
In den Fällen, in denen eine Rechtswahl entweder möglich war, je-
doch aus den verschiedensten Gründen524 nicht erfolgt ist, bzw. unmöglich 
war, da sie in einen der Parteiautonomie entzogenen Bereich fallen, sind 
objektive Anknüpfungspunkte notwendig. Die insoweit notwendigen objek-
tiven Anknüpfungspunkte müssen dabei in Ansehung der besonderen versi-
cherungsrechtlichen525 und binnenmarktorientierten Bedürfnisse526 sowohl 
die Schutzinteressen der Versicherungsnehmer als auch ein bestimmtes Maß 
an Rechtssicherheit im Sinne einheitlicher Bestimmungskriterien in den 
unterschiedlichen mitgliedsstaatlichen Rechtsordnungen beachten.527 
Als derartige objektive Anknüpfungskriterien werden beispielsweise 
die Bezugnahme auf das Recht des Versicherungsnehmers528, eine generali-
                                                 
523 Dies folgt aus der Regelung des Art. 15 EGVVG. Vgl. auch Mankowski, Nationale 
Erweiterungen der Rechtswahl im neuen Internationalen Versicherungsvertragsrecht, 
VersR 1993, S. 154 (159 f.). 
524 Derartige Gründe können etwa im bewussten Weglassen oder aber auch im Vergessen 
einer entsprechenden Rechtswahl liegen. Vgl. Roth, Internationales Versicherungsvertrags-
recht, S. 306; Delaume, Transnational Contracts, § 3/01; Shapira, The Interest Approach to 
Choise of Law, S. 87 ff. 
525 Derartige versicherungsspezifische Bedürfnisse sind beispielsweise die bereits mehrfach 
angesprochen Lage der Versicherungsnehmer im Bereich von Massenversicherungsrisiken. 
Diesbezüglich bleibt dem Versicherungsnehmer in seiner schwachen Marktposition oftmals 
nichts anderes übrig, als ein im Rahmen einer „Globalakzeptanz“ vom Versicherer ausge-
lobtes Angebot zu dessen Bedingungen anzunehmen. Die insoweit schwache Verhand-
lungsposition der Versicherungsnehmer im Bereich von Massenrisiken muss sich folglich 
in den objektiven Anknüpfungskriterien wiederfinden. Vgl. Mewes, Internationales Versi-
cherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienstleis-
tungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 56. 
526 Vgl. Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 374. 
527 Vgl. Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 301. 
528 Eine generelle Anknüpfung an das Recht des Versicherungsnehmers (Mitgliedsstaat des 
gewöhnlichen Aufenthalts) käme zweifelsohne dem Schutzbedürfnis des „gewöhnlichen“ 
Versicherten im Massenversicherungsgeschäft nach. Bedenklich an dieser Anknüpfung ist, 
dass nicht jeder Versicherungsnehmer in gleichem Maße schutzbedürftig ist, da es durchaus 
Konstellationen geben kann, in denen auch der Versicherte über eine ausreichende Bran-
chenkenntnis verfügt. Darüber hinaus blieben die sich aus dem liberalisierten Dienstleis-
tungsverkehr ergebenden Interessen der Versicherer ebenso wie die versicherungsvertragli-
chen Eigenheiten bei einer solchen Anknüpfung vollständig unberücksichtigt. Ein Abstellen 
auf die Rechtsordnung des Versicherten müsste insoweit stets auch die Besonderheiten der 
jeweiligen Vertragsarten und -umstände einbeziehen. Vgl. Mewes, Internationales Versi-
 110
sierende529 oder aber individuelle Bezugnahme530 sowie eine typisierende 
Bezugnahme531 diskutiert. Letztere wurde weitgehend vom Richtlinienge-
setzgeber favorisiert und findet sich u. a. in den Artt. 8 und 11 EGVVG wie-
der. 
 
a. Konvergenzfälle i. S. v. Art. 8 EGVVG 
 
Das Richtlinienkollisionsrecht für Versicherungen trifft im Vergleich 
zum EVÜ im Punkt der Rechtswahlfreiheit eine strenge und eindeutige ob-
                                                                                                                            
cherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienstleis-
tungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 57. 
529 Die Einteilung in generalisierende, individuelle und typisierende Bezugskriterien erfolgt 
insoweit nach Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 271 ff. Generalisierende 
Anknüpfungspunkte, z. B. das Personalstatut, das Statut des Erfüllungs-, Abschluss-, Nie-
derlassungs- oder Betriebsortes, deren Zuordnung zur berufenen Rechtsordnung eindeutig 
bestimmbar sind und denen der Grundsatz der Gleichwertigkeit der Rechtsordnungen 
zugrunde liegt, sind bestrebt, umfassende Gesamtlösungen i. S. e. weitgehenden Rechtssi-
cherheit herbeizuführen. Eine Unterwerfung aller internationalen Versicherungsverträge 
unter generalisierende kollisionsrechtliche Anknüpfungspunkte erscheint jedoch mehr als 
fraglich, da die bekannten Anknüpfungskriterien bei der Vielzahl von Versicherungsverträ-
gen samt deren spezifischen Eigenarten keine die Gesamtheit aller Verträge umfassenden 
Lösungsmodelle hervorbrachten. Ebenso steht die Unflexibilität einer solchen Anknüpfung 
einer differenzierten Behandlung unterschiedlicher Interessen und Schutzbedürfnisse ent-
gegen, womit eine sachgerechte kollisionsrechtliche Lösung nahezu unmöglich wird. Vgl. 
Vischer, Internationales Vertragsrecht - Die kollisionsrechtlichen Regeln der Anknüpfung 
bei internationalen Verträgen, S. 26 ff.; Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, 
S. 271 f.; Richter, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 78; Mewes, Internationa-
les Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienst-
leistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 58 ff. 
530 Die individuelle Bezugnahme steht im Gegensatz zur generalisierten und versucht, ein 
im Einzelfall gerechtes, an den Interessen der Vertragsparteien (somit nicht an festen Krite-
rien) anknüpfendes Ergebnis unter weitgehender Preisgabe der Berechenbarkeit und Vor-
hersehbarkeit einer Rechtsanknüpfung sowie deren ökonomischer Auswirkungen herbeizu-
führen. Neben der Tatsache, dass eine objektive Anknüpfung nach individuellen Interes-
senkriterien bereits einen Widerspruch in sich darstellt, geht die zweifelsohne wünschens-
werte Einzelfallgerechtigkeit ausschließlich und in nicht hinnehmbarer Weise auf Kosten 
der Rechtssicherheit, womit eine Vorhersehbarkeit gerichtlicher Entscheidungen unmöglich 
würde. Vgl. Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 294 ff.; Bar, Theorie und 
Praxis des IPR, S. 17; Raape, Internationales Privatrecht, S. 474; Neuhaus, Die Grundbeg-
riffe des internationalen Privatrechts, S. 108 ff.; Beitzke, Grundgesetz und IPR, S. 13; 
Tobler, Der hypothetische Parteiwille im internationalen Vertragsrecht, S. 111. 
531 Typisierende Bezugskriterien sind ihrem Wesen nach mit generalisierten Bezugnahmen 
vergleichbar, jedoch um die wortimmanenten typisierenden Anknüpfungstatbestände erwei-
tert. Derartige weitergehende Ansätze können etwa der Vertragstyp und dessen vertragsty-
pische Leistung - womit konkrete Wesensmerkmale und Eigenheiten des versicherten Risi-
kos in den Vertrag und seine kollisionsrechtliche Zuordnung einfließen können - oder die 
Risikobelegenheit sein. Dabei weist letzteres Kriterium regelmäßig einen engen Bezug zum 
Vertragsgegenstand auf, ermöglicht trotzdem Differenzierungen zwischen den jeweiligen 
Vertragsarten und gewährleistet zugleich aufgrund der leichten Bestimmbarkeit der Risiko-
belegenheit ein hohes Maß an Rechtssicherheit. Vgl. dazu ausführlich Mewes, Internationa-
les Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienst-
leistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 62 ff.; Roth, Internationales Versicherungsver-
tragsrecht, S. 390. 
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jektive Regelanknüpfung. Art. 7 I lit. a 1 der Richtlinie 88/357/EWG (Zwei-
te Richtlinie Schaden) und Art. 4 I 1532 der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite 
Richtlinie Leben) besagen, dass außerhalb der enumerativ zulässigen Fälle 
grundsätzlich nicht durch privatautonome Vereinbarungen abdingbar dasje-
nige Sachrecht des Landes auf einen Versicherungsvertrag anwendbar ist, in 
dem der Versicherungsnehmer seinen gewöhnlichen Aufenthalts-
ort/Niederlassung besitzt und gleichzeitig das versicherte Risiko belegen 
ist.533 Diese Anknüpfung findet sich in Art. 8 EGVVG wieder, womit 
Deutschland seiner Umsetzungspflicht in diesem Punkt nachgekommen ist. 
Fällt in diesem Sinne der gewöhnliche Aufenthaltsort/Niederlassungsort und 
der Risikobelegenheitsstaat zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses in ein und 
demselben EG/EWR-Staat zusammen, spricht man auch von sogenannten 
Konvergenzfällen.534 Dies ist beispielsweise in allen Fällen des Art. 7 II Nr. 
4 EGVVG erfüllt, da sich dort die Risikobelegenheit erst über den gewöhn-
lichen Aufenthalts- und Niederlassungsort definiert. Durch diese Regelan-
knüpfung soll der Versicherungsnehmer dergestalt geschützt werden, dass 
der Vertrag dem vertrauten, da die engste Beziehung zum gewöhnlichen 
Aufenthalt und zur Risikobelegenheit aufweisenden Heimatrecht unter-
liegt.535 
Mit dieser, der objektiven Regelanknüpfung einhergehenden Be-
schränkung der Rechtswahlfreiheit durch die Kollisionsrechtsvorschriften 
der Versicherungsrichtlinien gehen diese sogar über die wegen der Rege-
lung des Art. 1 III EVÜ536 das Versicherungsrecht ausnehmenden und für 
                                                 
532 Art. 4 I 1 beruft bei Lebensversicherungen das Recht der Verpflichtung, welches auf-
grund der Definition des Art. 2 lit. e derselben Richtlinie der Mitgliedsstaat ist, in dem der 
Versicherungsnehmer seinen gewöhnlichen Aufenthalt/Niederlassung besitzt. 
533 Vgl. Gärtner, EG-Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, EWS 
1994, S. 114 (119); Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 184 ff. 
534 Vgl. Imbusch, Das IPR der Versicherungsverträge über innerhalb der EG belegene Risi-
ken, VersR 1993, S. 1059 (1061). 
535 Dass eine solche objektive Anknüpfung i. S. v. Art. 8 EGVVG nicht immer sachgerecht 
sein muss, belegt ein Beispiel bei Liauh, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 85 
f., wonach ein in Deutschland auf einige Jahre befristet arbeitender und wohnender Englän-
der über einen deutschen Makler eine Privathaftpflichtversicherung (in englischer Sprache 
und in Pfund Sterling) mit einem englischen Versicherungsunternehmen abschließt und 
dieser Vertrag nun nach Art. 8 EGVVG zwingend dem deutschen Recht unterliegt, obwohl 
ihm das englische Recht wohl vertrauter wäre. Zum vertrauten Personalstatut des Versiche-
rungsnehmers, Vgl. auch Dölle, Internationales Privatrecht, S. 56. 
536 Übereinkommen zu Rom über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht vom 19.06.1980, abgedruckt in: Jayme/Hausmann, Internationales Privat- und Ver-
fahrensrecht, Nr. 70. 
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allgemeine internationale Schuldverhältnisse geltenden Rechtswahlbe-
schränkungen des Art. 5 II EVÜ i. V. m. Art. 3 EVÜ hinaus.537 Im Rahmen 
des EVÜ wird den Parteien von Verbraucherverträgen nämlich die grund-
sätzliche Rechtswahlfreiheit unter der Bedingung eröffnet, dass der 
Verbraucher im Rahmen einer Art Günstigkeitsprinzip538 nicht der zwin-
genden Schutzvorschriften seines Heimatlandes beraubt werden kann. Das 
europäische Kollisionsrechtssystem für Versicherungsverträge ist diesbe-
züglich weitaus strikter, indem es wie ausgeführt im Hinblick auf die Mas-
sen- und damit die Verbrauchergeschäfte bereits eine Rechtswahlmöglich-
keit regelmäßig ausschließt.539 Hierzu wurde insbesondere von Reich ange-
merkt, dass diese Entwicklung eine Abkehr der Europäisierung hin zur Na-
tionalisierung zur Folge habe.540 
Aber auch eine Anpassung des derzeitigen kollisionsrechtlichen 
Einwirkungssystems an die Regelungen des EVÜ verspräche nur wenig 
Besserung. In einem solchen Fall würde das erörterte Element des Günstig-
keitsvergleiches einen geschützten und damit nicht abwählbaren Bereich der 
nationalen Rechtsordnung festschreiben, der sich auch bei einer zulässigen 
Rechtswahlfreiheit gegenüber den Regelungen des gewählten Rechts durch-
setzten würde. In diesem Zusammenhang wäre es mehr als fraglich, ob es 
eine Annäherung an das Ziel eines tatsächlichen Versicherungsbinnenmark-
tes darstellen würde, wenn zwar eine freie Rechtswahl möglich wäre, sich 
diese Möglichkeit aber nur auf die nicht dem Günstigkeitsprinzip unterfal-
lenden Rechtsbereiche effektiv auswirken würde. Im Endeffekt wäre danach 
eine effektive Rechtswahl auf die nicht dem zwingenden Schutzbereich der 
Heimatrechtsordnung unterfallenden Regelungen beschränkt.541 
                                                 
537 Etwas missverständlich in seiner Erklärung ist Franzen, Privatrechtsangleichung durch 
die Europäische Gemeinschaft, S. 232. 
538 So sieht es auch Art. 29 EGBGB vor. 
539 Vgl. Gärtner, EG-Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, EWS 
1994, S. 114 (119). 
540 Vgl. Reich, Dritte Richtlinie Schadensversicherung 92/49 EWG vom 18.6.1992 und 
Lebensversicherung 92/96 EWG vom 10.11.1992 und der Schutz des privaten Versiche-
rungsnehmers/Versicherten, VuR 1993, S. 10 (21). 
541 Vgl. Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, 
S. 785 (790). 
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b. Divergenzfälle i. S. v. Art. 11 EGVVG 
 
Bei den sog. Divergenzfällen kommt es zum Auseinanderfallen zwi-
schen dem gewöhnlichem Ort des Aufenthalts bzw. der Niederlassung und 
dem der Risikobelegenheit. Hier ist Art. 8 EGVVG mit seinen Konvergenz-
voraussetzungen nicht einschlägig ist. Dort, wo eine Rechtswahl im Rahmen 
der Artt. 9, 10 EGVVG möglich gewesen wäre, gleichwohl jedoch nicht 
erfolgte542, knüpft Art. 11 EGVVG in Umsetzung des Art. 7 I lit. h 2-4 der 
Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) den Versicherungsver-
trag objektiv an die Rechtsordnung desjenigen Staates an, mit dem er die 
engsten Verbindungen im Zeitpunkt des Vertragsschlusses aufweist.543 In 
Anlehnung an die ebenfalls eng544 auszulegende Regelung des Art. 28 I 2 
EGBGB lässt auch Art. 11 I 2 EGVVG eine Spaltung des Vertragsstatuts in 
den Fällen, dass ein vom Versicherungsvertrag abtrennbarer und damit selb-
ständiger Vertragsteil eine engere Verbindung mit einem anderen Staat auf-
weist, dergestalt zu, dass auch dessen Recht für diesen Vertragsteil gewählt 
werden kann. In diesem Sinne gilt ein Vertragsteil als selbständig, wenn das 
Risiko auch ebenso gut in einem eigenständigen Vertrag hätte versichert 
werden können.545 In Umsetzung von Art. 7 I lit. h 4 der vorbenannten 
Richtlinie statuiert Art. 11 II EGVVG die gesetzliche Vermutung, dass die 
engste Verbindung stets mit dem Mitgliedsstaat546 der Risikobelegenheit 
besteht.547 
                                                 
542 Haben die Vertragsparteien im Rahmen der Artt. 9, 10 EGVVG in Fällen einer ausei-
nanderfallenden mehrfachen Risikobelegenheit (Teilrisikobelegenheit) ihre Rechtswahl nur 
für einen Risikoteil ausgeübt, ist der restliche Vertrag über die anderen Risikobelegenheiten 
nach Art. 11 EGVVG anzuknüpfen. 
543 Auch wenn Art. 11 EGVVG den Zeitpunkt zur Beurteilung der „engsten Verbindung“ 
nicht ausdrücklich normiert, so ist diese gleichwohl nach dem Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses zu bestimmen. Dies erscheint bereits deshalb angezeigt, um einen Gleichlauf mit 
der Regelung der Artt. 8 EGVVG und 28 II 1, IV EGBGB zu erreichen, welche auf eben 
diesen Zeitpunkt abstellen. Vgl. Dörner, Internationales Versicherungsvertragsrecht, Art. 
11, Rdn. 9; Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 11 EGVVG, Rdn. 1. 
544 Art. 11 I 2 EGVVG ist ebenso wie Art. 28 I 2 EGBGB eng auszulegen, da eine unter-
schiedliche Rechtsanknüpfung der einzelnen Vertragsteile die Rechtsverhältnisse in gene-
rell unerwünschter Weise verkompliziert. Vgl. Münchener Kommentar, Bd. 10, Art. 28, 
Rdn. 22. 
545 Vgl. Soergel, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 37, Rdn. 125; Prölss/Martin, Versiche-
rungsvertragsgesetz, Art. 11, Rdn. 2. 
546 Die vom Gesetz verwendete Begrifflichkeit „Mitgliedsstaat“ ist in diesem Punkt zu eng 
gefasst, da Art. 10 II, III EGVVG auch Drittlandsbelegenheiten erfasst. Die Vermutung des 
Art. 10 II EGVVG greift insoweit auch für Drittlandsbelegenheiten außerhalb der EG/EWR 
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Eine derartige Vermutung kann jedoch auch widerlegt werden, so-
fern bei einer entsprechenden Gesamtwertung548 des Vertrages engere Ver-
bindungen zu einem anderen Staat als dem der Risikobelegenheit hervortre-
ten.549 Handelt es sich hingegen um mehrere Teilrisikobelegenheiten in un-
terschiedlichen Staaten, so führt eine Anknüpfung über Art. 11 II EGVVG 
regelmäßig zu einer - von Art. 11 I 2 EGVVG gerade nur als Ausnahme 
vorgesehenen - Statutenspaltung.550 Eine solche wäre nur dann vermeidbar, 
wenn man einen weiteren Anknüpfungspunkt als den zur Bestimmung der 
„engsten Verbindung“ ausmachen könnte.551 
 
c. Abgrenzung zwischen Art. 8 und 11 EGVVG 
 
Da Art. 11 I EGVVG in seiner Anwendungseröffnung auf die 
Rechtswahltatbestände der Artt. 9 und 10 EGVVG verweist, stellt sich in-
soweit noch die Frage der Anwendung von Art. 11 EGVVG bei sog. Kon-
vergenzfällen im Sinne des Art. 8 EGVVG, bei denen nach Artt. 9 III-V und 
10 I, III EGVVG ausnahmsweise ebenfalls eine Rechtswahl möglich wäre. 
Haben die Parteien in diesem Sinne eine Rechtswahl vereinbart, ist Art. 8 
                                                                                                                            
ein. Die zu enge Formulierung „Mitgliedsstaat“ ist somit als Redaktionsversehen einzustu-
fen. Vgl. dazu auch Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 241. 
547 Vgl. Geiger, Der Schutz der Versicherten im Europäischen Binnenmarkt, S. 125 f.; Ba-
sedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 
(793). 
548 Entsprechende andere Anknüpfungen können im Rahmen einer Gesamtwertung etwa 1.) 
zum Staat des alleinig möglichen Schadeneintrittsorts, wenn dieser zum Risikostaat unter-
schiedlich ist (entsprechend Art. 9 III EGVVG) oder 2.) bei Lebensversicherungsverträgen 
zum Land der Staatsangehörigkeit des Versicherungsnehmers (entsprechend Art. 9 V 
EGVVG) angezeigt sein. Vgl. dazu Dörner, Internationales Versicherungsvertragsrecht, 
Art. 11, Rdn. 14; Bosse, Der Abschluss eines grenzüberschreitenden Versicherungsvertra-
ges mit einem englischen Versicherer, S. 42; Deutsch, Das internationale Privatrecht der 
Arzthaftung, S. 117 (120); Imbusch, Das IPR der Versicherungsverträge über innerhalb der 
EG belegene Risiken, VersR 1993, S. 1059 (1063 f.). 
549 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 11 EGVVG, Rdn. 3 und vor Art. 7 
EGVVG, Rdn. 3; Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, 
NJW 1991, S. 785 (793); Hahn, Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Versicherungs-
verträge, S. 58 f. 
550 Vgl. Hahn, Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Versicherungsverträge, S. 58; 
Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 241. Eine andere Ansicht vertritt 
Dörner, Internationales Versicherungsvertragsrecht, Art. 11, Rdn. 14, der die Vermutung 
des Art. 11 II EGVVG als in diesen Fällen nicht anwendbar ansieht. 
551 Ein solcher weiterer Anknüpfungspunkt könnte sich etwa aus der Gesamtschau von 
gewöhnlichem Aufenthalt/Hauptsitz des Versicherungsnehmers in Verbindung zur gleich-
laufenden Teilrisikobelegenheit ergeben. Ebenso könnte man als „engste Verbindung“ auch 
den Staat, in dem sich der größte Anteil an Teilrisiken befindet, heranziehen. Vgl. dazu 
Dörner, Internationales Versicherungsvertragsrecht, Art. 11, Rdn. 15. 
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EGVVG zweifelsfrei gesperrt und das gewählte Recht kommt zu Anwen-
dung. Problematisch sind hingegen die Konvergenzfälle, in denen eine mög-
liche Rechtswahl nach Artt. 9 III-V, 10 I, III EGVVG unterblieben ist. In 
diesen Bereichen bestünde nun die Möglichkeit einer objektiven Anknüp-
fung des Konvergenzfalles über Art. 11 EGVVG. Dies wird damit begrün-
det, dass - aufgrund der auch für Art. 8 EGVVG eingeräumten Wahlmög-
lichkeiten im Rahmen der Artt. 9 III-V und 10 I, III EGVVG - der Gesetz-
geber selbst davon ausging, dass eine den Versicherungsnehmer schützende 
Anknüpfung nach Art. 8 EGVVG nicht zwingend notwendig ist.552 
Demgegenüber wird auch eine ausschließliche Anwendung des Art. 
8 EGVVG auf die vorgenannten Fälle vertreten, da dieser als speziellere 
Norm für Konvergenzfälle diese in ausschließlicher Weise erfassen möchte. 
Letzteres wird ferner damit begründet, dass in Art. 11 Konvergenzfälle nicht 
ausdrücklich aufgeführt seien, womit, wenn man der Erstauffassung folgen 
würde, aus Rechtsanwendungserwägungen vor einer Verneinung des Art. 11 
und damit einer Bejahung von Art. 8 stets die Prüfung einer Rechtswahler-
öffnung im Rahmen von Art. 10 III EGVVG und damit die umständliche 
Erforschung einer ausländischen Kollisionsrechtsordnung erforderlich wä-
re.553 
Die letztere Ansicht vermag indes nicht zu überzeugen. Vielmehr ist 
Art. 11 EGVVG gegenüber Art. 8 EGVVG die speziellere Norm, da diese - 
entgegen der Regelanknüpfung und dem grundsätzlichen Rechtswahlverbot 
für Konvergenzfälle in Art. 8 EGVVG - auf die auch für Konvergenzfälle 
geltenden Ausnahmevorschriften der Artt. 9 III-V, 10 I, III EGVVG Bezug 
nimmt. Eine beschränkte Bezugnahme des Art. 11 EGVVG auf die Artt. 9, 
10 EGVVG hätte der Gesetzgeber, auch in sprachlicher Hinsicht, anders 
konkretisiert. Da er dies nicht tat und auch nach dem Sinn und Zweck der 
Regelung des Art. 11 EGVVG nichts Gegenteiliges angezeigt erscheint, 
                                                 
552 So vertreten von Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 EGVVG, Rdn. 8; 
Armbrüster, Aktuelle Streitfragen des internationalen Privatversicherungsrechts, ZVers-
Wiss 1995, S. 139 (144), und Soergel, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 37, Rdn. 90. 
553 So vertreten von Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, 
NJW 1991, S. 785 (791); Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 238; Lo-
renz, Die Umsetzung der internationalprivatrechtlichen Bestimmungen der Zweiten Scha-
denversicherungsrichtlinie (88/357/EWG) zur Regelung der Direktversicherung der in der 
EWG belegenen Risiken, S. 210 (229), und Dörner, Internationales Versicherungsvertrags-
recht, Art. 8, Rdn. 9. 
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findet eine Anknüpfung über Art. 11 EGVVG nicht nur in den Divergenz-, 
sondern auch in all jenen Konvergenzfällen statt, bei denen die Rechtswahl 
im oben beschriebenen Umfang ausnahmsweise zulässig ist. Für eine 
Regelanknüpfung nach Art. 8 EGVVG verbleiben indes nur die Fälle, in 




In Abweichung zum zuvor beschriebenen Anknüpfungssystem der 
Artt. 8-11 EGVVG sieht der deutsche Gesetzgeber im Einklang mit den 
Regelungen der Versicherungsrichtlinien Sonderanknüpfungstatbestände für 
die Bereiche der Pflicht- und Krankenversicherung vor, welche im Folgen-
den kurz erläutert werden. 
 
a. Art. 12 EGVVG - Nationale Pflichtversicherungen 
 
Aufgrund der Tatsache, dass nationale Pflichtversicherungen einen 
starken Bezug zu dem die Versicherung zwingend vorschreibenden Staat 
aufweisen, rechtfertigt das damit regelmäßig verfolgte und im Allgemeinin-
teresse stehende Schutzziel (z. B. Verkehrsopferschutz) in Abweichung zu 
den Artt. 7-11 EGVVG eine Spezialanknüpfung zum Pflichtversicherungs-
staat.554 
                                                 
554 Vgl. ebenso Hübner, Zum Stand der Rechtsvereinheitlichung im internationalen Versi-
cherungsvertragsrecht, S. 111 (122); Hahn, Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Ver-
sicherungsverträge, S. 61; Soergel, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 37, Rdn. 126; Kramer, 
Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 251; Prölss/Martin, Versicherungsvertrags-
gesetz, Art. 12 EGVVG, Rdn. 1. Vgl. jedoch kritisch Lorenz, Die Umsetzung der internati-
onalprivatrechtlichen Bestimmungen der Zweiten Schadenversicherungsrichtlinie 
(88/357/EWG) zur Regelung der Direktversicherung der in der EWG belegenen Risiken, S. 
210 (233 ff). Die Auswirkungen der Sonderanknüpfung in Art. 12 EGVVG wird unter-
schiedlich beurteilt. Während die herrschende Meinung mit Prölss von einer teilweisen 
Verdrängung der Artt. 7-11 EGVVG ausgeht, vertritt etwa Bar, Internationales Privatrecht, 
Bd. II, Rdn. 459, die weitergehende Auffassung, dass Pflichtversicherungen durch Art. 12 
EGVVG jedweder Parteiautonomie entzogen seien. Nach Roth, Internationales Versiche-
rungsvertragsrecht, S. 607 ff. (611), soll selbst in den Fällen, in denen ein kollisionsrechtli-
cher Anwendungsbefehl i. S. v. Art. 12 I EGVVG (zwingendes Vorschreiben der nationa-
len Rechtsordnung) fehlt, die Versicherungspflicht eines fremden Staates nicht unberück-
sichtigt bleiben. Zwar greift dann Art. 12 I EGVVG nicht, jedoch genießen Pflichtversiche-
rungen eine solch exponierte Stellung in der nationalen Rechtsordnung, dass eine Son-
deranknüpfung möglich sein soll. Vgl. ebenso Reithmann, Internationales Vertragsrecht, 
Rdn. 556; Schnyder, Internationale Versicherungsaufsicht zwischen Kollisionsrecht und 
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Im deutschen Recht erfolgt eine solche Anknüpfung in Art. 12 
EGVVG, welcher insoweit die deutsche Umsetzungsnorm der den Mit-
gliedsstaaten in Art. 8 IV lit. c der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtli-
nie Schaden) eingeräumten Sonderanknüpfungsbefugnis für Pflichtversiche-
rungen darstellt. 
Schreibt der die Versicherungspflicht statuierende Staat555 die An-
wendung seines Rechts vor, so kommt dieses gemäß der allseitigen Verwei-
sungsnorm556 des Art. 12 I EGVVG zum Einsatz. Der deutsche Gesetzgeber 
hat eine solche Anwendungspflicht in Art. 12 II 1 EGVVG normiert, wo-
nach alle deutschen Pflichtversicherungen dem deutschen Recht unterwor-
fen sind, sofern dieses nationale Pflichtversicherungsgesetz nichts Gegentei-
liges ausdrücklich erlaubt.557 Wird eine solche zwingende Rechtsanwen-
dung vom Pflichtversicherungsstaat nicht getroffen, greifen wiederum die 
Regelungen der Artt. 7-11 EGVVG ein.558 Darüber hinaus ist für die An-
wendungseröffnung des Art. 12 EGVVG neben der Versicherungspflicht 
noch eine zu versichernde Risikobelegenheit innerhalb der EG/EWR not-
wendig.559 
                                                                                                                            
Wirtschaftsrecht, S. 77 und 85; Michaels, Deregulierung - Gedanken zu Entwicklungen und 
Fehlentwicklungen, S. 317 (319). 
555 Insoweit ist eine analoge Erweiterung der in Art. 12 I EGVVG verwendeten Begrifflich-
keit „Mitgliedsstaat“ auf alle, auch von Drittstaaten vorgeschriebenen Pflichtversicherun-
gen vorzunehmen. Nach Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertrags-
recht, NJW 1991, S. 785 (794), ist es nicht nachvollziehbar, „warum bei drittstaatlicher 
Versicherungspflicht ein geringerer Zusammenhang mit dem Vertragsstatut besteht und 
deshalb die Art. 7-11 EGVVG maßgeblich sein sollen. [...] Gerade wegen der Überein-
stimmung mit allgemeinen Entwicklungstendenzen des IPR liegt es nahe, Art. 12 I EGVVG 
entsprechend auch in Fällen anzuwenden, in denen Nicht-EG-Staaten eine Versicherungs-
pflicht statuieren.“ 
556 Normen des IPR können einerseits „einseitig“ und andererseits „allseitig“ ausgestattet 
sein. Einseitige Kollisionsnormen gehen dabei lediglich von der Anwendung einer einzi-
gen, i. d. R. der eigenen inländischen Rechtsordnung aus. Demgegenüber verweisen allsei-
tige Kollisionsnormen darüber hinaus auch auf ausländische Rechtsordnungen und ermög-
lichen deren Anwendung. Vgl. hierzu auch Kegel, Internationales Privatrecht, S. 186 f. 
557 Vgl. Art. 10 II 2 EGVVG. Als derartige Ausnahmevorschriften i. S. d. Art. 12 II 2 
EGVVG gelten beispielsweise die §§ 99, 102 LuftVZO, welche eine Ausnahme für die 
Transporthaftpflichtversicherung für ausländische Luftfahrzeuge einräumen. Vgl. 
Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 12 EGVVG, Rdn. 3. 
558 Problematisch ist hingegen der Fall, in dem mehrere Staaten bezüglich ein und dessel-
ben Risikos eine Pflichtversicherung vorsehen. Nach Reichert-Facilides, Gesetzesvorschlag 
(Änderung des EGBGB: Streichung von Art. 37 Nummer 4; Einfügung von Artikeln 37a 
bis 37f und 220a), S. 75 (86), soll insoweit diejenige Rechtsordnung anwendbar sein, zu der 
das versicherte Risiko die engste Verbindung aufweist. 
559 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art 12 EGVVG, Rdn. 1. 
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Für außerhalb der EG/EWR belegene Risiken erfolgt die Anknüp-
fung dagegen über die Artt. 27 ff. EGBGB, auch wenn die Versicherungs-
pflicht von einem EG/EWR-Staat vorgeschrieben wird.560 
Darüber hinaus trifft Art. 12 III EGVVG eine Regelung zur Ver-
tragssaufspaltung, wenn sich Pflichtversicherungsrisiken in mehreren Mit-
gliedsstaaten befinden. In diesem Sinne wird der Versicherungsvertrag der-
gestalt (fiktiv) aufgespalten, dass das Recht der jeweiligen Risikobelegen-
heit zur Anwendung gelangen soll. Ist das Risiko dagegen nur in einem 
Mitgliedsstaat belegen, schreiben jedoch mehrere Staaten eine Pflichtversi-
cherung vor, so erfolgt die Anknüpfung zur Risikobelegenheit.561 
 
b. Art. 13 EGVVG - Krankenversicherungen 
 
Art. 13 I EGVVG562 statuiert in Wahrnehmung der den Mitglieds-
staaten in Art. 54563 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) 
eingeräumten Möglichkeit, für versicherte Personen mit gewöhnlichem 
Aufenthaltsort in Deutschland eine zwingende Anknüpfung an deutsches 
Recht in Fällen von Krankenversicherungsverträgen564, die ganz oder teil-
weise den im gesetzlichen Sozialversicherungssystem vorgesehenen Kran-
ken- und Pflegeversicherungsschutz ersetzen können. Art. 13 EGVVG ver-
drängt insoweit die Artt. 8-11 EGVVG. Art. 13 EGVVG ist dabei als einsei-
                                                 
560 Vgl. Dörner, Internationales Versicherungsvertragsrecht, Art. 12, Rdn. 2.  
561 Vgl. Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 261; Prölss/Martin, Versi-
cherungsvertragsgesetz, Art. 12 EGBGB, Rdn. 3. 
562 Vgl. Art. 13 EGVVG, eingefügt durch das dritte Durchführungsgesetz/EWG zum VAG 
vom 21.07.1994, BGBl. 1994 I, S. 1630 ff. 
563 Bei genauer Betrachtung enthält Art. 54 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie 
Schaden) keine ausdrückliche mitgliedsstaatliche Kompetenz zur zwingenden Rechtsan-
knüpfung, sondern lediglich Informationspflichten der Unternehmen gegenüber dem Mit-
gliedsstaat, welche u. a. in der Vorabvorlage der Allgemeinen und Besonderen Versiche-
rungsbedingungen liegen können (Art. 54 I der vorgenannten Richtlinie). Aus der Begrün-
dung zum Gesetzesentwurf zum Dritten Durchführungsgesetz/EWG zum VAG (BT-
Drucks. 12/6959, 108) kann man jedoch die Auffassung der Bundesregierung entnehmen, 
wonach man sich im Einzelfall als ermächtigt ansieht, deutsches Recht zwingend vorzu-
schreiben. Demnach sei es den Mitgliedsstaaten aufgrund von Art. 54 der vorbezeichneten 
Richtlinie möglich „durch besondere Rechtsvorschriften die Komplementär- und Substitu-
tivfunktion der privaten Krankenversicherung zu der im gesetzlichen Sozialversicherungs-
system vorgesehenen gesetzlichen Krankenversicherung auszugestalten und beizubehal-
ten.“ Vgl. hierzu auch die §§ 178 a-o VVG, welche Sonderregelungen über Krankenversi-
cherungen enthalten. Vgl. ausführlich auch Kramer, Internationales Versicherungsvertrags-
recht, S. 263 ff. 
564 Hiermit sind sog. Krankheitskostenvollversicherungen gemeint. Vgl. dazu Fahr, Die 
Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Generation in deutsches Recht, VersR 
12992, S. 1033 (1041). 
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tige Kollisionsnorm ausgestattet, da er ausschließlich deutsches Recht zur 
Anwendung beruft.565 
Darüber hinaus trifft Art. 13 II EGVVG eine Rechtsanknüpfung für 
Krankenversicherungen, die mehrere Personen umfasst (sog. Gruppenversi-
cherung) und knüpft diese Verträge für diejenigen Personen mit gewöhnli-
chem Aufenthalt in Deutschland zwingend an das deutsche Recht an.566 
 
6. Anwendung des EGBGB 
a. Subsidiärer Anwendungsbereich des EGBGB über Art. 15 EGVVG 
 
Neben der bereits angesprochenen Anwendungseröffnung des 
EGBGB für alle Rückversicherungen und die außerhalb der EG/EWR bele-
genen Risiken567 kommen diese Normen auch im Rahmen des europäischen 
internationalen Versicherungsvertragsrechts gem. Art. 15 EGVVG subsidiär 
zu Anwendung, sofern die Vorschriften des EGVVG keine speziellen Vor-
gaben enthalten. Art. 15 EGVVG nimmt insoweit Bezug auf die Artt. 27-36 
EGBGB, da nur diese durch die Regelung des Art. 37 I Nr. 4 EGBGB von 
der Anwendung auf Versicherungsverträge über Rückversicherungen und 
von innerhalb der EG/EWR belegenen Risiken ausgeschlossen sind. Alle 
anderen Normen des EGBGB kommen e contrario zu Art. 37 S. 1 Nr. 4 
EGBGB auch für innerhalb der EG/EWR belegene Risiken stets zur An-
wendung.568 Art. 15 EGVVG steht insoweit im Einklang mit der Regelung 
des Art. 7 III der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) und 
erübrigt durch die Verweisung die separate Umsetzung weiterer Richtli-
nienvorgaben, da diese bereits im EGBGB in entsprechender Form enthal-
tenen sind.569 
                                                 
565 Vgl. Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S, 263. 
566 Vgl. weitergehend Renger, Diskussionsentwurf zur gesetzlichen Regelung der privaten 
Krankenversicherung in Deutschland, VersR 1993, S. 678 (682). Zum Problem einer Ver-
tragsspaltung, Vgl. Lorenz, Das auf grenzüberschreitende Lebensversicherungsverträge 
anwendbare Recht - eine Übersicht über die kollisionsrechtlichen Rechtsgrundlagen, 
ZVersWiss 1991, S. 121 (137). 
567 Vgl. Art. 37 S. 1 Nr. 4 EGBGB. 
568 Vgl. BR-Drs. 615/89, S. 116; Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungs-
vertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (788). 
569 So entspricht beispielsweise Art. 27 I EGBGB der Regelung des Art. 7 I lit. h 1 der 
Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) und Art. 34 EGBGB der Regelung des 
Art. 7 II der Richtlinie 88/357/EWG. Vgl. weiterführend Basedow/Drasch, Das neue Inter-
nationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, S. 785 (788). 
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Diese von Art. 15 EGVVG vorgenommene Bezugnahme auf die 
EGBGB-Normen ist deshalb so wichtig, da die Artt. 7 ff. EGVVG zwar 
Anknüpfungsfragen regeln, aber keine Antwort auf das Zustandekommen 
und die Wirksamkeit einer Rechtswahl570, insbesondere auf Spaltungen des 
Vertragsstatuts571, auf das Zustandekommen und die Wirksamkeit des Ver-
trages572, den Geltungsbereich des Vertragsstatutes573, die Möglichkeit einer 
Forderungszession574 und die Rück- und Weiterverweisung (sog. Renvoi)575 
geben.576 
 
b. Stets eröffneter Anwendungsbereich des EGBGB in EGVVG-Fällen 
 
Wie bereits im vorherigen Punkt beschrieben, klammert Art. 37 S. 1 
Nr. 4 S. 1 EGBGB lediglich die Anwendbarkeit der Artt. 27-36 EGBGB für 
die unter das EGVVG fallenden Sachverhalte, d. h. alle Direktversiche-
rungsverträge mit Risikobelegenheiten innerhalb der EG/EWR, dergestalt 
aus, dass diese nur über die Verweisungsnorm des Art. 15 EGVVG subsidi-
är Verwendung finden können. Die sonstigen Normen des EGBGB kommen 
jedoch bei allen EGVVG-Sachverhalten uneingeschränkt zu Anwendung.577 
Hierzu gehören beispielsweise Regelungen zur Rechts- und Geschäftsfähig-
keit gem. Art. 7 EGBGB oder zu Formerfordernissen im Sinne des Art. 11 
EGBGB. 
                                                 
570 Vgl. hierzu jedoch Art. 27 I, II, IV EGBGB. 
571 Vgl. hierzu Art. 27 I 3 EGBGB. 
572 Vgl. Art. 31 EGBGB. 
573 Vgl. Art. 32 EGBGB. Hierzu zählen etwa die Vertragsauslegung, die Art und Weise der 
Vertragserfüllung, die vollständige oder teilweise Nichterfüllung, das Erlöschen der ver-
traglichen Verpflichtung und Verjährungsfragen sowie gesetzliche Vermutungen und Be-
weislastregeln. 
574 Vgl. Art. 33 EGBGB. 
575 Vgl. Art. 35 I EGBGB. 
576 Vgl. Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, 
S. 785 (788); Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 27 I 3 EGBGB, Rdn. 9; Kramer, In-
ternationales Versicherungsvertragsrecht, S. 29 ff. und 192 ff. 
577 Vgl. BR-Drs. 615/89, S. 116. Zur Anwendung des Ordre Public aus Art. 6 EGBGB auf 
grenzüberschreitende Lebensversicherungsverträge, Vgl. Lorenz, Das auf grenzüberschrei-
tende Lebensversicherungsverträge anwendbare Recht - eine Übersicht über die kollisions-
rechtlichen Rechtsgrundlagen, VersWiss 1991, S. 121 (141). 
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7. Exkurs: Vertragsstatutsunabhängige Anknüpfung International 
zwingender Normen des Forumstaates578 - Art. 7 II der Richtlinie 
88/357/EWG, Art. 4 IV der Richtlinie 90/619/EWG (Art. 32 IV Unter-
absatz 1 der Richtlinie 2002/83/EG) 
 
Neben den zuvor dargestellten Anknüpfungstatbeständen der auf den 
Versicherungsvertrag von innerhalb der Gemeinschaft belegenen Risiken 
anwendbaren Rechtsordnung eröffnen die Artt. 7 II der Richtlinie 
88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) und 4 IV der Richtlinie 
90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben), letzterer neugefasst in Art. 32 IV 
Unterabsatz 1 der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben), den 
Mitgliedsstaaten die Option, zwingende Normen ihrer Rechtsordnung im 
Sinne eines Ordre Public579 unabhängig vom konkret berufenen Vertrags-
recht zur Anwendung zu bringen. Die vorgenannten Absätze der Richtli-
nienartikel lauten dabei wortidentisch in ihren Unterabsätzen 1: 
 
„Dieser Artikel berührt nicht die Anwendung der nach dem Recht 
des Staates des angerufenen Gerichts geltenden Bestimmungen, die 
ohne Rücksicht auf das auf den Vertrag anzuwendende Recht den 
Sachverhalt zwingend regeln.“ 
 
Dabei weisen die Norminhalte des Art. 7 II Unterabsatz 1 der Richt-
linie 88/357/EWG und des Art. 4 IV Unterabsatz 1 der Richtlinie 
90/619/EWG (letzterer neugefasst in Art. 32 IV Unterabsatz 1 der Richtlinie 
2002/83/EG) Parallelen zu Art. 7 II EVÜ auf, da auch dort zwingende Be-
stimmungen der lex fori zur Geltung gelangen können, selbst wenn der Fo-
rumstaat nicht mit dem der anzuwendenden Vertragsrechtsordnung iden-
                                                 
578 Als Forumstaat ist der Staat zu verstehen, in dem das zur Entscheidung angerufene Ge-
richt seinen Sitz hat. 
579 Vgl. Artt. 15 EGVVG sowie 34 und 6 EGBGB. Zum Verhältnis von Art. 6 EGBGB und 
Art. 34 EGBGB, Vgl. Hübner, Internationales Privatrecht des Versicherungsvertrags und 
EG-Recht: Zu den Entwicklungen des EG-Rechts und ihren Auswirkungen auf das Versi-
cherungsvertragsrecht, ZVersWiss 1983, S. 21 (35 f.); Präve, Das Versicherungsrecht und 
der Schutz des Allgemeininteresses im Zeichen der europäischen Einigung, VW 1992, S. 8 
(12); Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 174 f.; Biagosch, Europäische Dienstleistungs-
freiheit und deutsches Versicherungsvertragsrecht, S. 211 f. 
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tisch ist.580 Dies begründet sich damit, dass sachrechtliche Schutz- und Ver-
botsnormen des nationalen Rechts, insbesondere jene zum Schutz der öf-
fentlichen Ordnung und des Versicherungsnehmerschutzes, nicht aufgrund 
eines internationalen Bezuges bei im Übrigen gleichbleibender Interessenla-
ge suspendierbar sein sollen.581 Im deutschen Recht wurde wegen des inso-
weit herrschenden Gleichlaufs582 von EVÜ und Richtlinienrecht für die Um-
setzung dieser Durchbrechung der anzuwendenden Vertragsrechtsordnung 
kein Sondertatbestand in das EGVVG eingefügt, sondern über die Norm des 
Art. 15 EGVVG auf die Artt. 27-36 EGBGB und damit auch auf den ein-
schlägigen, eine „allgemeine Ausweich-“583 bzw. „Öffnungsklausel“584 ent-
haltenden Art. 34 EGBGB verwiesen. 
In diesem Zusammenhang gilt es zu untersuchen, welche nationalen 
Normen des Forumstaates, des Staates der Risikobelegenheit, des Aufent-
haltsstaates des Versicherungsnehmers und des die Pflichtversicherung vor-
schreibenden Staates im Sinne der vorgenannten Regelungen als „internati-
onal zwingend“ anzusehen sind und daher abweichend von den harmonisier-
ten Anknüpfungsregelungen der Richtlinien als sogenannte „rechtswahlfeste 
Bestimmungen“585 zur Anwendung gelangen können.586 
                                                 
580 Vgl. Reithmann, Internationales Vertragsrecht, Rdn. 1128; Roth, Dienstleistungsfreiheit 
und Allgemeininteresse im europäischen internationalen Versicherungsvertragsrecht, S. 1 
(33); Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 79 f. 
581 Vgl. entsprechend Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen 
Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 115. 
582 Gleichlauf ist hier so zu verstehen, dass Art. 34 EGBGB sowohl auf Risikobelegenhei-
ten außerhalb der Gemeinschaft (vgl. Art. 1 III EVÜ, wobei die EVÜ-Normen sämtlich im 
EGBGB ins deutsche Recht umgesetzt sind) als auch auf die in dieser Arbeit näher unter-
suchten innergemeinschaftlichen Risikobelegenheiten (geregelt im EGVVG und über Art. 
15 EGVVG subsidiär auf Art. 34 EGBGB verweisend) anzuwenden ist. 
583 Mäsch, Rechtswahlfreiheit und Verbraucherschutz, S. 159. Vgl. auch Wördemann, In-
ternational zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des europäischen Versiche-
rungsvertrages, S. 109. 
584 Baumert, Die Umsetzung des Art. 6 Abs. 2 der AGB-Richtlinie im System des europäi-
schen kollisionsrechtlichen Verbraucherschutzes, EWS 1995, S. 57 (64). Vgl. auch Roth, 
Verbraucherschutz über die Grenze, RIW 1994, S. 275 (277); Mankowski, Art. 34 EGBGB 
erfasst § 138 BGB nicht!, RIW 1996, S. 8 (10). 
585 Zum Begriff der rechtswahlfesten Norm, Vgl. Junker, Die „zwingenden Bestimmungen“ 
im neuen internationalen Arbeitsrecht, IPRax 1989, S. 69 (73). 
586 Schnyder, Parteiautonomie im europäischen Versicherungskollisionsrecht, S. 49 (58 f.), 
hält es in diesem Zusammenhang für nützlich, dass die Mitgliedsstaaten im Rahmen einer 
zu schaffenden europaweiten Rahmengesetzgebung eine Liste der in ihren Augen zwingend 
international anzuwendenden Bestimmungen aufstellen, um damit mehr Rechtssicherheit 
zu gewährleisten und die Rechtsanwendung vorhersehbarer zu gestalten. Dem widerspra-
chen Renger und Basedow in: Czernich, 2. Diskussionsbericht, S. 69 (73), mit dem 
Argument, dass die Mitgliedsstaaten nach Aufstellung des Kanons international zwingender 
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Nach Wördemann lassen sich die international zwingenden Normen 
des Versicherungsvertragsrechts hierbei in vier verschiedene Gruppen 
einordnen.587 Dies wären: 
 
1.) Normen zum Schutz des Versicherungsnehmers588, 
2.) Normen zum Schutz der öffentlichen Ordnung589, 
3.) Normen zum Schutz Dritter590 und 
4.) Normen zum Schutz der Versicherungswirtschaft.591 
 
Als zu überwindende Hürde für eine Durchbrechung des Anknüp-
fungssystems der Versicherungsrichtlinien gilt dabei die Beantwortung der 
Frage, ob die jeweiligen Normengruppen bereits in die zum Erlass der 
Richtlinien stattgefundenen Interessenabwägungen eingeflossen sind. Fand 
eine solche Berücksichtigung statt und hat sich der Gemeinschaftsgesetzge-
                                                                                                                            
Normen an diesen Status quo gebunden wären und eine mitgliedsstaatliche Abweichung 
hiervon durch die Kommission als Verletzung der Dienstleistungsfreiheit sanktioniert wür-
de. Eine solche Bestimmung international zwingender Normen der Mitgliedsstaaten könne 
folglich nur der Rechtsprechung überlassen werden. Vgl. zum Ganzen auch Plender, Euro-
pean Contract Convention, S. 151 ff.; Hoffmann, Inländische Sachnormen mit zwingendem 
internationalem Anwendungsbereich, IPRax 1989, S. 261 (263); Reithmann, Internationales 
Vertragsrecht, Rdn. 390; Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen 
Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 81 f. 
587 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 111 ff. 
588 Als Normen zum Schutz des Versicherungsnehmers können etwa § 6 VVG (Verwirkung 
des Versicherungsschutzes aufgrund einer Obliegenheitsverletzung des Versicherungsneh-
mers nur bei Verschulden desselben), § 8 I VVG (Ungültigkeit einer stillschweigenden 
Vertragsverlängerung von über einem Jahr) und § 11 IV VVG (Unzulässigkeit einer Ver-
einbarung, die den Versicherer von evtl. Verzugszinsen befreit) angesehen werden. Vgl. 
dazu auch Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Vor § 7 EGVVG, Rdn. 19; Rei-
chert-Facilides, Zur Kodifikation des deutschen internationalen Versicherungsvertrags-
rechts, S. 1 (11 f.). 
589 Normen zum Schutz der öffentlichen Ordnung dienen in der Regel der Verhinderung der 
von der nationalen Rechtsordnung untersagten Versicherungsdeckungen. Hierunter fallen 
insbesondere die ungeschriebenen und von der Rechtsprechung auszufüllenden Verbotstat-
bestände sowie Verstöße gegen die guten Sitten oder die Strafgesetze. Als Beispiel kann 
hier die Versicherung gegen die Folgen eines Führerscheinentzugs, eine Lösegeld- oder 
Krebsversicherung angeführt werden. 
590 Hierunter fallen beispielsweise Vorschriften zum Schutz der sogenannten Gefahrperson, 
wie sie in § 159 II VVG (Einwilligung der lebensversicherten Person, wenn diese nicht mit 
dem Versicherungsnehmer identisch ist) oder spiegelbildlich für die Unfallversicherung in 
§ 179 III VVG (Einwilligung der unfallversicherten Person, wenn diese nicht mit dem Ver-
sicherungsnehmer identisch ist), ferner Normen zum Schutz der Grundpfandgläubiger in §§ 
99 ff. VVG und solche, die den Erwerber der versicherten Sache betreffen (§§ 69 ff. VVG). 
591 Hierzu zählt insbesondere § 55 VVG, der ein allgemeines Bereicherungsverbot des Ver-
sicherungsnehmers statuiert, wonach die Versicherung niemals mehr als den tatsächlichen 
Schaden regulieren muss. Ferner gehören hierzu die §§ 51 III und 59 III VVG, welche Fälle 
einer betrügerischen Über- bzw. Doppelversicherung regeln. 
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ber daraufhin für die eine oder andere Anknüpfung entschieden, wäre es 
unbillig und würde die vorgenannte Abwägung konterkarieren, wenn dieses 
gemeinschaftsweit gültige und harmonisierte Ergebnis durch mitgliedsstaat-
liche Sonderregelungen unterlaufen werden könnte. Allenfalls in den Fällen, 
in denen ein vorgenanntes „Gruppeninteresse“ (siehe oben Punkt 1-4) nicht 
in die zum Erlass der Richtlinien führenden Abwägungen eingeflossen ist, 
ließe sich eine Durchbrechung des Normensystems der Richtlinien im Sinne 
von Art. 7 II Unterabsatz 1 der Richtlinie 88/357/EWG und Art. 4 IV Unter-
absatz 1 der Richtlinie 90/619/EWG (letzterer neugefasst in Art. 32 IV Un-
terabsatz 1 der Richtlinie 2002/83/EG) sowie im Sinne der Umsetzungsrege-
lung des Art. 34 EGBGB überhaupt begründen.592 
Weitere Modalitäten, insbesondere zu bestimmten Rechtsfolgen im 
Anwendungsbereich international zwingender Sonderanknüpfungen lassen 
sich den Richtlinien selbst nicht entnehmen. Es obliegt insoweit den Mit-
gliedsstaaten, die Anwendungsmodi in Übereinstimmung mit ihren Son-
deranknüpfungsregelungen näher auszugestalten.593 
 
a. International zwingende Normen zum Schutz des Versicherungs-
nehmers 
 
Für den Bereich der hier untersuchten innergemeinschaftlich belege-
nen und dem Kollisionsrechtsregime der Versicherungsrichtlinien unterfal-
lenden Risiken ist unstreitig, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber bei der 
Interessenabwägung, die ihn im Ergebnis zur oben dargestellten objektiven 
und subjektiven Vertragsrechtsanknüpfung im Sinne der Verwirklichung der 
Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit führte, die Belange der Versi-
cherungsnehmer allumfassend und abschließend berücksichtigt hat.594 
                                                 
592 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 110. 
593 Vgl. Schnyder, Parteiautonomie im europäischen Versicherungskollisionsrecht, S. 49 
(61). 
594 Vgl. dazu ausführlich Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen 
Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 113-166. Siehe hierzu auch den 
der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) vorangestellten Erwägungsgrund. 
Dieser lautet: „Den Versicherungsnehmern, die aufgrund ihrer Eigenschaft, ihrer Bedeu-
tung oder der Art des zu deckenden Risikos keinen besonderen Schutz in dem Staat benöti-
gen, in dem das Risiko belegen ist, ist die uneingeschränkte Freiheit bei der Wahl auf ei-
nem möglichst breiten Versicherungsmarkt einzuräumen. Andererseits ist den anderen 
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Insbesondere in dem die schützenswerten Versicherungsnehmer um-
fassenden sogenannten „Jedermann“- bzw. Massenversicherungsbereich 
werden die Versicherteninteressen dadurch gewahrt, dass eine Regelan-
knüpfung - wie aufgezeigt - stets zum Ort der Risikobelegenheit oder zum 
Ort des dauerhaften Aufenthaltes bzw. der Niederlassung des Versiche-
rungsnehmers vorgenommen wird. Ferner verfolgt der Gemeinschaftsge-
setzgeber, mit Ausnahme der weniger schützenswerten Bereiche der Großri-
siken und Korrespondenzversicherungen, die Strategie einer lediglich be-
schränkten Rechtswahlfreiheit. Hierdurch steht nur eine sehr eng begrenzte 
Anzahl an Vertragsstatuten zur Disposition der Vertragspartner. Überdies 
müssen diese stets einen Bezug zum Versicherungsnehmer bzw. dem versi-
cherten Risiko aufweisen. 
Der Gemeinschaftsgesetzgeber hat seine Vertragsrechtsanknüpfun-
gen bzw. Rechtswahloptionen dabei in Kenntnis eines effektiven Versiche-
rungsnehmerschutzes ausgeführt und Abweichungen von sogenannten 
Regelanknüpfungen in den begrenzt vorgesehenen Fällen explizit nor-
miert.595 Für eine davon wiederum abweichende kollisionsrechtliche Inte-
ressenbewertung im Sinne einer Anwendungseröffnung des Art. 7 II Unter-
absatz 1 der Richtlinie 88/357/EWG bzw. Art. 4 IV Unterabsatz 1 der Richt-
linie 90/619/EWG (letzterer neugefasst in Art. 32 IV Unterabsatz 1 der 
                                                                                                                            
Versicherungsnehmern ein angemessener Schutz zu gewährleisten.“ Vgl. ferner den ent-
sprechenden Erwägungsgrund der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben). Die-
ser lautet: „Den Versicherungsnehmern, die dadurch, dass sie auf eigene Initiative eine 
Verpflichtung in einem anderen Land eingehen und sich somit unter den Schutz der 
Rechtsordnung dieses anderen Landes begeben, keinen besonderen Schutz in dem Staat der 
Verpflichtung benötigen, ist die uneingeschränkte Freiheit bei der Wahl auf einem mög-
lichst breiten Markt für die Lebensversicherung und die unter die Erste Richtlinie 
[79/267/EWG = Erste Richtlinie Leben] fallenden Geschäfte einzuräumen. Andererseits ist 
den anderen Versicherungsnehmern ein angemessener Schutz zu gewährleisten.“ Im Erwä-
gungsgrund Nr. 44 der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) heißt es hierzu 
novelliert: „Die den Mitgliedsstaaten belassene Möglichkeit, die Anwendung ihres eigenen 
Rechts für Versicherungsverträge vorzuschreiben, bei denen die Versicherungsunterneh-
men Verpflichtungen in ihrem Hoheitsgebiet eingehen, stellt deshalb eine hinreichende 
Sicherung für die Versicherungsnehmer dar. Die Freiheit der Wahl eines anderen Vertrags-
rechts kann in bestimmten Fällen gewährt werden, in denen die spezifischen Umstände 
berücksichtigt werden.“ 
595 In diesem Zusammenhang wird auch vertreten, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber die 
Schutzinteressen des Versicherungsnehmers auf kollisionsrechtlicher Ebene hätte besser 
verwirklichen können, wenn er als objektiven Anknüpfungspunkt statt der Risikobelegen-
heit stets das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsortes berufen hätte. Vgl. Hübner, Interna-
tionales Privatrecht des Versicherungsvertrags und EG-Recht: Zu den Entwicklungen des 
EG-Rechts und ihren Auswirkungen auf das Versicherungsvertragsrecht, ZVersWiss 1983, 
S. 21 (38 f.); Gross, Die Anknüpfung des Versicherungsvertrages im Internationalen Privat-
recht in rechtsvergleichender Sicht, S. 90. 
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Richtlinie 2002/83/EG) sowie der Umsetzungsregelung des Art. 34 EGBGB 
durch das angerufene nationale Gericht, ist in Bezug auf die Berücksichti-
gung weitergehender Schutzinteressen der Versicherungsnehmer kein 
Platz.596 
 
b. International zwingende Normen zum Schutz der öffentlichen Ord-
nung 
 
Als zweite bedeutsame Gruppe international zwingender Normen der 
mitgliedsstaatlichen Rechtsordnungen sind jene zum Schutz der öffentlichen 
Ordnung heranzuziehen. Betrachtet man in diesem Zusammenhang die Re-
gelungen der Versicherungsrichtlinien sowie die dazu gehörigen Erwä-
gungsgründe, so ist festzustellen, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber bei der 
kollisionsrechtlichen Abfassung zwar - wie festgestellt - Aspekte des Versi-
cherungsnehmerschutzes anhand der Kriterien der Risikobelegenheit und 
des dauerhaften Aufenthaltsortes bzw. der Niederlassung berücksichtigte, 
demgegenüber jedoch keinerlei mitgliedsstaatliche Interessen zum Schutz 
der öffentlichen Ordnung in seine Abwägungen einfließen ließ. Aufgrund 
dieses Defizits ist diesen mitgliedsstaatlichen Regelungen - anders als jenen 
zum Schutz des Versicherungsnehmers - eine vertragsstatutsunabhängige 
Geltungsbeanspruchung über Art. 7 II Unterabsatz 1 der Richtlinie 
88/357/EWG bzw. Art. 4 IV Unterabsatz 1 der Richtlinie 90/619/EWG 
(letzterer neugefasst in Art. 32 IV Unterabsatz 1 der Richtlinie 2002/83/EG) 
sowie der Umsetzungsregelung des Art. 34 EGBGB nicht von vornherein 
versperrt. 
Im Rahmen dieser Gruppe von teils geschriebenen aber auch unge-
schriebenen, nur durch die Rechtsprechung entwickelten nationalen Vorbe-
halte ist es den Mitgliedsstaaten im Rahmen der Öffnungsklausel des Art. 
34 EGBGB möglich, den Vertragsschluss dann zu verhindern, wenn sich 
dieser im Widerspruch zu deren Rechtsordnung, insbesondere den strafbe-
wehrten Normen befindet.597 Da forumstaatliche Normen zum Schutz der 
                                                 
596 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 164. 
597 Zur Rolle von Öffnungsklauseln und einer damit den Ordre Public „ersetzenden“ Funk-
tion international zwingender Normen, Vgl. Jayme, Methoden der Konkretisierung des 
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öffentlichen Ordnung, insbesondere solche, die der effektiven Umsetzung 
strafbewehrter Normen dienen, für alle Rechtsunterworfenen im gleichen 
Umfang gelten, ist eine international zwingende Anwendung gegen das Ver-
tragsstatut immer dann möglich, wenn der Versicherer seinen Sitz oder der 
Versicherungsnehmer seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort in Deutschland 
hat. 
In Deutschland findet sich nur ein einziges ausdrücklich normiertes 
Versicherungsverbot in § 183 BBG, welches jedoch aus kollisionsrechtli-
cher Sicht nur von geringer Bedeutung ist.598 Daneben fanden sich bis Ende 
der 1990er Jahre Interpretationen zu ungeschriebenen Verbotstatbeständen, 
bei denen die Rechtsprechung bzw. die Aufsichtsbehörden die versicherten 
Risiken und daraufhin die zugrundeliegenden Verträge im Sinne einer Un-
vereinbarkeit599 mit gesetzlichen Wertungen als sittenwidrig eingestuft hat. 
Im Rahmen der weiteren Europäisierung kam es jedoch im Bereich der Ver-
sicherungsbeschränkungen zum Schutz der öffentlichen Ordnung nach und 
nach zu einem Verständniswandel. 
So galten beispielsweise Versicherungsdeckungen zum Zweck der 
Übernahme von Straf- und Bußgeldern wegen der Konterkarierung der da-
mit von staatlicher Seite verfolgten Prävention, Sanktion und Abschreckung 
ebenso wie Versicherungen gegen die Folgen eines Führerscheinentzugs als 
unzulässig, da sie der deutschen Rechtsordnung widersprachen.600 
                                                                                                                            
Ordre Public im Internationalen Privatrecht, S. 28 ff.; Reithmann, Internationales Vertrags-
recht, Rdn. 274. 
598 BBG = Bundesbeamtengesetz; abgedruckt in: Sartorius I, Verfassungs- und Verwal-
tungsgesetze, Nr. 160. Der Text des § 183 I BBG lautet: „Zusicherungen, Vereinbarungen 
und Vergleiche, die dem Beamten eine höhere als nach dem Besoldungsrecht zulässige 
Besoldung oder eine über das Gesetz hinausgehende Versorgung verschaffen sollen, sind 
unwirksam. Das gleiche gilt für Versicherungsverträge, die zu diesem Zweck abgeschlos-
sen werden.“ § 183 I 2 BBG ist jedoch aus kollisionsrechtlicher Sicht ohne Belang, da unter 
dem Regime des EGVVG der durch einen deutschen Dienstherrn zugunsten eines beschäf-
tigten Beamten geschlossene Vertrag entsprechend Art. 8 EGVVG stets deutschem Recht - 
ohne die Möglichkeit einer Rechtswahl - unterworfen ist. Vgl. Wördemann, International 
zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des europäischen Versicherungsvertra-
ges, S. 255. 
599 Eines tatsächlichen geschriebenen Gesetzesverstoßes bedarf es dazu entsprechend dem 
in § 81 VAG für die Missstandsaufsicht normierten Grundsatz nicht; es genügt die Unver-
einbarkeit mit dem Zweck eines Gesetzes oder den guten Sitten. Vgl. Fahr/Kaulbach, Ver-
sicherungsaufsichtsgesetz - VAG - und Gesetz über die Errichtung des Bundesaufsichtsam-
tes für das Versicherungswesen - BAG -, Kommentar, § 81 Rdn. 23 f.; Wördemann, Inter-
national zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des europäischen Versiche-
rungsvertrages, S. 248. 
600 So noch die 1. Auflage (1994) von Fahr/Kaulbach, Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG 
- und Gesetz über die Errichtung des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen - 
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Als gleichfalls unzulässig galten sogenannte Lösegeldversicherun-
gen, die im Fall einer Entführung die Lösegeldsumme bereitstellen soll-
ten.601 Man glaubte insbesondere, dass Lösegeldversicherungen dem straf-
bewehrten erpresserischen Menschenraub gemäß § 239a StGB Vorschub 
leisten könnten und die Missachtung der geltenden Strafrechtsvorschriften 
gefördert würde, so dass derart versicherte Personen einem erhöhten Entfüh-
rungsrisiko ausgesetzt seien.602 In eine weitere Kategorie fielen diejenigen 
Versicherungen gegen einzelne Krankheitsrisiken wie zum Beispiel Schlag-
anfall oder Krebs.603 So stufte etwa Fahr die Krebsversicherung als eine Art 
Mogelpackung ein, da Patienten oftmals von ihren Ärzten nicht über den 
wahren Krankheitsstand informiert würden und der Versicherer somit ein 
Leistungsversprechen für eine Bedingung übernimmt, welches er de facto 
nicht einlösen muss, weil es der Patient mangels Kenntnis über seinen 
Krankheitszustand nicht einfordern wird.604 
Vor der Geltung der europaweit gültigen Einheitszulassung („Single 
Licence“) ab der Dritten Richtliniengeneration605 Anfang der 1990er Jahre 
konnten die deutschen Aufsichtsbehörden derartige, dem nationalen Recht 
widerstrebenden Versicherungsdeckungen bereits nach § 8 VAG a.F. von 
der Erlaubniserteilung ausnehmen und somit ein Anbieten auf dem deut-
                                                                                                                            
BAG -, Kommentar, § 8 Rdn. 60. Ab der darauf folgenden 2. Auflage von 1997 sind diese 
„Versicherungsverbote“ nicht mehr aufgeführt. Vgl. ebenso Weyers, Versicherungsver-
tragsrecht, Rdn. 393. Vgl. auch den Geschäftsbericht des Bundesaufsichtsamtes (GB) 75, S. 
65. Die neue Rechtslage noch nicht vollumfassend berücksichtigend argumentiert Weiden-
feld, Der Europäische Versicherungsbinnenmarkt und seine Auswirkungen auf die strategi-
sche Unternehmenspolitik von Erstversicherern, S. 124. 
601 Vgl. Schneider, Versicherungsschutz gegen Erpressungen, S. 11 ff. 
602 So noch die 1. Auflage (1994) von Fahr/Kaulbach, Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG 
- und Gesetz über die Errichtung des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen - 
BAG -, Kommentar, § 8 Rdn. 60. Ab der darauf folgenden 2. Auflage von 1997 sind diese 
„Versicherungsverbote“ nicht mehr aufgeführt. Vgl. ebenso Jooss, Aspekte der Versiche-
rungswirtschaft im Rahmen der Vollendung des europäischen Binnenmarktes bis 1992, 
SVZ 1989, S. 50 (69). Siehe auch Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, vor Art. 7 
EGVVG, Rdn. 36; Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen 
internationalen  Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (14); Schneider, Versicherungsschutz 
gegen Erpressungen, S. 11. 
603 Vgl. BVerwGE 71, S. 204 ff.; BVerwG in VersR 1985, S. 954 ff.; Gärtner, EG-
Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, EWS 1994, S. 114 (116). 
604 Vgl. Fahr, Die Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Generation in deut-
sches Recht, VersR 1992, S. 1033 (1038). 
605 Vgl. Art. 5 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit Art. 
7 I der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) neu fasst, sowie Art. 4 der Richt-
linie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), der insoweit Art. 7 I der Richtlinie 
79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) neu fasst. 
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schen Markt verhindern.606 Mit der Einführung der Einheitszulassung entfiel 
diese Kontrolle und damit die präventive Marktbarriere. Derartige, am 
Markt angebotene bedenkliche Verträge sind jedoch nicht per se wegen des 
Verstoßes gegen aufsichtsrechtliche Normen nichtig, da die Freistellung des 
Versicherungsnehmers von jeglichem Versicherungsschutz nicht dem vor-
dringlichen Aufsichtszweck, nämlich dem Versicherungsnehmerschutz 
dienlich sein kann. Die Nichtigkeit des Vertrages kann sich allenfalls im 
Sinne der §§ 134, 138 BGB daraus ergeben, dass dieser gegen essentielle 
Wertungen der Rechtsordnung verstößt.607 
Bezüglich dieses Wertungsbereiches ist zu beachten, dass sich die 
vorgenannten Einschätzungen seit Ende der 1990er Jahre im Fluss befinden. 
In diesem Sinne haben die deutschen Aufsichtsbehörden bereits 1998 ihren 
Widerstand gegen die in anderen EU-Ländern seit 1994608 zulässige Löse-
geldversicherung aufgegeben, sofern vertragliche Verschwiegenheits- und 
Informationspflichten gegenüber den Strafverfolgungsbehörden eingehalten 
werden.609 Eine ähnliche Entwicklung ist auch im Bereich der Versicherung 
bestimmter Krankheitsrisiken zu verzeichnen. Mittlerweile sind auch in 
Deutschland die vor allem aus dem angloamerikanischen Bereich unter der 
Bezeichnung „Dread-Disease-Police“ bekannten Versicherungstypen erhält-
lich. Neben dem Todesrisiko decken diese auch den Eintritt lebensbedrohli-
                                                 
606 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 249. 
607 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 250. 
608 Vgl. Knospe, Grünes Licht für die Erstattung von Erpressungs- und Lösegeldern, VW 
1998, S. 285. 
609 Vgl. die 27. Folgeauflage (2004) zu Prölss/Martin, Versicherungsvertragsrecht, Art. 15 
EGVVG, Rdn. 3. So verlautbarte das frühere Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs-
wesen, die heutige BaFin, in ihrem Rundschreiben von 1998, dass „ein Betrieb dieser Ver-
sicherungen im Einklang mit dem ordre public [...] nur möglich [ist], wenn berücksichtigt 
wird, dass diese besonders sensibel zu handhabenden Verträge ein hohes Maß an Geheim-
haltung verlangen und die Ermittlungsarbeit der Polizei nicht verhindern. Außerdem muss 
ein kollusives Zusammenwirken zwischen Tätern, Opfern oder Mitarbeitern des Versiche-
rers vermieden werden.“ In diesem Sinne gilt u. a.: 1.) ein Werbeverbot für diese Policen; 
2.) zur Risikoneubewertung darf die Vertragsdauer jeweils ein Jahr nicht überschreiten; 3.) 
die Versicherungssumme muss den wirtschaftlichen Verhältnissen des Versicherungsneh-
mers entsprechen; 4.) absolutes Stillschweigen der Vertragsparteien sowie Kooperations- 
und Unterrichtungspflichten gegenüber den Strafverfolgungsbehörden müssen im Versiche-
rungsfall sichergestellt werden. Vgl. VerBAV 1998, S. 182, unter: 
www.bafin.de/rundschreiben/96_1998/va_980721.htm. 
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cher Krankheiten wie etwa Krebs, Schlaganfall oder Multiple Sklerose 
ab.610 
Eine endgültige Bewertung einzelner Verbote im Rahmen des natio-
nalen öffentlichen Interesses ist aufgrund der dynamischen Entwicklung 
dieses Wertungsbereiches nur schwer möglich und es gilt, die Neubewer-
tung durch die Rechtsprechung und die Maßnahmen der Aufsichtsbehörden 
abzuwarten. 
 
c. International zwingende Normen zum Schutz Dritter 
 
Eine weitere wichtige Gruppe stellen die am Versicherungsvertrag 
nicht unmittelbar beteiligten Dritten Personen dar, zu deren Schutz es zwin-
gende nationale Vorschriften gibt, welche der Disposition der Vertragspart-
ner entzogen sind. Die Beurteilung, ob international zwingende Drittschutz-
Normen der Forumstaaten geeignet sind, kollisionsrechtliche Anknüpfungen 
im Sinne von Art. 7 II Unterabsatz 1 der Richtlinie 88/357/EWG bzw. Art. 4 
IV Unterabsatz 1 der Richtlinie 90/619/EWG (letzterer neugefasst in Art. 32 
IV Unterabsatz 1 der Richtlinie 2002/83/EG) sowie der Umsetzungsrege-
lung des Art. 34 EGBGB zu durchbrechen, ergibt sich diesmal, anders als 
bei den Interessen der Versicherungsnehmer, nicht positiv aus den Erwä-
gungsgründen der Richtlinien. 
Hierbei kann lediglich das argumentum e contrario in dem Sinn he-
rangezogen werden, dass sich weder in den Regelungen noch den Erwä-
gungsgründen der die Kollisionsrechtsvorschriften enthaltenden Zweiten 
Richtlinien 88/357/EWG und 90/619/EWG Hinweise auf die Berücksichti-
gung von Drittinteressen finden lassen und diese folglich nicht in den vom 
Gemeinschaftsgesetzgeber vorgenommenen Abwägungsprozess eingeflos-
                                                 
610 Dread Disease steht sinngemäß für „schlimme Krankheit“. Dread-Disease-
Versicherungen sehen dabei entweder eine zusätzliche Kapitalzahlung zur Hauptversiche-
rung oder eine Kapitalzahlung als teilweisen oder vollständigen Vorgriff auf die eigentliche 
Versicherungssumme vor. Vgl. Terbille, Münchner Anwalts Handbuch - Versicherungs-
recht, S. 1811, Rdn. 17. Vgl. ebenso die 27. Folgeauflage (2004) zu Prölss/Martin, Versi-
cherungsvertragsrecht, Vor Art. 159 VVG, Rdn. 25. 
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sen sind.611 Die folgende kurze Untersuchung wird sich dabei auf die Nor-
men zum Schutz der Gefahrperson beschränken.612 
                                                 
611 Vgl. im Ergebnis ebenso Wördemann, International zwingende Normen im Internationa-
len Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 168 f. 
612 Eine allumfassende Untersuchung sämtlicher drittschützender Normen des Versiche-
rungsvertragsrechts und deren international zwingende Wirkung würde an dieser Stelle zu 
weit führen und der Bedeutung des Exkurses nicht gerecht werden. Es sei insoweit auf die 
folgende Aufstellung und die dazu weiterführende Literatur verwiesen.  
1.) Normen zum Schutz des Grundpfandgläubigers (§§ 99-107c VVG i. V. m. §§ 1127-
1130 BGB): Die genannten Normen regeln für den Eintritt des Versicherungsfalls (i. d. R. 
Untergang oder Beschädigung der Sache) bezogen auf die vom Schuldner versicherten 
Gegenstände die dingliche Surrogation zum Schutz der Realgläubiger. Vgl. hierzu und zur 
international kollisionsrechtlichen Bedeutung Schmidt, Die rechtliche Stellung des Real-
gläubigers gegenüber dem Versicherer nach den §§ 1127-1130 BGB und den §§ 97-107c 
VVG, passim; Schütz, Die Rechte des Realgläubigers in der Schadenversicherung, VersR 
1987, S. 134 ff.; Sieg, Allgemeines Versicherungsvertragsrecht, S. 57; Reichert-Facilides, 
Zur Kodifikation des deutschen internationalen Versicherungsvertragsrechts, IPRax 1990, 
S. 1 (12); Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 175 f., 181 f.; Fricke, Das IPR der Versicherungs-
verträge außerhalb des Anwendungsbereichs des EGVVG, VersR 1994, S. 773 (781); 
Brisken, Der Schutz der Hypothekengläubigers bei Gebäudeversicherung, passim; Hahn, 
Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Versicherungsverträge, S. 112 f.; Kramer, Inter-
nationales Versicherungsvertragsrecht, S. 57. 
2.) Normen zum Schutz des Erwerbers der versicherten Sache (§§ 69-72 VVG): Die ge-
nannten Normen regeln den Fortbestand des Versicherungsverhältnisses für die versicherte 
Sache bei Veräußerung, wobei der Erwerber die Stelle des ursprünglichen Versicherungs-
nehmers einnimmt. Der gesetzlich normierte Vertragsübergang ist im Normalfall sowohl 
im Interesse des Versicherungsnehmers i. S. e. lückenlosen Versicherung als auch im Inte-
resse des Versicherers an einem Fortbestand der Vertragsbeziehung und der damit einher-
gehenden Prämienfortzahlung. Nach § 70 VVG besteht ein befristet auszuübendes Kündi-
gungsrecht. Vgl. hierzu und zur international kollisionsrechtlichen Bedeutung 
Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, § 69 VVG Rdn. 1 ff.; Bruck/Möller/Sieg, 
Kommentar zum Versicherungsvertragsgesetz, Bd. 2, § 69 VVG Anm. 6 ff. und § 72 Anm. 
1 ff; Weyers, Versicherungsvertragsrecht, Rdn. 437 ff.; Wördemann, International zwin-
gende Normen im Internationalen Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 
187 ff.; Hofmann, Privatversicherungsrecht, § 18, Rdn. 1 ff. 
3.) Normen zum Schutz des Bezugsberechtigten in der Lebensversicherung (§ 177 I 1 
VVG): Die genannte Norm regelt das Eintrittsrecht des Bezugsberechtigten bzw. über § 
177 II VVG des Ehegatten, Lebenspartners oder Kindes des Versicherungsnehmers in den 
Lebensversicherungsvertrag, sofern in den Versicherungsanspruch des Versicherungsneh-
mers ein Arrest vollzogen oder eine Zwangsvollstreckung vorgenommen bzw. das Insol-
venzverfahren über das Vermögen des Versicherungsnehmers eröffnet wird und der bishe-
rige Versicherungsnehmer dem Eintritt zustimmt. Diese Regelung soll den Begünstigten 
vor finanziellen Verlusten schützen, da ihm bei Eintritt in den Vertrag das Anwartschafts-
recht auf die geschuldete Summe ohne Wertverlust (wie dies bei vorzeitigen Vertragsauflö-
sungen und damit verbundenen geringeren Rückkaufwerten sonst droht) erhalten bleibt. 
Vgl. hierzu und zur international kollisionsrechtlichen Bedeutung Deutsch, Versicherungs-
vertragsrecht, Rdn. 99 ff.; Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen 
Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 191 ff.; Hofmann, Privatversiche-
rungsrecht, § 5 Rdn. 53 ff. 
4.) Normen zum Schutz des geschädigten Dritten in Haftpflichtfällen (§§ 156, 157 VVG): 
Die genannten Normen regeln neben den Sonderbestimmungen für Pflichtversicherungen 
in den §§ 158c-k VVG und § 3 PflVG ein relatives Verfügungsverbot gegenüber dem Ver-
sicherungsnehmer zu Gunsten des Geschädigten (vgl. § 156 I 1 VVG). Darüber hinaus ist 
der Geschädigtenanspruch gem. § 156 I 2 VVG der Arrestvollziehung und der Vollstre-
ckung durch die Gläubiger des Versicherungsnehmers entzogen. Ferner steht dem Geschä-
digten gem. § 157 VVG im Konkursfall des Versicherungsnehmers ein abgesondertes Be-
friedigungsrecht zu. Vgl. hierzu und zur international kollisionsrechtlichen Bedeutung 
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In diesem Sinne stuft Wördemann die in §§ 159 II, 179 III VVG ge-
regelten Rechte der mit gewöhnlichem Aufenthaltsort in Deutschland le-
benden Gefahrperson (versicherte Person)613 als international zwingende 
Norm ein. Diesen Sachverhalten liegt die gesetzgeberische Wertung 
zugrunde, dass niemand ein versicherungsfähiges Interesse am Tod bzw. am 
Unfall einer Dritten Person ohne deren Einverständnis begründen können 
soll. Hierbei vermag das Interesse der Vertragsparteien an der Einheitlich-
keit des Vertragsstatuts die Schutzinteressen der Vertragsdritten nicht ein-
mal im Ansatz zu verdrängen. Die Interessen der Gefahrperson, im Wege 
der schriftlichen Einwilligung Kenntnis über den Umstand einer Police be-
zogen auf die eigene Person und damit potentiell verbundene Gefahren zu 
erlangen, sind dabei sowohl bei innerstaatlichen Versicherungen als auch 
bei solchen mit Auslandsbezug unterschiedslos. Dies spricht insoweit für 
eine grundsätzliche international zwingende Anwendbarkeit.614 
 
d. International zwingende Normen zum Schutz der Versicherungs-
wirtschaft 
 
Als in den Bereich der international zwingenden Normen zum 
Schutz der Versicherungswirtschaft fallend, sollen im Folgenden kurz das 
allgemeine Bereicherungsverbot des § 55 VVG und die in den §§ 51 III und 
                                                                                                                            
Müller-Stüler, Der Direktanspruch gegen den Haftpflichtversicherer, S. 27 ff. und 145 ff.; 
Bruck/Möller/Johannsen, Kommentar zum Versicherungsvertragsgesetz, Bd. 5, Anm. B 42 
ff., B 77 und B 91 ff.; Hofmann, Privatversicherungsrecht, § 5 Rdn. 55, § 19 Rdn. 83 ff.; 
Werber/Winter, Grundzüge des Versicherungsvertragsrechts, Rdn. 205 und 333; Mansel, 
Direktansprüche gegen den Haftpflichtversicherer, S. 37 ff.; Die internationalprivatrechtli-
che Behandlung des Direktanspruches gegen eine inländische Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung Ausland, S. 96 ff.; Wördemann, International zwingende Normen 
im Internationalen Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 194 ff.; Kar-
cher, Kollisionsrechtliche Fragen bei der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, S. 54 f., 
72; Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 608 ff., 643. 
613 Für die international zwingende Anwendung der §§ 159 II, 179 III VVG kommt es dabei 
im grenzüberschreitenden Versicherungsgeschäft allein darauf an, ob die Gefahrperson 
ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort in Deutschland hat, da diese nur in der genannten Kons-
tellation erwarten kann, dass ihr die vorgenannten deutschen „Schutznormen“ international 
Beistand leisten. Demgegenüber genügt es für eine vertragsstatutsunabhängige Anknüpfung 
der §§ 159 II, 179 III VVG noch nicht, dass lediglich der Versicherungsnehmer seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt oder der Versicherer seine Niederlassung in Deutschland hat. 
Vgl. Hahn, Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Versicherungsverträge, S. 111 f.; 
Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des europäi-
schen Versicherungsvertrages, S. 170 ff., bes. S. 174. 
614 Vgl. im Ergebnis ebenso Kramer, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 57; 
Hahn, Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Versicherungsverträge, S. 110 ff. 
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59 III VVG ausgesprochene Vertragsnichtigkeit in Fällen einer betrügeri-
schen Über- und Doppelversicherung dargestellt werden. 
Auch zu diesem Normenbereich finden sich keine korrespondieren-
den Anhaltspunkte in den Versicherungsrichtlinien, welche darauf schließen 
lassen können, dass derartige Überlegungen zum Schutz der Versiche-
rungswirtschaft in die zum Richtlinienerlass führenden Abwägungsprozesse 
eingeflossen ist. Die insoweit nicht als abschließend zu betrachtenden Nor-
mengefüge der Versicherungsrichtlinien sind somit grundsätzlich einer Er-
weiterung durch international zwingende Normen der Mitgliedsstaaten im 
Rahmen des Art. 7 II Unterabsatz 1 der Richtlinie 88/357/EWG bzw. des 
Art. 4 IV Unterabsatz 1 der Richtlinie 90/619/EWG (letzterer neugefasst in 
Art. 32 IV Unterabsatz 1 der Richtlinie 2002/83/EG) sowie der Umset-
zungsregelung des Art. 34 EGBGB zugänglich. 
Das allgemeine Bereicherungsverbot des § 55 VVG normiert als Er-
gänzung der allgemeinen Bestimmung des Versicherungsvertrags in § 1 I 1 
VVG, dass die Leistung des Versicherers bei Eintritt des vertraglichen Risi-
kos durch die Höhe des tatsächlichen Schadens begrenzt ist und folglich das 
Vermögen des Versicherungsnehmers nach Eintreten des Versicherungsfal-
les nicht größer sein darf als zuvor.615 Abweichungen hiervon sind grund-
sätzlich unwirksam.616 Diese Bestimmung dient dazu, den Vertrag von 
Wettelementen frei zu halten und dem Versicherungsnehmer den Anreiz zur 
schuldhaften Herbeiführung des Versicherungsfalls und damit zum strafbe-
wehrten Versicherungsbetrug zu nehmen.617 
                                                 
615 Vgl. Werber/Winter, Grundzüge des Versicherungsvertragsrechts, Rdn. 144; 
Bruck/Möller/Sieg, Kommentar zum Versicherungsvertragsgesetz, Bd. 2, Vor §§ 49-80 
VVG, Anm. 44; Weyers, Versicherungsvertragsrecht, Rdn. 448: Lemmel, Deutschland, S. 
305 (367). 
616 Ausnahmen hierzu sind lediglich in § 57 VVG bei einer maßvoll erhöhten Taxe vorge-
sehen. Derartige Taxierungen sind vor allem im Bereich der Seetransportversicherung üb-
lich. Daneben wird es auch als gewohnheitsrechtlich zulässig erachtet, statt eines üblichen 
Zeitwertersatzes einen Neuwertersatz vertraglich zu vereinbaren. Vgl. dazu 
Bruck/Möller/Sieg, Kommentar zum Versicherungsvertragsgesetz, Bd. 2, Vor §§ 49-80 
VVG, Anm. 45 f.; Werber/Winter, Grundzüge des Versicherungsvertragsrechts, Rd. 145 
ff.; Weyers, Versicherungsvertragsrecht, Rdn. 450, 457, 462; Wördemann, International 
zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des europäischen Versicherungsvertra-
ges, S. 231; Kollhosser, Bereicherungsverbot, Neuwertversicherungen, Entwertungsgren-
zen und Wiederherstellungsklauseln, VersR 1997, S. 521. 
617 Vgl. Bruck/Möller/Sieg, Kommentar zum Versicherungsvertragsgesetz, Bd. 2, Vor §§ 
49-80 VVG, Anm. 45; Biagosch, Europäische Dienstleistungsfreiheit und deutsches Versi-
cherungsvertragsrecht, S. 209. 
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Auch wenn diese Art des „Deckelungsprinzips“ allen mitgliedsstaat-
lichen Rechtsordnungen bekannt ist618, besteht dennoch die Möglichkeit, 
dass entsprechende Umsetzungsakte der Mitgliedsstaaten - insbesondere im 
Großrisikobereich - eine Vertragsanknüpfung zu einer nicht-
mitgliedsstaatlichen Rechtsordnung zulassen, welcher dieses Prinzip fremd 
ist.619 Bei einer Abwägung der Interessen der Versicherungsnehmer an der 
Anwendung der vereinbarten Rechtsordnung als der einzig gültigen und den 
Schutzinteressen des Versicherers an einer betrugspräventiven, geordneten 
und schadensbegrenzten Regulierung, dürften Letztere überwiegen. Zum 
einen ist der schadensbegrenzte Ersatz ein vielen Rechtsordnungen imma-
nenter Grundsatz und somit für den Versicherungsnehmer nicht überra-
schend. Zum anderen wirkt sich die international zwingende Anwendung 
nicht nachteilig auf den Versicherungsnehmer aus, da dieser den versicher-
ten Schaden bis zum vollen Wert ersetzt bekommt, nur eben nicht darüber 
hinaus.620 In diesem Sinne ist eine forumstaatlich international zwingende 
Anwendung des § 55 VVG immer dann entgegen dem Vertragsstatut mög-
lich, wenn der Versicherer entweder seinen Sitz oder der Versicherungs-
nehmer seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort in Deutschland besitzt.621 
Ergänzend hierzu kommen die Regelungen der §§ 51 III, 59 III VVG 
zur betrügerischen Über- und Doppelversicherung zur Anwendung. Die 
gesetzliche Intention ist dabei ähnlich der des § 55 VVG, wobei hier die 
Verträge der Nichtigkeit (mit ex tunc Wirkung) unterfallen, da bereits der 
Vertragsschluss in betrügerischer Weise erfolgte.622 Im Wege des „Erst-
Recht-Schlusses“ finden auch diese Regelungen der §§ 51 III, 59 III VVG 
international zwingend Anwendung, da, wenn dies bereits beim redlichen 
Versicherungsnehmer in den Fällen des § 55 VVG angenommen wird, dies 
                                                 
618 Vgl. Ohne Verfasser, Comité Européen des Assurances, Die Versicherungsvertragsrech-
te in der EG, S. 26 f. 
619 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 232. Eine andere Ansicht vertritt Hahn, Die „eu-
ropäischen“ Kollisionsnormen für Versicherungsverträge, S. 116. 
620 Der Wertsummenvergleich mit und ohne Schaden bleibt somit für den Versicherungs-
nehmer neutral. Es wird lediglich verhindert, dass er aus dem Schaden einen Gewinn ziehen 
kann. 
621 Vgl. hierzu ausführlich Wördemann, International zwingende Normen im Internationa-
len Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 236 f., m. w. N. 
622 Vgl. Gärtner, Das Bereicherungsverbot, S. 21; Bruck/Möller/Sieg, Kommentar zum 
Versicherungsvertragsgesetz, Bd. 2, § 51, Anm. 16, 48 und § 59, Anm. 44; Wördemann, 
International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des europäischen Versiche-
rungsvertrages, S. 238. 
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erst recht beim unredlichen, weil in betrügerischer Absicht handelnden Ver-
sicherungsnehmer gelten muss.623 
 
8. Regelungsumfang der Artt. 28 der Dritten Richtlinien Schaden und 
Leben bzw. des Art. 33 der Vierten Richtlinie Leben - Kollisionsrechts- 
oder Aufsichtsnorm? 
 
Neben den bereits besprochenen kollisionsrechtlichen Vorgaben und 
deren Umsetzung ins deutsche Recht stellt sich die Frage nach dem Rege-
lungsgehalt des Art. 28 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Scha-
den) und des Art. 28 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), 
letzterer neugefasst in Art. 33 der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie 
Leben). Der Wortlaut der Norm bezüglich der Schadensrichtlinie lautet fol-
gendermaßen: 
 
„Der Mitgliedstaat, in dem das Risiko belegen ist, darf den Versiche-
rungsnehmer nicht daran hindern, einen Vertrag zu unterzeichnen, 
der mit einem gemäß Artikel 6 der Richtlinie 73/239/EWG zugelas-
senen Versicherungsunternehmen abgeschlossen wurde, solange der 
Vertrag nicht im Widerspruch zu den in dem Mitgliedstaat, in dem 
das Risiko belegen ist, geltenden Rechtsvorschriften des Allgemein-
interesses steht.“624 
 
                                                 
623 Vgl. im Ergebnis ebenso - bezogen auf gleichlautende §§ 51 IV, 59 III des österreichi-
schen VVG - Rudisch, Österreichisches internationales Versicherungsvertragsrecht für den 
EWR, ZEuP 1995, S. 45 (58); Derselbe, Europäisches Internationales Versicherungsver-
tragsrecht für Österreich, ZVglRWiss 1994, S. 80 (111), Wördemann, International zwin-
gende Normen im Internationalen Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 
239. Eine andere Ansicht vertritt Hahn, Die „europäischen“ Kollisionsnormen für Versiche-
rungsverträge, S. 113 ff. 
624 Im fast wörtlichen Gleichlaut hierzu formuliert Art. 28 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte 
Richtlinie Leben): „Der Mitgliedstaat der Verpflichtung darf den Versicherungsnehmer 
nicht daran hindern, einen Vertrag zu unterzeichnen, der mit einem gemäß Artikel 6 der 
Richtlinie 79/267/EWG zugelassenen Versicherungsunternehmen abgeschlossen wurde, 
solange der Vertrag nicht im Widerspruch zu den in dem Mitgliedstaat der Verpflichtung 
geltenden Rechtsvorschriften des Allgemeininteresses steht.“ Art. 33 der Richtlinie 
2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) lautet: „Der Mitgliedstaat der Verpflichtung darf den 
Versicherungsnehmer nicht daran hindern, einen Vertrag mit einem gemäß Art. 4 zugelas-
senen Versicherungsunternehmen abzuschließen, solange der Vertrag nicht im Wieder-
spruch zu den in dem Mitgliedsstaat der Verpflichtung geltenden Rechtsvorschriften des 
Allgemeininteresses steht.“ 
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Bereits die Wortwahl einer solchen Regelung ist als unglücklich und 
missverständlich einzustufen, da hier von einem Verbot der Behinderung 
einer Vertragsunterzeichnung eines zuvor bereits geschlossenen (!) Vertra-
ges die Rede ist.625 Der Regelungsumfang der Norm gilt als umstritten.626 
Einerseits wird darin eine lediglich auf das Versicherungsaufsichtsrecht der 
Mitgliedsstaaten gerichtete Vorschrift gesehen. Andererseits soll hierin auch 
eine kollisionsrechtliche Funktion bezüglich des jeweils anwendbaren Ver-
tragsrechts begründet sein.627 
Betrachtet man diese Regelung in ihrer historischen Entwicklung, so 
fällt einem zunächst die in ihrer Wortwahl leicht unterschiedliche Normie-
rung im Vergleich zu Art. 25 des Vorschlages zur Dritten Richtlinie Scha-
den628 von 1990 auf, nach der es - noch abweichend vom oben zitierten Art. 
28 - heißt: 
 
„Der Mitgliedsstaat, in dem das Risiko belegen ist, darf den Versi-
cherungsnehmer nicht daran hindern, einen Vertrag gemäß der Rege-
lung des Herkunftsmitgliedsstaats [d.h. nach dem Recht des Her-
kunftsstaates629] zu unterzeichnen, solange diese nicht im Gegensatz 
zu den in dem Mitgliedstaat, in dem das Risiko belegen ist [Tätig-
keitsland], in Kraft befindlichen Rechtsvorschriften des 
Allgemeininteresses steht.“ 
 
                                                 
625 Vgl. ebenso Gärtner, EG-Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, 
EWS 1994, S. 114 (120). 
626 Vgl. Wandt, Internationales Privatrecht der Versicherungsverträge, S. 85 (101 f.), m. w. 
N. 
627 Vgl. Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationa-
len Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (4). 
628 Vgl. Vorschlag für eine Dritte Richtlinie Schaden des Rates zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Le-
bensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG und 88/357/EWG, 
ABl. 1990 C 244/28. Eine dem zuvor bezeichneten Art. 25 ähnliche Regelung enthält auch 
Art. 24 des Vorschlages für eine Dritte Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebensversicherung) sowie zur 
Änderung der Richtlinie79/267/EWG und 90/619/EWG, ABl. 1991 C 99/2. Nach ihr heißt 
es: „Der Mitgliedstaat der Verpflichtung darf den Versicherungsnehmer nicht daran hin-
dern, einen Vertrag gemäß der Regelung des Herkunftsmitgliedstaats zu unterzeichnen, 
solange diese nicht im Gegensatz zu den in dem Mitgliedstaat der Verpflichtungen in Kraft 
befindlichen Rechtsvorschriften des Allgemeininteresses steht.“ 
629 Vgl. Hohlfeld, Die Zukunft der Versicherungsaufsicht nach der Vollendung des Bin-
nenmarktes, VersR 1993, S. 144 (148). 
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In diese Richtlinienentwurfsfassung wird nun teilweise eine kollisi-
onsrechtliche Regelung bezüglich des anwendbaren Vertragsrechts hineinin-
terpretiert. Hiernach sollen im Sinne einer materiellen Bezugnahme obliga-
torische Vertragsrechtsanknüpfungen des Risikobelegenheitsstaates nur 
dann auf ausländische Versicherer anwendbar sein, wenn diese im nationa-
len Allgemeininteresse liegen.630 Art. 25 wird insoweit nicht nur für Rege-
lungen des Aufsichtsrechts, sondern auch für solche des Vertragsrechts mit 
dem Ergebnis für anwendbar erklärt, dass die nach der Sitzlandrechtsord-
nung des ausländischen Versicherers zulässigen Verträge ausschließlich 
dann vom Risikobelegenheitsstaat auch im Sinne einer materiellen Rechts-
anknüpfung für unzulässig erklärt werden dürfen, wenn dies durch nationale 
Allgemeinwohlgründe gedeckt ist.631 
Damit übereinstimmend teilt Hohlfeld nicht die Auffassung, „dass 
für den Bereich des Versicherungsvertragsrechts der Begriff des Allgemein-
interesses ohne Belang ist.“632 Dies führt er auf die Erwägungsgründe633 der 
Dritten Versicherungsrichtlinien zurück, wonach „Versicherungsunterneh-
men in der Ausgestaltung der von ihnen angebotenen Produkte und in ihrer 
Vertragsfreiheit nur eingeschränkt sein sollen, soweit dies zum Schutz des 
Allgemeininteresses für erforderlich erachtet wird“634 und die Verhältnis-
mäßigkeit gewahrt wird. Gleichzeitig sei dem nationalen Gesetzgeber ein 
weiter Ermessensspielraum dahingehend einzuräumen, durch welche Rege-
                                                 
630 Vgl. Prölss, Versicherungsvertragsgesetz, vor Art. 7 EGVVG, Rdn. 36; Hohlfeld, Die 
Zukunft der Versicherungsaufsicht nach der Vollendung des Binnenmarktes, VersR 1993, 
S. 144 (148 f.); Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen in-
ternationalen Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (5); Pearson, Opening Address, S. 8 f. 
631 Vgl. Lorenz, Zur Kontrolle der Lebensversicherungsverträge anhand der Rechtsvor-
schriften des Allgemeininteresses im freien Dienstleistungsverkehr innerhalb der EG, S. 89 
(92 ff.); Derselbe, Das auf grenzüberschreitende Lebensversicherungsverträge anwendbare 
Recht - eine Übersicht über die kollisionsrechtlichen Rechtsgrundlagen, ZVersWiss 1991, 
S. 121 (139). 
632 Hohlfeld, Die Zukunft der Versicherungsaufsicht nach Vollendung des Binnenmarktes, 
VersR 1993, S. 144 (149). Ähnlich auch Mewes, Internationales Versicherungsvertrags-
recht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Ge-
meinsamen Markt, S. 193 ff. Letzterer interpretiert den angesprochenen Art. 28 als „unab-
dingbar“ auf das mitgliedsstaatliche Versicherungsvertragsrecht bezogen und möchte der 
Norm „höchstens zusätzlich eine[n] aufsichtsrechtlichen Regelungsbereich zuerkennen.“ 
633 Vgl. Erwägungsgrund Nr. 19, welcher der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie 
Schaden) vorangestellt ist, sowie Erwägungsgrund Nr. 20, welcher der Richtlinie 
92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben) vorangestellt ist; letzterer neugefasst im Erwägungs-
grund Nr. 46, welcher der Richtlinie 200283/EG (Vierte Richtlinie Leben) vorangestellt ist. 
634 Hohlfeld, Die Zukunft der Versicherungsaufsicht nach Vollendung des Binnenmarktes, 
VersR 1993, S. 144 (149). 
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lungen er den notwendigen Schutz des Allgemeininteresses am besten ver-
wirklicht sieht.635 
Einer dieser Argumentation folgenden Anwendungsinterpretation 
bezüglich der Artt. 28 der Dritten Richtlinien Schaden (92/49/EWG) und 
Leben (92/96/EWG) wird von Fahr jedoch widersprochen. Nach ihm finden 
die Regelungen des Allgemeininteresses im Sinne dieser Artikel keine An-
wendung auf dem Gebiet des Versicherungsvertragsrechts, da es sich bei 
den vorbenannten Artt. 28 nicht um Regelungsbezugnahmen zum nationalen 
IPR handelt. Insbesondere stehe der Richtlinientext der Artt. 28 einer An-
wendungsausdehnung auf die jeweiligen Versicherungsvertragsgesetze aus-
drücklich entgegen.636 Während Art. 25 des Vorschlages der Dritten Richt-
linie Schaden etwas missverständlich auf die bloße Vertragsunterzeichnung 
„gemäß der Regelung des Herkunftsmitgliedstaates“ eingeht, stellen die sich 
ausschließlich637 an die Aufsichtsbehörden richtenden Artt. 28 der letztlich 
in Kraft getretenen Dritten Richtlinien Schaden und Leben auf die Vertrags-
unterzeichnung mit einem im ausländischen Mitgliedsstaat „zugelassenen 
Versicherungsunternehmen“ ab. 
Hieran wird der Wille des Gemeinschaftsgesetzgebers deutlich, die 
Bezeichnung „Regelung des Herkunftsmitgliedsstaates“, die - wie darge-
stellt - sowohl aufsichtsrechtlich als auch materiellrechtlich interpretierbar 
ist, auf die Bezeichnung eines Vertrags-Behinderungsverbotes mit einem 
„zugelassenen Versicherungsunternehmen“ zu reduzieren. In diesem Sinne 
bleibt es beim aufgestellten und in den Versicherungsrichtlinien bestätig-
ten638 Grundsatz, dass der Mitgliedsstaat der Risikobelegenheit (wie in Art. 
8 EGVVG geschehen) im Bereich der Massenversicherungsgeschäfte die 
Geltung seines gesamten nationalen Vertragsrechts ohne Wahlmöglichkeit 
vorschreiben kann.639 
                                                 
635 Vgl. ebenso Präve, Das Allgemeine Versicherungsvertragsrecht in Deutschland im Zei-
chen der europäischen Einigung, VW 1992, S. 596. 
636 Vgl. Fahr, Die Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Generation in deut-
sches Recht, VersR 1992, S. 1033 (1035 f.); Wandt, Internationales Privatrecht der Versi-
cherungsverträge, S. 85 (101 f.), m. w. N. 
637 Vgl. Prölss, Versicherungsvertragsgesetz, vor Art. 7 EGVVG, Rdn. 36. 
638 Hierbei sei exemplarisch auf den Erwägungsgrund Nr. 18 hingewiesen, welcher der 
Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) vorangestellt ist. 
639 Vgl. Fahr, Die Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Generation in deut-
sches Recht, VersR 1992, S. 1033 (1036). 
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Vorliegend wird der letztgenannten Ansicht von Fahr gefolgt, wo-
nach die Artt. 28 der Dritten Richtlinien Schaden und Leben keine Rechtfer-
tigungspflicht für Vertragsrechtsanknüpfungen im Rahmen einer Allge-
meinwohlprüfung festschreiben wollen. Dies wird bereits aus der überzeu-
genden Argumentation der Entstehungsgeschichte und dem damit verbun-
denen Willen des Gesetzgebers deutlich. Anders wären auch die im Rahmen 
der Richtlinien erfolgten und bereits aufgezeigten detaillierten obligatori-
schen Anknüpfungsregelungen sowie jene der freien Rechtswahl des Ver-
tragsrechts der Risikobelegenheit nicht systemstimmig zu erklären. 
Wenn man trotz dieses eindeutigen, die unterschiedlichen Interessen 
der Versicherer und Versicherungsnehmer bereits abwägenden Rechtsan-
knüpfungsgefüges jede einzelne Norm erneut unter die Rechtfertigungs-
pflicht im Rahmen der jeweiligen nationalen Allgemeinwohlgründe stellen 
würde, wäre die gemeinschaftsweite Einheitlichkeit der Vertragsrechtsan-
knüpfung in Frage gestellt und die von den Dritten Richtlinien beabsichtigte 
Rechtssicherheit konterkariert. Die Artt. 28 der Dritten Richtlinien Schaden 
und Leben beziehen sich somit nicht auf das obligatorisch anknüpfende 
produktgestaltende Vertragsrecht der Risikobelegenheitsstaaten, sondern auf 
das Versicherungsaufsichtsrecht.640 In diesem Sinne haben die Regelungen 
der Artt. 28 lediglich insofern kollisionsrechtliche Bedeutung, als Eingriffs-
normen der lex fori, die sich auf öffentlich-rechtliche Zulässigkeiten von 
Versicherungsverträgen beziehen (z. B. Versicherungsverbote gegen die 
Folgen eines Führerscheinentzuges), einer Überprüfung anhand des Allge-
meininteresses standhalten müssen.641 
                                                 
640 Vgl. Roth, Das Allgemeininteresse im europäischen Internationalen Versicherungsver-
tragsrecht, VersR 1993, S. 129 (131 f.). 
641 Insofern wiederholen nach Roth, Das Allgemeininteresse im europäischen Internationa-
len Versicherungsvertragsrecht, VersR 1993, S. 129 (131), die Artt. 28 der Dritten Richtli-
nien Schaden und Leben nur, was Art. 49 EGV (früher Art. 59 EWGV) gebietet. Vgl. auch 
Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationalen Ver-
sicherungsvertragsrecht, S. 1 (7); Derselbe, Die Vollendung des europäischen Binnenmark-
tes für Versicherungen, NJW 1993, S. 3028 (3031). Im Ergebnis ebenso Criegern, Die 
Bedeutung der Dritten Schadenrichtlinie unter aufsichtsrechtlichen Gesichtspunkten für die 
Dienstleistungsfreiheit der Versicherungsunternehmen im Binnenmarkt, S. 125 f. 
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II. Zulassungserfordernis und Versicherungsaufsicht 
 
In diesem Abschnitt erfolgt nun eine systematische Darstellung des 
Erfordernisses der Zulassungserteilung und der zur Versicherungsaufsicht 
berufenen Institutionen. 
 
1. Allgemeines zur Zulassung/Versicherungsaufsicht 
 
Jedes Unternehmen, das Versicherungsgeschäfte betreibt, unterliegt 
in Deutschland gem. § 1 I VAG der Versicherungsaufsicht, wobei das Ge-
setz selbst den Begriff des Versicherungsgeschäfts nicht näher definiert. 
Diesbezüglich kann jedoch auf die in der Literatur und Rechtsprechung 
entwickelten Definitionen zurückgegriffen werden. Im Wesentlichen wird 
hierbei auf die Aspekte eines Zahlungsversprechens642 aus der entgeltlichen 
Übernahme von Risiken, deren Verwirklichung von ungewissen Umständen 
abhängig ist, Bezug genommen, wobei die Deckung der kalkulierten Risi-
ken aus der Summe aller Versichertenbeiträge gespeist wird (Risikokollek-
tiv).643 
Einer zulässigen freien wirtschaftlichen Betätigung steht eine staatli-
che Beaufsichtigung insbesondere auf solch sensiblen Tätigkeitsfeldern wie 
dem der Versicherungswirtschaft grundsätzlich nicht entgegen, da der Ver-
sicherungsnehmer darauf vertrauen können muss, dass der Versicherer beim 
                                                 
642 Von einem Zahlungsversprechen spricht auch Michaels, Neuorientierung der Versiche-
rungsmärkte bei veränderten rechtlichen Rahmenbedingungen, VW 1990, S. 1394. 
643 Siehe hierzu auch die etablierte Definition von Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 6. 
Aufl., § 1 VAG, Rdn. 3, welche lautet: „Versicherungsgeschäfte betreibt, wer, ohne dass 
ein innerer Zusammenhang mit einem Rechtsgeschäft anderer Art besteht, gegen Entgelt 
verpflichtet ist, ein wirtschaftliches Risiko dergestalt zu übernehmen, dass er 1) anderen 
vermögenswerte Leistungen zu erbringen hat, wenn sich eine für deren wirtschaftliche 
Verhältnisse nachteilige, ihrem Eintritt nach ungewisse Tatsache ereignet, um die dadurch 
verursachten Nachteile auszugleichen, oder 2) anderen vermögenswerte Leistungen zu 
erbringen hat, wobei es von der Dauer des menschlichen Lebens oder dem Eintritt oder 
Nichteintritt einer Tatsache im Laufe des menschlichen Lebens abhängt, ob und wann oder 
in welchem Umfang der Versicherer zu leisten hat oder wie hoch das Entgelt ist; sofern der 
Risikoübernahme eine Kalkulation zugrunde liegt, wonach die dazu erforderlichen Mittel 
ganz oder im wesentlichen durch die Gesamtheit der Entgelte aufgebracht werden.“ Vgl. 
dazu auch Schmidt, Versicherungsaufsicht, VWStW, S. 32; Schmidt, Die Deregulierung 
der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, S. 23 f. Heil-
mann, Versicherungswissenschaft - Vergangenheit und Zukunft, ZfV 1993, S. 266, ver-
kürzt das mit der vorgenannten Definition gesagte dahingehend, dass Versicherungen einen 
Risikotransfer von Versicherungsnehmern auf Versicherungsunternehmen gegen Entgelt 
darstellen. Die Rechtsprechung des BVerwG hierzu ist ähnlich dem Vorgesagten. Vgl. 
BVerwG, VersR 1956, S. 362 ff.; VersR 1961, S. 361 ff.; VersR 1993, S. 1217 ff. 
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Eintritt des Schadensfalles leistungsfähig sein wird.644 Die diesbezügliche 
Versicherungsaufsicht ist grundsätzlich eine der nationalen Staaten und de-
ren Behörden, die im Interesse der Versicherten die Entstehung, den Unter-
gang und den laufenden Geschäftsbetrieb von Versicherungsunternehmen 
aufgrund von Eingriffs- und Kontrollkompetenzen überwacht.645 Die ver-
schiedenen Arten der in der Gemeinschaft verwendeten Aufsichtssysteme 
waren anfänglich ein Hemmschuh für die Binnenmarktverwirklichung, da 
sie auf unterschiedlichen Prämissen beruhten und aufgrund ihrer Unter-
schiedlichkeit den innergemeinschaftlichen Versicherungsaustausch beein-
trächtigen konnten.646 
 
a. Aufsichtsarten vor der Harmonisierung 
 
Die verschiedenen, vor der Harmonisierung in der Gemeinschaft 
vorherrschenden Aufsichtssysteme im Versicherungswesen differenzierten 
sowohl in der Kontrolldichte als auch in den Eingriffsbefugnissen der jewei-
ligen staatlichen Behörden. Im Wesentlichen lassen sich drei verschiedene 
Aufsichtstypen konstatieren - das Publizitäts- und das Normativsystem so-
wie die materielle Staatsaufsicht.647 
 
aa. Das System der Marktkontrolle/Publizitätssystem 
 
Als eine sehr wirtschaftsliberale Form der Aufsicht gilt das soge-
nannte Publizitätssystem, welches auf der Prämisse einer Kontrolle durch 
den freien Markt anstelle des Staates basiert.648 Die nach diesem System 
beaufsichtigten Unternehmen waren verpflichtet, den staatlichen Kontroll-
behörden in festgelegten Abständen bestimmte Tätigkeits-, Bilanz- und Ge-
                                                 
644 Vgl. Müller Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 345. 
645 Vgl. Boss, Systeme der Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmen, S. 23; Frey, 
Versicherungsaufsicht, VW 1986, S. 756. 
646 Vgl. Pearson, Versicherungsaufsichtsrecht: Die Aktivitäten der EG-Kommission im 
Versicherungssektor - gestern, heute und morgen, VersRAI 1991, S. 55 (56); Müller, Ver-
sicherungsbinnenmarkt, Rdn. 4 und 12; Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsauf-
sicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, S. 25 f. 
647 Vgl. Goldberg/Müller, Versicherungsaufsichtsgesetz: Gesetz über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmen; Gesetz über die Errichtung des Bundesauf-
sichtsamtes für das Versicherungswesen, Bundesaufsichtsgesetz, § 81, Rdn. 1. 
648 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 353; Boss, Systeme der Staatsaufsicht 
über Versicherungsunternehmen, S. 33. 
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schäftsdokumente vorzulegen, welche dann in frei zugänglicher Weise pub-
liziert wurden.649 Da die inhaltliche Überprüfung dieser Daten weitgehend 
nicht zur Aufgabe der Aufsichtsbehörde zählte, sollte es insbesondere den 
Versicherungsnehmern, Interessenverbänden und letztlich auch der Konkur-
renz im Wege der Publikmachung ermöglicht werden, die angegebenen Da-
ten auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen. Im Fall des Publizitätssystems 
kann man deshalb eher von einer Kontrolle durch die Marktteilnehmer als 
von einer staatlichen Kontrolle sprechen. 
Dieses, vor der Ersten Richtliniengeneration lange Zeit in Großbri-
tannien praktizierte System der „freedom with publicity“650, vernachlässigt 
jedoch einen Hauptpunkt der Versicherungsaufsicht, nämlich den des prä-
ventiven Mindestschutzes des Versicherungsnehmers.651 Denn der Versiche-
rungsnehmer ist im Wesentlichen auf sich selbst gestellt, indem ihm von 
staatlicher Seite stets der notwendige Sachverstand zur Interpretation der 
oben beschriebenen Angaben unterstellt und ihm weitgehende Informati-
onspflichten auferlegt werden, aus denen er dann für sich die richtigen 
Rückschlüsse zu ziehen hat. Insbesondere dem privat nachfragenden, nicht 
sachverständigen Versicherungsnehmer dürfte diese Interpretationsaufgabe 
bezüglich des zur Verfügung stehenden Materials schlicht überfordern.652 
Ferner verhindert dieses lediglich auf Information statt notfalls auf staatli-
chen Zwangseingriffen basierende Aufsichtssystem nicht, dass selbst unzu-
                                                 
649 Vgl. Boss, Systeme der Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmen, S. 35; 
Fahr/Kaulbach, Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG - und Gesetz über die Errichtung des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen - BAG -, Kommentar, § 81, Rdn. 7 f. 
650 Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, S. 4. Vgl. auch Ahlenstiel, 
Die Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmen in Großbritannien, S. 51. 
651 Die hier angesprochene Schutzlosigkeit der Versicherungsnehmer bezieht sich insbe-
sondere auf das britische Aufsichtssystem. Die Einhaltung der Unternehmenssolvenz sollte 
einerseits durch Rechnungslegungsvorschriften sichergestellt werden. Daneben mussten die 
Unternehmen einen gewissen Liquiditätsgrad aufweisen. Eine alle fünf Jahre stattfindende 
intensive Kontrolle der finanziellen Unternehmenslage war ausnahmsweise bei Verträgen 
mit langjähriger Laufzeit (sog. Long Term Business) vorgesehen. Vgl. auch Miersch Versi-
cherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, S. 4. Jedoch kennt auch dieses System 
Mechanismen für schützenswerte, speziell private Versicherungsnehmer wie etwa den einst 
in Großbritannien verbreiteten Konkurssicherungsfond. Vgl. auch 
Finsinger/Hammond/Trapp, Insurance: Competition or Regulation? A comparative Study 
of the Insurance Market in the United Kingdom and the Federal Republic of Germany, S. 1 
ff.; Neuhaus, Die aufsichtsrechtlichen Rahmenbedingungen der Versicherungswirtschaft in 
Großbritannien, S. 94; Müller-Stüler, Policyholders Protection, S. 675 ff. 
652 Vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsver-
mittlung in Deutschland, S. 27; Michaels, Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmen 
und Kreditinstitute, S. 122. 
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verlässige oder sich in wirtschaftlichen Notlagen befindliche Unternehmen 
weiterhin am Markt aktiv werden und Verträge eingehen können.653 
 
bb. Das normative Aufsichtssystem 
 
Im Rahmen des normativen Aufsichtssystems erfolgt eine laufende 
Kontrolle der Versicherungsunternehmen anhand bestimmter gesetzlicher 
Vorgaben sowohl im Bereich der Unternehmensgründung als auch des lau-
fenden Geschäftsbetriebs, wobei hier insbesondere finanzielle Kontrollen 
wie Registereintragungen, die Wahl einer zugelassenen Gesellschaftsform, 
bestimmte Mindestkapitalsummen und geeignete versicherungstechnische 
Rückstellungen zu erwähnen wären.654 Dieses Mindestkontrollniveau wird 
durch Veröffentlichungsvorschriften ergänzt, welche bereits aus dem Publi-
zitätssystem bekannt sind.655 Das so geschaffene formelle Aufsichtssystem 
fungiert nicht präventiv im Sinne einer Vorabkontrolle, sondern in nachge-
lagerter Weise (ex post), wobei diesem System behördliche Ermessens- und 
Beurteilungsspielräume fremd sind.656 
Diesem, früher in den Niederlanden umgesetzten Aufsichtskonzept 
wird allerdings angelastet, in der Handhabung wenig flexibel zu sein. Zu-
dem darf nicht unerwähnt bleiben, dass die Aufsichtsintensität und damit die 
Eingriffsbefugnisse der Behörden überdies stark variieren können, je nach-
dem, ob das zu kontrollierende staatliche Normennetz zum Schutz des Ver-
sicherungsnehmers eher dicht oder im Rahmen eines wirtschaftsliberalen 
Wettbewerbssystems, welches weitgehend auf die Eigenverantwortung der 
Versicherungsnehmer setzt, eher weitmaschig gespannt ist.657 
                                                 
653 Vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsver-
mittlung in Deutschland, S. 27. 
654 Vgl. Schmidt, Die Finanzaufsicht über Versicherungsunternehmen unter besonderer 
Berücksichtigung der für den Versicherungsbetrieb erforderlichen Finanzmittel, ZVersWiss 
1989, S. 479 (488); Fahr/Kaulbach, Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG - und Gesetz über 
die Errichtung des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen - BAG -, Kommen-
tar, § 81, Rdn. 7; Mösbauer, Staatsaufsicht über die Wirtschaft, S. 391, Rdn. 92; Müller, 
Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 354; Boss, Systeme der Staatsaufsicht über Versiche-
rungsunternehmen, S. 45, Kraus, Versicherungsaufsichtsrecht, S. 22. 
655 Vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsver-
mittlung in Deutschland, S. 28. 
656 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 354. 
657 Vgl. Miersch, Versicherungsaufsicht nach den dritten Richtlinien, S. 4 f.; Pearson, Ver-
sicherungsaufsichtsrecht: Die Aktivitäten der EG-Kommission im Versicherungssektor - 
gestern, heute und morgen, VersRAI 1991, S. 55 (56); Boss, Systeme der Staatsaufsicht 
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cc. Das System der materiellen Staatsaufsicht 
 
Das System der materiellen Staatsaufsicht, welches sich weltweit am 
stärksten und insbesondere im deutschsprachigen Rechtsraum durchgesetzt 
hat658, setzt sich aus Elementen der Publizitäts- und der Normativaufsicht 
zusammen, geht dabei jedoch über diese hinaus, indem der Aufsichtsbehör-
de weitreichende Eingriffsbefugnisse, auch in den laufenden Geschäftsbe-
trieb zuerkannt werden.659 Die materielle Staatsaufsicht gilt insoweit als 
weitgehendste Aufsichtsform, da sie - wie der Name schon andeutet - mate-
riell in den Geschäftsbetrieb eingreifen kann.660 Der Kontrollumfang dieser 
Missstandsaufsicht661 umfasst dabei den gesamten Geschäftsbetrieb, d. h. 
von der Zulassung bis zur Überwachung der gesamten Versicherungstätig-
keit (z. B. Genehmigung der Geschäftspläne, Übertragung bestehender Ge-
schäftsfelder - inklusive der abgeschlossenen Verträge - auf andere Unter-
nehmen).662 
Im Gegensatz zur Normativaufsicht begnügt sich die materielle 
Staatsaufsicht nicht mit einer ex post Kontrolle, sondern ermöglicht auch 
präventive ex ante Maßnahmen (sog. präventive materielle Staatsaufsicht), 
etwa bezüglich der Tarife, der Versicherungsbedingungen und Rückstellun-
gen, welche selbstverständlich sowohl durch parallel zum Geschäftsbetrieb 
laufende als auch nachträgliche (ex post) Kontrollen vorgenommen werden 
können.663 
                                                                                                                            
über Versicherungsunternehmen, S. 57; Michaels, Staatsaufsicht über Versicherungsunter-
nehmen und Kreditinstitute, S. 123. 
658 Vgl. Hohlfeld, Die Zukunft der Versicherungsaufsicht in der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft, VR 1991, S. 329 ff., sowie Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 355, mit 
Hinweisen zu den Grundzügen der Aufsichtssysteme in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz. 
659 Vgl. Kraus, Versicherungsaufsichtsrecht, S. 23; Finke, Handwörterbuch des Versiche-
rungswesens, Bd. 1, Sp. 1437; Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 355; Schmidt, Die 
Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutsch-
land, S. 29. 
660 Vgl. Boss, Systeme der Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmen, S. 57. 
661 Von einer Misstandsaufsicht spricht auch Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 355. 
662 Vgl. Schmidt, Die Finanzaufsicht über Versicherungsunternehmen unter besonderer 
Berücksichtigung der für den Versicherungsbetrieb erforderlichen Finanzmittel, ZVersWiss 
1989, S. 479 (488); Goldberg/Müller, Versicherungsaufsichtsgesetz: Gesetz über die Be-
aufsichtigung der privaten Versicherungsunternehmen; Gesetz über die Errichtung des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen, Bundesaufsichtsgesetz, Vorbemerkung 
II C zu § 1 VAG. 
663 Vgl. Müller, Produktkontrolle gestern, heute, morgen, ZfV 1991, S. 625 ff. 
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Im Gegensatz zu den anderen Aufsichtsarten steht den Kontrollbe-
hörden bei der materiellen Staatsaufsicht sowohl ein Beurteilungsspielraum 
bezüglich der Einhaltung der rechtlichen Vorschriften als auch ein Ermes-
sensspielraum im Hinblick auf das „ob“ und „wie“ aufsichtsrechtlicher 
Maßnahmen zur Seite.664 
Dieses sehr regulierende Aufsichtsmodell engt die wirtschaftliche 
Betätigungsfreiheit der Versicherer im Vergleich zu den zuvor beschriebe-
nen Kontrollsystemen am stärksten ein. Ziel ist es, den Versicherungsneh-
mer umfassend vor unseriösen und finanzschwachen Gesellschaften zu 
schützen. Dass derartig intensive Eingriffe als Kehrseite der Medaille den 
Wettbewerb beschränken und zu einer Verringerung der Produktvielfalt 
führen können, wird vom System der materiellen Staatsaufsicht erkannt und 
akzeptiert.665 
 
dd. Geeignetheit der Systeme für ein harmonisiertes europäisches Ver-
sicherungsaufsichtsrecht 
 
Zu Beginn der Harmonisierung visierten die Mitgliedsstaaten „ledig-
lich“666 ein freies Niederlassungsrecht für Versicherungsunternehmen an. 
Soweit alle Versicherungsniederlassungen im Zielland nach dem Tätigkeits-
landsprinzip in gleicher Weise das von den nationalen Behörden kontrollier-
te inländische Verbraucherschutzniveau zu beachten hatten, lag zunächst 
keine Harmonisierungsbedürftigkeit vor. Etwas anderes galt jedoch im Hin-
blick auf die unterschiedlichen mitgliedsstaatlichen Zulassungserfordernisse 
zur Aufnahme der Versicherungstätigkeit. Hier war es notwendig, gleiche 
Wettbewerbsbedingungen und einen angeglichenen Versichertenschutz zu 
gewährleisten, um möglichen Diskriminierungen von Versicherern anderer 
Mitgliedsstaaten zu begegnen.667 
                                                 
664 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 355. 
665 Vgl. Büchner, Fragen des aufsichtsrechtlichen Verbraucherschutzes, ZVersWiss 1994, 
S. 349 (351); Knauth, Effizienz und Wettbewerb der Aufsichtssysteme für Versicherungs-
unternehmen und Kreditinstitute, ZVersWiss 1996, S. 232 (235); Hohlfeld, Die Zukunft der 
Versicherungsaufsicht nach der Vollendung des Binnenmarktes, VersR 1993, S. 144 (146); 
Müller Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 355. 
666 Im Vergleich zur späteren Ausdehnung auf die Dienstleistungsfreiheit. 
667 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 356. 
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Als einen wichtigen Harmonisierungsbereich nennt Müller hierbei 
die Einführung des Sitzlandprinzips im Hinblick auf etwaige geforderte Li-
quiditätskriterien, „um das bis dahin übliche, mit Binnenmarktverhältnissen 
aber unvereinbare Verlangen nach Stellung einer Kaution oder sonstigen 
Sicherheiten durch die Niederlassung im Tätigkeitsland abschaffen zu kön-
nen.“668 Es stellt sich nunmehr die Frage, welches der aufgezeigten Auf-
sichtssysteme der Gemeinschaftsgesetzgeber als Grundlage eines harmoni-
sierten europäischen Aufsichtssystems herangezogen hat. Das Publizitäts-
system war insoweit wenig erfolgversprechend, da es aufgrund seiner eher 
passiven Kontrolle nicht geeignet war, einheitliche Verbraucher- und Wett-
bewerbsstandards zu schaffen, die ein vergleichbares Kontroll- und Schutz-
niveau im Gemeinschaftsgebiet garantieren können. 
In diesem Sinne ist das Publizitätssystem in seiner Reinform seit der 
Ersten Richtliniengeneration gemeinschaftsweit außer Anwendung, da be-
reits diese ersten Richtlinien Aufsichtsregelungen in Bezug auf die Zulas-
sung und die finanzielle Ausstattung von Versicherungsunternehmen auf-
stellen, die über eine bloße Veröffentlichung von Wirtschaftskennzahlen 
hinausgehen.669 Demgegenüber gibt es zahlreiche Stimmen, die das Konzept 
der Normativaufsicht als das für den Binnenmarkt geeignete ansehen, da es 
- unter Ausklammerung eines weitgehenden präventiven Versicherungs-
nehmerschutzes - zumindest eine Angebotsvielfalt ermöglicht und den in-
nergemeinschaftlichen Wettbewerb stärkt.670  
Dem entgegnet jedoch Müller, dass bereits die Erste Richtlinienge-
neration behördliche Beurteilungs- und Ermessensspielräume statuiert, die 
dem Normativsystem - wie oben aufgezeigt - wesensfremd sind.671 Er ver-
weist dabei unter anderem auf die Ermessensregelungen der Finanzaufsicht 
                                                 
668 Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 356, mit Verweisen auf die entsprechenden 
„Kautionsverbote“ der Artt. 6 III der Richtlinien 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) 
und 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben). 
669 Vgl. Artt. 6 ff., 13 ff. der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) und Artt. 6 
ff., 15 ff. der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben). 
670 Vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsver-
mittlung in Deutschland, S. 29; Jürgens/Rabe, Wozu dienen die Vorschläge für eine dritte 
EG-Richtliniengeneration?, VW 1992, S. 663 (665); Jürgens/Rabe/Rabe, Der Europäische 
Versicherungsmarkt, S. 10; Drabbe, Verwirklichung des Binnenmarktes der Versicherun-
gen - Was bleibt zu tun?, VW 1994, S. 550. 
671 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 357 f. 
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im Hinblick auf die Eigenmittelausstattung672, das Entschließungsermessen 
(„ob“ des Eingreifens) beim Widerruf der Zulassung673, bei Verstößen ge-
gen Rückstellungen oder die Mindestsolvabilitätsspanne674 und einem damit 
in Zusammenhang stehenden Auswahlermessen bezüglich des „wie“ eines 
Eingreifens.675 Insoweit kann man nicht davon sprechen, dass der Gemein-
schaftsgesetzgeber eine Aufsichtsharmonisierung auf der Grundlage des 
Normativsystems vorgenommen hat. Das Aufsichtssystem der Ersten Richt-
liniengeneration lässt sich am ehesten als eine Mischform zwischen Norma-
tivsystem und präventiv-materieller Staatsaufsicht begreifen. 
Mit der Normierung der Regelungen über die Aufnahme und Aus-
übung der Versicherungstätigkeit im Wege der Dienstleistungsfreiheit in der 
Zweiten und Dritten Richtliniengeneration wurde eine Überarbeitung des 
Aufsichtskonzeptes notwendig. Man benötigte fortan einheitliche, sich mehr 
und mehr am Sitzlandprinzip orientierende Aufsichtsregelungen, um die 
nicht mehr zwingend über eine Niederlassung im Zielland aktiven Versiche-
rer in finanzieller und verbraucherschützender Weise im Rahmen europa-
weit zu sichernder Mindeststandards kontrollieren zu können. Die Auf-
sichtsbehörden der Zielmarktländer wurden in ihrer Aufsichtskompetenz 
nach und nach dahin beschränkt, dass sie zwar Verstöße - insbesondere sol-
che gegen nationale Allgemeinwohlinteressen - registrieren konnten, die 
daraus resultierenden Eingriffsbefugnisse aber primär der Aufsichtsbehörde 
des Sitzlandes oblagen. Dieses umfassende Sitzlandprinzip verdeutlicht sich 
im Bereich des Versicherungswesens an der gemeinschaftsweiten Zulas-
sungserteilung durch den Herkunftsmitgliedsstaat (sog. „Single Licence-
Prinzip“) und der Sitzlandkontrolle (sog. „Home Country Control“). 
Diese führten, letztlich übereinstimmend mit Müller676 und Hohl-
feld677, zu einem gemeinschaftsweiten System der (nun nicht mehr präven-
                                                 
672 Vgl. etwa Art. 16 S. 2 Nr. 3 der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben). 
673 Vgl. Art. 22 der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) und Art. 26 der 
Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben). 
674 Vgl. etwa Art. 20 I, III der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) und ent-
sprechend dazu Art. 24 I, III der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben). 
675 Siehe insoweit die weit gefasste Regelung in Art. 20 IV der Richtlinie 73/239/EWG 
(Erste Richtlinie Schaden), in der es heißt, dass „die Aufsichtsbehörden im übrigen alle 
Maßnahmen treffen [können], die geeignet sind, die Interessen der Versicherten zu wah-
ren.“ Eine ähnliche Regelung enthält Art. 24 IV der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtli-
nie Leben). 
676 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, S. 135 ff., Rdn. 359 ff. 
 148
tiv ansetzenden) materiellen Staatsaufsicht678, welche sich fortan als europa-
rechtlich harmonisierter und modernisierter Aufsichtstyp durch die Auf-
sichtsaufgabe (z. B. Solvenzaufsicht)679 und nicht etwa durch die Auf-
sichtsmittel wie etwa die nunmehr unzulässige Vorab-AVB- und -
Tarifkontrolle definiert.680 
 
b. Sinn und Zweck der Aufsicht/Zulassung 
 
Die Aufgabe bzw. der Zweck einer umfassenden Versicherungsauf-
sicht ergibt sich aus der sozialen und ethischen Bedeutung der Versiche-
rungswirtschaft für das Individuum, die eine Gleichstellung mit „gewöhnli-
                                                                                                                            
677 Vgl. Hohlfeld, Die Zukunft der Versicherungsaufsicht in der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft, VR 1991, S. 329 (333); Derselbe, Auswirkungen der Deregulierung aus 
aufsichtsbehördlicher Sicht, S. 28. 
678 In diesem Zusammenhang spricht etwa Herrmann, Ist der VVG-Reformvorschlag zum 
Recht der Obliegenheiten europarechtskonform?, VersR 2003, S. 1333 (1336), davon, dass 
die präventive Staatsaufsicht mit der Dritten Richtliniengeneration beseitigt wurde. Diese 
Aussage steht jedoch nicht im Widerspruch dazu, dass nun ein europaweites System der 
materiellen Staatsaufsicht besteht, da Herrmanns Betonung wohl auf dem seitens der Ziel-
marktländer nun nicht mehr zulässigen Präventivcharakter der Staatsaufsicht liegt. 
679 Vgl. Schnyder, Parteiautonomie im europäischen Versicherungskollisionsrecht, S. 49. 
680 Siehe weiterführend hierzu Müller, Versicherungsbinnenmarkt, S. 135-138, Rdn. 362-
364. Dieser verweist insoweit auf die Aufsichtsänderung in der Dritten Richtliniengenerati-
on, nach der die Aufsichtsbehörden der Sitzländer „alle Maßnahmen zu treffen [haben], die 
geeignet und erforderlich sind, um sicherzustellen, dass der Geschäftsbetrieb mit den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die das Unternehmen jeweils in den Mitgliedsstaaten 
zu beachten hat, und insbesondere mit dem Tätigkeitsplan - sofern er weiter verbindlich ist 
- in Einklang bleibt und dass Missstände, die eine Gefährdung der Versicherteninteressen 
darstellen, vermieden oder beseitigt werden [...].“ Vgl. Art. 19 III lit. b der Richtlinie 
73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) in der Änderungsfassung des Art. 11 der Richtlinie 
92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) sowie Art. 23 III lit. b der Richtlinie 79/267/EWG 
(Erste Richtlinie Leben) in der Änderungsfassung des Art. 10 der Richtlinie 92/96/EWG 
(Dritte Richtlinie Leben), welche bestätigt wird durch Art. 13 III der Richtlinie 2002/83/EG 
(Vierte Richtlinie Leben). Weiter führt Müller, Ebenda, Rdn. 363, hierzu aus, dass auch die 
Tatsache des allmählichen Wegfallens der Vorab-Bedingungs- und Tarifgenehmigung der 
Einschätzung einer europaweiten materiellen Staatsaufsicht nicht entgegensteht, da sich der 
Charakter eines Aufsichtssystems durch die Aufsichtsaufgabe und nicht durch einzelne 
Aufsichtsmittel bestimmt. Insoweit ergäbe sich aus der in § 81 II 1 VAG und den zuvor 
genannten Richtlinienregelungen, dass es „Aufgabe der Aufsicht ist [...], die Versicherten-
interessen vor Gefährdung zu schützen, sei es, dass diese durch Verletzungen der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, des Tätigkeitsplans oder [...] durch sonstige Missstände 
droht. Dieser Auftrag, Missstände aktiv zu bekämpfen, ist Charakteristikum der materiellen 
Staatsaufsicht, und zwar unabhängig davon, ob Bedingungs- und Tarifkontrolle präventiv 
oder repressiv durchgeführt wird.“ Vgl. auch Derselbe, Die zukünftige Rolle des Bundes-
aufsichtsamtes für das Versicherungswesen, VW 1993, S. 548 (551); Herrmann, Ist der 
VVG-Reformvorschlag zum Recht der Obliegenheiten europarechtskonform?, VersR 2003, 
S. 1333 (1337). Vgl. ähnlich auch Basedow, Stand und Perspektiven der Deregulierung im 
Versicherungswesen, S. 23 (27 und 64), der feststellt, dass „das Grundprinzip der materiel-
len Staatsaufsicht, die Vorabkontrolle von Preis und Produkt [...] einer Missbrauchskontrol-
le weichen [muss], die im Nachhinein ausgeübt wird.“ 
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chen“ Gewerbeausübungen verbietet.681 Der einzelne Versicherungsnehmer 
und auch potentiell geschädigte Dritte (z. B. in Kfz-Haftpflichtfällen) muss 
in diesem Sinn unbedingt darauf vertrauen dürfen, dass das Versicherungs-
unternehmen beim Eintritt des Versicherungsfalles vollumfänglich leis-
tungsfähig ist.682 Hierbei gilt es im Bereich der Versicherungsaufsicht, auch 
den Ruf des Finanzplatzes Deutschland und das Vertrauen der Versiche-
rungsnehmer in eine solide und solvente Versicherungswirtschaft zu stär-
ken.683 Bezogen auf Deutschland ergibt sich das staatliche Aufsichtsrecht 
aus der sozialstaatlichen Intention des Grundgesetztes, welche sich insbe-
sondere aus den Artt. 20 I und 28 I 1, III GG entnehmen lässt. Ihre Begren-
zung findet die staatliche Aufsicht in den Grundrechten der der Aufsicht 
unterworfenen Versicherungsunternehmen, insbesondere in den Artt. 12 I 
und 2 I GG i. V. m. Art. 19 III GG.684 Der Umfang der damit in Zusammen-
hang stehenden Kontroll- und Eingriffsbefugnisse war insbesondere im 
deutschsprachigen Rechtsraum umstritten und wurde maßgeblich über den 
Aufsichtszweck zu definieren versucht.685 
 
                                                 
681 Vgl. Starke, Die Entwicklungslinien der materiellen Staatsaufsicht in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts, Bd. III, S. 11 ff. 
682 Des weiteren gilt, dass die Interessen der Versicherten und der geschädigten Dritten 
auch in anderer Hinsicht gewahrt werden. Hier gilt es insbesondere: 1.) ein angemessenes 
Verhältnis zwischen Prämien und zu deckenden Risiken sicherzustellen, 2.) Diskriminie-
rungen einzelner Versicherungsnehmergruppen zu verhindern, 3.) Versicherungsschutz für 
möglichst alle Risikoträger verfügbar zu machen, 4.) Irreführungen in Versicherungsverträ-
gen zu verhindern, 5.) die Beachtung der Treuepflichten zwischen Versicherern und Ver-
mittlern zu gewährleisten, 6.) die Durchsetzbarkeit von Ansprüchen gegen wirtschaftlich 
überlegene Versicherungsunternehmer zu sicherzustellen. Vgl. dazu auch Windhagen, Die 
Versicherungswirtschaft im europäischen Kartellrecht, S. 12; Weidenfeld, Der Europäische 
Versicherungsbinnenmarkt und seine Auswirkungen auf die strategische Unternehmenspo-
litik von Erstversicherern, S. 85; Müller, Versicherungsbinnenmarkt, S. 129, Rdn. 345. 
683 Hierbei ist insbesondere auf die große volkswirtschaftliche Bedeutung des Versiche-
rungswesens als Kapitalsammelbecken und Schadensfinanzierer sowie seine Position als 
Kernelement der sozialen Sicherheit (Stichwort: Lebens-, Kranken- und Unfallversiche-
rung) hervorzuheben. Vgl. dazu auch Windhagen, Die Versicherungswirtschaft im europäi-
schen Kartellrecht, S. 12; Weidenfeld, Der Europäische Versicherungsbinnenmarkt und 
seine Auswirkungen auf die strategische Unternehmenspolitik von Erstversicherern, S. 85; 
Finsinger/Schmid, Prices, Distribution Channels and Regulatory Intervention in European 
Insurance Markets, S. 22 (26). 
684 Vgl. Bogs, Die Sozialversicherung im Staat der Gegenwart, S. 394. 
685 Vgl. hierzu umfassend Angerer, Grundlinien der Versicherungsaufsicht, S. 8 ff.; Groß-
mann, Grenzlinien zwischen Recht und Wirtschaft im Versicherungs-Aufsichtsrecht, S. 243 
ff.; Wessels, Gedanken zur Reform des Versicherungsaufsichtsrechts, S. 41 ff.; Ipsen, 
Rechtsstaatliche Grenzen der Versicherungsaufsicht, DÖV 1975, S. 805 (807); Weber, Die 
Versicherungsaufsicht in der wissenschaftlichen Analyse und Kritik, S. 51 (62 ff.); Frey, 
Versicherungsaufsicht, VW 1986, S. 756 f. 
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Zum einen gab es die heute nicht mehr vertretene Theorie der Gefah-
renabwehr. Diese Auffassung beschränkte sich auf die Notwendigkeit der 
Abwehr bereits eingetretener oder unmittelbar bevorstehender Gefahren; 
präventive Aufsichtsmittel wurden hingegen nicht erfasst.686 Dass ein derar-
tiger Aufsichtsansatz, welcher der Idee eines bloß repressiv eingreifenden 
„Nachtwächterstaates“ nahe steht, aus heutiger Sicht nicht mehr vertretbar 
erscheint, bedarf sicherlich keiner großen Erläuterung.687 Aufgrund der so-
zialen und finanziellen Bedeutung für die Gesellschaft und den Einzelnen, 
der, im Vertrauen auf die Leistungsfähigkeit des Versicherers im Schadens-
fall unter Umständen sein gesamtes Hab und Gut über eine Versicherungs-
police abgesichert hat, kann sich eine staatliche Versicherungsaufsicht nicht 
auf ein repressives Tätigwerden beschränken, sondern muss fortlaufend 
auch präventiv zur Gefahrenbeseitigung beitragen.688 
Die daneben von Starke eingebrachte Strukturtheorie orientiert sich 
an den Besonderheiten des Versicherungsproduktes, welches aufgrund sei-
ner Nichtgreifbarkeit für den Versicherer relativ leicht in Vertragsform ge-
nerierbar und duplizierbar ist, ohne dass der Versicherungsnehmer eine 
konkrete und für ihn nachprüfbare Ware in den Händen halten kann.689 Der 
Versicherungsaufsicht kommt nach Starke insoweit die Aufgabe zu, das 
Vertrauensverhältnis der Versicherungsnehmer in die Solidität der Versiche-
rer aufrechtzuerhalten und die ständige finanzielle Leistungsfähigkeit 
bezüglich der in den Vertragspolicen eingegangenen Verpflichtungen 
sicherzustellen.690 Besonders problematisch und deshalb auch wenig 
überzeugend an dieser Theorie ist einerseits die schwierige Grenzziehung 
zwischen einer in Grenzen zulässigen Aufsicht und verfassungsrechtlich 
nicht mehr zulässigen wirtschaftslenkenden Maßnahmen.691 
                                                 
686 Vgl. Friedrich, Der Rechtsbegriff der Versicherung und die Praxis des Versicherungs-
aufsichtsamts, S. 41; Starke, Die Entwicklungslinien der materiellen Staatsaufsicht in der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, Bd. III, S. 58. 
687 Diese Theorie fand bereits in den 1950er Jahren keine Anhänger mehr. Vgl. dazu Mi-
chaels, Staatsaufsicht über Versicherungsunternehmen und Kreditinstitute, S. 44 ff. 
688 Vgl. ebenso Stein, Die Wirtschaftsaufsicht, S. 10. 
689 Vgl. Starke, Die Entwicklungslinien der materiellen Staatsaufsicht in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts, Bd. III, S. 65 ff. Vgl. auch Friedrich, Der Rechtsbegriff der Versiche-
rung und die Praxis des Versicherungsaufsichtsamtes, S. 43. 
690 Vgl. Starke, Die Entwicklungslinien der materiellen Staatsaufsicht in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts, Bd. III, S. 69. 
691 Vgl. Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, S. 9. 
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Problematisch ist ferner die Ableitung des Kompetenz- und damit 
Kontrollumfangs aus der Struktur der Versicherungswirtschaft und nur 
nachrangig dazu aus den Gründen des Versicherungsnehmerschutzes, dem 
eigentlichen Rechtfertigungsgrund der Aufsicht.692 Darüber hinaus gibt es 
noch die sog. Schutztheorie, welche als die herrschende Meinung bezüglich 
des Aufsichtszwecks angesehen wird.693 Diese Auffassung ordnet die Vor-
schriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes als gewerbe- und wirtschafts-
polizeiliche Maßnahmen ein, denen gerade keine wirtschaftslenkende Funk-
tion zukommt.694 Nach dieser Theorie steht die Abwehr von unmittelbar 
bevorstehenden konkreten Gefahrenquellen und - als Ergänzung zur Gefah-
rentheorie - der präventive Schutz vor abstrakten Gefahren im Mittelpunkt 
der ausschließlich695 die Belange der Versicherungsnehmer schützenden 
Versicherungsaufsicht.696 
Die Bedeutung der vorgenannten Theorien sowie der damit verbun-
dene Streit um den Zweck der Versicherungsaufsicht ist aus heutiger Sicht 
als marginal einzustufen.697 Es hat sich nämlich die Erkenntnis durchgesetzt, 
dass keine der Theorien den Schutzzweck der Aufsicht allumfassend be-
schreiben kann. Im Ergebnis kann man jedoch, angelehnt an die Schutztheo-
rie und übereinstimmend mit Möller resümieren, dass „der Zweck der Ver-
sicherungsaufsicht im Schutz des Versicherten und im volkswirtschaftlichen 
sowie sozialen Interesse an der Erhaltung eines soliden, leistungsfähigen 
                                                 
692 Vgl. Bogs, Die Sozialversicherung im Staat der Gegenwart, S. 389; Prölss, Versiche-
rungsaufsichtsgesetz, Vorbemerkung, Rdn. 111; Schmidt, Europäisches Versicherungsauf-
sichtsrecht, Bd. 1, S. 7; Kraus, Versicherungsaufsichtsrecht, S. 33. 
693 Vgl. Stein, Die Wirtschaftsaufsicht, S. 10; Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, Vor-
bemerkung, Rdn. 46, 110, 123; Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtli-
nien, S. 10; Büchner, Fragen des aufsichtsrechtlichen Verbraucherschutzes, ZVersWiss 
1994, S. 349; Schmidt, Europäisches Versicherungsaufsichtsrecht, Bd. 1, S. 7; Hohlfeld, 
Die Zukunft des Verbraucherschutzes im Privatkundengeschäft der Versicherungen, VW 
1991, S. 1494. 
694 Vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsver-
mittlung in Deutschland, S. 34; Mösbauer, Staatsaufsicht über die Wirtschaft, S. 349 ff. 
695 Vgl. Prölss, Wandlungen des Versicherungsaufsichtsrechts, ZVersWiss 1961, S. 109 
(118). 
696 Vgl. Kraus, Versicherungsaufsichtsrecht, S. 30; Stein, Die Wirtschaftsaufsicht, S. 10; 
Schmidt, Versicherungsaufsicht, VWStW, D III, S. 9. 
697 Vgl. Schmidt/Frey, Versicherungsaufsichtsgesetz, Bundesaufsichtsgesetz, Kartellrecht 
der Versicherungswirtschaft (§ 102 GWB) und andere Nebengesetze, Vorbemerkung, Rdn. 
43; Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, S. 10. 
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Versicherungswesens [...] als Beitrag für stabile wirtschaftliche und soziale 
Verhältnisse [begründet ist]“.698 
 
2. Die Zulassung/Versicherungsaufsicht im Wandel der Richtlinienge-
nerationen 
 
a. Zulassung/Aufsicht zur Zeit der Ersten Richtliniengeneration 
 
Die sich zur Zeit der Ersten Richtliniengeneration aus der doppelten 
Zulassungspflicht im Sitzland des Versicherungsunternehmens und im Tä-
tigkeitsland der Agentur oder Zweigniederlassung ergebende Duplizierung 
der Versicherungsaufsicht wurde weitgehend zugunsten einer Zuständigkeit 
der Tätigkeitslandsbehörden entschieden (sog. Prinzip der Tätigkeits-
landsaufsicht)699 und führte zu einer für den Binnenmarkt nachteiligen Ter-
ritorialisierung der Versicherungsmärkte.700 Lediglich die gemeinschafts-
weite Solvabilitätsprüfung und -beaufsichtigung wurde der Sitzlandbehörde 
zugewiesen.701 In diesem Zusammenhang blieb es weiterhin den nationalen 
Rechtsordnungen der Mitgliedsstaaten überlassen, die Zulassungserteilung 
zum Versicherungsgeschäft von einer Genehmigung der Satzung, der All-
gemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen sowie der Tarife ab-
hängig zu machen.702 
Im Bereich der versicherungstechnischen Rückstellungen, insbeson-
dere der Deckungshöhe, erfolgte keine Harmonisierung der Vorschriften.703 
Aufgrund des zuvor Gesagten und der in den jeweiligen Mitgliedsstaaten 
unterschiedlichen Ausgestaltung der Art und des Umfangs der Bedingungs- 
                                                 
698 Möller, Die Versicherungswirtschaft im demokratischen Staat, S. 373 (377). 
699 Vgl. Pool, Der Binnenmarkt für Versicherungen: Stand und Ausblick, S. 20. 
700 Vgl. Schnyder, Parteiautonomie im europäischen Versicherungskollisionsrecht, S. 49 
(50). 
701 Vgl. etwa Art. 14 der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) und Art. 16 der 
Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben). Vgl. ferner Angerer, Perspektiven und 
Entwicklungen der Versicherungsaufsicht im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft, ZfV 
1989, S. 6; Roth, Die Vollendung des europäischen Binnenmarktes für Versicherungen, 
NJW 1993, S. 3028 (3029); Bunte, Lexikon des Rechts - Versicherungsrecht, S. 39. 
702 Vgl. Art. 8 III der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) und Art. 8 III der 
Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben). 
703 Vgl. Art. 15 I 2 der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) und Art. 17 I 2 
der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben). Vgl. auch Pool, Der Binnenmarkt für 
Versicherungen: Stand und Ausblick, S. 20; Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen 
des Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 (265). 
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und Finanzaufsicht ließ sich durch die Erste Richtliniengeneration gerade 
keine Aufsichtsharmonisierung erreichen.704 Die zur damaligen Zeit grund-
sätzlich von den Zielmarktländern wahrgenommene und für Deutschland 
aus dem Sozialstaatsprinzip abgeleitete verfassungsrechtliche Legitimation 
der Versicherungsaufsicht, gehörte zu den im Allgemeininteresse liegenden 
Berufsregelungen im Sinne der sogenannten van Binsbergen-
Entscheidung705, die als Rechtfertigungsgrund einer zwischenstaatlichen 
Dienstleistungsbehinderung anerkannt sind.706  
Bereits im Weißbuch der Kommission von 1985, in dem sie ihre 
„neue Strategie“ weg von einer umfassenden materiellen Rechtsangleichung 
hin zu einer Harmonisierung der mitgliedstaatlichen Rechtsanwendungs-
rechte (IPR) vorstellt, wird deutlich, dass sich die weitere binnenmarktorien-
tierte Harmonisierung im Bereich des Aufsichtsrechts nicht mit der bis da-
hin vertretenen Tätigkeitslandskontrolle erreichen lässt, sondern vielmehr 
einen schrittweisen Übergang zur Sitzlandkontrolle erfordert.707 
Neben dem allgemeinen Binnenmarktprogramm der Kommission, 
welches in der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) von 1986/87 festge-
schrieben wurde und sich in Art. 14 EGV wiederfindet, setzte auch das be-
reits besprochene Versicherungsurteil des EuGH wichtige Akzente für die 
weitere Richtliniengesetzgebung im Sinne der Zweiten Richtliniengenerati-
on sowie den damit verbundenen Änderungen zur Versicherungsaufsicht. 
 
b. Zulassung/Aufsicht zur Zeit der Zweiten Richtliniengeneration 
 
Bereits mit Erlass der Zweiten Richtliniengeneration im Versiche-
rungswesen begann der Gemeinschaftsgesetzgeber eigene Regeln zur Versi-
cherungsaufsicht zu normieren. Hierdurch sollte den Mitgliedsstaaten eine 
Beschränkung der Verkehrsfreiheiten, insbesondere der Artt. 49 ff. EGV, 
mittels einer Berufung auf das nationale Allgemeininteresse, welches nur im 
nicht harmonisierten Bereich zur Anwendung gelangen kann, verwehrt wer-
                                                 
704 Vgl. Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, S. 33; Jür-
gens/Rabe/Rabe, Der Europäische Versicherungsmarkt, S. 4. 
705 EuGH, Rs. 33/74, van Binsbergen, Urteil vom 03.12.1974, Slg. 1974, S. 1299. 
706 Vgl. Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 667. 
707 Vgl. Vollendung des Binnenmarktes, Weißbuch der Kommission an den Europäischen 
Rat vom 14.06.1985, KOM (85) 310 endg., Ziffer 103. 
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den. Dieser grundsätzliche Wandel im Bereich der Aufsichtskontrolle wurde 
durch eine teilweise Abkehr vom Prinzip der Ziellandsaufsicht im Wege 
einer arbeitsteiligen Überwachung im Bereich der Dienstleistungstätigkeit 
eingeleitet.708 Hinzu traten weitergehende Deregulierungen im Großrisiko-
bereich bei Schadensversicherungen und beim negativen (passiven)709 
Dienstleistungsverkehr im Lebensversicherungsbereich.710 Im Bereich der 
Massenversicherungen sowie des aktiven Dienstleistungsverkehrs blieben 
demgegenüber darüber hinausgehende Deregulierungen der Aufsicht auf-
grund der hohen Schutzwürdigkeit dieses Versichertenkreises aus, womit 
dort (noch) weitgehend das Prinzip der Ziellandsaufsicht galt. 
In diesem Zusammenhang wird auch von einem Aufsichtsmodell der 
zwei Geschwindigkeiten gesprochen711, welches nur bedingt zur Verwirkli-
chung eines europäischen Binnenmarktes für Versicherungen geeignet 
war.712 So wurde im Rahmen der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie 
Schaden) eine Differenzierung bezüglich der Groß- und Massenrisiken ein-
geleitet. Hierbei sehen Art. 9 I, III 2 i. V. m. Art. 5 lit. d und Art. 18 II der 
besagten Richtlinie für sogenannte Großrisiken vor, dass den Aufsichtsbe-
hörden der Zielmarktländer sowohl die präventive Kontrolle der Allgemei-
nen und Besonderen Versicherungsbedingungen als auch die der Vorab-
Tarifgenehmigung untersagt ist. 
Die im EU-Recht grundsätzlich bevorzugte Anknüpfung an das Her-
kunftslandprinzip713 wurde weiterhin dadurch gefestigt, dass es den Auf-
sichtsbehörden der Zielmarktländer im Bereich des Dienstleistungsverkehrs 
nach Art. 16 I i. V. m. Art. 5 lit. d der Richtlinie 88/357/EWG im Bereich 
                                                 
708 Vgl. Art. 19 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden und Art. 20 der 
Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben). Vgl. ferner Miersch, Versicherungsauf-
sicht nach den Dritten Richtlinien, Aufsichtsbefugnisse und Inländerbenachteiligungen, S. 
36. 
709 Beim negativen bzw. passiven Dienstleistungsverkehr begibt sich der Nachfrager grenz-
überschreitend in den Mitgliedsstaat des Anbieters. 
710 Vgl. etwa die Artt. 8 III und 10 III der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Scha-
den) in der Fassung der Artt. 9 und 18 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Scha-
den) sowie Art. 16 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden), ferner auch 
Artt. 14 und 19 II der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben). 
711 Vgl. Roth, Die Vollendung des europäischen Binnenmarktes für Versicherungen, NJW 
1993, S. 3028 (3029); Michaels, Neuorientierung der Versicherungsmärkte bei veränderten 
rechtlichen Rahmenbedingungen, VW 1990, S. 1394 (1397). 
712 Vgl. Jürgens/Rabe/Rabe, Der Europäische Versicherungsmarkt, S. 8; Loheac, Der Bin-
nenmarkt für Versicherungen: Chancen, Grenzen, Perspektiven, VW 1994, S. 1116 (1118). 
713 Siehe u. a. die Entscheidungsgründe der Cassis-Judikatur. 
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der Großrisiken untersagt ist, eigenständige Zulassungserfordernisse für den 
Versicherer zur Teilnahme am Wirtschaftsmarkt zu verlangen. Es genügte 
in diesen Fällen nach Art. 16 I lit. a-c der besagten Richtlinie, dass eine Tä-
tigkeitsgenehmigung (inklusive der zugelassenen Versicherungszweige) der 
Aufsichtsbehörde des Herkunftsstaates vorlag, diese vom Umfang her auch 
ein Tätigwerden in anderen Mitgliedsstaaten abdeckte, die Einhaltung der 
Mindestsolvabilität nachgewiesen sowie die Art der im Zielland zu decken 
beabsichtigten Risiken angegeben wurde. 
Die Aufnahme der Versicherungstätigkeit war im Bereich der Groß-
risiken714 gem. Art. 16 III der besagten Richtlinie ab dem Zeitpunkt mög-
lich, zu dem die Behörden des Ziellandes nachweislich im Besitz der vorbe-
zeichneten Unterlagen waren.715 Im Bereich der Massenrisiken blieb die 
uneingeschränkte Aufsichtskompetenz der Mitgliedsstaaten der Risikobele-
genheit vorerst noch erhalten.716 
Im Bereich der Lebensversicherung wird mit der Richtlinie 
90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben) eine der Richtlinie 88/357/EWG 
entsprechende Regelung getroffen717, wobei keine Abgrenzung nach Groß- 
und Massenrisiken stattfand, sondern eine vorübergehende Initiativlösung 
“getestet“ wurde.718 Art. 13 I der Richtlinie 90/619/EWG traf insoweit für 
jene Fälle, in denen sich der Versicherungsnehmer eigenständig um eine 
Lebensversicherungspolice bei einem in einen anderen Mitgliedstaat zuge-
lassenen Versicherungsunternehmen bemüht, eine der Richtlinie 
88/357/EWG bezüglich der dort enthaltenen Großrisiken entsprechende 
Regelung. Daher entfällt in diesen Fällen nach Art. 14 der Richtlinie 
90/619/EWG719 eine Zulassungs- und AVB-Genehmigungs-Pflicht im Mit-
                                                 
714 Art. 16 IV der Richtlinie 88/357/EWG erweitert den Anwendungsbereich des Art. 16 I-
III der Richtlinie auch auf die Fälle, in denen die Mitgliedsstaaten weitere, über den Be-
reich der Großrisiken hinausgehende Versicherungsdienstleistungen von einer behördlichen 
Zulassung ausgenommen haben. 
715 Vgl. auch Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das 
Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 (266). 
716 Vgl. Roth, Die Vollendung des europäischen Binnenmarktes für Versicherungen, NJW 
1993, S. 3028 (3029). 
717 Auch hier gilt das Verbot einer vorherigen Genehmigungspflicht bzw. systematischen 
Vorlage der Allgemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen, der Tarife und 
Formblätter. Vgl. dazu Art. 19 II, III der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben). 
718 Vgl. Roth, Die Vollendung des europäischen Binnenmarktes für Versicherungen, NJW 
1993, S. 3028 (3029). 
719 Art. 14 III der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben) lautet hierzu wie folgt: 
„Das Unternehmen kann seine Tätigkeit ab dem Zeitpunkt aufnehmen, zu dem die Behör-
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gliedsstaat des um die Police nachsuchenden Versicherungsnehmers. Dies 
begründete sich daraus, dass derjenige Versicherungsnehmer, der selbst 
grenzüberschreitend aktiv wurde, sich freiwillig aus dem umfassenden 
Schutzbereich seiner Heimatrechtsordnung begab und insoweit nicht die 
gleiche Schutzwürdigkeit im Sinne einer umfassenden nationalen Aufsichts-
intensität besaß.720 Das für die Aufsichtszuständigkeit, die Steuerkompetenz 
der Mitgliedsstaaten und das internationale Privatrecht bei Lebensversiche-
rungen bis dahin wichtige Anknüpfungskriterium der Risikobelegenheit 
wurde nach der Definition in Art. 2 lit. e der vorbenannten Richtlinie 
90/619/EWG in das Kriterium des gewöhnlichen Aufenthalts- bzw. Nieder-
lassungsortes des Versicherungsnehmers geändert (so geschehen u. a. in den 
Artt. 4, 12, 25 der Richtlinie 90/619/EWG).721 
Im Bereich der Massenrisiken war es den Ziellandsbehörden jedoch 
weiterhin erlaubt, die Ausübung der Versicherungstätigkeit im Wege des 
freien Dienstleistungsverkehrs von einer nationalen behördlichen Zulassung 
abhängig zu machen, Rechts- und Verwaltungsvorschriften einzuführen 
oder beizubehalten sowie eine Genehmigung der Allgemeinen und Beson-
deren Versicherungsbedingungen vorzusehen. Dies galt, sofern der damit 
bezweckte Schutz der Versicherungsnehmer nicht bereits durch gleichwerti-
ge Maßnahmen der Sitzlandbehörden gewährleistet war und die ergriffenen 
Maßnahmen dem Verhältnismäßigkeitsgebot entsprachen.722 
Darüber hinaus nehmen sich die Richtlinien der Zweiten Generation 
auch der Problematik der Kontrolle von Versicherungsbedingungen und 
technischen Reserven an und regeln diese im Bereich der Großrisiken sowie 
der im Rahmen des passiven Dienstleistungsverkehrs zustande gekommenen 
                                                                                                                            
den des Mitgliedsstaats der Dienstleistung nachweislich im Besitz der in Absatz 1 erwähn-
ten Unterlagen sind.“ 
720 Vgl. Pool, Der Binnenmarkt für Versicherungen: Stand und Ausblick, S. 76 f. 
721 Vgl. Roth, Die Vollendung des europäischen Binnenmarktes für Versicherungen, NJW 
1993, S. 3028 (3029). 
722 Vgl. Art. 15 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) und Art. 12 der 
Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben) bezüglich der Zulässigkeit einer ziel-
landsbehördlichen Zulassung für den Dienstleistungsverkehr im Massenversicherungsbe-
reich. Zu den national vorbehaltenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie der Ge-
nehmigung der Versicherungsbedingungen, Vgl. Art. 18 I der Richtlinie 88/357/EWG 
(Zweite Richtlinie Schaden) und Art. 19 I der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie 
Leben). 
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Lebensversicherungen zugunsten der Vorschriften der Sitzstaaten.723 Diese 
vorgenannten, bis dahin europarechtlich nicht harmonisierten Bereiche, ver-
anlassten den Gerichtshof in seinem bereits erörterten Versicherungsurteil 
von 1986 noch dazu, insoweit eine Zulassungskontrolle der Zielländer als 
mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar einzustufen.724 
Im Übrigen kann man im Bereich des Dienstleistungsverkehrs davon 
ausgehen, dass die Beaufsichtigung im Zielland sowohl von den Ziellands- 
als auch von den Sitzlandbehörden wahrgenommen wird. So regelt bei-
spielsweise Art. 19 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) 
dass es gem. Absatz II der Ziellandsbehörde obliegt, etwaige Verstöße ge-
gen Rechtsvorschriften des Ziellandes festzustellen und das Unternehmen 
zur Einhaltung derselben aufzufordern. Kommt das Unternehmen dem nicht 
nach, so informiert die Ziellandsbehörde die Sitzlandbehörde gemäß Absatz 
III, damit diese die benannten Unregelmäßigkeiten abstellt. 
Erst wenn all diese Versuche nicht zum gewünschten Erfolg, näm-
lich der Einhaltung der nationalen Rechtsvorschriften des Ziellandes geführt 
haben, ist die Ziellandsbehörde in Abstimmung mit der Sitzlandbehörde 
nach Absatz IV berechtigt, eigene Maßnahmen gegen das Unternehmen 
einzuleiten.725 
 
c. Zulassung/Aufsicht zur Zeit ab der Dritten Richtliniengeneration 
 
Mit Erlass der Dritten Versicherungsrichtliniengeneration wurde das 
zuvor beschriebene System der zwei Geschwindigkeiten wieder aufgegeben 
und das in der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) für 
Großrisiken geschaffene Regelungsgefüge auch auf die Massengeschäfte im 
Schadensversicherungsbereich ausgedehnt. Ferner vollzog sich mit der Drit-
ten Richtliniengeneration die Abkehr von der noch vorhandenen Tätigkeits-
landaufsicht hin zu einer Grundsatzzuständigkeit der Sitzlandaufsicht (sog. 
                                                 
723 Vgl. Art. 23 II der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) und Art. 24 II 
der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben). Vgl. weitergehend Müller, Versi-
cherungsbinnenmarkt, Rdn. 48 und 69. 
724 Siehe hierzu auch die ausführliche Urteilsbesprechung unter dem Gliederungspunkt C 
III 5. 
725 Entsprechende Vorschriften für den Bereich der Lebensversicherung finden sich in Art. 
20 II-IV der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben). 
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„Home Country Control“).726 Die Dritten Versicherungsrichtlinien unter-
scheiden insoweit zwischen Regelungen zur Aufnahme der 
Versicherungstätigkeit und solchen, die den laufenden Betrieb betreffen. 
 
aa. Regelungen zur Aufnahme der Geschäftstätigkeit 
aaa. Die gemeinschaftsweite Zulassung für Versicherer mit Hauptsitz in 
Deutschland 
 
In der Dritten Richtliniengeneration wurde eine einheitliche obliga-
torische Zulassung zur Aufnahme des Geschäftsbetriebs nach den Vor-
schriften der jeweiligen Heimatrechtsordnung des Versicherers statuiert.727 
Das sogenannte „Single Licence-Prinzip“, welches unter anderem in Art. 
5728 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) und in Art. 4729 
der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), letzterer ersetzt durch 
die Artt. 4, 5 I der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben), fest-
gehalten und in den §§ 5, 6 VAG umgesetzt ist, besagt grundsätzlich, dass 
allein die Aufsichtsbehörden des Sitzlandes des Versicherers zur Erlaubnis-
erteilung der Unternehmenstätigkeit berufen sind. 
Damit wurde eine EU-weite Einheitszulassung, die sogenannte 
„Stammberechtigung“730 als Ausprägung einer gegenseitigen Anerkennung 
mitgliedsstaatlicher Verwaltungsakte normiert.731 Die Zulassungserteilung 
für die Aufnahme der Geschäftstätigkeit erfolgt dabei für jeden Versiche-
rungszweig in gesonderter Form.732 
                                                 
726 Vgl. Weiser, Der Binnenmarkt für Versicherungen, EuZW 1993, S. 29. 
727 Vgl. Art. 4 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) und Art. 3 der Richtli-
nie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), letztere neugefasst in Art. 4 der Richtli-
nie2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). Die Umsetzung ins deutsche Recht erfolgte in 
Art. 5 VAG. 
728 Art. 5 ändert insoweit Art. 7 der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) ab. 
729 Art. 4 ändert insoweit Art. 7 der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) ab. 
730 Vgl. zum Begriff der „Stammberechtigung“ Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. 
Auflage, Vor § 5 VAG, Rdn. 2. 
731 Insoweit umfasst die Zulassung zum Geschäftsbetrieb sowohl den Heimatmarkt des 
Versicherers als auch die Märkte der anderen EU-Staaten, in welchen das Versicherungsge-
schäft in Form einer Niederlassung oder des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs 
betrieben wird. Vgl. auch die Ausführungen zum transnationalen Verwaltungsakt unter im 
Gliederungspunkt B IV 2 b. 
732 Vgl. Art. 5 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) und Art. 4 der Richtli-
nie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), letztere neugefasst in Art. 5 II der Richtlinie 
2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) sowie der innerstaatlichen Umsetzung in § 6 II 
VAG. 
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Eine Zulassung zum Versicherungsbetrieb erfolgt immer dann, wenn 
die Voraussetzungen im Sinne der Richtlinienvorgaben eingehalten sind. 
Diese wären: 
 
1.) Die Wahl einer zulässigen, vom jeweiligen Zulassungsstaat ab-
hängigen Gesellschaftsform733, welche bezogen auf Deutschland 
gem. der Richtlinienumsetzung in § 7 I VAG die Form einer Aktien-
gesellschaft, eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit, einer 
Körperschaft oder einer Anstalt des öffentlichen Rechts zu wahren 
hat. 
 
2.) Ferner muss sich gem. der Umsetzung in den §§ 5 II, 7 II VAG 
der anzugebende Gesellschaftszweck - unter Ausschluss jeder ande-
ren Geschäftstätigkeit - auf die Versicherungstätigkeit und auf solche 
Geschäfte beschränken, die unmittelbar hiermit in Zusammenhang 
stehen.734 
 
3.) Des weiteren ist der Zulassungsbehörde gem. der Umsetzung in § 
5 II, III, IV VAG ein Tätigkeitsplan (Geschäftsplan) vorzulegen.735 
Dieser muss folgende Angaben736 enthalten: Angaben zur Art der zu 
                                                 
733 Vgl. Art. 6 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit Art. 
8 I lit. a der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) abändert, sowie Art. Art. 5 
der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 8 I lit. a der 
Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Bezüglich der Lebensversiche-
rung, Vgl. Art. 6 I lit. a der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
734 Vgl. Art. 6 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit Art. 
8 I lit. b der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) abändert, sowie Art. 5 der 
Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 8 I lit. b der Richtli-
nie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Bezüglich der Lebensversicherung, 
Vgl. Art. 6 I lit. b der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
735 Vgl. Art. 6 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit Art. 
8 I lit. c der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) abändert, sowie Art. 5 der 
Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 8 I lit. c der Richtli-
nie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Bezüglich der Lebensversicherung, 
Vgl. Art. 6 I lit. c der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
736 Art. 6 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) verweist unter Bezugnah-
me auf Art. 8 I lit. c der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) auf Art. 9 der 
letztgenannten Richtlinie, welcher seinerseits durch Art. 7 der Richtlinie 92/49/EWG (Drit-
te Richtlinie Schaden) ausgestaltet wird. Gleiches gilt spiegelbildlich für den Bereich der 
Lebensversicherungen, wobei Art. 5 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben) 
unter Bezugnahme auf Art. 8 I lit. c der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) 
auf Art. 9 der letztgenannten Richtlinie verweist, welcher seinerseits durch Art. 6 der Richt-
linie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben) ausgestaltet wird. Bezüglich der Lebensversi-
cherung, Vgl. Art. 7 der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
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deckenden Risiken, der Grundzüge der Rückversicherungspolitik, 
der Zusammensetzung des Mindestgarantiefonds, der voraussichtli-
chen Kosten für den Aufbau eines Verwaltungs- und Vertreternetzes 
sowie - für die ersten drei Jahre der Geschäftstätigkeit - Angaben zu 
den voraussichtlichen Verwaltungskosten exklusive der Aufwendun-
gen für den Verwaltungsaufbau, zu den voraussichtlichen Prämien-, 
Beitrags- und Schadensaufkommen, zur geplanten Liquiditätslage 
und zu den Finanzmitteln zur Einhaltung der Solvabilitätsspanne. 
 
4.) Daneben gilt es gem. der Umsetzung in § 5 IV 1 i. V. m. § 53 c II 
VAG, den Mindestbetrag des Garantiefonds nachzuweisen737, wel-
cher bei Lebensversicherungsgeschäften nach der alten Berech-
nungsweise grundsätzlich mindestens 800 Tsd. Rechnungseinheiten 
und bei Sachversicherungen je nach Art des zu deckenden Risikos 
zwischen 200 Tsd. und 400 Tsd. Rechnungseinheiten umfasste.738 
Mit der Umstellung des Währungssystems auf den Euro und einer 
Risikoanpassung im Rahmen des „Solvency I“-Projekts mittels der 
Richtlinien 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) und 
2002/13/EG739 (Solvabilitätsrichtlinie Schaden) wurde der Mindest-
betrag in Euro ausgewiesen und beträgt jetzt beispielsweise bei Le-
bensversicherungsgeschäften mindestens 3 Mio. Euro740 sowie bei 
                                                 
737 Vgl. Art. 6 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit Art. 
8 I lit. d der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) abändert, sowie Art. 5 der 
Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 8 I lit. d der Richtli-
nie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Bezüglich der Lebensversicherung, 
Vgl. Art. 6 I lit. d der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
738 Art. 6 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) verweist unter Bezugnah-
me auf Art. 8 I lit. d der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) auf Art. 17 II 
der letztgenannten Richtlinie. Gleiches gilt spiegelbildlich für den Bereich der Lebensversi-
cherungen, wobei Art. 5 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben) unter Bezug-
nahme auf Art. 8 I lit. d der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) auf Art. 20 II 
der letztgenannten Richtlinie verweist. Die wertmäßige Höhe der Rechnungseinheiten er-
gab sich aus der Bezugnahme auf Art. 5 lit. a der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie 
Leben) und Art. 5 lit. a der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Leben). 
739 Vgl. Richtlinie 2002/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
05.03.2002 zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG des Rates hinsichtlich der Bestim-
mungen über die Solvabilitätsspanne für Schadensversicherungsunternehmen, ABl. 2002 L 
77/17. 
740 Vgl. Art. 29 II der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). Zur konkreten aktu-
ellen Höhe des Mindestgarantiefonds sei auf die Ermächtigungsgrundlage des § 53 c II 
VAG verwiesen, woraufhin das Bundesministerium für Finanzen die Verordnung über die 
Kapitalausstattung von Versicherungsunternehmen (Kapitalausstattungs-Verordnung) vom 
13.12.1983 (BGBl. I S. 1451), geändert durch Verordnungen vom 07.10.1987 (BGBl. I S. 
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Schadensversicherungen (je nach Art der zu deckenden Risiken) 2 
bzw. 3 Mio. Euro.741 
 
5.) Als weitere Voraussetzung muss sichergestellt sein, dass die Ver-
sicherungsunternehmen gem. der Umsetzung in den §§ 5 V Nr. 5, 7 
a, 8 I 1 Nr. 1 VAG von fachlich qualifizierten Personen742 geleitet 
werden, gem. der Umsetzung in den §§ 5 V Nr. 6, 7 a II, 8 I 1 Nr. 2 
VAG die gesellschaftsrechtlich relevanten Eigentümerstrukturen und 
-beteiligungen offenbart worden sind, gem. § 8 I 1 Nr. 3 VAG die 
Belange der Versicherten gewahrt werden sowie die dauerhafte Er-
füllbarkeit aller Verpflichtungen gewährleistet ist.743 
 
Ist das Unternehmen hiernach von den Aufsichtsbehörden des Sitz-
landes (nach dem obigen deutschen Beispiel) EU-weit nach dem „Single 
Licence-Prinzip“ zugelassen, dann bedarf es keiner weiteren Zulassungen 
durch die Tätigkeitslandsbehörde, wenn das Unternehmen eine Zweignie-
derlassung innerhalb der Gemeinschaft eröffnen oder einen grenzüberschrei-
tenden Dienstleistungsverkehr aufnehmen möchte.744 Zuständige Genehmi-
gungsbehörde für Versicherungsunternehmen mit Hauptsitz in Deutschland 
ist gem. § 5 VAG i. V. m. § 4 I FinDAG745 die Bundesanstalt für Finanz-
                                                                                                                            
2278), vom 24.07.1990 (BGBl. I S. 1511) und vom 16.04.1996 (BGBl. I S. 616) erlassen 
hat. 
741 Vgl. Art 1, dort Unterpunkt 4. der Richtlinie 2002/13/EG, welcher Art. 17 II der Richtli-
nie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) entsprechend abändert. 
742 Vgl. Art. 6 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit Art. 
8 I lit. e der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) abändert, sowie Art. 5 der 
Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 8 I lit. e der Richtli-
nie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Bezüglich der Lebensversicherung, 
Vgl. Art. 6 I lit. e der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
743 Vgl. Art. 8 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) und Art. 7 der Richtli-
nie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben). Bezüglich der Lebensversicherung, Vgl. Art. 8 
der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). Vgl. weiterführend auch Golz, Aus-
gewählte Fragen der Umsetzung der dritten Versicherungsrichtlinien, S. 18; Hohlfeld, Die 
Zukunft der Versicherungsaufsicht in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, VR 1991, 
S. 329 (337 f.). 
744 Ziel einer solchen Zulassungskontrolle ist die Verhinderung finanzieller Schäden bei den 
Versicherten, die dadurch eintreten könnten, dass finanziell oder personell unzureichend 
ausgestattete Unternehmen binnen kurzer Zeit leistungsunfähig werden und ihr Geschäft 
einstellen müssen. Vgl. auch Weidenfeld, Der Europäische Versicherungsbinnenmarkt und 
seine Auswirkungen auf die strategische Unternehmenspolitik von Erstversicherern, S. 88. 
745 FinDAG = Gesetz über die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Finanz-
dienstleistungsaufsichtsgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.04.2002 
(BGBl. I S. 1310), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetztes vom 10.12.2003 (BGBl. I S. 
2478). 
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dienstleistungsaufsicht746, welche gem. § 1 I FinDAG als bundesunmittelba-
re rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts organisiert ist. Der Anspruch 
auf die Erlaubniserteilung zum Versicherungsbetrieb ist bei in Deutschland 
sitzenden Unternehmen zudem über die Artt. 12, 19 III GG verfassungs-
rechtlich abgesichert747, wobei die Erlaubniserteilung selbst einen Verwal-
tungsakt im Sinne von § 35 S. 1 VwVfG darstellt.748 
                                                 
746 Zum 01.05.2002 ist das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen (BAV) mit 
dem Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen (BAKred) und dem Bundesaufsichtsamt für 
den Wertpapierhandel (BAWe) gem. §§ 1 I, 4 I FinDAG zur Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) verschmolzen. Vgl. Geschichte der Versicherungsaufsicht 
unter: www.bafin.de. 
747 Vgl. auch Schneider, Versicherungsschutz gegen Erpressungen, S. 20. 
748 Vgl. Fahr/Kaulbach, Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG - und Gesetz über die Errich-
tung des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen - BAG -, Kommentar, § 5 Rdn. 
3. 
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bbb. Modi der Geschäftsaufnahme in anderen EG-Staaten über den 
Dienstleistungsverkehr 
 
Die vorstehenden Regelungen haben für die Wahrnehmung der 
Dienstleistungsfreiheit nach Art. 34 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte 
Richtlinie Schaden)749 und Art. 34 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richt-
linie Leben), letzterer ersetzt durch Art. 41 der Richtlinie 2002/83/EG (Vier-
te Richtlinie Leben), die Auswirkung, dass der Versicherer die Aufsichtsbe-
hörde des Sitzlandes lediglich über die geplante - außerhalb der Korrespon-
denzversicherung liegende750 - Geschäftsaufnahme in einem anderen EU-
Mitgliedsstaat in Kenntnis setzen und Angaben über die Arten der zu de-
cken beabsichtigten Risiken treffen muss (vgl. § 13c I VAG). 
Die Aufsichtsbehörden des Herkunftslandes informieren binnen Mo-
natsfrist die Behörden des Ziellandes der beabsichtigten Dienstleistungsaus-
übung über die Einhaltung der Solvabilitätsspanne, den Zulassungsumfang 
(Versicherungszweige) und die Risikoarten, welche das Unternehmen im 
Mitgliedsstaat der Dienstleistung zu decken beabsichtigt (vgl. § 13c II VAG 
für deutsche Unternehmen bzw. § 110a IIa VAG für die Fälle, in denen aus-
ländische EG-Versicherer die Dienstleistungsfreiheit in Deutschland wahr-
                                                 
749 Art. 34 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), nach welchem Art. 14 der 
Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) geändert wird, besagt: „Jedes Unter-
nehmen, das zum ersten Mal in einem oder mehreren Mitgliedstaaten Tätigkeiten im Rah-
men der Dienstleistungsfreiheit ausüben will, ist gehalten, vorher die zuständigen Behörden 
des Herkunftsmitgliedstaats davon zu unterrichten und dabei die Art der Risiken, die es 
decken will, anzugeben.“ Entsprechenden Inhalt haben Art. 34 der Richtlinie 92/96/EWG 
(Dritte Richtlinie Leben) und Art. 41 der derzeit gültigen Richtlinie 2002/83/EG (Vierte 
Richtlinie Leben). 
750 Obwohl die Aufsichtsbestimmungen der §§ 13a, 13c VAG nach dem Wortlaut alle 
grenzüberschreitenden Dienstleistungserbringungen erfassen, gilt dies nicht für die Ver-
triebsform der Korrespondenzversicherung. Hierbei kann auf die Norm des § 110a I VAG 
verwiesen werden, wonach nur der Dienstleistungsverkehr über Mittelspersonen, jedoch 
nicht von Vermittlungen über unabhängige Versicherungsmakler (solche, die nicht primär 
für ausländische Versicherer tätig werden, sondern im Versicherteninteresse arbeiten) von 
den entsprechenden Aufsichtstatbeständen erfasst ist. Dieser Anwendungsausschluss be-
gründet sich daraus, dass sich Deutschland im „OECD-Kodex der laufenden unsichtbaren 
Geschäfte“ verpflichtet hat, Geschäfte ohne Einschaltung von Mittelspersonen nicht zu 
beschränken. Diese völkerrechtliche Verpflichtung unterfällt Art. 307 EGV, wonach die 
geschlossene OECD-Vereinbarung vom Gemeinschaftsrecht unberührt bleibt. Vgl. hierzu 
Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, Vorbemerkung Rdn. 25, § 13a Rdn. 16, 
§ 110a Rdn. 1; Dauses, Handbuch des EG-Wirtschaftsrechts, E IV, Rdn. 76; Criegern, Die 
Bedeutung der Dritten Schadenrichtlinie unter aufsichtsrechtlichen Gesichtspunkten für die 
Dienstleistungsfreiheit der Versicherungsunternehmen im Binnenmarkt, S. 170. 
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nehmen).751 Daneben ist auch das nachsuchende Versicherungsunternehmen 
über die Weiterleitung zu informieren. Dabei kann das Unternehmen mit 
dem Versicherungsvertrieb ab dem bestätigten Zeitpunkt der besagten Wei-
terleitung der Informationen an die Ziellandsbehörden beginnen (vgl. § 13c 
III bzw. § 110a IIa VAG).752 
 
ccc. Modi der Geschäftsaufnahme in anderen EG-Staaten über eine 
Zweigniederlassung 
 
Möchte ein Versicherungsunternehmen dagegen im Rahmen der 
Niederlassungsfreiheit EU-weit tätig werden, hat es nach Art. 32 der Richt-
linie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden)753 bzw. Art. 32 der Richtlinie 
92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), letzterer ersetzt durch Art. 40 I, II der 
Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben), der Aufsichtsbehörde des 
Herkunftslandes neben der Angabe zum Mitgliedsstaat und den Ort der ge-
planten Niederlassung auch einen Tätigkeitsplan754 einzureichen sowie ei-
nen Hauptbevollmächtigten im Zielland zu benennen (vgl. für Unternehmen 
mit Hauptsitz in Deutschland § 13b I VAG). Wenn die hierfür zuständige 
Aufsichtsbehörde des Herkunftsmitgliedsstaates bezüglich des konkreten 
                                                 
751 Vgl. Art. 35 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit 
Art. 16 I der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) abändert, sowie Art. 35 
der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 14 I der Richtli-
nie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben) abändert. Bezüglich der Lebensversicherung, 
Vgl. Art. 42 I der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
752 Vgl. Art. 35 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit 
Art. 16 III der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) abändert, sowie Art. 35 
der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 14 III der Richt-
linie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben) abändert. Bezüglich der Lebensversicherung, 
Vgl. Art. 42 III der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
753 Art 32 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), nach welchem Art. 10 der 
Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) geändert wird, besagt: „1) Jedes Versi-
cherungsunternehmen, das eine Zweigniederlassung im Staatsgebiet eines anderen Mit-
gliedstaats errichten möchte, teilt dies der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats 
mit. [...] 2 b) [Ferner hat das Versicherungsunternehmen] einen Tätigkeitsplan, in dem 
insbesondere die Art der vorgesehenen Geschäfte und die Organisationsstruktur der Zweig-
niederlassung angegeben sind [...] [, und] d) den Namen des Hauptbevollmächtigten der 
Zweigniederlassung, der mit ausreichender Vollmacht versehen ist, um das Versicherungs-
unternehmen Dritten gegenüber zu verpflichten und es bei Verwaltungsbehörden und vor 
den Gerichten des Mitgliedstaats der Zweigniederlassung zu vertreten [...] [, der Aufsichts-
behörde des Herkunftslandes mitzuteilen]“. 
754 Hierbei bedarf es jedoch keiner Vorlage der Allgemeinen oder Besonderen Versiche-
rungsbedingungen. Vgl. insoweit Art. 33 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie 
Schaden) und Art. 33 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), letztere ersetzt 
durch Art. 34 der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
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Zweigniederlassungsvorhabens keinen Grund sieht, die Angemessenheit der 
hierfür benötigten Verwaltungsstrukturen, die Finanzlage des Unternehmens 
sowie die persönliche Zuverlässigkeit und berufliche Qualifikation der Füh-
rungskräfte und des Hauptbevollmächtigten in Frage zu stellen, hat sie die 
betreffenden Angaben der Aufsichtsbehörde des beabsichtigten Zweignie-
derlassungsstaates innerhalb einer Frist von drei Monaten mitzuteilen und 
die Einhaltung der Solvabilitätsspannen zu bestätigen (vgl. § 13b II VAG 
für deutsche Versicherer im EG-Ausland bzw. § 110a I, II VAG für auslän-
dische EG-Versicherer in Deutschland).755 Daraufhin verbleiben den Auf-
sichtsbehörden des Ziellandes zwei weitere Monate, um dem nachsuchen-
den Versicherungsunternehmen die rechtlich einzuhaltenden Sonderbe-
stimmungen in Form der Allgemeinwohlinteressen des Ziellandes zu über-
mitteln.756 Nach Ablauf der letztgenannten Frist darf das Unternehmen ohne 
weitere Voraussetzungen die Zweigniederlassung errichten und die Versi-
cherungstätigkeit aufnehmen (vgl. § 13b III VAG für deutsche Versicherer 
bzw. § 110a II 2, 3 VAG für Niederlassungen ausländischer EG-Versicherer 
in Deutschland).757 
 
bb. Regelungen zum laufenden Betrieb der Versicherungstätigkeit 
aaa. Grundsatzzuständigkeit der Sitzlandbehörde 
 
Aufgrund der mit der Dritten Richtliniengeneration im Versiche-
rungswesen festgeschriebenen und insoweit auch vereinheitlichten Anknüp-
fung an eine laufende Aufsichtskompetenz zugunsten des Sitzlandes (sog. 
                                                 
755 Vgl. Art. 32 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit 
Art. 10 III der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) abändert, sowie Art. 32 
der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 10 III der Richt-
linie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Bezüglich der Lebensversicherung, 
Vgl. Art. 40 III der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
756 Vgl. Art. 32 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit 
Art. 10 IV der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) abändert, sowie Art. 32 
der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 10 IV der Richt-
linie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Bezüglich der Lebensversicherung, 
Vgl. Art. 40 IV der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
757 Vgl. Art. 32 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit 
Art. 10 V der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) abändert, sowie Art. Art. 
32 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 10 V der 
Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Bezüglich der Lebensversiche-
rung, Vgl. Art. 40 V der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben).Vgl. auch Prölss, 
Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, Vor § 5 Rdn. 4. 
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„Home Country Control“), war es ebenfalls erforderlich, dass die einzelnen 
Aufsichtsbehörden mit ihren national unterschiedlichen Aufsichtsrechten 
auch im Rahmen der laufenden Aufsicht nach gemeinschaftsweit ähnlichen 
Kriterien vorgehen.758 Dabei sind die Aufsichtsmaßnahmen der Sitzlandbe-
hörden gemeinschaftsweit anzuerkennen, womit der Herkunftslandkontrolle 
eine Art „Exporteffekt“ innewohnt.759 Das Gemeinschaftsrecht traf hierzu 
Maßnahmen, die man als Harmonisierung des laufenden Aufsichtsrechtes 
im Sinne einer Sicherung von vergleichbaren Mindeststandards verstehen 
kann. So vervollständigen die Dritten Richtlinien, ergänzt um die Richtli-
nien 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) und 2002/13/EG760 (Solvabili-
tätsrichtlinie Schaden), jene im Rahmen der Ersten und Zweiten Richtli-
niengeneration begründeten Standards im Hinblick auf die Überwachung 
des Mindestgarantiefonds, der Solvabilitätsspanne und der Bestimmungen 
über versicherungstechnische Rückstellungen sowie im Hinblick auf eine 
nichtsystematische Kontrolle der AVB, der Tarife und der verwendeten 
Formulare.761 
Unter dem Begriff der laufenden Aufsicht werden dabei alle Auf-
sichtsvorschriften systematisch zusammengefasst, welche Regelungen für 
den Zeitraum nach der Erteilung der gemeinschaftsweiten Zulassung zum 
gesamten Geschäftsbetrieb erfassen.762 Die laufende Aufsicht hat hierbei im 
Sinne von § 81 VAG im öffentlichen Interesse zu überprüfen, ob die Zulas-
sungsvoraussetzungen zum Geschäftsbetrieb - soweit noch bedeutsam - wei-
terhin vorhanden sind.763 
                                                 
758 Vgl. die Regelungen des Titels III (Artt. 9 ff.) der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtli-
nie Schaden und des Titels III (Artt. 8 ff.) der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie 
Leben, letztere Regelungen neugefasst im Titel III (Artt. 10 ff.) der Richtlinie 2002/83/EG 
(Dritte Richtlinie Leben). Vgl. weiterführend Müller, Neue Rolle der Aufsicht, VersVerm 
1991, S. 568 (572). 
759 Vgl. Schnyder, Wirtschaftskollisionsrecht, S. 466. 
760 Vgl. Richtlinie 2002/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
05.03.2002 zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG des Rates hinsichtlich der Bestim-
mungen über die Solvabilitätsspanne für Schadensversicherungsunternehmen, ABl. 2002 L 
77/17. 
761 Vgl. Roth, Die Vollendung des europäischen Binnenmarktes für Versicherungen, NJW 
1993, S. 3028 (3030). Vgl. zum Harmonisierungsumfang bezüglich der Eigenkapitalaus-
stattung und Reservebildung Mudrack, EG-Dienstleistungsfreiheit im Versicherungswesen 
ohne Harmonisierung?, S. 65 ff. 
762 Vgl. Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, Vor § 5 VAG, Rdn. 4 und § 81 
VAG Rdn. 10. 
763 Vgl. Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, § 81 VAG, Rdn. 5. 
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Ziel dieser Überwachung ist gem. § 81 II 1 VAG die Beseitigung 
bzw. Vermeidung von Missständen (sog. Missstandsaufsicht in Form der 
Rechtsaufsicht764). Dabei ist als Missstand nach § 81 II 2 VAG jedes Ver-
halten eines Versicherungsunternehmens zu werten, das den Aufsichtszielen 
des § 81 I VAG765 widerspricht.766 § 81 II 2 VAG verweist dabei insbeson-
dere auch auf den generalklauselartigen Auffangtatbestand des § 81 I 2 
VAG, wonach die ausreichende Wahrung der Belange der Versicherten zu 
                                                 
764 Rechtsaufsicht bedeutet, dass sie nur nach Maßgabe von Rechtsnormen erfolgen kann, 
wobei Zweckmäßigkeitserwägungen bezüglich des Geschäftsbetriebs oder zum Erreichen 
bestimmter wirtschaftspolitischer Ziele nicht als Aufsichtsmaßstab herangezogen werden 
dürfen. Vgl. Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, § 81 VAG, Rdn. 18 mit 
Verweis auf die Begründung des Regierungsentwurfes zum 3. Durchführungs-Gesetz/EWG 
zum VAG (BT-Drucks. 12/6959, S. 82 f.). 
765 § 81 I VAG normiert folgende Aufsichtsziele: 1.) Nach § 81 I 4 VAG „[...] die ord-
nungsgemäße Durchführung des Geschäftsbetriebs einschließlich der Einhaltung der auf-
sichtsrechtlichen, der das Versicherungsverhältnis betreffenden und aller sonstigen die 
Versicherten betreffenden Vorschriften sowie der rechtlichen Grundlagen des Geschäfts-
plans.“ 2.) Die im Rahmen der Finanzaufsicht nach § 81 I 5 VAG zu prüfende „[...] dauern-
de Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Versicherungen und hierbei insbesondere [...] 
die Bildung ausreichender versicherungstechnischer Rückstellungen und die Anlegung in 
entsprechenden geeigneten Vermögenswerten, die Einhaltung der kaufmännischen Grund-
sätze einschließlich einer ordnungsgemäßen Verwaltung, Buchhaltung und angemessener 
interner Kontrollverfahren, [...] die Solvabilität der Unternehmen und die Einhaltung der 
übrigen finanziellen Grundlagen des Geschäftsplans.“ 
766 Dem Begriff der Misstandsaufsicht wird von Minderheitenansichten entgegengehalten, 
dass dieser wegen seiner Eigenschaft als unbestimmter Rechtsbegriff verfassungswidrig sei, 
da die Begriffsbestimmung der Aufsichtsbehörde obliege, was insoweit gegen Art. 19 IV 
GG verstoße. Dem wird entgegengehalten, dass die Einschätzung der Aufsichtsbehörde im 
vollen Umfang der gerichtlichen Überprüfung unterliege und es mit anerkannten Ausle-
gungsmethoden, z. B. nach dem Normzweck, sehr wohl möglich sei, die Reichweite der 
Misstandsaufsicht zu bestimmen, so wie dies mit ähnlichen Missstandsbegriffen aus ande-
ren Wirtschaftsaufsichtsgesetzen ebenfalls möglich sei und praktiziert werde. Vgl. zu die-
sem Streit Dreher, Die Misstandsaufsicht über Versicherungsunternehmen nach dem Versi-
cherungsaufsichtsgesetz 1994, WM 1995, S. 509 ff; Derselbe, Inhalt und Grenzen einer 
künftigen Missstandsaufsicht des VAG - Überlegungen zu einem neuen § 81 VAG, VersR 
1993, S. 1443 ff.; Römer, Der Prüfungsmaßstab bei der Missstandsaufsicht nach § 81 VAG 
und der AVB-Kontrolle nach § 9 AGB-Gesetz, S. 6 ff.; Prölss, Versicherungsaufsichtsge-
setz, 11. Auflage, § 81 VAG, Rdn. 14 f. Zu weitergehenden Bedenken bezüglich der Ge-
meinschaftswidrigkeit des Begriffs der Missstandsaufsicht aufgrund einer zu weit gefassten 
Übersetzung des Begriffs Missstand gegenüber dem englischen und französischen Richtli-
nientext, welche insoweit von einer Eingriffsbefugnis bei „Unregelmäßigkeiten“ sprechen, 
Vgl. Dreher, Die Misstandsaufsicht über Versicherungsunternehmen nach dem Versiche-
rungsaufsichtsgesetz 1994, WM 1995, S. 509 ff.; Derselbe, Inhalt und Grenzen einer künf-
tigen Missstandsaufsicht des VAG - Überlegungen zu einem neuen § 81 VAG, VersR 
1993, S. 1443 ff.; Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, § 81 VAG, Rdn. 16 f. 
Letzterem wird jedoch zu Recht entgegengehalten, dass die Missstandsformulierung durch 
die deutschen Delegationsvertreter in das Richtlinienverfahren eingebracht wurde, um das 
deutsche System einer Missstandsaufsicht mit einer subsidiären Generalklausel darin fest-
zuschreiben. Vgl. weiterführend Müller, Die zukünftige Rolle des Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungswesen, VW 1993, S. 548 (551); Golz, Ausgewählte Fragen der Um-
setzung der 3. Versicherungsrichtlinien, S. 5. 
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erfolgen hat.767 Stellt die Aufsichtsbehörde vorgenannte Verstöße fest, so 
kann sie die erforderlichen und verhältnismäßigen Anordnungen treffen, 
wobei ihr ein Entschließungsermessen bezüglich des „ob“ des Einschreitens 
und ein Auswahlermessen bezüglich des „wie“ des Einschreitens zusteht. 
Beide können jedoch im Rahmen einer pflichtgemäßen Ermessensausübung 
auch auf Null im Sinne einer Handlungspflicht reduziert sein.768 Derartige 
Anordnungen ergehen als einseitig regelnde, d. h. verbindliche rechtsfol-
genbegründende Verwaltungshandlungen in der Form eines Verwaltungsak-
tes.769 
                                                 
767 Das Aufsichtsziel der Beseitigung und Vermeidung von Missständen, wobei letzteres 
präventiven Charakter besitzt, sollen über die Verweisung des § 81 II 2 auf § 81 I 2 VAG 
die ausreichende Wahrung der Belange der Versicherten auch außerhalb von Gesetzesver-
stößen generalklauselartig sicherstellen. Vgl. Begründung des Regierungsentwurfes zum 3. 
Durchführungsgesetz/EWG zum VAG, BT-Drucks. 12/6959, S. 83 worin es heißt: „Die 
Befugnis zum Erlass von Anordnungen kann nicht auf die Verletzung gesetzlicher Vor-
schriften beschränkt werden. Zwar werden sich die meisten Missstände letztlich auf Ver-
stöße gegen Rechtsvorschriften zurückführen lassen, jedoch können auch Missstände ande-
rer Art auftreten, die sich nicht im Voraus durch gesetzliche Regelungen erfassen lassen. 
Auch angesichts der erheblichen Auflockerung des deutschen Versicherungsaufsichtsrechts 
durch die Vorgaben der Richtlinien erscheint es nicht vertretbar, die wichtigste General-
klausel des VAG aufzugeben, zumal der Begriff des Missstandes in den Richtlinien enthal-
ten ist.“ Soweit man die Auffassung vertritt, das dieses Präventivziel außerhalb der Über-
wachung bestehender Normen angesetzt ist und sich insoweit außerhalb der Richtlinienvor-
gaben befindet, so ist anzumerken, dass die Richtlinien einen Gestaltungsspielraum bei 
ihrer Umsetzung durch den nationalen Gesetzgeber enthalten. Die Versicherungsrichtlinien 
wollen von ihrer Regelungsintention eine Mindestharmonisierung des Aufsichtsrechts er-
reichen, nicht dagegen ein einheitliches Aufsichtssystem mit gleichlautenden Rechtsnor-
men schaffen. In diesem Sinne bleibt es den Mitgliedsstaaten stets unbenommen, strengere 
Aufsichtstatbestände zu fassen. Dies gilt, solange sich die Regelungen auf Versicherungs-
unternehmen mit Sitz in ihrem Staatsgebiet beschränken und das Harmonisierungsziel der 
vorrangigen Richtlinie nicht konterkariert wird. Vgl. hierzu Dreher, Inhalt und Grenzen 
einer künftigen Missstandsaufsicht des VAG - Überlegungen zu einem neuen § 81 VAG, 
VersR 1993, S. 1443 (1449); Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, 
Aufsichtsbefugnisse und Inländerbenachteiligungen, S. 113; Schmidt, Die Deregulierung 
der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, S. 84 ff. 
768 Vgl. Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, § 81 VAG, Rdn. 48. 
769 Vgl. Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, S. 96 ff., m. w. N.; 
Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, § 44 Rdn. 14. Ferner können die Verwaltungsakte 
auch in Form einer Sammelverfügung ergehen (z. B. Rundschreiben der Aufsichtsbehör-
den), wobei dabei mehrere Verwaltungsakte zusammengefasst werden und an einen be-
stimmten Adressatenkreis gerichtet sind. Derartige Sammelverfügungen können jedoch 
auch ohne verbindlichen Regelungscharakter ergehen, wobei sie dann als schlicht-
hoheitliche Maßnahmen und nicht als Verwaltungsakt einzustufen sind (z. B. Bitten, Anre-
gungen, Hinweise, Mahnungen, Missbilligungen, Mitteilungen über Rechtsansichten und 
Verwaltungsgrundsätze) und insoweit nicht unter den Begriff der Anordnungen in § 81 II 
VAG fallen. Vgl. zum Bereich der Sammelverfügung Erichsen, Allgemeines Verwaltungs-
recht, § 11, Rdn. 48; Goldberg/Müller, Versicherungsaufsichtsgesetz: Gesetz über die Be-
aufsichtigung der privaten Versicherungsunternehmen; Gesetz über die Errichtung des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen, Bundesaufsichtsgesetz, § 81, Rdn. 36; 
Tormyn, Die Rundschreibenpraxis des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen, 
S. 5 ff. 
 169
Um ihren Aufsichtsverpflichtungen effektiv nachkommen zu kön-
nen, werden den Versicherungsunternehmen zahlreiche Informationspflich-
ten auferlegt, welche durch entsprechende Auskunftsrechte der Aufsichts-
behörden flankiert werden. So müssen die Versicherer ihrer Sitzlandbehörde 
beispielsweise jährlich über alle Versicherungsgeschäfte einen Lagebericht 
und einen Jahresabschluss inklusive einer aktuellen Berechnung der Solva-
bilitätsspanne sowie der vorhandenen Eigenmittel vorlegen.770 Darüber hin-
aus normieren die Richtlinien insbesondere im Bereich der Sitzlandaufsicht 
zahlreiche zur effektiven Überwachung erforderliche Auskunftsrechte ge-
genüber den Unternehmen. Dabei ist es der Sitzlandaufsicht im Rahmen 
einer effektiven und allumfassenden Informationsbeschaffung auch gestattet 
„[...] sich eingehend über die Lage des Unternehmens und seine gesamten 
Tätigkeiten zu unterrichten, insbesondere durch Einholung von Auskünften 
oder Anforderung von Versicherungsunterlagen [und] durch örtliche Prü-
fung in den Geschäftsräumen des Unternehmens [...].“771 
In Deutschland finden sich die Befugnisse der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zur Informationsbeschaffung unter an-
derem in § 83 VAG umgesetzt. Das beaufsichtigte Unternehmen hat dabei 
neben einer Herausgabe der in § 83 I Nr. 1 VAG bezeichneten Unterlagen 
gem. § 83 I 2 i. V. m. I Nr. 2 bis 4 VAG insbesondere eine Überprüfung des 
Geschäftsbetriebes vor Ort zu dulden und den Aufsichtsbeamten gem. § 83 
III 1, 3 VAG die Betretung der Geschäftsräume zu gewähren, wobei das 
Grundrecht des Art. 13 GG nach § 83 III 2 VAG in diesem Umfang einge-
schränkt ist. Soweit es zur Beurteilung des Geschäftsbetriebs und der Ver-
mögenslage des Versicherungsunternehmens von Bedeutung ist, erstrecken 
sich die vorbenannten Rechte gem. § 83 V VAG unter anderem auch auf 
                                                 
770 Die entsprechende Umsetzung findet sich in Deutschland in Art. 53c IV VAG normiert. 
Vgl. auch Art. 19 I der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) und Art. 23 I der 
Richtlinie79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben), letztere neugefasst in Art. 13 I der Richtli-
nie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
771 Diese erforderlichen Überwachungsbefugnisse und -mittel haben die Mitgliedsstaaten 
den jeweiligen Aufsichtsbehörden mittels der Schaffung geeigneter Rechtsvorschriften zu 
gewährleisten. Vgl. hierzu Art. 11 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), 
welcher insoweit Art. 19 III der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) abän-
dert, sowie Art. 10 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit 
Art. 23 III der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Die Regelungen 
im Bereich der Lebensversicherung jetzt neugefasst in Art. 13 III der Richtlinie2002/83/EG 
(Vierte Richtlinie Leben). 
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Versicherungsvertreter und -makler sowie Unternehmen, die aufgrund von 
Funktionsausgliederungen im Sinne von § 5 III Nr. 4 VAG tätig werden.772 
 
bbb. Die Sitzlandaufsicht als Finanzaufsicht und „übrige Aufsicht“ 
 
Sowohl die Versicherungsrichtlinien als auch das deutsche Auf-
sichtsgesetz (vgl. u. a. § 81 I VAG) unterteilen die Inhalte der Versiche-
rungsaufsicht in die sogenannte Finanzaufsicht und die Bereiche der „übri-
gen Aufsicht“. 
In diesem Sinne versteht man unter Finanzaufsicht - die von ihrer 
Natur her eine Art Rechtsaufsicht ist - insbesondere773 die ständige Prüfung 
der Solvabilität, der versicherungstechnischen Rückstellungen einschließ-
lich mathematischer Rückstellungen sowie der repräsentativen Vermögens-
werte gemäß den im Herkunftsland herrschenden Regelungen oder Prakti-
ken aufgrund der auf Gemeinschaftsebene erlassenen Vorschriften.774 Die 
Finanzaufsicht über die gesamte Geschäftstätigkeit einschließlich der des 
Niederlassungs- und Dienstleistungsverkehrs in anderen EU-Staaten obliegt 
dabei ausschließlich den Sitzlandsbehörden.775 Diese Finanzaufsicht wird, 
bezogen auf Unternehmen mit Hauptsitz in Deutschland, gem. den §§ 81 ff. 
VAG i. V. m. § 4 I FinDAG i. V. m. § 2 BAG776 von der Bundesanstalt für 
                                                 
772 Unter Funktionsausgliederungen fallen sogenannte Kernfunktionen, die einem anderen 
Unternehmen auf Dauer übertragen sind. Zu den Kernfunktionen zählen dabei nur die enu-
merativ aufgezählten Bereiche des § 5 III Nr. 4 VAG. Dies sind u. a. der Vertrieb, die Be-
standsverwaltung, die Leistungsbearbeitung oder das Rechnungswesen des Versicherungs-
unternehmens. 
773 Eine abschließende Definition zur Finanzaufsicht wird weder von den Versicherungs-
richtlinien noch vom deutschen Gesetzgeber vorgenommen. Vgl. Prölss, Versicherungsauf-
sichtsgesetz, 11. Auflage, § 81 VAG, Rdn. 38. 
774 Vgl. Art. 9 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit Art. 
13 II der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) modifiziert, sowie Art. 8 der 
Richtlinie92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 15 II der Richtlinie 
79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Letztere Regelung neugefasst in Art. 10 II 
der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). Die vorbezeichneten Aufsichtsvorga-
ben werden durch § 81 I 5 VAG um die Aspekte der Einhaltung kaufmännischer Grundsät-
ze einschließlich einer ordnungsgemäßen Verwaltung und Buchhaltung sowie der Existenz 
und des Funktionierens versicherungsinterner Kontrollverfahren und der Einhaltung finan-
zieller Grundlagen des Geschäftsplans konkretisiert. 
775 Vgl. Art. 9 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden), welcher insoweit Art. 
13 der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) modifiziert, sowie Art. 8 der 
Richtlinie92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 15 der Richtlinie 
79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) abändert. Letztere Regelung neugefasst in Art. 10 I 
der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
776 BAG = Gesetz über die Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungs-
wesen (BAG). 
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Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) ausgeübt.777 Im Rahmen dieser Fi-
nanzaufsicht hat die Aufsichtsbehörde gem. § 81 I 5 VAG vor allem das 
vordringliche Aufsichtsziel, die dauerhafte Erfüllbarkeit der Verpflichtun-
gen aus den Versicherungsgeschäften sicherzustellen.778 Im Bereich der 
„übrigen Aufsicht“, zu der in negativer Abgrenzung all jene Bereiche gehö-
ren, die nicht zur Finanzaufsicht zählen, wird die ordnungsgemäße Durch-
führung des Geschäftsbetriebes ebenfalls in Form einer Rechtsaufsicht ü-
berwacht (vgl. § 81 I 4 VAG).779 Hierzu zählen insbesondere aufsichtsrecht-
liche Vorschriften und weitere Rechtsnormen auf welche in diesen verwie-
sen wird, in Deutschland ferner Normierungen des Versicherungsvertrags-
gesetzes (VVG), des Pflichtversicherungsgesetzes (PflVG) sowie des Bür-
gerlichen Gesetzbuches (BGB), hier insbesondere die Regelungen zu den 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen (§§ 305 ff. BGB) sowie des Gesetztes 
über den unlauteren Wettbewerb (UWG).780 
Die Sitzlandbehörden sind somit alleinig und gemeinschaftsweit für 
den Bereich der Finanzaufsicht zuständig. Ihnen allein obliegt ferner die 
„übrige Aufsicht“ bezüglich der Inlandstätigkeit von Versicherungsunter-
nehmen mit Hauptsitz in ihrem Zuständigkeitsbereich. Ist das Unternehmen 
im Inland lediglich über eine Zweigniederlassung oder im Bereich des 
Dienstleistungsverkehres tätig (Hauptsitz in anderem EU-Staat), so teilen 
sich die Behörden des Tätigkeitslandes und des Sitzlandes die „übrige Auf-
sicht“ (vgl. § 85 S. 2 VAG). 
 
ccc. Befugnisse der Tätigkeitslandaufsicht als „übrige Aufsicht“ 
 
Die Befugnisse der Tätigkeitslandaufsicht (im Staat der Zweignie-
derlassung bzw. Zielland der grenzüberschreitenden Dienstleistung) sind, 
wie bereits im vorigen Abschnitt angedeutet, ebenfalls in den Versiche-
rungsrichtlinien beschrieben und beziehen sich aufgrund der ausschließli-
                                                 
777 Zur nationalen Umsetzung der Beaufsichtigung im Bereich der Niederlassungsfreiheit 
und dem grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehr durch die BaFin, Vgl. § 85 VAG.  
778 Vgl. hierzu auch die Ausführungen bei Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungs-
aufsicht und die Versicherungsvermittlung in Deutschland, S. 78. 
779 Vgl. Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, § 81 VAG, Rdn. 37. 
780 Vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsver-
mittlung in Deutschland, S. 80. 
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chen Zuständigkeit der Sitzlandbehörden für den Bereich der Finanzaufsicht 
lediglich auf die „übrigen Aufsichtsbereiche“ im oben genannten Sinn.781 
Insoweit ist es die Pflicht der im Rahmen der Niederlassungs- oder Dienst-
leistungsfreiheit tätigen Unternehmen, den Tätigkeitslandbehörden im Ziel-
land die zur Überwachung der mitgliedstaatlichen Rechtsvorschriften not-
wendigen Unterlagen zu übermitteln.782 Zunächst hat dabei die Aufsichtsbe-
hörde des Risikolandes, die sogenannte Tätigkeitslandaufsicht, bei von der 
Versicherungsgesellschaft begangenen Rechtsverstößen gegen ihr nationales 
(Ziellands-)Recht783 lediglich die Möglichkeit, die zuständige Aufsichtsbe-
hörde des Sitzlandes darüber in Kenntnis zu setzen, damit diese unverzüg-
lich alle zweckdienlichen Maßnahmen ergreifen kann, um das Unternehmen 
zum Abstellen dieser Verstöße zu bewegen.784 
Erst wenn sich die Einwirkungsversuche der Sitzlandaufsicht als 
wirkungslos erweisen oder wenn diese jegliche Handlung unterlässt, sind 
die Aufsichtsbehörden des Risikolandes, also die Tätigkeitslandbehörde 
selbst, subsidiär ermächtigt, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um Unre-
gelmäßigkeiten zu verhindern oder zu ahnden und, soweit unbedingt erfor-
derlich, das Unternehmen daran zu hindern, weitere Versicherungsverträge 
in ihrem Staatsgebiet abzuschließen.785 Im nationalen Recht findet sich die 
Ermächtigung zur Missstandsaufsicht786 (ausschließlich zur Ahndung von 
                                                 
781 Vgl. insoweit auch die Umsetzung im deutschen Recht gem. § 110a III 1 VAG welcher 
lautet: „Die Finanzaufsicht über diese Geschäftstätigkeit obliegt allein der Aufsichtsbehör-
de des Herkunftsmitgliedsstaates, die Aufsicht im übrigen auch der Bundesanstalt.“ 
782 Vgl. Art. 40 II, III der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) und Art. 40 II, 
III der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), letztere Norm in der Fassung des 
Art. 46 I, II der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
783 Hierunter fällt auch das nach Art. 7 I der Zweiten Richtlinie Schaden (88/357/EWG) 
anzuwendende zwingende Vertragsrecht des Mitgliedsstaates der Risikobelegenheit, an 
dem sich insbesondere die nichtsystematische und ex post stattfindende Kontrolle der All-
gemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen messen lassen muss. 
784 Vgl. Art. 40 IV der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) und Art. 40 IV 
der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), letztere Norm in der Fassung des Art. 
46 III der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
785 Vgl. Art. 40 V der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) und Art. 40 V der 
Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), letztere Norm in der Fassung des Art. 46 
IV der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). Vgl. hierzu auch Criegern, Die 
Bedeutung der Dritten Schadenrichtlinie unter aufsichtsrechtlichen Gesichtspunkten für die 
Dienstleistungsfreiheit der Versicherungsunternehmen im Binnenmarkt, S. 171 f. 
786 Der Begriff des „Missstandes“ ist dabei in den Fällen, in denen es sich um Unternehmen 
mit Hauptsitz im EU-Ausland handelt, eingeschränkt. Nach der Tätigkeitslandregelung des 
Art. 40 III-V der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) ist die Aufsichtsbehör-
de des Tätigkeitslandes nur befugt, diejenigen „Unregelmäßigkeiten“ zu beseitigen, welche 
in der Verletzung von im Allgemeininteresse anwendbaren Rechtsvorschriften bestehen. 
Derartige Rechtsverstöße sind jedoch nicht mit dem Begriff der „Missstände“ im Rahmen 
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Rechtsverstößen im Tätigkeitsland) durch die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin) über Unternehmen mit Hauptsitz in einem 
anderen EU-Staat durch die Verweisung des § 110a IV Nr. 3 lit. a, III VAG 
in § 81 II VAG normiert. Kommt das Versicherungsunternehmen insoweit 
den rechtsaufsichtlichen Aufforderungen der BaFin im Sinne von § 81 II 
VAG nicht nach, ersucht die BaFin die Aufsichtsbehörde des Herkunftsmit-
gliedsstaates gem. § 111b I 1 VAG um Zusammenarbeit.787 Bleibt das Ersu-
chen erfolglos und führen gem. § 111b I 2 VAG alle Versuche, Anordnun-
gen mit Zwangsmitteln durchzusetzen oder wegen Zwangsgeld zu vollstre-
cken, nicht zum Erfolg, so kann die BaFin die Geschäftstätigkeit im Inland 
ganz oder teilweise untersagen. 
In diesem Sinne kann zum Umfang der Kompetenzen der Tätigkeits-
landbehörden festgestellt werden, dass sich deren Aufsichtsbefugnisse re-
gelmäßig auf Informations- und Abmahnungsrechte beschränken und ledig-
lich in bestimmten Ausnahmesituationen eine Durchbrechung der auch in 
diesen Bereichen grundsätzlich vorgesehenen Sitzlandaufsicht durch die 
Tätigkeitslandbehörden erfolgen kann. Um hierbei das erwünschte Ziel ei-
ner umfassenden Sitzlandkontrolle zu verwirklichen, nimmt der Richtli-
                                                                                                                            
des § 81 II VAG vergleichbar, da nämlich unter letzteren nach der weiten Definition des § 
81 II 2 VAG jedes Verhalten eines Versicherungsunternehmens zu verstehen ist, welches 
den Aufsichtszielen des § 80 I VAG widerspricht. Die Divergenz zwischen der nach den 
Richtlinien zulässigen Ahndung von Verstößen gegen „Rechtsvorschriften“ und der nach 
dem Missstandsbegriff zulässigen Ahndung von Verstößen gegen „Aufsichtsziele“ ist of-
fensichtlich. Der weite Begriff des Missstandes ist somit bei der Tätigkeitslandsaufsicht 
über Unternehmen mit Sitz im EU-Ausland europarechtskonform (richtlinienkonform) am 
engeren Maßstab der Richtlinie auszulegen, wonach nur Rechtsverstöße verfolgt werden 
können, die vom Rahmen der nationalen Allgemeinwohlinteressen umfasst sind. Hierbei ist 
zusätzlich innerhalb des § 81 VAG rechtsvergleichend zu untersuchen, ob die inländisch 
(im Tätigkeitsland im Rahmen der Allgemeinwohlinteressen) verfolgten Schutzzwecke 
nicht bereits durch die Rechtsordnung des Herkunftslandes umfassend gewahrt werden. 
Nur wenn letzteres nicht der Fall ist, greift die europarechtlich enger auszulegende - auf 
Verstöße gegen Rechtsvorschriften begrenzte - Missstandsaufsicht ein. Vgl. zu dieser Aus-
legungsproblematik Fahr, Die Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Genera-
tion in deutsches Recht, VersR 1992, S. 1033 (1035); Derselbe, Aktuelle Reformfragen 
zum VAG, S. 9 ff.; Criegern, Die Bedeutung der Dritten Schadenrichtlinie unter aufsichts-
rechtlichen Gesichtspunkten für die Dienstleistungsfreiheit der Versicherungsunternehmen 
im Binnenmarkt, S. 178 ff. und 203 ff., m. w. N.; Büchner, Der Referentenentwurf eines 
Dritten Durchführungsgesetzes/EWG zum VAG auf dem Prüfstand, S. 7; Dreher, Inhalt 
und Grenzen einer künftigen Missstandsaufsicht des VAG - Überlegungen zu einem neuen 
§ 81 VAG, VersR 1993, S. 1443 (1447). 
787 In dringenden Fällen können die Aufsichtsmaßnahmen der BaFin gem. § 111b I 3 VAG 
auch ohne vorherige Unterrichtung der Aufsichtsbehörden des Sitzlandes ergehen. Diese 
Dringlichkeitsausnahme von der Unterrichtungspflicht ist von den Richtlinienvorgaben 
gedeckt. Es wird insoweit auf die Regelungen des Art. 40 VI der Richtlinie 92/49/EWG 
(Dritte Richtlinie Schaden) und des Art. 40 VI der Richtlinie 92/96/EWG, letzterer neuge-
fasst in Art. 46 V der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) verwiesen. 
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niengesetzgeber bewusst den umständlich und zeitraubend anmutenden 
Umweg über die ausländischen Sitzlandbehörden als „notwendiges Übel“ in 
Kauf.788 
 
cc. Verbot der präventiven Bedingungs- und Tarifgenehmigung 
 
Das in den Dritten Versicherungsrichtlinien enthaltene Verbot der 
präventiven Bedingungs- und Tarifgenehmigung, welche bis dahin in 
Deutschland praktiziert wurde und dabei auf eine mehr als 90-jährige 
Rechtstradition zurückgeführt werden konnte, stellte für das Deutsche Auf-
sichtssystem eine Maßnahme mit Maximalharmonisierungscharakter789 dar 
und wurde oftmals als ordnungspolitische Revolution eingestuft.790 
Nachdem bereits die Zweite Richtliniengeneration im Bereich der 
Schadensversicherung von Großrisiken die präventive Bedingungs- und 
Tarifgenehmigung sowohl für die Zulassung als auch für die Ausübung der 
Versicherungstätigkeit inklusive des Zweigniederlassungs- bzw. Dienstleis-
tungsverkehrs untersagte791, wurde dieses Verbot im Rahmen der Dritten 
Richtlinien sowohl auf die gemeinschaftsweite Zulassung792 und den lau-
fenden Betrieb793 als auch auf die Beaufsichtigungen im Tätigkeitsland im 
Rahmen der Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit794 im Massenversi-
                                                 
788 Vgl. Fahr, Die Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Generation in deut-
sches Recht, VersR 1992, S. 1033 (1036). 
789 Vgl. Fahr, Die Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Generation in deut-
sches Recht, VersR 1992, S. 1033 (1036). 
790 Vgl. Ohne Verfasser, Schweizer Rück, sigma 7/1996, Deregulierung und Marktöffnung: 
Die europäische Assekuranz an der Schwelle zu einem neuen Wettbewerbszeitalter, S. 9; 
Biagosch/Scherer, Die Verbraucherinformation des § 10 a VAG bei kapitalbildenden Le-
bensversicherungen, VW 1995, S. 429 (430). 
791 Vgl. Art. 9 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden), welcher die Artt. 9, 
11 I, 8 III, 10 III der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) abänderte, sowie 
Art. 18 II der Richtlinie 88/357/EWG, der selbiges für den damals neu normierten Bereich 
des Dienstleistungsverkehrs festschrieb. 
792 Vgl. insoweit die Neuregelung in Art. 6 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie 
Schaden), der insbesondere Art. 8 III 2, 3 der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie 
Schaden) wie folgt abändert: „Jedoch sehen die Mitgliedsstaaten keine Vorschriften vor, in 
denen eine vorherige Genehmigung oder eine systematische Übermittlung der allgemeinen 
und besonderen Versicherungsbedingungen, der Tarife sowie der Formblätter und sonstigen 
Druckstücke, die das Unternehmen im Verkehr mit den Versicherungsnehmern zu verwen-
den beabsichtigt, verlangt wird. Die Mitgliedsstaaten dürfen die vorherige Mitteilung oder 
die Genehmigung der vorgeschlagenen Tarifanhebungen nur als Element eines allgemeinen 
Preiskontrollsystems beibehalten oder einführen.“ 
793 Vgl. insoweit Art. 29 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden). 
794 Vgl. insoweit Art. 39 II, III der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden). 
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cherungsgeschäft inklusive des Lebensversicherungsbereiches795 ausgewei-
tet. Im deutschen Recht ergibt sich das vorgenannte Genehmigungsverbot e 
contrario aus § 5 III Nr. 1 VAG, woraus hervorgeht, dass zur Genehmi-
gungserteilung des Versicherungsbetriebs die Satzung als Bestandteil des 
Geschäftsplanes einzureichen ist, „soweit sie sich nicht auf allgemeine Ver-
sicherungsbedingungen [i. S. v. § 10 VAG] bezieht.“796 
Die Kommission wollte mit dem Verbot der präventiven Genehmi-
gungspflicht für Versicherungsbedingungen und Tarife die bislang ange-
wandten Aufsichtspraktiken im Geiste der Cassis-de-Dijon-Philosophie797 
und damit im Sinne des Binnenmarktes neu gestalten. „In dieser Hinsicht 
erscheinen Systeme der Vorabgenehmigung von Versicherungsbedingungen 
nicht gerechtfertigt. Es ist folglich angebracht, andere Systeme vorzusehen, 
die den Erfordernissen des Binnenmarktes besser entsprechen und es den 
Mitgliedsstaaten trotzdem erlauben, einen angemessenen Schutz der Versi-
cherungsnehmer zu gewährleisten.“798 
Ferner soll durch das vorbenannte Genehmigungsverbot die Nach-
fragefreiheit im Sinne einer möglichst breiten Auswahl an differenzierbaren 
                                                 
795 Vgl. insoweit Art. 12 I lit. c der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben), 
welche i. V. m. den Absätzen III, IV des vorbezeichneten Artikels noch eine für den Dienst-
leistungsverkehr zulassungsrelevante Überprüfung u. a. der Allgemeinen und besonderen 
Versicherungsbedingungen, der Tarife, Formblätter und der sonstigen zur Verwendung im 
Verkehr vorgesehenen Unterlagen durch die Ziellandbehörden (Tätigkeitslandaufsicht) 
vorsah. Außerhalb des Dienstleistungsverkehrs (gemeinschaftsweite Erstzulassung und 
Geschäftsaufnahme über Zweigniederlassungen in anderen EU-Staaten als dem Sitzstaat) 
bestanden zur Zeit der Richtlinie 90/619/EWG (Zweite Richtlinie Leben) die entsprechen-
den Genehmigungsregeln der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) fort. Vgl. 
hierzu konkret Art. 8 I lit. c i. V. m. Art. 9 lit. a und Art. 10 III der Richtlinie 79/267/EWG 
(Erste Richtlinie Leben). Das Genehmigungsverbot fand erst mit der Dritten Richtlinienge-
neration in den Lebensversicherungsbereich Eingang. Zum diesbezüglichen Verbot der 
Bedingungs- und Tarifgenehmigung im Lebensversicherungssektor (im Rahmen der Zulas-
sungserteilung, der laufenden Aufsicht inklusive Dienstleistungs- und Niederlassungsver-
kehr) vgl. Art. 5 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher Art. 8 III der 
Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) neu fasst, sowie Artt. 29 und 39 II der 
Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), alle letztgenannten Regelungen neugefasst 
in den Artt. 6 V, 34, 45 der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
796 Dieser Ausschluss der Genehmigung von Versicherungsbedingungen umfasst, soweit 
die darin enthaltenen Regelungen Vertragsbestandteil werden, den Versicherungsantrag, 
Tarifbestimmungen, Risikobeschreibungen und ähnliche Texte, den Versicherungsschein 
und die als Versicherungsbedingungen bezeichneten Texte. Daneben gehören auch Zusatz- 
und Sonderbedingungen sowie besondere Versicherungsbedingungen hierzu. Vgl. dazu 
Fahr/Kaulbach, Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG - und Gesetz über die Errichtung des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen - BAG -, Kommentar, § 5 VAG, Rdn. 
29; Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, § 5 VAG, Rdn. 5. 
797 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, S. 137, Rdn. 363. 
798 Vgl. Punkt 20 der der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) vorangestellten 
Erwägungsgründe. 
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Versicherungsprodukten für die Versicherungsnehmer ebenso wie die An-
bieterfreiheit in Bezug auf die Produktgestaltung und die Tarifsysteme sei-
tens der Versicherungsunternehmen erhöht werden.799 
Eine vorherige systematische Übermittlung (nicht Genehmigung800) 
von Versicherungsunterlagen dürfen die nationalen Überwachungsbehörden 
nur noch dann fordern, wenn dies aufgrund des geltenden Gemeinschafts-
rechts ausdrücklich erlaubt ist. Eine solche Vorab-Übermittlung an die nati-
onalen Aufsichtsbehörden ist etwa im Rahmen von staatlich vorgesehenen 
Pflichtversicherungen801 wie der Kfz-Haftpflichtversicherung oder der die 
staatliche Sozialversicherung ersetzenden Krankenversicherungen802 mög-
lich. In Deutschland finden sich entsprechende Umsetzungen etwa in den §§ 
5 V Nr. 1, 1a, 13d Nr. 7, 110a IIb VAG normiert. Ferner ist es im Lebens-
versicherungsbereich für die Aufsichtsbehörden des Ursprungsmitglieds-
staates (Herkunftsmitgliedsstaates)803 möglich, eine „[...] systematische Ü-
bermittlung der für die Berechnung der Tarife und technischen Rückstellun-
gen verwendeten technischen Grundlagen [zu] fordern, ohne dass dies für 
das Unternehmen eine Voraussetzung für die Ausübung seiner Tätigkeit 
darstellen darf, [wobei dies] [...] mit dem alleinigen Ziel, die Einhaltung der 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften bezüglich der versicherungsmathemati-
                                                 
799 Vgl. Hohlfeld, Die Zukunft der Versicherungsaufsicht nach Vollendung des Binnen-
marktes, VersR 1993, S. 144; Weiser, Der Binnenmarkt für Versicherungen, EuZW 1993, 
S. 29; Müller, Nur noch gut ein Jahr bis zum EG-Binnenmarkt für Versicherungen, Vers-
Verm 1993, S. 157; Beckmann, Auswirkungen des EG-Rechts auf das Versicherungsver-
tragsrecht, ZEuP 1999, S. 809 (812); Müller, Ein Weg zu mehr Transparenz für Verbrau-
cher und mehr Wettbewerb im Versicherungssektor - Für einen neuen gesetzlichen Ansatz 
für AVB, VersR 2003, S. 993 ff. 
800 Die beispielsweise im Rahmen von § 5 V VAG zusätzlich einzureichenden Unterlagen 
und Angaben sind nicht Bestandteil des Geschäftsplans. Damit unterliegen sie nicht dem 
Genehmigungserfordernis, sondern sind nur Gegenstand einer konkreten formalisierten 
Informationspflicht. Vgl. Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, § 5 VAG, 
Rdn. 25. 
801 So in Art. 30 II der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) wie folgt vorge-
sehen: „Ungeachtet gegenteiliger Vorschriften kann ein Mitgliedsstaat, der den Abschluss 
einer Versicherung verpflichtend vorschreibt, fordern, dass der zuständigen Behörde dieses 
Mitgliedstaats die allgemeinen und besonderen Versicherungsbedingungen der Pflichtver-
sicherungen vor ihrer Verwendung mitgeteilt werden.“ Vgl. ebenso Fahr, Die Umsetzung 
der Versicherungsrichtlinien der dritten Generation in deutsches Recht, VersR 1992, S. 
1033 (1039). 
802 So in Art. 54 I der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Leben). 
803 Die Bezeichnung „Herkunftsmitgliedsstaat“ ersetzt mit der Richtlinie 2002/83/EG (Vier-
te Richtlinie Leben) die noch in der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben) ver-
wendete Begrifflichkeit „Ursprungsmitgliedsstaat“. Vgl. etwa Artt. 6 V Unterabsatz 2, 34 
Unterabsatz 2 der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
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schen Grundsätze zu überwachen [...]“, geschehen darf.804 Hierzu findet sich 
die Umsetzung ins deutsche Recht in § 13d Nr. 6 VAG. 
Es bleibt den Mitgliedsstaaten in allen anderen Fällen die Möglich-
keit einer nachträglichen, nicht systematischen Überprüfung der Allgemei-
nen und Besonderen Versicherungsbedingungen. Diese nichtsystematische 
Überprüfungskompetenz findet sich in Deutschland in Art. 83 I 1 VAG wie-
der, nach dem die Aufsichtsbehörde „[...] die Vorlage oder Übersendung 
aller Geschäftsunterlagen, im Einzelfall insbesondere der Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen, der Tarife, der Formblätter und sonstigen Druckstü-
cke [...]“ verlangen kann.805 Diese nationale Kontrollmöglichkeit hat keinen 
Einfluss auf die tatsächliche Geschäftsaufnahme eines Versicherungsunter-
nehmens in einem EU-Mitgliedsstaat.806 Sinn und Zweck einer derartigen 
Überwachung durch die Behörden des Sitz- und des Tätigkeitslandes ist 
zum einen die Kontrolle der Beachtung nationaler Rechtsvorschriften über 
Versicherungsverträge bzw. zum anderen, dass die durch das Allgemeinin-
teresse (z. B. Verbraucherschutzerwägungen im Sinne einer Informations- 
und Aufklärungspflicht) des jeweiligen Landes begründeten 
Rechtsvorschriften ordnungsgemäß beachtet werden.807 
Nichts desto trotz bleibt es den Versicherern insbesondere auch den 
ausländischen, mit dem deutschen Recht nicht vertrauten Unternehmen un-
benommen, ihre Versicherungsbedingungen auf freiwilliger Basis den zu-
ständigen Aufsichtsbehörden vorzulegen, um damit überprüfen zu lassen, ob 
die Bedingungen mit dem geltenden Recht vereinbar sind und die Verbrau-
                                                 
804 Vgl. Art. 5 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), welcher insoweit Art. 8 
III 2 der Richtlinie 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) neu fasst, sowie Art. 29 S. 2 der 
Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben). Vorgenannte Richtlinientatbestände jetzt 
neugefasst in den Artt. 6 V Unterabsatz 2, 34 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2002/83/EG 
(Vierte Richtlinie Leben). 
805 Mit dieser expliziten Aufzählung im Rahmen einer einzelfallbezogenen und nichtsyste-
matischen Überprüfung soll den Artt. 29 der Richtlinien 92/49/EWG (Dritte Richtlinie 
Schaden) und 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben), letztere Norm neugefasst in Art. 34 
Unterabsatz 2 der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben), Rechnung getragen 
werden. Damit soll klargestellt werden, dass das Verbot der Vorabgenehmigung und sys-
tematischen Kontrolle der AVB, Tarife, Formblätter und Druckstücke nicht dem Verlangen 
nach unsystematischer Vorlage dieser Geschäftsunterlagen, d. h. nicht dem Verlangen nach 
ihrer Vorlage im Einzelfall im Rahmen der laufenden Aufsicht entgegensteht. Vgl. Prölss, 
Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, § 83 VAG, Rdn. 5. 
806 Vgl. z. B. Art. 39 II 2, Art. 29 S. 2 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Scha-
den) und Art. 45 der Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben). 
807 Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen „Freier Dienstleistungsverkehr und 
Allgemeininteresse im Versicherungswesen“, ABl. vom 16.02.2000, C 43/05 (20). 
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cherinteressen nicht beeinträchtigt werden. Hierdurch erlangen die Versi-
cherungsunternehmen eine Art Minimalsicherheit, um der Verwendung ei-
ner unter Umständen hunderttausendfach benutzten unzulässigen Klausel 
vorzubeugen.808 Hierbei gilt es jedoch nochmals zu betonen, dass derartige 
Vorabprüfungen nur auf freiwilliger Basis zulässig sind. Sofern sie obligato-
risch vorgeschrieben werden, verstoßen sie gegen das sekundärrechtliche 
Verbot der Bedingungs- und Tarifgenehmigung und sind damit rechtswid-
rig. 
Die Deregulierung in diesem Aufsichtsbereich führte im Ergebnis 
einerseits zu einer wünschenswerten Erhöhung der Produktvielfalt, jedoch 
andererseits auch zu einer Verringerung der Markttransparenz.809 Dies be-
gründet sich dadurch, dass der Versicherungsnehmer nun statt aus einer ü-
berschaubaren Anzahl weitgehend standardisierter und sich lediglich in 
Preis sowie Service unterscheidender Versicherungsverträge aus einer vari-
antenreichen Vielzahl in- und ausländischer Produkte auswählen kann, wo-
bei sich auch verstärkt die ein oder andere „Mogelpackung“ mit entspre-
chenden Deckungsdefiziten darunter befinden kann.810 
                                                 
808 Vgl. Hohlfeld, Die Zukunft der Versicherungsaufsicht nach Vollendung des Binnen-
marktes, VersR 1993, S. 144 (148); Präve, Vom Nutzen und Nachteil eines Gütezeichens 
für Versicherungsprodukte, ZVersWiss 1993, S. 225 ff.; Prölss/Armbrüster, Europäisierung 
des deutschen Privatversicherungsrechts, DZWir 1993, S. 449 (458). Vgl. jedoch kritisch 
Fahr, Die Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Generation in deutsches 
Recht, VersR 1992, S. 1033 (1037); Jürgens/Rabe, Wozu dienen die Vorschläge für eine 
dritte EG-Richtliniengeneration?, VW 1992, S. 663 (665); Büchner, Fragen des aufsichts-
rechtlichen Verbraucherschutzes, ZVersWiss 1994, S. 349 (365 f.); Schmidt, Überlegungen 
zur Umsetzung der Dritten Versicherungsrichtlinien ins deutsche Recht, S. 43. Nach den 
letztgenannten Kritikern würden die Versicherungsunternehmen selbst bei einem freiwillig 
offerierten „behördlichen Gütesiegel“ faktisch gezwungen sein, ein solches - verbunden mit 
einer „freiwilligen“ Kontrolle der Versicherungsbedingungen durch die Aufsichtsbehörden 
- zu beantragen, um mit der Konkurrenz, die u. U. mit diesen Gütesiegeln werben könnte, 
gleich auf zu ziehen. Einer solchen faktischen Notwendigkeit einer Vorabkontrolle der 
Tarife und Versicherungsbedingungen stehen jedoch die sekundärrechtlichen Regelungen 
der Versicherungsrichtlinien entgegen. 
809 Vgl. Koban, Rechtsfragen der Versicherungsvermittlung, S. 179; Jannot, Auswirkungen 
der Deregulierung des Aufsichtsrechts auf den Versicherungsvertrieb, S. 5; Hüb-
ner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungs-
recht, EuZW 1995, S. 263 (270); Michaels, Die deutsche Versicherungswirtschaft 1995, 
VW 1995, S. 1612 (1614); Müller-Peters, Schock oder Chance? Das Verhalten der Kunden 
im Jahr vier nach der Deregulierung, VW 1998, S. 1250. 
810 Vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsver-
mittlung in Deutschland, S. 107; Ludwig, Aspekte zum Versicherungsvermittler unter Be-
rücksichtigung der EG-Regelungen, S. 6; Beckmann, Auswirkungen des EG-Rechts auf das 
Versicherungsvertragsrecht, S. 809 (812 f.). 
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Korrespondierend dem Wegfall der Bedingungs- und Tarifgenehmi-
gung statuiert das Gesetz811 in den §§ 10, 10a VAG i. V. m. der Anlage D 
zum VAG Abschnitte I und II umfangreiche öffentlich-rechtliche Informati-
onspflichten der Versicherer, welche dem natürlichen Versicherungsnehmer 
als weiterführende Entscheidungsgrundlagen zum Versicherungsvertrag 
vom Versicherer zwingend zur Verfügung zu stellen sind.812 
                                                 
811 Das VAG kommt insoweit u. a. den Vorgaben der Artt. 31, 43 der Richtlinie 
92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) nach. 
812 Eine substantiierte Ausgestaltung des § 10a VAG wurde in der angegebenen Anlage D 
zum VAG vorgenommen. In letzterer finden sich unter Abschnitt I Nr. 1 Pflichtinformatio-
nen, die für alle Versicherungssparten gelten (z. B. Name, Anschrift, Rechtsform und Sitz 
des Versicherers, die gültigen allgemeinen Versicherungsbedingungen und Tarifbestim-
mungen, Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers, Vertragslaufzeit, Wi-
derrufs- und Rücktrittsbelehrungen, Anschrift der zuständigen Beschwerdestelle). Unter Nr. 
2 finden sich weitergehende Informationen für den Bereich der Lebens- und Unfallversi-
cherung und unter Nr. 3 weitergehende Informationen für den Bereich der Krankenversi-
cherung. In Deutschland haben sich zur Vertragsschlussbelehrung des Versicherten zwei 
Modelle herausgebildet. Beim sogenannten (eng an § 10a I 1 VAG angelehnten) Antrags-
modell erhält der Versicherungsinteressent die AVB und die sonstigen Verbraucherinfor-
mationen mit dem Antrag vom Vermittler ausgehändigt. Der Versicherer braucht hierbei - 
nach Weiterleitung des Antrags an ihn - nur noch den Versicherungsschein zu übergeben. 
Demgegenüber existiert noch eine weitere Vertragsschlussmöglichkeit in Form des Poli-
cenmodells, welches in § 5a VVG geregelt ist. Hierbei erhält der Versicherungsinteressent 
das Antragsformular vom Vermittler, welches zu unterzeichnen und an den Versicherer 
weiterzuleiten ist. Im Anschluss erfolgt die Zusendung der Police inklusive der AVB und 
der sonstigen Verbraucherinformationen sowie einer Belehrung über ein 14-tägiges Wider-
spruchsrecht. Widerspricht der Versicherte nicht, gilt der Vertrag als geschlossen. Hierzu 
gilt es jedoch anzumerken, dass das Policenmodell des § 5a VVG mit der Umsetzung der 
Richtlinie 2002/65/EG (Fernabsatzrichtlinie für Finanzdienstleistungen) Änderungen erfah-
ren wird, da im dort normierten Art. 3 ausdrücklich vorgesehen ist, dass dem Versiche-
rungskunden die vorgeschriebenen Informationen vor dessen Bindung an eine Vertragser-
klärung zu überlassen sind. Insoweit wird eine nachträgliche Überlassung der Informatio-
nen - wie noch in Art. 5a VVG vorgesehen - nur dann zulässig sein, wenn eine vorherige 
Überlassung aus tatsächlichen Gründen unmöglich ist. Vgl. zur Verbraucherinformation 
auch Prölss, Versicherungsaufsichtsgesetz, 11. Auflage, § 10a VAG Rdn. 5 ff.; Lorenz, Zu 
den Informationspflichten des Versicherers und zum Abschluss von Versicherungsverträ-
gen nach neuem Recht, ZVersWiss 1995, S. 103 ff.; Bach, Vorvertragliche Informations-
pflichten des Versicherers nach der VAG-Novelle, S. 45; Werber, Alte und neue Informati-
ons- und Beratungspflichten des Versicherers und Vermittlers, ZVersWiss 1994, S. 321 ff. 
Vgl. zu den Vertragsschlussmodellen Baumann, Versicherungsrecht nach der Deregulie-
rung, VersR 1996, S. 1 (3); Reiff, Die Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das 
deutsche Versicherungsvertragsrecht, VersR 1997, S. 267 (268); Schirmer, Änderungen des 
VVG nach der Deregulierung mit den Schwerpunkten: Abschluss des Versicherungsvertra-
ges und Einbeziehung von AVB, VersR 1996, S. 1045 (1046); Hemmer, Die Einbeziehung 
von AVB in den Versicherungsvertrag nach neuem Recht, S. 71 ff.; Lorenz, Zum Ab-
schluss eines Versicherungsvertrages nach § 5a VVG, VersR 1995, S. 616 (618); Derselbe, 
Zu den Informationspflichten des Versicherers und zum Abschluss von Versicherungsver-
trägen nach neuem Recht, ZVersWiss 1995, S. 103 (108); Herrmann, Auslegung europäi-
sierten Versicherungsvertragsrechts, ZEuP 1999, S. 663 (669). Zu Fragen beim Vertrags-
schluss via Internet, Vgl. Hoppmann/Moos, Rechtsfragen des Internet-Vertriebs von Versi-
cherungsdienstleistungen, NVersZ 1999, S. 197 (199 f.); Dieselben, Rechtsfragen des In-
ternet-Vertriebs von Versicherungsdienstleistungen, S. 145 ff.; Micklitz, Der Abschluss 
von privaten Versicherungsverträgen im Internet, VersR 2002, S. 641 ff.; Herrmann, Bau-
steine eines europäischen Online-Versicherungsrechts, S. 717 ff. Zu Änderungen im Rah-
men der Umsetzung der Richtlinie 2002/65/EG (Fernabsatzrichtlinie für Finanzdienstleis-
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Mit der Abschaffung der Tarifgenehmigung wurden die Versiche-
rungsunternehmen in die Lage versetzt, frei über ihre Tarifgestaltung und 
dabei insbesondere über die zur individuellen Beitragsberechnung relevan-
ten Risikomerkmale zu entscheiden. Zu diesen frei wählbaren Risikomerk-
malen zählen derzeit etwa das Lebensalter des Versicherungsnehmers, des-
sen Geschlecht813, Familienstand und Beruf sowie bei Kfz-Versicherungen 
das Alter des Kfz, die jährliche Fahrleistung, der Umstand des Wenigfah-
rens, Garagenparkens oder der Alleinbenutzung.814 Rechtsverstöße im Be-
reich der dargestellten Tarifgestaltung sind - wie oben angeführt - weitge-
hend nur noch nachträglich im Wege der Missstandsaufsicht nach den Artt. 
81 ff. VAG überprüfbar, wobei insbesondere Verstöße gegen die Kalkulati-
onsgrundlagen und anerkannte Grundsätze der Versicherungsmathematik 
schnell zu finanziellen Schieflagen der Versicherungsunternehmen führen 
können. Von daher sind regelmäßige Kontrollen der Aufsichtsbehörden er-
forderlich, um im Rahmen der Finanzaufsicht Konkurse zu vermeiden und 
die dauerhafte Erfüllung der eingegangenen Verbindlichkeiten seitens der 
Versicherer sicherzustellen.815 
                                                                                                                            
tungen, Vgl. Schneider, Umsetzung der Fernabsatzrichtlinie 2002/65/EG im VVG - An-
merkung zum Regierungsentwurf und zur VVG-Reform, VersR 2004, S. 696 (702). 
813 Bezüglich eines freien Umgangs mit dem Merkmal Geschlecht durch die vertragsgestal-
tende Versicherung sei an dieser Stelle nur kurz auf die mit der Gleichbehandlungsrichtlinie 
(2004/113/EG) verfolgten und bereits besprochenen Ziele hingewiesen (vgl. Gliederungs-
punkt B V 2 i), wonach bei Neuabschlüssen nach Ablauf der Umsetzungsfrist eine Diffe-
renzierung nach dem Geschlecht in Versicherungsverträgen als unzulässig einzustufen ist, 
sofern kein Ausnahmetatbestand eingreift. 
814 Vgl. Seidel/Schäfer, Trends in der Kfz-Tarifgestaltung, VW 1998, S. 20 ff.; Hohlfeld, 
Auswirkungen der Deregulierung aus aufsichtsbehördlicher Sicht, S. 4 ff. 
815 So ordnete beispielsweise das damals zuständige Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungswesen ein Vertriebsverbot für eine Kfz-Haftpflichtversicherung an, in der den Käu-
fern eines bestimmten PKW-Modells ein Pauschalpreis von 500 DM angeboten wurde. 
Darin sah das Bundesaufsichtsamt einen Verstoß gegen den Grundsatz der ordnungsgemä-
ßen Durchführung des Versicherungsbetriebs gem. § 81 I 4 VAG, da diesem Beitrag keine 
risikogerechte Tarifierung aufgrund statistisch abgesicherter Tarifmerkmale und keine 
Einstufung nach Schadensfreiheitsklassen zu Grunde lag. Vgl. hierzu BAV-Schreiben vom 
23.11.1995 in: VerBAV 5/96, S. 115; Ohne Verfasser, BAV untersagt Pauschaltarif in der 
Kfz-Haftpflicht, VW 1995, S. 1715; Hohlfeld, Erste Erfahrungen im europäischen Binnen-
markt, VW 1996, S. 680; Surminski, Erfolg im freien Wettbewerb, ZfV 1997, S. 58 (61). 
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3. Zwischenergebnis zur Versicherungsaufsicht 
 
Mit der Umsetzung der in der Dritten Richtliniengeneration sowie in 
der als „Solvency I“ bekannten Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie 
Leben) und 2002/13/EG816 (Solvabilitätsrichtlinie Schaden) enthaltenen 
aufsichtsrechtlichen Vorgaben gelang dem Gemeinschaftsgesetzgeber ein 
bedeutsamer Schritt in Richtung eines europäischen Binnenmarktes für Ver-
sicherungen, wobei dieses Etappenziel besonders vor dem Hintergrund un-
terschiedlich gewachsener mitgliedsstaatlicher Regulierungsstrukturen nicht 
zu unterschätzen ist.817 Im Rahmen der angestrebten Binnenmarktverwirkli-
chung befinden sich nunmehr nach der Richtlinienintention alle Mitglieds-
staaten auf einem angeglichenen Regulierungsniveau.818 Dabei ist der Weg-
fall der Bedingungs- und Tarifkontrolle als nahezu revolutionäre Verände-
rung der in dieser Frage zuvor teils restriktiven Aufsichtssysteme einzustu-
fen.819 Daneben trugen die Etablierung des „Single Licence-Prinzips“ und 
der „Home Country Control“ erheblich zur Verwirklichung des Binnen-
marktes bei, da diese Instrumente zu einer effektiveren Wahrnehmbarkeit 
der grenzüberschreitenden Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit führ-
ten. Hierbei ist nicht nur der Umstand des Wegfalls des kompletten Zulas-
sungsprogramms für jeden Mitgliedsstaat hervorzuheben, sondern auch, 
dass die Versichersicherungsaufsicht - im Sinne einer europaweiten Kon-
trolle durch die Sitzlandbehörden - nicht mehr nur bis an die jeweilige Lan-
desgrenze reicht. 
                                                 
816 Vgl. Richtlinie 2002/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
05.03.2002 zur Änderung der Richtlinie 73/239/EWG des Rates hinsichtlich der Bestim-
mungen über die Solvabilitätsspanne für Schadensversicherungsunternehmen, ABl. 2002 L 
77/17. 
817 Vgl. Weidenfeld, Der Europäische Versicherungsbinnenmarkt und seine Auswirkungen 
auf die strategische Unternehmenspolitik von Erstversicherern, S. 136. 
818 Vgl. Präve, Versicherungsaufsicht, Treuhänder und Verantwortlicher Aktuar, VersR 
1995, S. 733; Weidenfeld, Der Europäische Versicherungsbinnenmarkt und seine Auswir-
kungen auf die strategische Unternehmenspolitik von Erstversicherern, S. 136. In der Praxis 
bestanden jedoch des Öfteren Zweifel seitens der Kommission an der ordnungsgemäßen 
Umsetzung der Dritten Richtliniengeneration durch die Mitgliedsstaaten. Vgl. dazu Loheac, 
Die Versicherungswirtschaft im 21. Jahrhundert, VW 1997, S. 8 (10). 
819 Vgl. Farny, Über mögliche Unternehmensstrategien deutscher Erstversicherer im dere-
gulierten Versicherungsmarkt, S. 245 (248). 
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III. Die Reichweite der Grundfreiheiten im Versicherungswesen 
 
Im folgenden Abschnitt soll nun die Reichweite der primärrechtli-
chen Grundfreiheiten, insbesondere der Niederlassungs- und Dienstleis-
tungsfreiheit unter Berücksichtigung des Versicherungsurteils des EuGH 
von 1986 dargestellt werden. Im Anschluss daran werden das kollisions-
rechtliche Anknüpfungssystem sowie die Mechanismen der Versicherungs-
zulassung und -aufsicht auf ihre Vereinbarkeit mit eben diesen Grundfrei-
heiten untersucht. 
 
1. Niederlassungsfreiheit - Allgemeines zu den Artt. 43 ff. EGV 
 
Unter der nach Ablauf der Übergangsfrist zum 31.12.1969 unmittel-
bar geltenden Niederlassungsfreiheit versteht man nach den Artt. 43 ff. 
EGV die auf Dauer angelegte Aufnahme und Ausübung selbständiger un-
ternehmerischer Tätigkeiten und die Freiheit der Standortwahl des Unter-
nehmers in einem anderen Mitgliedsstaat der Gemeinschaft.820 Die Artt. 43 
ff. stellen dabei eine besondere Ausformung des allgemeinen Diskriminie-
rungsverbotes aus Art. 12 EGV dar. Der EuGH grenzt die Niederlassungs-
freiheit in der Rechtssache Gebhard821 von der Dienstleistungsfreiheit insbe-
sondere durch das Merkmal der Dauerhaftigkeit ab und beschreibt sie als 
implizierte Möglichkeit „in stabiler und kontinuierlicher Weise am Wirt-
schaftsleben eines anderen Mitgliedsstaates teilzunehmen und daraus Nut-
zen zu ziehen, wodurch die wirtschaftliche und soziale Verflechtung inner-
halb der Gemeinschaft im Bereich der selbständigen Tätigkeiten gefördert 
wird.“822 
                                                 
820 Vgl. Herdegen, Europarecht, S. 255, Rdn. 317. Neben der Niederlassungsdefinition i. S. 
d. Art. 13 a I 1 i. V. m. Art. 13 b und 13 c VAG ist es gem. § 13 a I 2 VAG auch „als Nie-
derlassung [...] anzusehen, wenn das Versicherungsgeschäft durch eine zwar selbständig 
damit betraute Person betrieben wird, die von einer Betriebsstätte in dem anderen Mit-
gliedsstaat oder Vertragsstaat aus tätig wird.“ Vgl. hierzu auch Prölss, Versicherungsauf-
sichtsgesetz, § 13 a, Rdn. 11 ff.; Knoke, Einzelfragen zur Interpretation des EuGH-Urteils, 
ZVersWiss 1987, S. 227 (231); Angerer, Aufsichtsrechtliche Ausgangspunkte der Dienst-
leistungsfreiheit für Versicherungsunternehmen im Gemeinsamen Markt, ZVersWiss 1987, 
S. 211 (214). 
821 EuGH, Rs. C-55/94, Gebhard, Urteil vom 30.11.1995, Slg. 1995, S. I-4165, Rdn. 25. 
822 Die Niederlassungsfreiheit etwas enger, als dauerhafte feste Einrichtung, die einer wirt-
schaftlichen Tätigkeit dient, definierend Randelzhofer, Kommentierung zum Niederlas-
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Die damit in Zusammenhang stehenden Rechte und Pflichten gelten 
jedoch nicht nur für natürliche Personen, sondern gem. Art. 48 I EGV auch 
für die in den Mitgliedsstaaten rechtmäßig gegründeten Gesellschaften, die 
ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung 
in einem Unionsstaat haben.823 Als Niederlassung in diesem Sinn gilt der 
ständige Mittelpunkt von dem aus das Gewerbe oder der Beruf ausgeübt 
wird. Man unterscheidet in diesem Zusammenhang auch zwischen der so-
genannten primären Niederlassungsfreiheit im Sinne von Art. 43 I 1 EGV, 
unter der man die Gründung einer Hauptniederlassung824 versteht, und der 
sogenannten sekundären Niederlassungsfreiheit nach Art. 43 I 2 EGV.825 
Letztere ist sowohl für die Gründung von Agenturen826, Tochtergesellschaf-
ten827 und Zweigniederlassungen828 von bereits in einem anderen Mitglieds-
                                                                                                                            
sungsrecht (Art. 52 ff. a.F. EGV) und zum Dienstleistungsrecht (Art. 60 ff. a.F. EGV), Rdn. 
10. Vgl. auch Roth, Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit, Rdn. 34. 
823 Art. 48 II EGV zählt zu den Gesellschaften diejenigen des bürgerlichen Rechts und des 
Handelsrechts einschließlich der Genossenschaften und die sonstigen juristischen Personen 
des öffentlichen und privaten Rechts mit Ausnahme derjenigen, die keinen Erwerbszweck 
verfolgen. Zu den Vor- und Nachteilen einer Geschäftsaufnahme im Versicherungsbereich 
über den Niederlassungs- bzw. Dienstleistungsverkehr, Vgl. Weidenfeld, Der Europäische 
Versicherungsbinnenmarkt und seine Auswirkungen auf die strategische Unternehmenspo-
litik von Erstversicherern, S. 265 ff. 
824 Hierbei nehmen die Versicherungsrichtlinien je nach Mitgliedsstaat verschiedene gesell-
schaftsrechtliche Typenvorgaben vor. So schreibt etwa Art. 6 I lit. a Spiegelstrich 3 der 
Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) für Lebensversicherer in Deutschland 
zwingend die Gesellschaftsform der Aktiengesellschaft, des Versicherungsvereins auf Ge-
genseitigkeit oder des öffentlich-rechtlichen Wettbewerbsversicherungsunternehmens vor. 
825 Vgl. Roth, Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit, Rdn. 24 f.; Oppermann, Europa-
recht, Rdn. 1591. 
826 Agenturen bzw. Generalvertretungen agieren als selbstständige Ausschließlichkeitsver-
mittler, die das inländische Versicherungsunternehmen im mitgliedsstaatlichen Auslands-
markt repräsentieren, wobei ihre Abschlussvollmacht regelmäßig durch den Agenturvertrag 
sparten- und bedingungsmäßig begrenzt ist. Aufgrund des geringen Investitionsvolumens 
eignen sich Agenturen besonders in Anfangsphasen der Geschäftsaufnahme im ausländi-
schen Markt, wenn es zudem gilt, etwaige Erfolgspotentiale auszuloten. Vgl. hierzu Wei-
denfeld, Der Europäische Versicherungsbinnenmarkt und seine Auswirkungen auf die stra-
tegische Unternehmenspolitik von Erstversicherern, S. 268; Attiger, Internationale Wett-
bewerbsfähigkeit in der Versicherungsbranche: eine weltweite empirische Analyse, S. 38; 
Woltereck, Auslandsgeschäft, S. 13 (19). 
827 Ausländische Tochtergesellschaften agieren als rechtlich selbstständige Versicherungs-
unternehmen, welche in einen inländischen Konzern integriert sind und unter dessen Lei-
tung stehen. Derartige Tochtergesellschaften gelten innerhalb der im Konzern einheitlichen 
Leitung als gut steuerbar, wobei über eine entsprechende Namensgebung die ausländische 
Herkunft legal verschleiert werden kann. Ferner agiert die Tochtergesellschaft als örtliche 
Präsenz im Zielmarkt, wobei sie steuerlich mit den ausländischen Konkurrenten gleichzu-
stellen ist. Derartige Gesellschaften unterfallen vollumfänglich der ausländischen Rechts-
ordnung, insbesondere dem dort gültigen Aufsichtsrecht, wodurch eine rechtliche Umstel-
lung vom gewohnten Aufsichtsrecht erforderlich wird. Vgl. hierzu Weidenfeld, Der Euro-
päische Versicherungsbinnenmarkt und seine Auswirkungen auf die strategische Unter-
nehmenspolitik von Erstversicherern, S. 270 ff.; Michaels, Mit Blick auf Europa: Aufmerk-
samkeit, Unruhe und Neugier, VersVerm 1993, S. 56 (58). 
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staat ansässigen Unternehmen als auch, wie vom EuGH in der Rechtssache 
Klopp829 entschieden, für die freien Berufe zur Errichtung eines zweiten 
Berufsdomizils einschlägig. 
Die Niederlassungsfreiheit führt im Bereich der Versicherungswirt-
schaft dazu, dass insbesondere in Fragen einer nationalen Zulassung zum 
Versicherungsvertrieb keine anderen (strengeren) Anforderungen an grenz-
überschreitend tätige EU-Versicherer gestellt werden dürfen, als dies bei 
nationalen Versicherungsunternehmen der Fall ist.830 Jedwede, im Vergleich 
zu den Inländern strengere Behandlung von natürlichen oder juristischen 
Personen anderer Mitgliedsstaaten, insbesondere das Aufstellen besonderer 
Voraussetzungen oder ein Ausschluss etwaiger Rechte sind nach der 
Niederlassungsfreiheit unzulässig.831 
Die rechtlichen Wirkungen der Niederlassungsfreiheit sind über ein 
konkretes Diskriminierungsverbot nach dem Grundsatz der Inländergleich-
behandlung832 auch auf ein Verbot unterschiedslos geltender, d. h. nichtdis-
kriminierender mitgliedsstaatlicher Maßnahmen im Sinne eines allgemeinen 
                                                                                                                            
828 Die ausländische (Zweig-)Niederlassung agiert als rechtlich unselbständiger Teil des 
inländischen Unternehmens und ist folglich gut steuerbar. Durch das geltende Sitzlandprin-
zip unterliegt die Niederlassung im Tätigkeitsland der Aufsicht des Hauptsitzes, womit sich 
der Geschäftsbetrieb vollumfänglich unter dem bekannten Aufsichtsregime abwickeln lässt. 
Zudem erfüllt die Niederlassung das Kriterium einer örtlichen Präsenz im Zielland, wobei 
sich eine ausländische Herkunft nicht verbergen lässt, was aufgrund eines gewissen Miss-
trauens der Marktteilnehmer gegenüber ausländischen Gesellschaften nicht unbedingt von 
Vorteil ist. Vgl. hierzu Weidenfeld, Der Europäische Versicherungsbinnenmarkt und seine 
Auswirkungen auf die strategische Unternehmenspolitik von Erstversicherern, S. 269 f.; 
Loheac, Der Binnenmarkt für Versicherungen: Chancen, Grenzen, Perspektiven, VW 1994, 
S. 1116 (1123); Schmidt, Auslandstätigkeit von Versicherungsunternehmen - aktuelle Be-
merkungen, VR 1980, S. 140 (149); Attiger, Internationale Wettbewerbsfähigkeit in der 
Versicherungsbranche: eine weltweite empirische Analyse, S. 39. 
829 EuGH, Rs. 107/83, Klopp, Urteil vom 12.07.1984, Slg. 1984, S. 2971, Rdn. 19. 
830 Vgl. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1588; Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen 
des Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 (264). 
831 Vgl. Doleschal/Martin-Pérez de Nanclares, Zum Vorschlag der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft für eine Dritte Lebensversicherungskoordinierungsrichtlinie 
vom 25.02.1991, VersRAI 1991, S. 50; EuGH, Rs. 2/74, Reyners, Urteil vom 21.06.1974, 
Slg. 1974, S. 631 (651); Rs. 11/77, Patrick, Urteil vom 28.06.1977, Slg. 1977, S. 1199 
(1204); Rs. 136/78, Auer, Urteil vom 07.02.1979, Slg. 1979, S. 437 (448 f.); Rs. 221/85, 
Kommission/Belgien, Urteil vom 12.02.1987, Slg. 1987, S. 719 (736 f.); Rs. 63/86, 
Kommission/Italien, Urteil vom 14.01.1988, Slg. 1988, S. 29 (52); Rs. C-3/88, Kommissi-
on/Italien, Urteil vom 05.12.1989, Slg. 1989, S. 4035 (4059). 
832 Vgl. die ständige Rechtsprechung: EuGH, Rs. C-2/74, Reyners, Urteil vom 21.06.1974, 
Slg. 1974, S. 631, Rdn. 18; Rs. C-107/83, Klopp, Urteil vom 12.07.1984, Slg. 1984, S. 
2971, Rdn. 17; Rs. 270/83, Kommission/Frankreich, Urteil vom 28.01.1986, Slg. 1986, S. 
273, Rdn. 24. Vgl. ferner Emmerich-Fritsche, Einführung in das Wirtschaftsrecht der Euro-
päischen Gemeinschaft, S. 93; Oppermann, Europarecht, Rdn. 1591. 
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Beschränkungsverbots auszudehnen.833 Insoweit sind auch alle versteckten 
Diskriminierungsformen, die an Stelle der Staatsangehörigkeit an andere 
Unterscheidungsmerkmale bzw. rechtliche Voraussetzungen anknüpfen und 
über diesen „Umweg“ zum gleichen Ergebnis führen, erfasst.834 Beschrän-
kungen sind, neben den abschließenden Vorbehalten der Artt. 45 f. EGV, im 
Rahmen nichtdiskriminierender Maßnahmen nur dann möglich, wenn diese 
aufgrund eines zwingenden Allgemeinwohlgrundes und in verhältnismäßi-
ger, also geeigneter, erforderlicher und angemessener Weise zur Anwen-
dung gelangen.835 Insoweit erfolgt nach der EuGH-Rechtsprechung (Rechts-
sache Gebhard836 und Rechtssache Kraus837) eine Ausdehnung der von Art. 
28 EGV bekannten tatbestandsimmanenten Schrankensetzung im Sinne der 
Cassis-de-Dijon-Formel838, auf alle Grundfreiheiten und somit auch auf die 
Niederlassungsfreiheit. 
                                                 
833 Vgl. EuGH, Rs. C-107/83, Klopp, Urteil vom 12.07.1984, Slg. 1984, S. 2971, Rdn. 20; 
Rs. C-340/89, Vlassopoulou, Urteil vom 07.05.1991, Slg. 1991, S. I-2357, Rdn. 15; Rs. C-
19/92, Kraus, Urteil vom 31.03.1993, Slg. 1993, S. I-1663 (1697); Rs. C-55/94, Gebhard, 
Urteil vom 30.11.1995, Slg. 1995, S. I-4186 (4196 ff.); Rs. C-212/97, Centros, Urteil vom 
09.03.1999, Slg. 1999, S. I-1484, Rdn. 21 f. Vgl. ferner Sonnenberger/Großerichter, Kon-
fliktlinien zwischen internationalem Gesellschaftsrecht und Niederlassungsfreiheit, im 
Blickpunkt: Die Centros Entscheidung des EuGH als gesetzgeberische Herausforderung, 
RIW 1999, S. 721 (723); Roth, Anmerkung zu EuGH, 31.3.1993 - Rs. C-19/92 (Kraus), 
CMLRev 1993, S. 1251; Emmerich-Fritsche, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als 
Direktive und Schranke der EG-Rechtssetzung, S. 431. 
834 EuGH, Rs. C-3/88 (Kommission/Italien), Urteil vom 05.12.1989, Slg. 1989, S. 4035, 
Rdn. 8. 
835 Die hier aufgezählten Voraussetzungen einer Rechtfertigung von nicht diskriminieren-
den Maßnahmen wird auch als sog. „vierstufiger Rechtfertigungsstandard“ des EuGH be-
zeichnet. Vgl. Streinz, Europarecht, Rdn. 677. Zu den einzelnen Voraussetzungen, Vgl. 
auch Emmerich-Fritsche, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als Direktive und Schran-
ke der EG-Rechtssetzung, S. 435. 
836 EuGH, Rs. C-55/94, Gebhard, Urteil vom 30.11.1995, Slg. 1995, S. I-4165, Rdn. 37. 
837 EuGH, Rs. C-19/92, Kraus, Urteil vom 31.03.1993, Slg. 1993, S. I-1663, Rdn. 32. 
838 EuGH, Rs. 120/78, Cassis de Dijon, Urteil vom 20.02.1979, Slg. 1979, S. 649. 
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2. Dienstleistungsfreiheit - Allgemeines zu den Artt. 49 ff. EGV 
 
Der europarechtliche Begriff der Dienstleistung ist nicht mit dem aus 
der Volkswirtschaft bekannten Begriff gleichzusetzen.839 Ihm wohnt viel-
mehr, wie sich aus der Formulierung des Art. 50 Unterabs. I EGV entneh-
men lässt, im Vergleich zur Niederlassungsfreiheit ein Ergänzungs- und 
Auffangcharakter inne840, nach dem eine Dienstleistung im Sinne einer 
grenzüberschreitenden nichtkörperlichen Leistung in der Regel gegen Ent-
gelt erbracht wird841 und sich aus einer Negativabgrenzung zu den Vor-
schriften über den freien Waren- und Kapitalverkehr sowie der Personen-
freizügigkeit ableiten lässt.842 Daneben erfolgt eine Abgrenzung zu der die 
freie Standortwahl843 schützenden Niederlassungsfreiheit dadurch, dass die 
Dienstleistungsfreiheit gem. Art. 50 Unterabs. III EGV nur eine vorüberge-
hende Leistungserbringung in einem anderen Mitgliedsstaat erfasst.844 
                                                 
839 In volkswirtschaftlichen Betrachtungen sind alle „unsichtbaren“ Dienstleistungen, etwa 
die von Hotels, Werbeagenturen oder Versicherungen einem sogenannten tertiären Sektor 
zuzuordnen, wobei dieser der Urproduktion und Warenerzeugung i.d.R. nachgelagert ist (z. 
B. Lagerung, Transport, Erhaltung, Bewerbung und Reparaturen der erzeugten Güter). 
Demgegenüber sieht der EG-Vertrag Dienstleistungen nicht primär als Wirtschaftssektor, 
sondern als einen Bereich, in dem unternehmerische Leistungen, welche nicht als Waren 
anzusehen sind, ohne eine Verlagerung des Produktionsstandortes die Grenzen der Mit-
gliedsstaaten ohne Beschränkungen jedweder Art überschreiten. Vgl. insbesondere Gro-
eben, Kommentar zum Vertrag über die Europäische Union und zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, Vorbemerkung zu den Artt. 49 bis 55 EG, Rdn. 9 f.; Roth, Niederlas-
sungs- und Dienstleistungsfreiheit, Rdn. 96; Oppermann, Europarecht, Rdn. 1592; Bia-
gosch, Europäische Dienstleistungsfreiheit und deutsches Versicherungsvertragsrecht, S. 
55. 
840 EuGH, Rs. C-55/94, Gebhard, Urteil vom 30.11.1995, Slg. 1995 S. I-4165, Rdn. 22. Vgl 
auch Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 657; Seidel, Rundfunk, insbe-
sondere Werbefunk und innergemeinschaftliche Dienstleistungsfreiheit, S. 351, Anm. 1. 
Eine andere Ansicht vertreten Alt, Aktuelle Probleme des Europäischen Dienstleistungs-
rechts im Bereich des Medien- und Versicherungsrechts, S. 49; Criegern, Die Bedeutung 
der Dritten Schadenrichtlinie unter aufsichtsrechtlichen Gesichtspunkten für die Dienstleis-
tungsfreiheit der Versicherungsunternehmen im Binnenmarkt, S. 30 f.; Herdegen, Europa-
recht, S. 261, Rdn. 324; Geiger, EUV/EGV Vertrag über die Europäische Union und Ver-
trag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Art. 50 EGV, Rdn. 1. Gegen die Ein-
stufung des Art. 49 EGV als „bloße Auffanggrundfreiheit“ spricht sich Groeben, Kommen-
tar zum Vertrag über die Europäische Union und zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft, Art. 49 EG, Rdn. 4 f., aus. 
841 Vgl. Emmerich-Fritsche, Einführung in das Wirtschaftsrecht der Europäischen Gemein-
schaft, S. 104; Oppermann, Europarecht, Rdn. 1592. 
842 Vgl. Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 657. 
843 Vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versicherungsver-
mittlung in Deutschland, S. 44. 
844 Bis zu welchem Punkt man noch von einer vorübergehenden (i. S. e. Dienstleistung) und 
ab wann von einer dauerhaften Leistungserbringung (i. S. e. Niederlassung) sprechen kann, 
hängt dabei von der Einzelfallkonstellation ab 
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Bis zu welchem Zeitpunkt man noch von einer vorübergehenden 
Leistungserbringung im Sinne einer Dienstleistung und ab wann man von 
einer dauerhaften im Sinne einer Niederlassung sprechen kann, hängt dabei 
im Einzelfall von der konkreten Dauer, der Häufigkeit, der regelmäßigen 
Wiederkehr und der damit in Zusammenhang stehenden Kontinuität ab.845 
Wichtig ist in diesem Sinne, dass die Dienstleistungsfreiheit eine grenzüber-
schreitende erwerbswirtschaftliche Tätigkeit ermöglicht, ohne dass der 
Wohn- oder Geschäftssitz verlagert bzw. eine Niederlassung gegründet 
werden muss.846 
Art. 50 Unterabs. II lit. a-d EGV zählt dabei in nicht abschließender 
Weise847 gewerbliche, kaufmännische, handwerkliche und freiberufliche 
Tätigkeiten als Dienstleistungsbereiche auf. Die Dienstleistungsfreiheit um-
fasst dabei nicht nur die klassischen Fälle, in denen sich der Leistende in 
den Mitgliedsstaat des Leistungsempfängers (sog. positive bzw. aktive 
Dienstleistungserbringung)848 oder sich der Empfänger in das Land des Erb-
ringers begibt (sog. negative bzw. passive Dienstleistungserbringung)849, 
                                                 
845 EuGH, Rs. C-55/94, Gebhard, Urteil vom 30.11.1995, Slg. 1995, S. I-4165, Rdn. 27. 
Vgl. auch Roth, Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit, Rdn. 24. Nimmt man bei-
spielsweise die Errichtung eines großen Baukomplexes in den Niederlanden durch eine in 
Deutschland ansässige Firma, so ist sicherlich sogar bei einer Bauzeit von 2-3 Jahren noch 
ein vorübergehender Charakter gegeben. Dies gilt insbesondere wenn die Firma noch ande-
re Bauaufträge in Deutschland parallel ausführt oder sie für den Zeitraum nach Bauab-
schluss in anderen Ländern tätig sein wird. Demgegenüber wird man bei einem selbständig 
und ausschließlich in den Niederlanden arbeitenden deutschen Fensterputzer nach einer 
Dauer von drei Jahren nicht mehr von einer nur vorübergehenden Leistungserbringung 
sprechen können. 
846 So erspart die Beschränkung auf den Dienstleistungsvertrieb bei Versicherungsproduk-
ten zwar den kostenintensiven Aufbau einer festen Vor-Ort-Repräsentanz. Andererseits 
lässt aus Sicht des Versicherungsnehmers ein Ansprechpartner vor Ort eine schnellere Re-
gulierung im Schadensfall erwarten. Nicht zu unterschätzen ist ferner der Gesichtspunkt, 
dass sich Versicherungsnehmer, insbesondere Privatpersonen, erfahrungsgemäß nur ungern 
auf Geschäfte mit Versicherern einlassen, wenn diese keine Vor-Ort-Repräsentanz 
unterhalten, da sie trotz versicherungsnehmerfreundlichen Gerichtsstandsregelungen eine 
erschwerte Durchsetzung ihrer Ansprüche befürchten. Vgl. Weidenfeld, Der Europäische 
Versicherungsbinnenmarkt und seine Auswirkungen auf die strategische Unternehmenspo-
litik von Erstversicherern, S. 266 ff., sowie weitergehend Jürgens/Rabe/Rabe, Der Europäi-
sche Versicherungsmarkt, S. 5; Hübner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des Gemein-
schaftsrechts auf das Versicherungsrecht, EuZW 1995, S. 263 (264); Müller Versiche-
rungsbinnenmarkt, Rdn. 8; Streinz, Europarecht, Rdn. 755; Oppermann, Europarecht, Rdn. 
1585. 
847 Vgl. Biagosch, Europäische Dienstleistungsfreiheit und deutsches Versicherungsver-
tragsrecht, S. 57; Streinz, Europarecht, Rdn. 755. 
848 Vgl. Badenhoop, Binnenmarkt der Versicherungen bis 1992?, VW 1987, S. 622 (627); 
Emmerich-Fritsche, Einführung in das Wirtschaftsrecht der Europäischen Gemeinschaft, S. 
108; Oppermann, Europarecht, Rdn. 1580. 
849 Vgl. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1594; Roth, Niederlassungs- und Dienstleistungs-
freiheit, Rdn. 100. Zur Freiheit, Dienstleistungen in einem anderen Mitgliedsstaat im Wege 
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sondern auch die Fälle, in denen beide Vertragsparteien einen Leistungsaus-
tausch abwickeln, ohne ihr Land zu verlassen (sog. Korrespondenzdienst-
leistung).850 
Auch im Bereich der Dienstleistungsfreiheit der Artt. 49 ff. EGV als 
besondere Ausprägung des allgemeinen Diskriminierungsverbotes des Art. 
12 EGV851 sind sämtliche Diskriminierungen aufgrund der Staatsangehörig-
keit bzw. aus den Umständen einer grenzüberschreitenden Leistungserbrin-
gung durch in anderen Mitgliedsstaaten ansässige natürliche oder juristische 
Personen unzulässig852 und, sofern derartige Diskriminierungen offen oder 
versteckt bestehen, umgehend zu beseitigen.853 Neben diesen diskriminie-
renden Regelungen werden ähnlich zur Niederlassungsfreiheit auch nicht 
diskriminierende Bestimmungen, die geeignet sind, die Dienstleistungstä-
tigkeit des Erbringers zu unterbinden oder zu behindern, im Sinne eines all-
gemeinen Beschränkungsverbotes erfasst.854 
„Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes verstößt jede nationale 
Regelung gegen Art. 59 EGV [jetzt Art. 49 EGV], die die Leistung von 
Diensten zwischen Mitgliedsstaaten im Ergebnis gegenüber der Leistung 
von Diensten im Inneren eines Mitgliedsstaates erschwert.“855 Das vorste-
hend ausgeführte Beschränkungsverbot orientiert sich dabei an der soge-
nannten Dassonville-Formel856 des EuGH, wonach jede tatsächlich oder 
                                                                                                                            
der passiven Dienstleistungsfreiheit in Anspruch nehmen zu können, Vgl. EuGH, Rs. C-
76/90, Sänger, Urteil vom 25.07.1991, Slg. 1991, S. I-4221 (4243 f.). 
850 Vgl. Biagosch, Europäische Dienstleistungsfreiheit und deutsches Versicherungsver-
tragsrecht, S. 58; Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 8 und 69; Oppermann, Europa-
recht, Rdn. 1597. 
851 Vgl. Beutler/Biber/Pipkorn/Streil, Die Europäische Union, S. 318 f. 
852 Vgl. EuGH, Rs. 279/80, Webb, Urteil vom 17.12.1981, Slg. 1981, S. 3305, Rdn.14; Rs. 
427/85, Gouvernantenklausel, Urteil vom 25.02.1988, S. 1123, Rdn. 11 
853 EuGH, Rs. 62 und 63/81, Seco/Evi, Urteil vom 03.02.1982, Slg. 1982, S. 223, Rdn. 8. 
Vgl. auch Oppermann, Europarecht, Rdn. 1593 
854 EuGH, Rs. 33/74, van Binsbergen, Urteil vom 03.12.1974, Slg. 1974, S. 1299, Rdn. 10; 
Rs. 110 und 111/78, van Wesemael, Urteil vom 18.01.1979, Slg. 1979, S. 35, Rdn. 28; Rs. 
205/84, Kommission/Deutschland, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755, Rdn. 25; Rs. 
C-76/90, Säger/Dennemeyer, Urteil vom 25.07.1991, Slg. 1991, S. 4221, Rdn. 12. 
855 EuGH, Rs. C-158/96, Kohll, Urteil vom 28.04.1998, Slg. 1998, S. I-1931, Rdn. 33; Rs. 
C-157/99, Smits/Peerbooms, Urteil vom 12.07.2001, Slg. 2001, S. I-5473, Rdn. 61; Rs. C-
17/00, De Coster, Urteil vom 29.11.2001, Slg. 2001, S. I-9445, Rdn. 30. Vgl. auch Gro-
eben, Kommentar zum Vertrag über die Europäische Union und zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, Art. 49 EG, Rdn. 86, m. w. N. 
856 EuGH, Rs. 8/74, Dassonville, Urteil vom 11.07.1974, Slg. 1974, S. 837 ff. Der Wortlaut 
(S. 837, Rdn. 5) der Dassonville-Formel ist: „Jede Handelsregelung der Mitgliedsstaaten, 
die geeignet ist, den innergemeinschaftlichen Handel unmittelbar oder mittelbar, tatsächlich 
oder potentiell zu behindern, ist als Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine mengenmä-
ßige Beschränkung anzusehen.“ 
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potentiell, mittelbar oder unmittelbar behindernde mitgliedstaatliche Maß-
nahme einen Verstoß gegen die Dienstleistungsfreiheit darstellt.857 
Umstritten ist in diesem Zusammenhang, ob dieser sehr weitreichen-
de Beschränkungsbegriff auch im Bereich der Dienstleistungsfreiheit858 sei-
ne Begrenzung durch die sogenannte Keck-Rechtsprechung859 des Gerichts-
hofs erfährt, nach welcher nicht-diskriminierende Beschränkungen bei blo-
ßen Verkaufsmodalitäten860 (im Gegensatz zu den weiterhin erfassten pro-
duktgestaltenden Regelungen861) im Sinne einer Bereichsausnahme862 kei-
nen Eingriff in die Grundfreiheiten darstellen.863 
                                                 
857 EuGH, Rs. 72/83, Campus Oil Ltd., Urteil vom 10.07.1984, Slg. 1984, S. 2727 (2746); 
Rs. 229/83, Leclerc, Urteil vom 10.01.1985, Slg. 1985, S. 1 (34), Rs. C-126/91, Yves Ro-
cher, Urteil vom 18.05.1993, Slg. 1993, S. I-2361 (2388). Vgl. ebenfalls Everling, Ver-
tragsverhandlungen 1957 und Vertragspraxis 1987 - dargestellt an den Kapiteln Niederlas-
sungsrecht und Dienstleistungen des EWG-Vertrages, S. 111 (120 ff.); Biagosch, Europäi-
sche Dienstleistungsfreiheit und deutsches Versicherungsvertragsrecht, S. 67 ff.; Schlappa, 
Die Kontrolle von Allgemeinen Versicherungsbedingungen im deutschen Versicherungs-
aufsichtsrecht und der freie Dienstleistungsverkehr im EG-Recht, S. 106 ff. 
858 Vgl. EuGH, Rs. C-384/93, Alpine Investments, Urteil vom 10.05.1995, Slg. 1995, S. I-
1141 (1177 f.). Vgl. ebenso Remien, Denationalisierung des Privatrechts in der Europäi-
schen Union?, ZfRV 1995, S. 116 (130); Lüder, Die Grenzen der Keck-Rechtsprechung, 
EuZW 1996, S. 615 (618); Grosskopf, Anmerkung zu EuGH, 10.05.1995 - Rs. C-384/93 
(Alpine Investments), WRP 1995, S. 805; Mülbert, Privatrecht, die EG-Grundfreiheiten 
und der Binnenmarkt, ZHR 1995, S. 2 (29); Hatzopoulos, Anmerkung zu EuGH, 
10.05.1995 - Rs. C-384/93 (Alpine Investments), CML-Review 1995, S. 1427; Everling, 
Der Einfluss des EG-Rechts auf das nationale Wettbewerbsrecht im Bereich des Täu-
schungsschutzes, ZLR 1994, S. 221 (231); Eberhartinger, Konvergenz und Neustrukturie-
rung der Grundfreiheiten, EWS 1997, S. 43 (49 f.); Kohler, Gemeinschaftsrecht und Privat-
recht: Zur Rechtsprechung des EuGH im Jahre 1995, ZEuP 1996, S. 452 (462 f.). 
859 EuGH, Rs. C-267/91 und C-268/91, Keck und Mithouard, Urteil vom 24.11.1993, Slg. 
1993, S. I-6097 ff. 
860 Verkaufsmodalitäten im Sinne der Keck-Rechtsprechung sind u. a. nationale Laden-
schlussregelungen. Vgl. EuGH, verbundene Rsn. C-69/93 und C-258/93, Punto Casa, Urteil 
vom 02.06.1994, Slg. 1994, S. I-2355, Rdn. 12 f.; verbundene Rsn. C-418/93, C-419/93, C-
420/93, C-421/93, C-460/93, C-461/93, C-462/93, C-464/93, C-9/94, C-10/94, C-11/94, C-
14/94, C-15/94, C-23/94, C-332/94, Semeraro Casa Uno, Urteil vom 20.06.1996, Slg. 1996, 
S. I-2975 (3008), der Vertrieb von Tabakwaren über lizenzierte Einzelhändler, Vgl. EuGH, 
Rs. C-387/93, Banchero, Urteil vom 14.12.1995, Slg. 1995, S. I-4666 (4694 ff.), Öffnungs-
zeiten für Tankstellen, Vgl. EuGH, verbundene Rsn. C-401/92, C-402/92, Tankstation ’t 
Heukske, Urteil vom 02.06.1994, Slg. 1994, S. I-2199 (2233 f.), Werbeverbote für Apothe-
ker, Vgl. EuGH, Rs. C-292/92, Hünermund, Urteil vom 15.12.1993, Slg. 1993, S. I-6787 
(6821 ff.), der Verkauf unter dem Einstandspreis, Vgl. Rs. C-267/91 und C-268/91, Keck 
und Mithouard, Urteil vom 24.11.1993, Slg. 1993, S. I-6097 ff., ein Nachtbackverbot, Vgl. 
EuGH, Rs. 155/80, Oebel, Urteil vom 14.07.1981, Slg. 1981, S. 1993 (2010), der Verkauf 
von Sexartikeln in nicht konzessionierten Geschäften, Vgl. EuGH, Rs. 350/89, Shepton-
hurst, Urteil vom 07.05.1991, Slg. 1991, S. I-2387 (2389), Begrenzung der Fernsehwer-
bung, Vgl. EuGH, Rs. C-412/93, Leclerc-Siplec, Urteil vom 09.02.1995, Slg. 1995, S. I-
179 (217), der Vertrieb von Säuglingsmilch über Apotheken, Vgl. EuGH, Rs. C-391/92, 
Kommission/Griechenland, Urteil vom 29.06.1995, Slg. 1995, S. I-1621 (1646 f.). 
861 Als produktgestaltende Regelungen und damit von den Grundfreiheiten erfasste unzu-
lässige Beschränkungen gelten etwa mitgliedsstaatliche Vorschriften zu Form, Gewicht, 
Zusammensetzung, Abmaßen, Verpackung, Aufmachung und Etikettierung. Vgl. u. a. 
EuGH, Rs. C-267/91 und C-268/91, Keck und Mithouard, Urteil vom 24.11.1993, Slg. 
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Liegt eine für In- und Ausländer gleichermaßen geltende 
produktgestaltende Regelung im Sinne einer Beschränkung der 
Dienstleistungsfreiheit vor, so ist diese entsprechend der ursprünglich für 
Art. 28 EGV entwickelten und im Folgenden zu besprechenden Cassis-de-
Dijon-Formel864 nur dann zulässig, wenn sie in sachlich gebotener, das heißt 
verhältnismäßiger Weise dem Allgemeininteresse des Ziellandes dient. 
Dies gilt jedoch nur insoweit als diesen Allgemeinwohlgründen nicht 
bereits durch Maßnahmen des Herkunftslandes des Dienstleistungserbrin-
gers genüge getan ist.865 Ferner ist wie bei allen Beschränkungen der Grund-
freiheiten die Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im Hinblick 
auf die Frage, ob die Beschränkung des innergemeinschaftlichen Dienstleis-
tungsmarktes zum Schutz des angesprochenen Allgemeininteresses geeig-
net, erforderlich und angemessen ist und dabei in tatsächlicher Hinsicht dem 
anvisierten Beschränkungszweck dient, notwendig.866 
                                                                                                                            
1993, S. I-6097 (6131); Rs. C-51/93, Meyhui, Urteil vom 09.08.1994, Slg. 1994, S. I-3879 
(3898). 
862 Vgl. Herdegen, Europarecht, S. 232, Rdn. 290. 
863 Gegen eine Anwendungsausdehnung der Keck-Rechtsprechung auf den Dienstleistungs-
bereich wird ins Feld geführt, dass Hindernisse beim Zugang zu einem Dienstleistungs-
markt viel komplexerer Natur seien als dies beim Zugang zum Warenmarkt der Fall sei, 
wobei auch schon die Begrifflichkeiten des EGV im Waren- und Dienstleistungsbereich 
voneinander abweichen. So heißt es insbesondere bei Art. 28 EGV, dass Maßnahmen mit 
gleicher Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen erfasst sind. Einen entsprechenden 
Passus sucht man demgegenüber bei Art. 49 EGV vergebens. Vgl. ausführlich Groeben, 
Kommentar zum Vertrag über die Europäische Union und zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, Art. 49 EG, Rdn. 102 ff. 
864 Vgl. EuGH, Rs. 120/78, Cassis de Dijon, Urteil vom 20.02.1979, Slg. 1979, S. 649 ff., 
wobei es unter Rdn. 8 des Urteils lautet: „In Ermangelung einer gemeinschaftlichen Rege-
lung der Herstellung und Vermarktung von Weingeist [...] ist es Sache der Mitgliedsstaaten, 
alle die Herstellung und Vermarktung von Weingeist und alkoholischen Getränken betref-
fenden Vorschriften für ihr Hoheitsgebiet zu erlassen. Hemmnisse für den Binnenhandel 
der Gemeinschaft, die sich aus den Unterschieden der nationalen Regelungen über die 
Vermarktung dieser Erzeugnisse ergeben, müssen hingenommen werden, soweit diese 
Bestimmungen notwendig sind, um zwingenden Erfordernissen gerecht zu werden, insbe-
sondere den Erfordernissen einer wirksamen steuerlichen Kontrolle, des Schutzes der öf-
fentlichen Gesundheit, der Lauterkeit des Handelsverkehrs und des Verbraucherschutzes.“ 
865 Vgl. EuGH, Rs. 279/80, Webb, Urteil vom 17.12.1981, Slg. 1981, S. 3305, Rdn.17; Rs. 
33/74, van Binsbergen, Urteil vom 03.12.1974, Slg. 1974, S. 1299, Rdn. 10 und 12. 
866 Vgl. EuGH, Rs. 39/75, Coenen, Urteil vom 26.11.1975, Slg. 1975, S. 1547; Rs. 205/84, 
Kommission/Deutschland, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755, Rdn. 27 und 33. Vgl. 
auch Emmerich-Fritsche, Einführung in das Wirtschaftsrecht der Europäischen Gemein-
schaft, S. 112; Dieselbe, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als Direktive und Schran-
ke der EG-Rechtsetzung, S. 434. 
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3. Die untergeordnete Rolle der Kapitalverkehrsfreiheit - Artt. 56 ff. 
EGV 
 
Die Kapitalverkehrsfreiheit der Artt. 56 ff. EGV ist im Gegensatz 
zur Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit für die Versicherungsmärk-
te, insbesondere für die hier untersuchten vertragsrechtlichen Beziehungen 
nur von untergeordneter Bedeutung, da sie lediglich die einseitige grenz-
überschreitende Übertragung von Vermögenswerten, etwa die Übermittlung 
von Gründungskapital für eine Gesellschaft und die Rückübertragung er-
wirtschafteter Gewinne, erfasst.867 Beim Versicherungsgeschäft unterfallen 
demgegenüber die im Gegenseitigkeitsverhältnis stehenden geldwerten 
Prämien- und Versicherungsleistungen dem Bereich des Dienstleistungsver-
kehrs.868 
 
4. Allgemeinwohlbeschränkungen bei Grundfreiheiten - Cassis de Di-
jon-Formel 
 
Neben den im EGV expressis verbis vorgesehenen, für In- und Aus-
länder ungleich, also diskriminierend wirkenden nationalstaatlichen Be-
schränkungen der Grundfreiheiten aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit oder Gesundheit, welche sich im Rahmen der Niederlassungs- 
und Dienstleistungsfreiheit aus den Artt. 46 I bzw. 55 i. V. m. 46 I EGV 
entnehmen lassen, unterliegen auch für In- und EU-Ausländer unterschieds-
los geltende mitgliedsstaatliche Maßnahmen - sofern sie nach der Keck-
Rechtsprechung869 über bloße Verkaufsmodalitäten hinausgehen - einer 
Rechtfertigungspflicht im Sinne der Cassis-de-Dijon-Rechtsprechung870 des 
EuGH. Danach können im Sinne einer den Grundfreiheiten immanenten 
Schrankensetzung ausschließlich zwingende Allgemeinwohlinteressen in 
verhältnismäßiger Weise eine Beschränkung der Grundfreiheiten rechtferti-
                                                 
867 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, S. 7 Rdn. 11; Oppermann, Europarecht, Rdn. 
1480 ff. 
868 Vgl. Roth, Grundlagen des gemeinsamen europäischen Versicherungsmarktes, RabelsZ 
1990, S. 63 (84 ff.); Lenzig, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 139 (142); Brenner, Die 
Einwirkungen des Europäischen Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungsrecht, S. 21 f. 
869 Vgl. EuGH, Rs. C-267/91 und C-268/91, Keck und Mithouard, Urteil vom 24.11.1993, 
Slg. 1993, S. I-6097 ff. 
870 Vgl. EuGH, Rs. 120/78, Cassis de Dijon, Urteil vom 20.02.1979, Slg. 1979, S. 649 ff 
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gen. Hierbei stellt sich stets die Frage, was unter mitgliedsstaatlichen All-
gemeinwohlinteressen zu verstehen ist. Im Bereich des primären Europa-
rechts erlangte der Allgemeinwohlbegriff zunächst eine Bedeutung für den 
freien Waren- und Dienstleistungsverkehr.871 Im Anschluss daran fand die-
ser Begriff auch im Bereich der Niederlassungsfreiheit Anwendung.872 Im 
sekundären Gemeinschaftsrecht haben die Allgemeinwohlinteressen ihren 
Niederschlag in zahlreichen Versicherungsrichtlinien, insbesondere in den 
bereits besprochenen Artt. 28 der Dritten Richtlinien Schaden und Leben 
gefunden. 
Der Risikobelegenheitsstaat darf somit, im Rahmen eines freien Bin-
nenmarktzuganges den Vertrieb von Versicherungsprodukten aus anderen 
Mitgliedsstaaten grundsätzlich nicht unter Berufung auf eigene nationale 
Vorschriften unterbinden oder beeinträchtigen.873 Eine Berufung auf natio-
nales Recht und damit einhergehend eine Beschränkung der Nachfrager- 
oder Anbieterfreiheit ist nur dann möglich, wenn das Versicherungsprodukt 
gegen Normen des nationalen Allgemeininteresses verstößt, welche inso-
weit als Filterfunktion fungieren. Eine Beschränkung der Grundfreiheiten ist 
nur dann gerechtfertigt, wenn die nicht diskriminierenden874 Beschränkun-
gen im Allgemeininteresse liegen und einem nicht harmonisierten Bereich 
zuzuordnen sind. Als Allgemeininteresse sind, solange diese Bereiche nicht 
harmonisiert sind, anerkannt875: 
 
- der Schutz des Verbrauchers876, 
- Berufsregeln zum Schutz des Dienstleistungsempfängers877, 
                                                 
871 Vgl. EuGH, Rs. C 76/90, Saeger/Dennemeyer & Co. Ltd., Urteil vom 25.07.1991, Slg. 
1991, S. I-4221. 
872 Vgl. EuGH, Rs. C 55/94, Gebhard, Urteil vom 30.11.1995, Slg. 1995, S. I-4195; EuGH, 
Rs. 415/93, Bosman, Urteil vom 15.12.1995, Slg. 1995, S. I-4921. 
873 Vgl. Wandt, Internationales Privatrecht der Versicherungsverträge, S. 85 (100). 
874 Handelt es sich dagegen in dem Sinne um eine diskriminierende Beschränkung, dass 
diese nicht oder nur in abgeschwächter Form für eigene Versicherungsunternehmen gilt, so 
kann eine Beschränkung nur aufgrund der Artikel 49, 55, 46 EGV (öffentliche Sicherheit 
und Ordnung) vorgenommen werden. 
875 Dies ist keine abschließende Aufzählung, da sich der Gerichtshof vorbehält, sie laufend 
zu ergänzen. Siehe auch Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen „Freier Dienst-
leistungsverkehr und Allgemeininteresse im Versicherungswesen“, ABl. vom 16.02.2000, 
C 43/05 (17). 
876 Vgl. EuGH, Rs. 178/84, Kommission/Deutschland, Urteil vom 12.03.1987, Slg. 1987, S. 
1227; EuGH, Rs. 315/92, Clinique, Urteil vom 02.02.1994, Slg. 1994, S. I-0317. 
877 Vgl. EuGH, Rs. 110/78 und 111/78, Van Wesemael, Urteil vom 18.01.1979, Slg. 1979, 
S. 35. 
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- Gründe sozialer und kulturpolitischer Art878, 
- die Lauterkeit des Handelsverkehrs879, 
- der Schutz der öffentlichen Gesundheit880, 
- der Umweltschutz881, 
- Betrugsprävention882, 
- Steuergerechtigkeit883, 
- die Aufrechterhaltung der Medienvielfalt884, 
- die Wahrung des guten Rufs des nationalen Finanzsektors885, 
- die Funktionsfähigkeit der Rechtspflege (Justizverwaltung) und 
der Gläubigerschutz 886, 
- die Sicherheit des Straßenverkehrs887, 
- der Schutz des geistigen Eigentums888, 
- Schutzbedürfnisse im Arbeitsschutzrecht und der sozialen Si-
cherheit889. 
 
Ferner muss eine Erforderlichkeit (objektive Notwendigkeit) und, 
bezüglich des verfolgten Zieles, eine Verhältnismäßigkeit der anvisierten 
Maßnahmen im Sinne einer Zweck-Mittel-Relation gegeben sein. Der 
EuGH wendet den strengen Prüfungsmaßstab des Allgemeininteresses auch 
bei unterschiedslos anwendbaren Beschränkungen an, also auch bei solchen, 
die nicht nach der Herkunft bzw. dem Sitz des Dienstanbieters oder Dienst-
                                                 
878 Vgl. EuGH, Rs. 145-88, Torfaen, Urteil vom 23.11.1989, Slg. 1989, S. 3851; EuGH, Rs. 
205/84, Kommission/Deutschland, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755. 
879 Vgl. EuGH, Rs. 34/95, De Agostini (Svenska) Förlag, Urteil vom 09.07.1997, Slg. 1997, 
S. 3843. 
880 Vgl. EuGH, Rs. 178/84, Kommission/Deutschland, Urteil vom 12.03.1987, Slg. 1987, S. 
1227. 
881 Vgl. EuGH, Rs. 302/86, Pfandflaschen, Urteil vom 20.09.1988, Slg. 1988, S. 4607. 
882 Vgl. EuGH, Rs. C-275/92, Schindler, Urteil vom 24.03.1994, Slg. 1994, S. I-1039. 
883 Vgl. EuGH, Rs. C-204/90, Bachmann, Urteil vom 28.01.1992, Slg. 1992, S. 249. 
884 Vgl. EuGH, Rs. 368/95, Familiapress, Urteil vom 26.06.1997, Slg. 1997, S. I-3689. 
885 Vgl. EuGH, Rs. C-384/93, Alpine Investments BV, Urteil vom 10.05.1995, Slg. 1995, S. 
I-1141. 
886 Vgl. EuGH, Rs. C 3/95, Reisebüro Broede, Urteil vom 12.12.1996, Slg. 1996, S. I-6511. 
887 Vgl. EuGH, Rs. C 55/93, van Schaik, Urteil vom 05.10.1994, Slg. 1994, S. 4837. 
888 Vgl. EuGH, Rs. 62/79, Coditel, Urteil vom 18.03.1980, Slg. 1980, S. 881. Vgl. ferner 
Roth, Das Allgemeininteresse im europäischen internationalen Versicherungsvertragsrecht, 
VersR 1993, S. 129 (134). 
889 Vgl. EuGH, Rs. C 272/94, Guiot, Urteil vom 28.03.1996, Slg. 1996, I-1905. Vgl. ferner 
Roth, Das Allgemeininteresse im europäischen internationalen Versicherungsvertragsrecht, 
VersR 1993, S. 129 (134). 
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nachfragers differenzieren.890 Ist das Allgemeininteresse bereits durch 
Schutzvorschriften des Sitzstaates des Leistungserbringers gewahrt, verbie-
ten sich weitergehende Beschränkungen aufgrund des Allgemeinwohls.891 
Letztendlich hat der die Verkehrsfreiheiten beschränkende Mitgliedsstaat 
zusätzlich nachzuweisen, dass er das zur Rechtfertigung herangezogene 
Allgemeininteresse auch konsequent verfolgt.892 Dies dient dazu, einen mit-
gliedsstaatlichen Missbrauch von Beschränkungen dergestalt vorzubeugen, 
dass ein nationales Allgemeininteresse einmal verfolgt und ein anderes mal 
nicht verfolgt wird, je nachdem, ob der Mitgliedsstaat eine protektionisti-
sche Stellung zu einem wirtschaftlichen Interesse einnimmt oder nicht. Dies 
bedeutet im Ergebnis, dass das nationale Allgemeininteresse zu ein und 
demselben Rechtsproblem unteilbar ist. 
 
5. Das Versicherungsurteil des EuGH von 1986893 
a. Die Streitpunkte 
 
Die Ausprägung der Grundsätze der Dienstleistungsfreiheit im Be-
reich des Versicherungswesens stand der Herstellung der Niederlassungs-
freiheit lange Zeit nach. Insbesondere war lange umstritten, ob Versiche-
rungsprodukte überhaupt unter die Dienstleistungsfreiheit der Artt. 49 ff. 
EGV fallen können oder nicht. Vor der Gerichtsentscheidung des EuGH im 
Jahre 1986 wurde einer Anwendung der Artt. 49, 50 EGV in Bezug auf Ver-
sicherungen entgegengehalten, dass eine solche Einordnung als Dienstleis-
tung schon deshalb nicht erforderlich sei, da die „normalen“ Versicherungs-
nehmer in der Regel ohnehin eine lokale Versicherungsniederlassung zum 
Vertragsabschluss und als Ansprechpartner wählen würden.894 So ging 
selbst die Erste Richtliniengeneration in den Richtlinien 73/239/EWG (Erste 
Richtlinie Schaden) und 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) in ihren 
Harmonisierungsregelungen davon aus, dass jedes Versicherungsunterneh-
                                                 
890 Vgl. EuGH, vom 25.07.1991, EuZW 1991, S. 542 (543). 
891 Vgl. EuGH, Rs. 178/84, Kommission/Deutschland (sog. „Bier-Urteil“), Urteil vom 
12.03.1987, Slg. 1987, S. 1227. 
892 Vgl. EuGH, Rs. 215/87, Schumacher, Urteil vom 07.03.1989, Slg. 1989, S. 617 (640); 
EuGH, Rs. 178/84, Kommission/Deutschland (sog. „Bier-Urteil“), Urteil vom 12.03.1987, 
Slg. 1987, S. 1227. 
893 Vgl. EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755. 
894 Vgl. Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (132). 
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men der Gemeinschaft, welches in einem anderen Mitgliedsstaat Versiche-
rungsprodukte vertreiben möchte, stets eine im Zielland im Rahmen der 
Niederlassungsfreiheit ansässige Zweigniederlassung oder Agentur besitzen 
muss, um dort tätig sein zu dürfen.895 
Der EuGH setzte im Jahre 1986 dem bis dahin schwelenden Streit 
um die Anwendbarkeit oder Nichtanwendbarkeit der Vorschriften der 
Dienstleistungsfreiheit des EGV in Bezug auf Versicherungsverträge mit 
einer für diese Materie bahnbrechenden Entscheidung, dem sogenannten 
Versicherungsurteil896 ein Ende.897 In diesem Versicherungsurteil warf die 
Kommission der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen eines Vertrags-
verletzungsverfahrens nach Art. 226 EGV unter anderem vor, dass sie gegen 
die Verpflichtungen des Vertrages aus den Artt. 49 ff. EGV verstößt, indem 
die Regelungen des deutschen Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) vor-
schreiben, dass für jegliche Versicherungstätigkeit von Versicherungen aus 
anderen Mitgliedsstaaten, die in Deutschland über Vertreter, Bevollmächtig-
te, Agenten oder andere Vermittler tätig werden wollen, eine nationale Zu-
lassung und Niederlassung des ausländischen Versicherers in der Bundesre-
publik zwingend erforderlich ist.898 
                                                 
895 Vgl. jeweils die Erwägungsgründe sowie die Artikel 1 der genannten Richtlinien. 
896 EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755. 
897 Vgl. Badenhoop, Binnenmarkt der Versicherungen bis 1992?, VW 1987, S. 622 (626); 
Oppermann, Europarecht, Rdn. 1618; Schwintowski, Europäisierung der Versicherungs-
märkte im Lichte der Rechtsprechung, NJW 1987, S. 521. 
898 Ein weiterer, hier nur ansatzweise untersuchter Klagegrund richtete sich gegen die Nie-
derlassungs- und nationale Zulassungspflicht der unter die Mitversicherungsrichtlinie 
78/437/EWG (Richtlinie 78/473/EWG des Rates vom 30.05.1978 zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet der Mitversicherung auf Gemein-
schaftsebene, ABl. 1978 L 151/25) fallenden Versicherungsunternehmen, umgesetzt durch 
das 14. Gesetz zur Änderung des VAG vom 29.03.1983, BGBl. I, S. 377. Unter einer Mit-
versicherung versteht man die Deckung eines Risikos im Rahmen eines einzigen Direktver-
sicherungsvertrages, an dem sich mehrere Versicherer beteiligen und bei dem jeder die 
Haftung für einen bestimmten Teil übernimmt. Dabei tritt einer der Mitversicherer als füh-
render Versicherer auf. Er handelt die Vertragsbedingungen aus, die anderen folgen seiner 
Federführung. Vgl. Schmidt, Die Deregulierung der Versicherungsaufsicht und die Versi-
cherungsvermittlung in Deutschland, Anm. 100. Für den Bereich der Mitversicherung stell-
te der EuGH eine Unvereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht sowohl für die Zulassungs- 
als auch für die Niederlassungspflicht fest, da die unter die Mitversicherung fallenden Ver-
träge, welche aufgrund der Art oder des Umfanges die Beteiligung mehrerer Versicherer 
erfordern, nur von Großunternehmen oder Unternehmensgruppen abgeschlossen werden 
und es insoweit an einem aus dem Verbraucherschutz hergeleiteten Schutzniveau i. S. e. 
Zulassungs- und Kontrollerfordernisses fehlt. Im Urteilstenor heißt es dazu unter Rdn. 2, 
dass die Bundesrepublik gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 49, 50 EGV und der Mitver-
sicherungsrichtlinie insoweit verstoßen hat, „als ihre gesetzlichen Bestimmungen für die 
Mitversicherung auf Gemeinschaftsebene vorschreiben, dass der führende Versicherer, 
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b. Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit - Allgemeinwohlinteresse 
 
Der Gerichtshof stellte hierzu fest, dass der mitgliedsstaatliche 
Zwang zur Gründung einer Niederlassung sowie der einer Zulassungspflicht 
zum Versicherungsgeschäft eine Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit 
im Sinne der Artt. 49 ff. EGV darstellen, „da sie die Leistungen im Bestim-
mungsstaat verteuern, insbesondere wenn die Tätigkeit des Versicherers in 
diesem Staat rein gelegentlicher Natur ist.“899 Nichts desto trotz erkennt der 
Gerichtshof Besonderheiten auf dem Gebiet des Versicherungswesens an, 
welche, sofern sie vom zwingenden Allgemeininteresse gedeckt und nicht 
bereits durch Maßnahmen des Sitzstaates gewährleistet sind, verhältnismä-
ßige Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit rechtfertigen können.900 
Derartige mitgliedsstaatliche Allgemeinwohlinteressen leitet der 
EuGH für das grenzüberschreitende Versicherungsgeschäft aus der Überle-
gung ab, dass es sich dabei „im Hinblick auf den Schutz des Verbrauchers 
als Versicherungsnehmer und Versicherter [um einen] besonders sensiblen 
Bereich [handelt]. Dies ergibt sich vor allem aus dem besonderen Charakter 
der Leistung des Versicherers, die von zukünftigen Ereignissen abhängt, 
deren Eintritt oder jedenfalls Moment des Eintritts zur Zeit des Vertrags-
schlusses noch ungewiss ist. 
Der Versicherer, der nach einem Schadensfall keine Entschädigung 
erhält, kann sich in einer sehr schwierigen Lage befinden. Ebenso kann der 
Versicherungsnehmer im Allgemeinen nur äußerst schwer beurteilen, ob 
ihm die voraussichtliche Entwicklung der finanziellen Situation des Versi-
cherers und die Versicherungsbedingungen, die ihm dieser meistens vor-
schreibt, eine ausreichende Garantie dafür bieten, dass er im Versicherungs-
fall entschädigt wird. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass [...] die Versi-
cherung in bestimmten Sparten ein Massenphänomen geworden ist [...] [und 
einen so großen Personen- bzw. Versichertenkreis umfasst], dass der Schutz 
                                                                                                                            
wenn das Versicherungsrisiko in der Bundesrepublik Deutschland belegen ist, dort nieder-
gelassen und zugelassen sein muss.“ 
899 EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755, Rdn. 
28. 
900 Vgl. EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755, 
Rdn. 27 und 29. 
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der Interessen der Versicherten und der geschädigten Dritten praktisch die 
gesamte Bevölkerung angeht.“901 
 
c. EuGH zur mitgliedstaatlichen Zulassungspflicht/Beaufsichtigung 
 
In diesem Prüfungsschritt hatte der Gerichtshof zu klären, inwieweit 
die mitgliedstaatliche Zulassungspflicht/Beaufsichtigung mit dem weiter 
erforderlichen Rechtfertigungskriterium, dass die mit den Vorschriften ver-
folgten Ziele nicht bereits durch Maßnahmen der Sitzlandbehörden ebenso 
erfolgreich im Sinne des Verbraucherschutzes abgesichert werden, in Ein-
klang steht. Zunächst setzte sich der EuGH mit dem Inhalt und der Verein-
barkeit der nationalen Zulassungspflicht in Bezug auf die Grundfreiheiten 
auseinander. Der EuGH ging dabei vorab der Frage nach, ob das bestehende 
deutsche Zulassungserfordernis der Dienstleistungsfreiheit deshalb entge-
genstand, da bereits jedes Versicherungsunternehmen entsprechend der Ers-
ten Richtliniengeneration im Herkunftsland zugelassen sein musste. 
Nachdem die Richtlinien 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) 
und 79/267/EWG (Erste Richtlinie Leben) sich in ihrem Regelungsumfang 
lediglich der Niederlassungs-, jedoch nicht der Dienstleistungsfreiheit wid-
meten, konnten die darin enthaltenen Zulassungs- und Aufsichtsbestimmun-
gen nicht ohne weiteres auf die Fälle einer bloßen Dienstleistungserbrin-
gung im Zielland ausgedehnt werden. Gleichwohl fragte sich der EuGH, ob 
die Richtlinien der Ersten Generation nicht dennoch ausreichend gleichwer-
tige Bedingungen für die Ausübung der Versicherungstätigkeit sowie die 
dafür notwendigen Kontrollinstrumente geschaffen haben, so dass eine wei-
tere Zulassung im Zielland überflüssig wäre. 
In diesem Sinne ist festzustellen, dass die beiden vorstehend zitierten 
Richtlinien detaillierte Bestimmungen zum Eigenkapital und der damit ver-
bundenen Solvabilitätssicherung enthielten, welche von den Aufsichtsbe-
hörden des Herkunftslandes für den gesamten Umfang der Geschäftstätig-
keit (Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit) zu überwachen waren. 
Eine Verdopplung dieser Kontrollinhalte durch die Ziellandsbehörden wäre 
                                                 
901 EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755, Rdn. 
30 und 31. 
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somit nicht nur unnötig, sondern auch unzulässig und erfolgte im zu ent-
scheidenden Fall auch nicht.902 
Demgegenüber nahmen die angesprochenen Richtlinien der Ersten 
Generation keine Harmonisierung in Bezug auf die Kontrolle der Versiche-
rungsbedingungen und der technischen Reserven vor. In diesem Rahmen 
sah es der Gerichtshof als mit dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere mit 
den Grundfreiheiten vereinbar an, dass es den Zielstaaten erlaubt sein muss, 
ihre zwingenden Rechtsvorschriften - im nicht harmonisierten Bereich - zur 
Anwendung zu bringen. Dass eine derartige Kontrolle in Form eines natio-
nalen Zulassungserfordernisses ausgeübt wurde, vermochte der Gerichtshof 
nicht zu beanstanden, da die Versicherungsaufsicht in allen Mitgliedsstaaten 
im Rahmen nationaler Zulassungsregelungen erfolgte und diese Praxis auch 
in den Versicherungsrichtlinien der Ersten Generation und in den Richtli-
nien der damals im Entwurfsstadium vorliegenden Zweiten Generation als 
zulässig festgeschrieben war.903 
 
d. EuGH zur Niederlassungspflicht in Deutschland 
 
Zur in Deutschland herrschenden Niederlassungspflicht führte der 
EuGH in einem weiteren Prüfungsschritt aus, dass „das Erfordernis einer 
festen Niederlassung praktisch die Negation [...] [der Dienstleistungs-
]Freiheit“ darstellt. Dies „hat zur Folge, dass Artikel 59 EWG-Vertrag [heu-
te Art. 49 EGV], dessen Ziel es gerade ist, die Beschränkungen der Dienst-
leistungsfreiheit solcher Personen zu beseitigen, die nicht in dem Staat nie-
dergelassen sind, in dessen Gebiet die Dienstleistung erbracht werden soll, 
jede praktische Wirksamkeit genommen wird.“904 
In Auseinandersetzung mit dem von der Bundesrepublik vorgetrage-
nen Argument, dass die Aufsichtsbehörde des Bestimmungsstaates erst 
durch die Niederlassungspflicht in die Lage versetzt werde, den zugelasse-
                                                 
902 Vgl. EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755, 
Rdn. 35-37. 
903 Vgl. EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755, 
Rdn. 38-47. 
904 EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755 ff., 
Rdn. 52. Vgl. auch Hübner, Die Dienstleistungsfreiheit in der Europäischen Gemeinschaft 
und ihre Grenzen, JZ 1987, S. 330 (334). 
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nen Versicherer an Ort und Stelle effektiv überwachen zu können, entgegnet 
der Gerichtshof, dass Erwägungen administrativer Art kein Abweichen vom 
Gemeinschaftsrecht, insbesondere keine Negierung der Grundfreiheiten 
rechtfertigen können.905 Aufgrund des damals statthaften nationalen Zulas-
sungserfordernisses und der damit verbundenen zulässigen nationalen Ver-
pflichtung, wonach die Aktivwerte und technischen Reserven - im Umfang 
der nationalen Geschäftstätigkeit - im Bestimmungsland belegen sein müs-
sen, ließen sich diese Kriterien ohnehin an Ort und Stelle überprüfen. „Was 
die übrigen der Aufsicht unterliegenden Tätigkeitsvoraussetzungen angeht, 
so ist der Gerichtshof der Auffassung, dass diese Aufsicht anhand von Ab-
schriften von Bilanzen, Kontenbüchern und Geschäftsunterlagen einschließ-
lich der Versicherungsbedingungen und Tätigkeitspläne ausgeübt werden 
kann, die vom Niederlassungsstaat übersandt werden und von dessen Be-
hörden ordnungsgemäß beglaubigt worden sind.“906  
Folglich ist es nach Einschätzung des EuGH im Sinne einer effekti-
ven Aufsicht nicht erforderlich, dass jedes bereits in einem Mitgliedsstaat 
niedergelassene Versicherungsunternehmen auch zwingend in Deutschland 
niedergelassen sein muss.907 Die Bundesrepublik verstieß somit nach An-
sicht des Gerichtshofs gegen die Dienstleistungsfreiheit der Artt. 49, 50 
EGV, da „sie die Versicherungsunternehmen der Gemeinschaft, die in der 
Bundesrepublik durch Vertreter, Bevollmächtigte, Agenten oder andere 
Vermittler Dienstleistungen auf dem Gebiet der Direktversicherung, mit 
Ausnahme der Transportversicherung, erbringen wollen, durch das Versi-
cherungsaufsichtsgesetz dem Erfordernis ihrer Niederlassung in der Bundes-
republik unterwirft [...].“908 
 
                                                 
905 Vgl. EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755 
ff., Rdn. 54; EuGH, Rs. 29/82, van Luipen, Urteil vom 03.02.1983, Slg. 1983, S. 151. Vgl. 
auch Reichert-Facilides, Rechtsfragen des Wettbewerbs zwischen inländischen und auslän-
dischen Versicherern, S. 375 (380); Wandt, Internationales Privatrecht der Versicherungs-
verträge, S. 85. 
906 EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755 ff., 
Rdn. 55. 
907 Vgl. EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 375 
ff., Rdn. 56. 
908 EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986 S. 3755 ff., 
Tenor Rdn. 1. 
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Es wurde jedoch auch einschränkend vom EuGH festgestellt, dass 
dieser Unvereinbarkeitsausspruch nicht für den Teilbereich der Pflichtversi-
cherungen und solcher anderer Versicherungen gilt, „für die der Versicherer 
entweder eine ständige Präsenz aufrechterhält, die einer Agentur oder 
Zweigniederlassung gleichzusetzen ist, oder [er] seine Tätigkeit ganz oder 
vorwiegend auf das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland ausrich-
tet.“909 
 
e. Zulässigkeit des Kumulverbots 
 
Die bereits angesprochene Problematik des Kumulverbots910, wel-
ches einem ausländischen Versicherer, der bereits eine „echte“ oder eine „de 
facto“911 Niederlassung im Inland besaß, die Berufung auf die Dienstleis-
                                                 
909 EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 375 ff., 
Tenor Rdn. 1. Diese Unterscheidung zwischen der Einbeziehung von Vertretern, Bevoll-
mächtigten, Agenten oder Vermittlern in die Dienstleistungsfreiheit der Art. 49 ff. EGV 
und andererseits dem Ausschluss ständiger Präsenzen, die einer Agentur oder Zweignieder-
lassung gleichzusetzen sind (ohne dass sie explizit als solche bezeichnet sind, jedoch z. B. 
in der Form eines Büros von eigenem Personal des Versicherers oder beauftragten Personal 
geführt werden (vgl. Rdn. 21 der vorgenannten Entscheidung), beruht auf der Erwägung 
des Gerichtshofes, dass eine de facto Niederlassung auch als eine solche im Rahmen der 
Niederlassungsfreiheit (Art. 43, 48 EGV) und nicht nach den Regeln der Dienstleistungs-
freiheit zu behandeln ist. Ferner kann dem Mitgliedsstaat im Einklang zur van Binsbergen-
Entscheidung des Gerichtshofs (EuGH, Rs. 33/74, van Binsbergen, Urteil vom 03.12.1974, 
Slg. 1974, S. 1299) nicht das Recht zum Erlass nationaler Vorschriften abgesprochen wer-
den, die verhindern sollen, dass ein Dienstleister, dessen Tätigkeit vorwiegend auf das 
Gebiet des Zielmitgliedsstaates ausgerichtet ist, die Rechte der Dienstleistungsfreiheit aus-
nutzt, um sich den nationalen Berufsregelungen zu entziehen, die auf ihn Anwendung fän-
den, wenn er dort niedergelassen wäre. Derartige Fälle unterfallen nämlich ausschließlich 
dem Niederlassungsrecht des EGV, jedoch nicht der Dienstleistungsfreiheit (vgl. Rdn. 22 
der Rs. 205/84 (s.o.)). Vgl. zum Ausschluss von Umgehungsmöglichkeiten der Niederlas-
sungsaufsicht auch Schwintowski, Europäisierung der Versicherungsmärkte im Lichte der 
Rechtsprechung, NJW 1987, S. 521 (523, Anm. 35); Biagosch, Europäische Dienstleis-
tungsfreiheit und deutsches Versicherungsvertragsrecht, S. 77. 
910 Im deutschen Recht war das Kumulverbot in § 107 VAG normiert. 
911 Der Begriff „echte“ oder „de facto“ Niederlassung ist vom Verfasser frei gewählt und 
soll lediglich verdeutlichen, dass es neben tatsächlichen Niederlassungen auch jene gibt, die 
lediglich rechtlich als solche i. S. d. Verkehrsfreiheiten einzustufen sind. Schmidt, Die 
Deregulierung der Versicherungsaufsicht und Versicherungsvermittlung in Deutschland, S. 
57 f., verdeutlicht diese „de facto“ Niederlassung an folgendem Beispiel: Ein niederländi-
scher Versicherer gründet eine Niederlassung in Belgien nur zu dem Zwecke, um von dort 
aus im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs Versicherungsgeschäfte in 
Deutschland zu betreiben und sich somit den strengeren deutschen Aufsichtsregelungen zu 
entziehen. Soweit sich die Versicherungstätigkeit der belgischen Niederlassung ausschließ-
lich auf Deutschland erstreckt, ist das Unternehmen auch in Deutschland niederlassungs-
pflichtig. Im Umkehrschluss wird diesem Unternehmen durch die Niederlassungspflicht 
und den Grundsatz des Kumulverbotes eine Berufung auf die Dienstleistungsfreiheit in 
Bezug auf den Versicherungsvertrieb Belgien-Deutschland verwehrt. Es wird somit auf-
grund der Niederlassungspflicht rechtlich so eingestuft, als besäße das Unternehmen eine 
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tungsfreiheit versperrte, wurde vom Gerichtshof in seinem Versicherungsur-
teil als mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar angesehen.912 Der EuGH 
stellte hierzu knapp fest: „In Anbetracht der erwähnten Definition des Arti-
kels 60 Absatz 1 [jetzt Art. 50 Unterabsatz I EGV] kann sich ein solches 
[bereits im Zielmitgliedsstaat niedergelassenes oder niederlassungspflichti-
ges] Versicherungsunternehmen daher hinsichtlich seiner Tätigkeit in dem 
betreffenden Mitgliedsstaat nicht auf die Artikel 59 und 60 [jetzt Artt. 49, 
50 EGV] berufen.“913 
Damit artikuliert der Gerichtshof deutlich, dass eine nach den 
Grundsätzen der Rechtsprechung bestehende Niederlassung bzw. Niederlas-
sungspflicht eine Berufung auf die Grundsätze der Dienstleistungsfreiheit 
nach der damaligen Rechtsauffassung sperrt und dass somit das Kumulver-
bot im Einklang mit den Vorgaben des Gemeinschaftsrechtes steht.914 Der 
Streit um die gemeinschaftsrechtliche Zulässigkeit des Kumulverbotes hat 
sich jedoch mit dem Erlass der Dritten Richtliniengeneration erledigt, da es 
durch die Richtlinienänderungen in den Artt. 37 der Richtlinien 92/49/EWG 
(Dritte Richtlinie Schaden) und 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben) end-
gültig aufgehoben wurde915, nachdem es bereits durch Art. 13 Spiegelstrich 
1 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) für den Bereich 
der Großrisiken eingeschränkt worden war. Damit kann ein Dienstleistungs-
vertrieb auch in den Mitgliedsstaaten ausgeübt werden, in denen das Versi-
cherungsunternehmen bereits Niederlassungen errichtet hat.916 
                                                                                                                            
Niederlassung in Deutschland. Vgl. weiterführend auch Badenhoop, Binnenmarkt der Ver-
sicherungen bis 1992?, VW 1987, S. 622 (628); Miersch, Die Versicherungsaufsicht nach 
den Dritten Richtlinien, S. 19. 
912 Vgl. Knoke, Einzelfragen zur Interpretation des EuGH-Urteils, ZVersWiss 1987, S. 227 
(235). 
913 EuGH, Rs. 205/84, Kommission/Deutschland, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 
3755, Rdn. 21. 
914 Vgl. kritisch zu dieser Einschätzung des EuGH Biagosch, Europäische Dienstleistungs-
freiheit und deutsches Versicherungsvertragsrecht, S. 79 ff. 
915 Durch diese Richtlinienänderungen werden die Artt. 16 der Richtlinie 90/619/EWG 
(Zweite Richtlinie Leben) und 13 der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) 
aufgehoben. 
916 Vgl. Müller, Versicherungsbinnenmarkt, Rdn. 888. 
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f. Wertende Betrachtung 
 
Das Versicherungsurteil des EuGH kann gewiss als Meilenstein917 
im Bereich der Europäisierung des Versicherungsrechts betrachtet werden 
und fand seinen Eingang in die Zweite und Dritte Richtliniengeneration.918 
Gleichwohl gilt es einschränkend zu betonen, dass damit lediglich ein erster 
Schritt in Richtung Dienstleistungsfreiheit im Versicherungswesen erreicht 
war.919 
Als bedeutend gilt noch heute die klare Abgrenzung der 
Dienstleistungs- von der Niederlassungsfreiheit, wobei beide als fundamen-
tale und stets zu beachtende Grundsatznormen eingestuft wurden. Ebenso 
waren die Ausführungen920 zur unterschiedlichen Schutzbedürftigkeit der 
Versicherungsnehmer als Hinweis und Anregung zu möglichen und not-
wendigen Abstufungskriterien für spätere Richtlinienregelungen von Bedeu-
tung. Daneben zeigt der Gerichtshof jedoch auch die Grenzen bzw. die Be-
schränkbarkeit dieser Freiheiten aus Gründen des überwiegenden Allge-
meinwohls auf. Dies drückt sich zum Beispiel in der Nichtbeanstandung 
einzelner nationaler Vorschriften, etwa Kontrollvorschriften zu Versiche-
rungsbedingungen oder Reserven, aus, die dem damals noch nicht europa-
rechtlich harmonisierten Bereichen entstammten. Darüber hinaus erkennt 
der EuGH sehr wohl das Spannungsverhältnis zwischen den Grundfreihei-
ten und dem anvisiertem Binnenmarkt einerseits sowie der Möglichkeit ei-
ner Inländerdiskriminierung und Verletzung des allgemeinen Gleichheits-
                                                 
917 Vgl. Reichert-Facilides, Zur Kodifikation des deutschen internationalen Versicherungs-
vertragsrechts, IPRax 1990, S. 1 (4), der von einem Durchbruch bezüglich eines viele Jahre 
gewachsenen Diskussionsgeflechtes spricht. 
918 Vgl. Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichti-
gung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 112. 
919 Vgl. ebenso Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Be-
rücksichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 110 f., 
der dies nicht zuletzt auf die Beschränkung des Gerichtshofes auf den Prozessstoff und die 
bei sog. obiter dicta zu wahrende Kompetenzabgrenzung zwischen Judikative und Legisla-
tive zurückführt. 
920 So führt der Gerichtshof in Rdn. 39 f. des Urteils aus, „dass es sogar Fälle geben kann, 
in denen aufgrund der Eigenart des versicherten Risikos und des Versicherungsnehmers 
keinerlei Bedürfnis besteht, diesen durch die Anwendung der zwingenden Vorschriften 
seines nationalen Rechts zu schützen. Der Vorschlag einer zweiten Richtlinie [spätere 
Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden)] hat zwar diesen Erwägungen Rech-
nung getragen, indem er unter anderem die im einzelnen aufgeführten Versicherungen 
gegen Risiken kommerzieller Art von der Anwendung der zwingenden Rechtsvorschriften 
des Bestimmungsstaates ausnimmt.“ 
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satzes zulasten bereits im Zielland ansässiger Unternehmen dergestalt an, 
dass die reglementierenden Ziellandsnormen auch auf Gebietsfremde An-
wendung finden könnten.921 
 
6. Status quo: Verletzungen der Niederlassungsfreiheit und deren mög-
liche Rechtfertigung 
a. Exkurs: Zur Sonderproblematik der Sitzverlagerung 
 
Im Rahmen der Niederlassungsfreiheit hatte der EuGH wiederholt 
Fälle zu entscheiden, bei denen juristische Personen, in der Regel Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung, die in einem Mitgliedsstaat ordnungs-
gemäß nach dem dortigen Recht gegründet und niedergelassen waren, eine 
Geschäftstätigkeit im Rahmen einer Zweigniederlassung in einem anderen 
Mitgliedsstaat entfalten bzw. ihren tatsächlichen Verwaltungssitz grenz-
überschreitend verlagern wollten. Diese geschäftlichen Verlagerungen, in 
der Regel Eintragungen von Zweigniederlassungen, wurden von den Ziel-
ländern regelmäßig unter dem Hinweis, dass die Gesellschaften nicht den 
gesellschaftsrechtlichen Anforderungen dieser Zielländer entsprechen, ver-
weigert oder es kam gar dazu, dass ihnen die rechtliche Existenz (Rechtsfä-
higkeit) aberkannt wurde.  
                                                 
921 Der EuGH stellt insoweit in Rdn. 26 f. klar, dass nicht „jede für die Staatsangehörigen 
dieses [Bestimmungs-]Staates geltende nationale Regelung, die normalerweise eine Dauer-
tätigkeit von in diesem Staat ansässigen Unternehmen zum Gegenstand hat, in vollem Um-
fang und in gleicher Weise auf zeitlich begrenzte Tätigkeiten angewandt werden könnte, 
die von in anderen Mitgliedsstaaten ansässigen Unternehmen ausgeübt werden. [...] [Der 
Gerichtshof räumt jedoch unter Hinweis auf EuGH, Rs. 110 und 111/78, van Wesemäl, 
Urteil vom 18.01.1979, Slg. 1979, S. 35 und EuGH, Rs. 279/80, Webb, Urteil vom 
17.12.1981, Slg. 1981, S. 3305 ein], dass in Anbetracht der Besonderheiten bestimmter 
Dienstleistungen solche an den Leistungserbringer gestellten besonderen Anforderungen 
nicht als mit dem Vertrag unvereinbar anzusehen sind, die sich aus der Anwendung von 
Regelungen für diese Art von Tätigkeiten ergeben.“ Vgl. hierzu weiterführend Badenhoop, 
Binnenmarkt der Versicherungen bis 1992, VW 1987, S. 622 (626); Goujet, Europäischer 
Versicherungsmarkt, VP 1987, S. 17 (20). 
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aa. Das Urteil Daily Mail922 
 
Im vorliegend zu besprechenden Urteil von 1988 entschied der 
EuGH im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens, dass die Niederlas-
sungsfreiheit keinen Schutz vor gesellschaftsrechtlichen Bindungen des 
Sitzstaates einräumt, wie ihn die in Großbritannien klagende britische Akti-
engesellschaft im Sinne einer identitätswahrenden rechtlichen Sitzverlage-
rung in einem anderen Mitgliedsstaat beanspruchte. Der Gerichtshof be-
trachtet die Unterschiede der nationalen Rechtsordnungen in Bezug auf die 
gemeinschaftsweite Verlegung des satzungsmäßigen oder wahren Sitzes 
einer Gesellschaft des jeweiligen nationalen Rechts, „als Probleme, die 
durch die Bestimmungen über die Niederlassungsfreiheit nicht gelöst sind, 
sondern einer Lösung im Wege der Rechtssetzung oder des Vertragsschlus-
ses bedürfen.“ Insoweit gewähren die Artt. 43, 48 EGV „einer Gesellschaft, 
die nach dem Recht eines Mitgliedsstaats gegründet ist und in diesem ihren 
satzungsmäßigen Sitz hat, nicht das Recht, den Sitz ihrer Geschäftsleitung 
in einen anderen Mitgliedsstaat zu verlegen.“923 
                                                 
922 EuGH, Rs. 81/87, Daily Mail, Urteil vom 27.09.1988, Slg. 1988, S. 5483. Dem Urteil 
lag folgender abgekürzter Sachverhalt zu Grunde: Die britische Aktiengesellschaft Daily 
Mail, eine Holding und Investitionsgesellschaft mit Sitz in London, wollte ihren Sitz in die 
Niederlande verlegen. Dabei war es das Hauptziel der Gesellschaft, nach der Errichtung des 
steuerlichen Sitzes in den Niederlanden einen erheblichen Teil der von ihr gehaltenen Pa-
piere des Betriebsvermögens zu verkaufen, um aus dem Erlös eigene Aktien zurückkaufen 
zu können, ohne hierfür die Steuern entrichten zu müssen, die nach britischem Steuerrecht 
insbesondere aufgrund des erheblichen Wertzuwachses der zu verkaufenden Papiere darauf 
zu zahlen wären. Zwar wären auch in den Niederlanden Steuern auf den Verkauf der Papie-
re angefallen, jedoch nur bezüglich des Wertzuwachses nach der Sitzverlegung. Nach briti-
schem Recht war eine solche Verlagerung grundsätzlich zulässig, jedoch war bei Firmen 
mit steuerlichem Sitz im Vereinigten Königreich eine vorherige Erlaubnis des Finanzminis-
teriums notwendig. Diese Genehmigung wurde verweigert, nachdem sich die Gesellschaft 
den Vorschlägen des Finanzministeriums verweigerte, zumindest einen Teil der Veräuße-
rungsgewinne noch in Großbritannien zu realisieren. Insoweit wäre der Gesellschaft nur 
noch die Auflösung in Großbritannien und eine Neugründung in den Niederlanden verblie-
ben, wobei die erhofften steuerlichen Einsparungen aus den Veräußerungsgewinnen bei 
dieser Konstruktion entfallen würden. 
923 Tenor EuGH, Rs. 81/87, Daily Mail, Urteil vom 27.09.1988, Slg. 1988, S. 5483. Vgl. 
hierzu auch Deckert, Zu Harmonisierungsbedarf und Harmonisierungsgrenzen im Europäi-
schen Gesellschaftsrecht, RabelsZ 2000, S. 478 (490 f.). 
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bb. Das Urteil Centros924 
 
Im Fall Centros stellte der EuGH im Jahr 1999 im Unterschied zum 
Urteil Daily Mail, bei dem es anders als im vorliegenden Fall um die juristi-
sche Beziehung einer Gesellschaft zum Recht des Gründungsortes ging, 
fest, dass ein Unternehmenskonzept, das sich die unterschiedlichen mit-
gliedsstaatlichen Standards für die Gründung von Gesellschaften (insbeson-
dere solcher mit beschränkter Haftung) zunutze macht, von der Niederlas-
sungsfreiheit im Sinne der Artt. 43, 48 EGV gedeckt ist. Insoweit ist es dem 
Mitgliedsstaat der geplanten Zweigniederlassung nach der Niederlassungs-
freiheit untersagt, die nationale Eintragung einer ordnungsgemäß in einem 
Gemeinschaftsstaat gegründeten und dort ansässigen Gesellschaft deshalb 
zu verweigern, weil diese mit der Ausübung einer sich allein auf die Zweig-
niederlassung reduzierten Geschäftstätigkeit gegen nationale Ziellandsvor-
schriften zur Kapitalausstattung verstoßen würde. Das bloße Ausnutzen der 
unterschiedlichen mitgliedsstaatlichen Gründungsvoraussetzungen von Ge-
sellschaften und die darauf aufbauende Gründung von Zweigniederlassun-
gen in anderen Mitgliedsstaaten - ohne Entfaltung einer Geschäftstätigkeit 
im Sitzland - stellt somit für sich betrachtet noch keine missbräuchliche oder 
betrügerische Berufung auf die Grundfreiheiten dar.925  
Ebenso lehnt es der Gerichtshof ab, die vorgetragenen Rechtferti-
gungsgründe aus Art. 46 EGV bzw. aus anerkannten zwingenden Allge-
meinwohlgründen zur Beschränkung der Niederlassungsfreiheit genügen zu 
lassen.926 
                                                 
924 EuGH, Rs. C-212/97, Centros, Urteil vom 09.03.1999, Slg. 1999, S. I-01459. Dem vor-
liegenden Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: Ein dänisches Ehepaar hatte eine 
beschränkt haftende Gesellschaft (sog. Ltd.) mit niedrigem Gründungskapital in Großbri-
tannien gegründet, da sie die hohen finanziellen Voraussetzungen des dänischen Gesell-
schaftsrechts für eine beschränkt haftende Gesellschaft umgehen wollten. Ohne jemals in 
Großbritannien eine Geschäftstätigkeit im Rahmen der Gesellschaft aufgenommen zu ha-
ben, beantragte es bei den dänischen Behörden die Eintragung einer Zweigniederlassung. 
Diese wurde mit der Begründung verwehrt, dass „die Centros, die seit der Errichtung keine 
Geschäftstätigkeit im Vereinigten Königsreich entfaltet habe, beabsichtige unter Umgehung 
der nationalen Vorschriften insbesondere über die Einzahlung eines Mindestgesellschafts-
kapitals von 200.000 DKR [...] in Wirklichkeit, in Dänemark nicht eine Zweigniederlas-
sung, sondern einen Hauptsitz zu errichten.“ 
925 Vgl. Ebenda, Rdn. 27. Siehe ferner auch Deckert, Zu Harmonisierungsbedarf und Har-
monisierungsgrenzen im Europäischen Gesellschaftsrecht, RabelsZ 2000, S. 478 (491 f.). 
926 So trugen die dänischen Behörden vor, dass die Pflicht der Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung zur Einzahlung eines Mindestgesellschaftskapitals dazu diene, die fi-
nanzielle Solidität der Gesellschaft zu stärken, um die Forderungen der öffentlichen Hand 
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cc. Das Urteil Überseering927 
 
Nach der im Jahr 2002 ergangen Entscheidung des Gerichtshofes 
wohnt dem Art. 293 EGV kein Rechtssetzungsvorbehalt dergestalt inne, 
dass die Wahrnehmung der primärrechtlich garantierten Niederlassungsfrei-
heit von einer Übereinkunft im Sinne des Art. 293 EGV abhängen kann.928 
Folglich stellt es für den EuGH „eine mit den Artikeln 43 EG[V] und 48 
EG[V] grundsätzlich nicht vereinbare Beschränkung der Niederlassungs-
freiheit dar, wenn ein Mitgliedstaat sich u. a. deshalb weigert, die Rechtsfä-
higkeit einer Gesellschaft, die nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaats 
gegründet worden ist und dort ihren satzungsmäßigen Sitz hat, anzuerken-
nen, weil die Gesellschaft im Anschluss an den Erwerb sämtlicher Ge-
schäftsanteile durch in seinem Hoheitsgebiet wohnende eigene Staatsange-
hörige, ihren tatsächlichen Verwaltungssitz in sein Hoheitsgebiet verlegt 
haben soll, mit der Folge, dass die Gesellschaft im Aufnahmemitgliedstaat 
nicht zu dem Zweck parteifähig ist, ihre Ansprüche aus einem Vertrag gel-
tend zu machen, es sei denn, dass sie sich nach dem Recht dieses Aufnah-
mestaats neu gründet.“ 
Des weiteren hat der EuGH die vorgebrachten Rechtfertigungsgrün-
de, etwa den Schutz der Gläubiger und Minderheitsgesellschafter sowie der 
                                                                                                                            
abzusichern und die privaten Gläubiger vor einem betrügerischen Bankrott aufgrund unzu-
reichenden Anfangskapitals zu schützen. Der EuGH stellt hierzu fest, dass Art. 46 EGV bei 
den vorgetragenen Gründen nicht einschlägig ist. Ferner sind die Maßnahmen der Nichtein-
tragung im Rahmen einer Allgemeinwohlrechtfertigung nicht geeignet, das Ziel des Gläu-
bigerschutzes zu erreichen, da die Zweigniederlassung nämlich in Dänemark dann einge-
tragen worden wäre, wenn sie in Großbritannien eine tatsächliche Geschäftstätigkeit entwi-
ckelt hätte, obwohl die dänischen Gläubiger in diesem Fall genauso gefährdet gewesen 
wären. 
927 EuGH, Rs. C-208/00, Überseering, Urteil vom 05.11.2002, Slg. 2002, S. I-09919. Dem 
Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: Eine in den Niederlanden 1990 wirksam ge-
gründete Gesellschaft hatte ihre Hauptgeschäftstätigkeit nach Düsseldorf verlagert. 1994 
erwarben zwei deutsche Staatsbürger alle Geschäftsanteile an der niederländischen Gesell-
schaft. Als es in der Folgezeit zu einem von der Überseering angestrengten Zivilprozess 
(wegen Mängeln bei werkvertraglichen Arbeiten) in Deutschland kam, wollten die deut-
schen Gerichte die Rechts- und Parteifähigkeit der Gesellschaft nicht anerkennen, weil die 
niederländische Firma nach der in Deutschland vorherrschenden Sitztheorie nicht rechtsfä-
hig war. Nach der Sitztheorie beurteilt sich die Rechtsfähigkeit einer Gesellschaft nach dem 
Recht des Landes, in dem sich der tatsächliche Sitz (der Verwaltung) befindet und nicht 
nach dem Recht des Gründungslandes. Insoweit hätte die niederländische Überseering mit 
ihrer Sitzverlagerung nach Deutschland ihre Rechtsfähigkeit als Gesellschaft verloren. 
Wobei zu betonen ist, dass die Gesellschaft - auch nach Abtretung der Geschäftsanteile an 
deutsche Staatsbürger - nach niederländischem Recht weiterhin als solche niederländische 
Gesellschaft rechtlich existent ist. Vgl. Rdn. 63 des vorliegenden Urteils. 
928 Vgl. Ebenda, Rdn. 54 f. 
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Rechte aus der betrieblichen Mitbestimmung, zwar grundsätzlich als solche 
des Gemeinwohls eingestuft, eine daraus folgende zwingende Anwendung 
der Sitztheorie mit der Folge einer Aberkennung der Rechts- und Parteifä-
higkeit jedoch nicht geteilt.929 
 
dd. Das Urteil Inspire Art930 
 
In Bestätigung seiner vorangegangenen und hier besprochenen Urtei-
le stellt der Gerichtshof in seiner 2003 ergangenen Entscheidung Inspire Art 
nochmals folgendes fest: „Die Artikel 43 EG[V] und 48 EG[V] stehen einer 
Regelung eines Mitgliedstaats [...] entgegen, die die Ausübung der Freiheit 
zur Errichtung einer Zweitniederlassung in diesem Staat durch eine nach 
dem Recht eines anderen Mitgliedstaats gegründete Gesellschaft von be-
stimmten Voraussetzungen abhängig macht, die im innerstaatlichen Recht 
für die Gründung von Gesellschaften bezüglich des Mindestkapitals und der 
Haftung der Geschäftsführer vorgesehen sind. Die Gründe, aus denen die 
Gesellschaft in dem anderen Mitgliedstaat errichtet wurde, sowie der Um-
stand, dass sie ihre Tätigkeit ausschließlich oder nahezu ausschließlich im 
Mitgliedstaat der Niederlassung ausübt, nehmen ihr nicht das Recht, sich 
auf die durch den EG-Vertrag garantierte Niederlassungsfreiheit zu berufen, 
es sei denn, im konkreten Fall wird ein Missbrauch nachgewiesen.“931 Auch 
in diesem Fall vermochte der EuGH den vorgebrachten Rechtfertigungs-
gründen, etwa Gläubigerschutz, betrügerischer Missbrauch der Grundfrei-
heiten, Lauterkeit des Handelsverkehrs und eine effektive Steuerkontrolle, 
zur Beschränkung der Niederlassungsfreiheit nicht zu folgen.932 
                                                 
929 Vgl. Ebenda, Rdn. 93 f. 
930 EuGH, Rs. C-167/01, Inspire Art, Urteil vom 30.09.2003, Slg. 2003, S. I-10155. Dem 
Urteil lag folgender (abgekürzter) Sachverhalt zugrunde: Die Gesellschaft Inspire Art wur-
de im Jahr 2000 als beschränkt haftende Gesellschaft im Vereinigten Königreich (mit Sitz 
in Folkestone/UK) gegründet. Ihr alleiniger Geschäftsführer sitzt in den Niederlanden und 
übt dort unter der Firma Inspire Art Ltd. im Rahmen einer Zweigniederlassung einen 
Kunsthandel aus. Es kam in der Folgezeit zu einem Rechtsstreit mit der zuständigen nieder-
ländischen Handelskammer, ob die Gesellschaft im Rahmen einer Handelsregistereintra-
gung den Zusatz einer “formal ausländischen Gesellschaft“ tragen müsse. Derartige „formal 
ausländische Gesellschaften“, die ihre Geschäftstätigkeit ausschließlich in den Niederlan-
den ausüben, unterliegen bezüglich des Mindestkapitals und der Geschäftsführerhaftung 
zwingend den Vorschriften des niederländischen Rechts. 
931 Vgl. Ebenda, Tenor des Urteils. 
932 Zwar sieht der EuGH die vorgebrachten Rechtfertigungen als grundsätzlich im Rahmen 
der Allgemeinwohlbeschränkung der Grundfreiheiten liegend an, hält sie jedoch im konkre-
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ee. Vereinbarkeit der Versicherungsrichtlinien mit der Rechtsprechung 
 
Es stellt sich nunmehr die Frage, inwieweit die Normierungen der 
Richtlinien mit dieser Rechtsprechung im Einklang stehen. Nach den Rege-
lungen von Art. 3 I933 der Richtlinie 95/26/EG (Informationsrichtlinie) i. V. 
m. dem Erwägungsgrund Nr. 7934 derselben Richtlinie und Art. 6 III der 
Richtlinie 2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) i. V. m. dem Erwägungs-
grund Nr. 12 derselben Richtlinie wird die gemeinschaftsweite Zulassung 
durch die Sitzlandbehörde an folgende weitere Voraussetzungen geknüpft: 
 
(1.) „Die Grundsätze der gegenseitigen Anerkennung und der Kon-
trolle durch den Herkunftsmitgliedsstaat machen es erforderlich, 
dass die zuständigen Behörden eines jeden Mitgliedsstaats die Zulas-
sung in den Fällen nicht erteilen oder sie entziehen, in denen aus den 
Umständen wie dem Inhalt des Geschäftsplans, dem geografischen 
Tätigkeitsbereich oder der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit unzwei-
felhaft hervorgeht, dass das Versicherungsunternehmen eines Mit-
gliedsstaates in der Absicht gewählt hat, sich den strengeren Anfor-
derungen eines anderen Mitgliedsstaates zu entziehen, in dem es den 
                                                                                                                            
ten Fall für nicht begründet. So stellt der Gerichtshof zum Argument des Gläubigerschutzes 
fest, dass die Gesellschaft eine solche englischen Rechts ist und auch als solche auf dem 
Markt agiert, womit die potentiellen Gläubiger in ausreichender Weise wüssten, dass sich 
etwaige Haftungsbeschränkungen aus dem englischen und nicht dem niederländischen 
Recht ergeben (Vgl. Rdn. 135 des Urteils). Ferner ist es kein missbräuchliches Ausnutzen, 
sondern gerade das Wesen der Niederlassungsfreiheit, dass eine nach dem Recht irgendei-
nes Mitgliedsstaates rechtmäßig gegründete Gesellschaft gemeinschaftsweit Zweignieder-
lassungen eröffnen kann. Das Vorgesagte gilt selbst dann, wenn die Gründung im Sitzstaat 
nur in der Absicht erfolgt, eine Geschäftstätigkeit ausschließlich über eine Zweigniederlas-
sung in einem anderen Mitgliedsstaat auszuüben. Vgl. Rdn. 137 ff. des Urteils. Auf die 
weiter vorgebrachten Rechtfertigungsgründe geht der EuGH nur dahingehend ein, dass dem 
Vortrag insoweit jegliche notwendige Ausführung zur Wirksamkeit, Verhältnismäßigkeit 
und Gleichbehandlung fehlt. 
933 Welcher insoweit Art. 8 der Richtlinie 73/239/EWG (Erste Richtlinie Schaden) durch 
eine Ergänzung von Abs. I a abändert. 
934 Betrachtet man Art. 3 I der Richtlinie 95/26/EG, so könnte man zu der Auffassung ge-
langen, dass die ausführlichen Zulassungsbeschränkungen aus Nr. 7 der Erwägungsgründe 
zur selben Richtlinie sich im Wesentlichen auf die ebenfalls von der Richtlinie erfassten 
Kreditinstitute konzentrieren, da von Art. 3 I ausschließlich die Regelung über die Haupt-
verwaltung und den satzungsmäßigen Sitz (beide müssen im gleichen Mitgliedsstaat liegen) 
expressis verbis übernommen worden sind. Diese Auslegung erscheint jedoch bei einem 
Blick in die ausschließlich für (Lebens-)Versicherungen geltende Richtlinie 2002/83/EG 
und dem dortigen Erwägungsgrund Nr. 12, welcher fast wortgenau ebensolche Zulassungs-
voraussetzungen wie der vorbezeichnete Erwägungsgrund Nr. 7 enthält, als nicht mehr 
haltbar. Es ist somit davon auszugehen, dass sich die genannten Erwägungsgründe vollum-
fänglich auf Schadens- und Lebensversicherungen beziehen. 
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überwiegenden Teil seiner Tätigkeit auszuüben beabsichtigt oder 
ausübt.“ 
 
(2.) „Ein Versicherungsunternehmen muss in dem Mitgliedsstaat zu-
gelassen werden, in dem sich sein Sitz befindet.“ 
 
(3.) „Im übrigen müssen die Mitgliedsstaaten verlangen, dass die 
Hauptverwaltung eines Versicherungsunternehmens sich stets in sei-
nem Herkunftsmitgliedsstaat befindet und es dort tatsächlich tätig 
ist.“ 
 
Betrachtet man die vorbezeichneten Regelungen, so ergeben sich auf 
den ersten Blick erhebliche widerstreitende Berührungspunkte mit den Ent-
scheidungen des Gerichtshofs in den Urteilen Centros, Überseering und 
Inspire Art, da es nach diesen als zulässig und insbesondere nicht als betrü-
gerisches Ausnutzen der Grundfreiheiten, insbesondere der Niederlassungs-
freiheit nach den Artt. 43, 48 EGV angesehen wurde, die Rechtsordnung 
eines beliebigen Mitgliedsstaates aufgrund seiner geringen gesellschafts-
rechtlichen Anforderungen auszuwählen, um diese rechtlichen Vorteile im 
Rahmen von Zweigniederlassungen in andere Mitgliedsstaaten zu „exportie-
ren“. Diese rechtliche Einschätzung dehnt der EuGH dabei vor allem auch 
auf die Fälle aus, in denen die Gesellschaftsgründung inklusive des sat-
zungsmäßigen Sitzes nur aus dem einzigen Grund in dem Niedrig-Niveau-
Mitgliedsstaat erfolgte, um dann im Rahmen von Zweigniederlassungen in 
anderen Mitgliedsstaaten ausschließlich von dort aus eine tatsächliche Ge-
schäftstätigkeit aufzunehmen. 
Legt man nun insbesondere die oben zitierten Punkte [(1.)-(3.)] 
zugrunde, so stehen diese Regelungen, wonach sich die Hauptverwaltung im 
Herkunftsmitgliedsstaat befinden muss, in einem gewissen Spannungsver-
hältnis zu den dargelegten Rechtsprechungsgrundsätzen. Eine Hauptverwal-
tung befindet sich nämlich dort, wo die wesentlichen Firmenentscheidungen 
getroffen und koordiniert werden. In den Fällen, in denen die Geschäftstä-
tigkeit jedoch ausschließlich über die Zweigniederlassung erfolgt und sich 
wie im Fall Centros auch nur dort das leitende Firmenpersonal bzw. die 
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Geschäftsführer befinden, ist die Hauptverwaltung als in der Zweignieder-
lassung örtlich verankert anzusehen. Ein solches Auseinanderfallen von 
Hauptverwaltung und Herkunftsmitgliedsstaat bzw. Hauptverwaltung und 
tatsächlichem Tätigkeitsort erklärt der zitierte Punkt (3.) für unzulässig. 
Bei genauerer Betrachtung fällt jedoch auf, dass die angeführten 
Rechtsprechungsgrundsätze aus mehreren Gründen nicht auf die oben zitier-
ten Regelungen der Versicherungsrichtlinien [Punkt (1.)-(3.)] Anwendung 
finden können. Die Aufnahme einer Versicherungstätigkeit im Wege der 
Niederlassungsfreiheit setzt ein zweistufiges Verfahren voraus. Zunächst ist 
die Gründung/Registrierung einer Zweigniederlassung notwendig.935 In ei-
nem weiteren Schritt erteilt dann die Aufsichtsbehörde des Sitzlandes die 
gemeinschaftsweite Zulassung zur Erbringung von Versicherungsleistun-
gen. Eine derartige, über die Zweigniederlassungsgründung hinausgehende 
gemeinschaftsweite Zulassung war in den vom EuGH entschiedenen Fällen 
nicht erforderlich gewesen. In eben dieser gemeinschaftsweiten Zulassung 
zum Versicherungsvertrieb („Single Licence-Prinzip“) und der damit ver-
bundenen nahezu ausschließlichen Aufsichtskontrolle durch die Herkunfts-
landsbehörden („Home Country Control“) liegt jedoch der Unterschied be-
gründet. So verbieten die angeführten versicherungsrechtlichen Regelungen 
nicht etwa die Gründungen von Haupt- oder Zweigniederlassungen im ge-
sellschaftsrechtlichen Sinn (erste Stufe), sondern die auf der zweiten Stufe 
angesiedelte Zulassungserteilung für bestimmte oben dargestellte Konstella-
tionen. 
Eine in diesem Sinne restriktive Koppelung der gemeinschaftsweiten 
Zulassung durch die Herkunftslandbehörde mit der Bedingung, dass sich der 
Sitz und die Hauptverwaltung im gleichen Mitgliedsstaat befinden müssen, 
erklärt sich daher aus dem Erfordernis einer effektiven und zentralisierten 
Beaufsichtigung. Da es im Rahmen der Versicherungsrichtlinien nahezu 
ausschließlich den Aufsichtsbehörden des Herkunftsmitgliedsstaates obliegt, 
das von ihnen zugelassene Unternehmen gemeinschaftsweit zu überwachen, 
wäre eine solche Kontrolle natürlich konterkariert, wenn es in dem Mit-
                                                 
935 Dies geschieht regelmäßig durch eine identitätswahrende Registrierung der Zweignie-
derlassung im Zielland (z. B. im Handelsregister). Eine englische Limited Company würde 
somit in Deutschland als solche ins Handelsregister eingetragen, obwohl sie aus rein natio-
naler Sicht nicht den Mindestkapitalanforderungen einer entsprechenden GmbH genügt. 
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gliedsstaat des Sitzes gar nichts zu überwachen gäbe, weil sich etwa die 
Hauptverwaltung in einem ganz anderen Mitgliedsstaat befindet. Darüber 
hinaus sind die in den verschiedenen Richtlinien statuierten Grundsätze des 
„Single Licence-Prinzips“ und der „Home Country Control“ ihrerseits gera-
de als Ausdruck einer Vereinfachung und Vereinheitlichung im Bereich der 
Niederlassungsfreiheit konzipiert worden, um unterschiedliche Marktzu-
trittsbarrieren für die zuvor noch nationalen Zulassungen zu beseitigen. In-
soweit stehen die zitierten Regeln zur Zulassungserteilung [(1.)-(3.)] nicht 
im Widerspruch zur Niederlassungsfreiheit aus den Artt. 43, 48 EGV, insbe-
sondere nicht zu der Konkretisierung, wie sie der Europäische Gerichtshof 
in den Urteilen Centros, Überseering und Inspire Art vorgenommen hat. 
 
b. Verletzung der Niederlassungsfreiheit durch die Versicherungszulas-
sung und -aufsicht 
 
Mit der Beseitigung der Zulassungserfordernisse im Tätigkeitsland, 
der Abschaffung der Vorabkontrolle der Allgemeinen und Besonderen Ver-
sicherungsbedingungen sowie der Vorabtarifkontrolle auf der Grundlage der 
„Single Licence“-Grundsätze und der Sitzlandaufsicht werden EU-weit täti-
ge Versicherungsunternehmen in die Lage versetzt, ihre Verkehrsfreiheiten 
so auszuüben, dass sie grundsätzlich nur der Kontrolle der Aufsichtsbehör-
den ihres Sitzlandes unterstehen. Insoweit ist eine Verletzung der Artt. 43 ff. 
EGV im Bereich der Versicherungsaufsicht nicht (mehr) festzustellen; es 
wurde im Gegenteil erst durch die einheitliche Geschäftszulassung eine mit 
Art. 43 EGV verträgliche Aufsichtsgestaltung hergestellt. In diesem Sinne 
ist beim derzeitigen Integrationsniveau keine bestehende Verletzung der 
Niederlassungsfreiheit feststellbar, da das Prinzip der gemeinschaftsweit 
harmonisierten Sitzlandkontrolle gerade auf dem vom europäischen Gesetz-
geber erarbeiteten Richtliniengefüge basiert und dieses in seiner Umsetzung 
widerspiegelt. 
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c. Verletzung der Niederlassungsfreiheit durch kollisionsrechtliche Ver-
tragsanknüpfungen 
 
Entscheidet sich ein Versicherungsunternehmen, eine Zweignieder-
lassung in einem anderen Mitgliedsstaat der Union zu betreiben, so gilt die-
se Zweigniederlassung als gleichwertig gegenüber inländischen 
Gesellschaften. Bei der Ausübung ihrer Tätigkeit hat die Niederlassung 
dabei all diejenigen materiellen Vertragsrechtsnormen zu beachten, welche 
auch für die anderen inländischen Versicherer gelten. Insoweit ist nicht 
ersichtlich, dass die zuvor beschriebenen gemeinschaftsweit harmonisierten 
kollisionsrechtlichen Vertragsanknüpfungen der internationalen Privatrechte 
eine Verletzung der Niederlassungsfreiheit im Sinne des darin enthaltenen 
Rechts einer dauerhaften Aufnahme und Ausübung selbständiger unterneh-
merischer Tätigkeiten und der damit verbundenen Freiheit einer gemein-
schaftsweiten Standortwahl, darstellen könnten.936 
 
d. Verletzung der Niederlassungsfreiheit durch international zwingende 
Normen der Mitgliedsstaaten 
 
Wie oben im Exkurs zu den vertragsstatutsunabhängigen Anknüp-
fungen international zwingender Normen des Forumstaates dargestellt (vgl. 
Punkt C I 7), existieren zahlreiche mitgliedsstaatliche Bestimmungen, denen 
ein international zwingender Charakter in dem Sinne zugebilligt wird, dass 
sich diese Bestimmungen gegen das berufene Vertragsstatut durchsetzen 
und dieses durchbrechen können. Eine Verletzung der Niederlassungsfrei-
heit aufgrund dieser Geltungsbeanspruchung von international zwingenden 
Normen ist jedoch nicht ersichtlich, da die von den Artt. 43 ff. EGV einge-
                                                 
936 Vgl. ebenso Steindorff, Reichweite der Niederlassungsfreiheit, EuR 1988, S. 19 ff.; 
Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der 
europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 324. In diesem Zusam-
menhang wird jedoch die von Mewes aufgestellte Meinung (S. 325 ff.), der materielle 
Rechtsexport ergebe sich als Reflex zur Dienstleistungsfreiheit und dem gleichzeitig von 
ihm als Mindermeinung vertretenen Verstoßes der Inländerdiskriminierung gegen Gemein-
schaftsrecht, abgelehnt. Wie oben nachgewiesen wurde, verstoßen die derzeit gültigen 
Kollisionsrechtsnormen weder gegen die Dienstleistungs- bzw. Niederlassungsfreiheit noch 
gibt es ein Gemeinschaftsgebot, welches die Gleichstellung benachteiligter Inländer (im 
Inlandsgeschäft) gegenüber den in den Genuss der Grundfreiheiten kommenden grenzüber-
schreitend tätigen Personen und Gesellschaften, vorschreibt. 
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räumte Möglichkeit, in einem anderen Mitgliedsstaat der Union mittels ei-
ner dauerhaften Einrichtung am Markt tätig sein zu können, durch Vertrags-
rechtsnormen jedweder Couleur keinesfalls beeinträchtigt wird. Von daher 
nehmen die untersuchten international zwingenden Normen zwar Einfluss 
auf den zwischen den Parteien zu schließenden oder bereits geschlossenen 
Vertrag (Wirksamkeitserfordernisse, Rechte und Pflichten der Vertragspar-
teien und von Dritten), sie hindern jedoch keinen Versicherer an der Aus-
übung seines in Artt. 43 ff. EGV primärrechtlich verbrieften und sekundär-
rechtlich in den Versicherungsrichtlinien ausgeformten Rechts, von der 
Niederlassungsfreiheit in Form von Zweigniederlassungen, Agenturen oder 
anderen dauerhaften Einrichtungen in einem anderen Gemeinschaftsstaat 
Gebrauch zu machen.937 
 
7. Status quo: Verletzungen der Dienstleistungsfreiheit und deren mög-
liche Rechtfertigung 
a. Verletzung der Dienstleistungsfreiheit durch die Versicherungszulas-
sung und -aufsicht 
 
Zur Zulassung und Beaufsichtigung im Dienstleistungsverkehr gel-
ten die zur Niederlassungsfreiheit getroffenen Feststellungen entsprechend, 
wonach die gemeinschaftsweite Zulassung und Beaufsichtigung von Versi-
cherungsunternehmen durch die Sitzlandbehörden keine Verletzung der 
Dienstleistungsfreiheit darstellt. 
 
b. Verletzung der Dienstleistungsfreiheit durch kollisionsrechtlich 
zwingende Anknüpfungen an Vertragsrechtsordnungen 
 
Mit dem oben getroffenen Ergebnis, dass sekundärrechtliche Rege-
lungsnormen wie die der Artt. 28 der Dritten Richtlinie Schaden und Leben 
nationalen Rechtsvorschriften mit insbesondere aufsichtsrechtlich wirken-
dem Eingriffscharakter europarechtliche Schranken auferlegen, ist die Prob-
lematik des Einflusses des primären Gemeinschaftsrechts keineswegs er-
                                                 
937 Vgl. ebenso Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privat-
recht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 267. 
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schöpft. Es gilt vielmehr zu untersuchen, inwieweit die Grundfreiheiten, 
allen voran die Dienstleistungsfreiheit, kollisionsrechtlich zwingenden An-
knüpfungen an Vertragsrechtsordnungen Grenzen setzen.938 Fraglich ist 
dabei, ob allein der Umstand, dass sich Versicherer nach der Erweiterung 
auf mittlerweile fünfundzwanzig zwingend berufbare Vertragsrechtsord-
nungen beim grenzüberschreitenden Versicherungsvertrieb einstellen müs-
sen, in unzulässiger, weil produktkonkretisierender Weise939 in die Dienst-
leistungsfreiheit eingreift. Auf dieser ersten Prüfungsstufe soll somit das 
Verhältnis der das Vertragsstatut berufenden Kollisionsrechtsnormen zur 
Dienstleistungsfreiheit den Untersuchungsschwerpunkt bilden. 
Die kollisionsrechtlich zwingende Bestimmung einer allein maßgeb-
lichen Rechtsordnung kann für den grenzüberschreitend tätigen Versicherer 
jedoch nur dann einen die Dienstleistungsfreiheit beschränkenden Charakter 
aufweisen, wenn die dadurch berufene Vertragsrechtsordnung überhaupt in 
der Lage ist, potentiell nachteilige, weil produktkonkretisierende Auswir-
kungen auf seine angebotene Versicherungsdienstleistung auszuüben. 
Hat schon das hinter der kollisionsrechtlich berufenen Rechtsord-
nung stehende, sich von Mitgliedsstaat zu Mitgliedsstaat unterscheidende 
materielle Vertragsrecht bereits keinen Einfluss auf das konkret zu erbrin-
gende Versicherungsprodukt, so hätte auch der Umstand der zwingenden 
Berufung dieser Vertragsrechtsordnung keinen Einfluss darauf und eine 
Verletzung der Dienstleistungsfreiheit wäre von vornherein nicht ersicht-
lich. Nur wenn man demnach die produktkonkretisierende Wirkung der un-
terschiedlichen materiellen Vertragsrechte der Mitgliedsstaaten bejaht, kann 
es überhaupt zu einer Verletzung der Dienstleistungsfreiheit und damit zu 
einer Rechtfertigungspflicht der Kollisionsrechtsnormen kommen. 
Ob die nebeneinanderstehenden mitgliedstaatlichen Privatrechtsord-
nungen inklusive ihrer international-privatrechtlichen Normen dabei über-
haupt dazu geeignet sind, in den Anwendungsbereich der EU-
Verkehrsfreiheiten, insbesondere den der Dienstleistungsfreiheit im Sinne 
von Art. 49 EGV zu fallen, hängt nicht unmaßgeblich davon ab, welche 
                                                 
938 Vgl. Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationa-
len Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (15), m. w. N.; Derselbe, Das Allgemeininteresse im 
europäischen Internationalen Versicherungsvertragsrecht, VersR. 1993, S. 129 (132 f.). 
939 Zur Abgrenzung von Produkt- und Vertriebsmodalitäten, Vgl. Kort, Schranken der 
Dienstleistungsfreiheit im europäischen Recht, JZ 1996, S. 132 (136). 
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Merkmale eines Dienstleistungsproduktes man als verkehrswesentlich und 
damit im Sinne einer einheitlichen Produktidentität als exportierbar ansieht. 
Höchst umstritten und in der Literatur leidenschaftlich diskutiert ist 
die Frage, ob die Versicherungsdienstleistung ein Rechtsprodukt ist und 
welche Folgen diese Einordnung nach sich zieht, oder ob es sich bei ihr um 
ein ganz normales Schuldverhältnis handelt, welches ausschließlich nach 
den jeweiligen nationalen (Zivil-)Rechten unter Einbeziehung der jeweili-
gen IPR-Regeln zu beurteilen ist.940 
 
aa. 1. Meinung: Harmonisierte IPR-Normen unterfallen dem Maßstab 
der Grundfreiheiten - Die Lehre von der Versicherung als Rechtspro-
dukt 
 
Nach der Lehre von der Versicherung als Rechtsprodukt erhält die 
an sich nicht greifbare Ware Versicherung ihre inhaltliche, produktbeschrei-
bende Ausgestaltung erst durch rechtliche Bestimmungen, unter anderem 
durch die häufig verwendeten Allgemeinen und Besonderen Versicherungs-
bedingungen.941 Als produktkonkretisierende Leistungsbeschreibungen 
werden in diesem Zusammenhang beispielsweise die Definition des Hausra-
tes in der Hausratversicherung und Leistungsumschreibungen nach Ort und 
Zeit, Bonus-Malus-Systeme sowie der näheren Bestimmung der versicher-
ten Gefahr durch Risikoaus- und Einschlüsse gehandelt.942 
                                                 
940 Vgl. Wandt, Internationales Privatrecht der Versicherungsverträge, S. 85 (101 f.), m. w. 
N. 
941 Vgl. Dreher, Die Versicherung als Rechtsprodukt: die Privatversicherung und ihre recht-
liche Gestaltung, bes. S. 145 ff.; Roth, Das Allgemeininteresse im europäischen internatio-
nalen Versicherungsvertragsrecht, VersR 1993, S. 129 (135); Derselbe, Die Vollendung des 
europäischen Binnenmarktes für Versicherungen, NJW 1993, S. 3028 (3029); Basedow, 
Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer Integration und 
Verbraucherpolitik, S. 13 (18). Zur Produktbeschreibung mittels AVB, Vgl. Farny, AVB 
unter dem Gesichtspunkt der Produktbeschreibung, ZVersWiss 1975, S. 169 (182); Schü-
nemann, Das Rechtsprodukt „Versicherung“ - Ein Phantom im Spannungsfeld von Privat-
autonomie und juristischer Konstruktion, S. 865 ff. 
942 Vgl. Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationa-
len Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (22); Lorenz, Zur Kontrolle grenzüberschreitender 
Versicherungsverträge anhand der „Rechtsvorschriften des Allgemeininteresses“ im freien 
Dienstleistungsverkehr innerhalb der EU, VR 1995, S. 8 (14 f.). Ferner dürfte in diese Ka-
tegorie auch das Beispiel von Hohlfeld, Die Zukunft der Versicherungsaufsicht nach der 
Vollendung des Binnenmarktes, VersR 1993, S. 144 (146), einzuordnen sein, wonach auch 
die vertragsspezifischen Begriffsbestimmungen dem Versicherer in produktkonkretisieren-
der Weise obliegen. So hat der einzelne Versicherer u. a. das freie Bestimmungsrecht, ob er 
im Rahmen einer Versicherung gegen Sturmschäden die Bedingung des Leistungseintritts 
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Der Begriff „Produkt“ wird dabei als in dem Sinne ganzheitlich an-
gesehen, dass er sowohl auf die Sachgüter- wie auch auf die bei Versiche-
rungen einschlägige Dienstleistungsproduktion anwendbar ist. Nach Dreher, 
der als Mitbegründer dieser Theorie anzusehen ist, findet das Versiche-
rungsprodukt seinen materialisierten Niederschlag erst in den Versiche-
rungsverträgen selbst, wobei diese gleichzeitig Produktionsmittel und Pro-
duktionsergebnis darstellen.943 Als Kernmerkmal eben dieses Produktergeb-
nisses kristallisiert sich dann das abstrakte Versprechen des Versicherers 
heraus, bei einem Bedingungseintritt oder nach Ablauf einer fixierten Ver-
tragsdauer an den Versicherungsnehmer bzw. den Begünstigten eine vorab 
definierte Leistung zu erbringen.  
Nach dieser Auffassung handelt es sich bei einer Versicherung ohne 
rechtliche Ausgestaltung im Sinne einer Vertragsrechtsbezugnahme ledig-
lich um eine „leere Hülle“, deren inhaltliche Ausgestaltung und - damit ein-
hergehend - die Implizierung einer Aussagekraft sich erst durch die Ver-
flechtung zu einer Rechtsordnung vollzieht. Aus dieser Argumentation und 
einer gleichzeitigen, auf Dienstleistungen ausgeweiteten Anwendungsfest-
stellung der Cassis-de-Dijon-Rechtsprechung944 muss es einem Versicherer 
danach grundsätzlich möglich sein, das unter einer bestimmten nationalen 
Rechtsordnung entstandene Versicherungsprodukt mit eben dieser nationa-
len Prägung EU-weit einheitlich zu vertreiben. Die im Sitzland des Versi-
cherers rechtmäßig angebotene Deckung ermöglicht insoweit eine gemein-
schaftsweite Verkehrsfähigkeit nach Art. 49 EGV.945  
Bei Bejahung dieser Ansicht könnte jeder Versicherer grundsätzlich 
sein Heimatrecht im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit mit exportieren, da 
die Versicherung ihre produktkonkretisierenden Eigenschaften erst durch 
                                                                                                                            
wie i. d. R üblich ab einer Windstärke von 8 oder etwa erst ab einer Windstärke von 10 
bzw. 11 definiert. 
943 Vgl. Dreher, Die Versicherung als Rechtsprodukt: die Privatversicherung und ihre recht-
liche Gestaltung, S. 146. 
944 Bei der Cassis-Rechtsprechung wurden mitgliedsstaatliche Rechtsordnungen, die sich 
als Einfuhrsperren für nicht konforme Produkte anderer Mitgliedsstaaten erwiesen, für mit 
dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar erklärt, sofern die fraglichen Produkte jedenfalls den 
Bestimmungen des heimatlichen Mitgliedsstaates entsprechen. 
945 Vgl. Roth, Das Allgemeininteresse im europäischen internationalen Versicherungsver-
tragsrecht, VersR 1993, S. 129 (135); EuGH, Urteil vom 25.09.1991, EuZW 1991, S. 542 
(543 Rdn. 12). 
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das „Auffüllen“ der leeren „Hülle“ Versicherung erhalten würde und Art. 49 
EGV einen uneingeschränkten Dienstleistungsexport erlaubt.946 
Allerdings ist nach dieser Meinung jedoch zwischen produktkonkre-
tisierenden Regelungen und solchen sogenannten Umfeldregelungen, die 
lediglich Verkaufsmodalitäten bzw. eine Absatzförderung vorsehen, zu un-
terscheiden. In diesem Sinne können auf Versicherungsverträge bezugneh-
mende Rechtsnormen unmittelbar zur Konkretisierung des Versicherungs-
produktes führen oder aber lediglich den Vertrieb des Produktes regeln. 
Nach der Keck-Rechtsprechung947 des EuGH würde nur die zuerst genannte 
produktbeeinflussende Rechtsnorm einen Verstoß gegen die Dienstleis-
tungsfreiheit darstellen können, wogegen die letztgenannte vertriebsbezoge-
ne Beeinflussung regelmäßig keinen Verstoß gegen die Artt. 49 ff. EGV zu 
begründen vermag. Als nicht unter die Artt. 49 ff. EGV fallend gelten da-
nach etwa Regelungen über allgemeine Vertragspflichten der Parteien, de-
ren Verletzung sowie die daraus resultierenden Folgen.948 
Für das Versicherungsvertragsrecht bedeutet dies, dass die Untersa-
gung der Rechtswahlfreiheit und die damit regelmäßig einhergehende obli-
gatorische Vertragsrechtsanknüpfung insbesondere bei Massenversiche-
                                                 
946 Basedow, Der kollisionsrechtliche Gehalt der Produktfreiheiten im europäischen Bin-
nenmarkt: favor offerentis, RabelsZ 1995, S. 1 (18 f. m. w. N.), weist in diesem Zusam-
menhang mit Recht darauf hin, dass die Ausübung der Dienstleistungsfreiheit auch in der 
Form der Nachfragerfreiheit (passive Dienstleistungsfreiheit) geschehen kann, wonach sich 
der Nachfrager in den Mitgliedsstaat der Anbieter begeben kann, um dort nach den 
Bedingungen der Inländer Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen. Hierbei stellt sich 
dann das Problem, ob der ausländische Nachfrager im Rahmen der passiven Dienstleis-
tungsfreiheit (quasi als umgekehrte Parallele der europarechtlichen Anerkennung der Her-
kunftsrechts des Dienstleistungsanbieters, welches auf seine angebotenen Produkte und 
Dienstleistungen und folglich auf den ausländischen Nachfrager, der unter denselben Be-
dingungen wie die ortsansässige Bevölkerung einkaufen darf, anzuwenden ist) auch auf die 
Anwendung seines Heimatrechtes bestehen kann. Zwar liegen solche Vermutungen nach 
Basedow nicht ganz fern, sie verkennen jedoch, dass i. d. R. nicht die Nachfrager, sondern 
die Dienstleistungsanbieter die Träger der wirtschaftlichen Integration Europas sind, indem 
sie sich durch ihre grenzüberschreitenden Aktivitäten neue Kundenschichten erschließen. 
947 Vgl. EuGH, Verb. Rs. C-267 und C-268/91, Keck und Mithouard, Urteil vom 
24.11.1993, Slg. 1993, S. I-6097, wonach in Einschränkung der Dassonville-Formel 
(EuGH, Rs. 8/74, Dassonville, Urteil vom 11.07.1974, Slg. 1974, S. 837) reine Regelungen 
zu Verkaufsmodalitäten nicht geeignet sind, Art. 28 EGV zu verletzen. Dies gilt. sofern 
diese Regelungen für alle im Inland tätigen Wirtschaftsteilnehmer in gleicher Weise gelten 
und der Absatz der Erzeugnisse aus allen Mitgliedsstaaten rechtlich und tatsächlich 
gleichbehandelt wird. 
948 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 284; Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemein-
interesse im europäischen internationalen Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (22 f.); Dersel-
be, Das Allgemeininteresse im europäischen internationalen Versicherungsvertragsrecht, 
VersR 1993, S. 129 (135). 
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rungsgeschäften dazu führt, dass sich die Versicherungsunternehmen nach 
der Unionserweiterung statt auf eine Rechtsordnung auf derzeit fünfund-
zwanzig Rechtsordnungen einstellen und ihre Verträge an das Recht im je-
weiligen Mitgliedsstaat u.U. auch produktkonkretisierend anpassen müssen. 
Aus diesem Umstand lässt sich nach der Theorie der Versicherung als 
Rechtsprodukt eine relevante Behinderung des grenzüberschreitenden 
Dienstleistungsverkehrs im Sinne von Art. 49 EGV ableiten.949 
 
bb. 2. Meinung: Gemeinschaftsrechtlich harmonisierte IPR-Normen 
unterfallen nicht dem Maßstab der Grundfreiheiten 
 
Kritiker der Lehre von der Versicherung als Rechtsprodukt weisen 
darauf hin, dass die Frage nach dem anwendbaren Recht eine solche des IPR 
sei und nicht durch einen Rückgriff auf die EG-rechtliche Waren- und 
Dienstleistungsfreiheit beantwortet werden könne.950 So weist etwa Franzen 
darauf hin, dass die kollisionsrechtliche Anwendbarkeit einer Norm streng 
vom gemeinschaftsrechtlichen Prüfungsansatz zu unterscheiden ist, da das 
Gemeinschaftsrecht erst dann eingreift, wenn die konkret auf den Versiche-
rungsvertrag anwendbare mitgliedsstaatliche Sachnorm zuvor „[...] nach den 
durch das Kollisionsrecht vorgegebenen normativen, dogmatischen und 
wertenden Operationen ermittelt ist.“951 Eine derartige Differenzierung wird 
mit der Rechtsfolge eines Verstoßes gegen primäres Gemeinschaftsrecht 
begründet, welche zur Unanwendbarkeit der entsprechenden nationalen 
Sachnorm führt, jedoch keinesfalls auf kollisionsrechtlicher Ebene zur Be-
                                                 
949 So auch Roth, Das Allgemeininteresse im europäischen internationalen Versicherungs-
vertragsrecht, VersR 1993, S. 129 (133); Derselbe, Der Einfluss des Europäischen Gemein-
schaftsrechts auf das Internationale Privatrecht, RabelsZ (1991), S. 623 (655 f.); Derselbe, 
Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationalen versiche-
rungsvertragsrecht, S. 1 (17). Eine andere Ansicht vertritt Franzen, Privatrechtsangleichung 
durch die Europäische Gemeinschaft, S. 233, wobei dieser die Produktverkehrsfreiheiten 
nicht durch den kollisionsrechtlichen Rechtsanwendungsbefehl als solchen, sondern erst 
durch die darauf beruhenden Sachnormen als beschränkbar ansieht. 
950 Vgl. Gärtner, EG-Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, EWS 
1994, S. 114 (117). 
951 Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 145. Vgl. 
ebenso Lorenz, Zur Kontrolle grenzüberschreitender Versicherungsverträge anhand der 
„Rechtsvorschriften des Allgemeininteresses“ im freien Dienstleistungsverkehr innerhalb 
der EU, VR 1995, S. 8 (9); Sonnenberger, Europarecht und Internationales Privatrecht, 
ZVglRWiss 1996, S. 3 (11). Eine andere Ansicht vertritt Remien, Einheit, Mehrheit und 
Flexibilität im europäischen Privat- und Wirtschaftsrecht, RabelsZ 1998, S. 627 (634 f.). 
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stimmung und Anwendung einer anderen, eventuell weniger die Grundfrei-
heiten beeinträchtigenden Rechtsordnung führen kann.952 Daraus folgend sei 
den Grundfreiheiten und insbesondere der hier untersuchten Dienstleis-
tungsfreiheit keine Wertung bezüglich der auf einen Versicherungsvertrag 
durch kollisionsrechtliche Bestimmung anzuwendenden Rechtsordnung zu 
entnehmen.953 
In diesem Sinne sei es somit keineswegs erforderlich, neben dem ei-
gentlichen Versicherungsprodukt auch das gesamte rechtliche Umfeld wie z. 
B. allgemeine Regeln des VVG und BGB mit zu exportieren. Eine Anknüp-
fung an die Cassis-de-Dijon-Rechtsprechung des EuGH stellt sich den Kri-
tikern als verfehlt dar954, da die Existenz unterschiedlicher nationaler 
Rechtsordnungen nicht per se eine Import- bzw. Exportsperre für nicht kon-
forme Waren bzw. Dienstleistungen bedeutet. Eine Art tatsächliche Markt-
zugangssperre sei nur in sehr wenigen Konstellationen etwa bei der in 
Deutschland früher unzulässigen Krebs- oder bei der Lösegeldversicherung 
denkbar.955 
Einen Rückgriff auf die Cassis-de-Dijon-Grundsätze bedarf es nach 
Gärtner auch deshalb nicht, da es im Binnenmarkt für Versicherungen gera-
de keine lokalen Besonderheiten anzuerkennen bzw. zu respektieren gilt und 
es in diesem Sinne keine spezifisch deutsche Lebensversicherung oder spe-
ziell französische Gebäudeversicherung gibt und sich eine Kfz-
Versicherung in Wales nicht grundsätzlich von einer aus Griechenland un-
                                                 
952 Vgl. Steindorff, EG-Vertrag und Privatrecht, S. 83; Franzen, Privatrechtsangleichung 
durch die Europäische Gemeinschaft, S. 145; Jayme/Kohler, Europäisches Kollisionsrecht 
1996: Anpassung und Transformation der nationalen Rechte, IPRax 1996, S. 377 (388); 
Dieselben, Europäisches Kollisionsrecht 1997 - Vergemeinschaftung durch „Säulenwech-
sel“?, IPRax 1997, S. 386 (399). 
953 Vgl. Sack, Art. 30, 36 EG-Vertrag und das internationale Wettbewerbsrecht, WRP 1994, 
S. 281 (285 ff.); Sonnenberger, Europarecht und Internationales Privatrecht, ZVglRWiss 
1996, S. 3 (8 ff.); Derselbe, Die Umsetzung kollisionsrechtlicher Regelungsgebote in EG-
Richtlinien, ZEuP 1996, S. 382 (383); Lorenz, Zur Kontrolle grenzüberschreitender 
Versicherungsverträge anhand der „Rechtsvorschriften des Allgemeininteresses“ im freien 
Dienstleistungsverkehr innerhalb der EU, VR 1995, S. 8 (9); Steindorff, EG-Vertrag und 
Privatrecht, S. 83. Eine andere Ansicht vertreten Brödermann/Iversen, Europäisches Ge-
meinschaftsrecht und internationales Privatrecht, Art. 58 EGV Rdn. 96 ff.; Basedow, Der 
kollisionsrechtliche Gehalt der Produktfreiheiten im europäischen Binnenmarkt: favor offe-
rentis, RabelsZ 1995, S. 1 ff.; Lurger, Regulierung und Deregulierung im europäischen 
Privatrecht, S. 66 f.; Pfeiffer, Die Entwicklung des Internationalen Vertrags-, Schuld- und 
Sachenrechts in den Jahren 1995/96, NJW 1997, S. 1207 (1208 f.); Gebauer, Internationa-
les Privatrecht und Warenverkehrsfreiheit, IPRax 1995, S. 152 (156). 
954 Vgl. Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 140. 
955 Vgl. Gärtner, EG-Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, EWS 
1994, S. 114 (116); BVerwGE 71, S. 204 ff. 
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terscheiden dürfte.956 Der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung einer 
grenzüberschreitend vertriebenen Versicherungsdienstleistung besitzt hier-
nach zwar Bedeutung für das Aufsichtsrecht wie es sich im „Single Licence-
Prinzip“ und den Grundsätzen der „Home Country Control“ der Versiche-
rungsrichtlinien wiederfinden lässt, ist jedoch auf das anwendbare Versiche-
rungsvertragsrecht nicht übertragbar.957 Als weiteres Argument gegen eine 
Anwendungsgleichsetzung der Cassis-de-Dijon-Grundsätze auf Dienstleis-
tungen sieht Franzen, dass produktgestaltende Normen zwar im Warenver-
kehrsbereich die Hersteller an einer kostengünstigeren Großserienprodukti-
on hindern und somit Effizienzvorteile boykottieren, dies jedoch im Dienst-
leistungsbereich deshalb nicht der Fall sei, weil die Umstellung und Anpas-
sung einer lediglich vertraglichen Ausgestaltung an die Rechtsordnung eines 
anderen Mitgliedsstaates regelmäßig nicht die monetäre Größenordnung 
einer Warenproduktanpassung erreicht.958 
De facto steht es nach dieser Auffassung, abgesehen von sehr selte-
nen Einzelfällen, jedem Versicherer de lege lata grundsätzlich frei, überall 
in der Gemeinschaft Versicherungsdienstleistungen, sei es über die Errich-
tung einer Niederlassung oder über den Weg des grenzüberschreitenden 
Dienstleistungsverkehrs zu erbringen. Kollisionsrechtliche Regelungen ha-
ben danach bei der Bewertung der Dienstleistungsfreiheit grundsätzlich un-
berücksichtigt zu bleiben. Zur Bestärkung dieser Ansicht wurde von Gärtner 
folgendes Fallbeispiel angeführt: „Wenn es einem deutschen Importeur un-
ter Berufung auf die Warenverkehrsfreiheit gestattet ist, Cassis in seiner 
traditionellen Zusammensetzung einzuführen, wäre damit nicht die Frage 
beantwortet, nach welchem Recht dieser Kaufvertrag zu leben hätte“.959 
                                                 
956 Vgl. Gärtner, EG-Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, EWS 
1994, S. 114 (116); Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, 
S. 140; Basedow, Der kollisionsrechtliche Gehalt der Produktfreiheiten im europäischen 
Binnenmarkt: favor offerentis, RabelsZ 1995, S. 1 (34). 
957 Vgl. Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 141. 
958 Vgl. Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 143. 
959 Vgl. Gärtner, EG-Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, EWS 




Die Kritik an der Lehre der Versicherung als Rechtsprodukt und ei-
nem damit einhergehenden grundsätzlichen Rechtsexport ist jedoch in 
mehrfacher Hinsicht nicht in sich schlüssig und weist dadurch Überzeugsde-
fizite auf. Nimmt man die Verkehrsfreiheiten der EU, insbesondere die der 
Dienstleistungsfreiheit ernst, muss man sich fragen worauf die Argumenta-
tion der Kritiker der Lehre von der Versicherung als Rechtsprodukt hinaus-
läuft. Eine Versicherung, mag man sie nun als Produkt oder „schlicht“ als 
Dienstleistung bezeichnen, erhält ihre wesentlichen Leistungsbeschreibun-
gen, etwa die Definition des Bedingungseintritts, des Zeitablaufs, der Prä-
mienzahlung oder der beidseitig zu beachtenden Obliegenheiten, erst durch 
eine rechtliche Bezugnahme im Versicherungsvertrag (Police), sei es nun in 
Form der Allgemeinen oder der Besonderen Versicherungsbedingungen. 
Der normenbezugnehmende Versicherungsvertrag ist somit zugleich das 
Dienstleistungsprodukt.960 Würde man bei dieser Argumentation einen 
Rechtsexport kategorisch ablehnen, gäbe es gar nichts - außer einer leeren, 
nichtssagenden „Hülle“ - das man im Rahmen einer vom EuGH anerkann-
ten Dienstleistungsfreiheit für Versicherungen exportieren könnte. 
Im Einklang mit den Kritikern stellen die verschiedenartigen natio-
nalen Rechtsordnungen der EU-Mitgliedsstaaten zwar nicht per se eine Im-
port- bzw. Exportsperre für nicht konforme Waren dar. Dies gilt aber nur 
solange man die Rechtsordnungen der anderen Mitgliedsstaaten als grund-
sätzlich gleichwertig ansieht. Tut man dies, indem man die Waren und 
Dienstleistungen, die in anderen Mitgliedsstaaten rechtmäßig in Umlauf 
gebracht wurden, auch zum innerstaatlichen Zielmarkthandel unverändert 
zulässt, ist dieser These nichts hinzuzufügen. In einem solchen Fall, und das 
sieht auch die Lehre der Versicherung als Rechtsprodukt i. V. m. der Dienst-
leistungsfreiheit nicht anders, richten sich die tatsächlichen 
Verkaufsverhandlungen, etwa die Willenserklärung zum Vertragsabschluss, 
nach dem Recht des Ziellandes. 
                                                 
960 Vgl. Dreher, Die Versicherung als Rechtsprodukt, S. 147 ff. Vgl. bestätigend auch Wör-
demann, International zwingende Normen im internationalen Privatrecht des europäischen 
Versicherungsvertrages, S. 280 f. 
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Nicht gefolgt werden kann jedoch den Schlussfolgerungen des von 
Gärtner eingebrachten Cassis-Beispiels. Zwar kann man noch insoweit zu-
stimmen, dass sich im obigen Beispiel das Recht des Kaufvertrages nicht 
den EU-primärrechtlichen Regelungen zur Dienstleistungsfreiheit entneh-
men lässt, sondern vielmehr aus den nationalen Zivilrechtsordnungen inklu-
sive den international-privatrechtlichen Anknüpfungstatbeständen zu 
bestimmen ist.961 Das Beispiel per se verkennt jedoch die Problematik der 
eigentlichen Produktkonkretisierung und zwar sowohl für den Cassis Ex-
/Import als auch für eine entsprechende versicherungsspezifische Anwen-
dungsparallele. In dem der Cassis-Judikatur des EuGH zu Grunde gelegten 
Fall wurde gerade festgestellt, dass sich die Rechtmäßigkeit eines in den 
Marktverkehr gebrachten Produktes nach der Rechtsordnung des Ursprungs-
landes und nicht des Zielmarktlandes zu richten hat. Insoweit wurde, um bei 
der Cassis-Rechtsprechung zu bleiben, damals anerkannt, dass sich die Zu-
sammensetzung des Produktes Cassis nach der französischen Heimatrechts-
ordnung richtet und sich das Produkt in seiner speziellen französischen I-
dentität im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit gemeinschaftsweit vermark-
ten lässt. Weshalb also sollte diese europarechtlich anerkannte und vom 
EuGH gestärkte Strategie im Bereich der Versicherungsdienstleistungen 
eine andere sein. Es müsste bei konsequenter Fortführung der vorgenannten 
Argumentation auch hier der Grundsatz gelten, dass sich die produktkonkre-
tisierenden Merkmale einer Versicherungspolice nach den Rechtsregeln des 
Ursprungslandes zu richten haben und in dieser Identität in allen Mitglieds-
staaten angeboten werden können. Art. 49 EGV fände insoweit sehr wohl 
grundsätzliche Anwendung und wäre nicht - wie behauptet - vom IPR als 
lex specialis verdrängt. 
 
dd. Tatsächliche Streitrelevanz 
 
Der Streit um die Theorie der Versicherung als Rechtsprodukt und 
damit um die Anwendungseröffnung der Dienstleistungsfreiheit auf nationa-
le Kollisionsrechtsnormen ist jedoch nur dann von praktischer Relevanz, 
wenn die vorgenannten Auffassungen zu unterschiedlichen Ergebnissen 
                                                 
961 Denn auch dieser Lehre geht es nicht um den Export von nationalem Kaufvertragsrecht. 
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führen. Folgt man der dargestellten Gegenmeinung, so unterfällt die kollisi-
onsrechtliche Anknüpfung der internationalen Privatrechte bereits nicht dem 
Geltungsbereich und damit dem Maßstab der europäischen Grundfreiheiten. 
Lediglich die Anhänger der Theorie der Versicherung als Rechtspro-
dukt kommen in diesem Punkt zur Eröffnung des Anwendungsbereiches der 
Grundfreiheiten und damit der Dienstleistungsfreiheit. Insoweit gilt es im 
Folgenden, die möglichen Verletzungsbereiche nach dieser Auffassung zu 
analysieren und ferner zu überprüfen, inwieweit diese einer Rechtfertigung 
zugänglich sind. 
 
aaa. Verletzung des Art. 49 EGV durch Rechtswahlbeschränkungen 
 
Unter Bezugnahme auf die Ausführungen zur Versicherung als 
Rechtsprodukt und einer damit einhergehenden Bejahung eines grundsätzli-
chen Exports der Versicherungsvertragsregeln des Sitzlandes kann eine Be-
schränkung des Art. 49 EGV von vornherein nur in den Fällen vorliegen, in 
denen eine freie Rechtswahl bezüglich der zu Grunde gelegten Versiche-
rungspolice ausgeschlossen ist. In allen anderen Fällen steht es den Ver-
tragspartnern im grenzüberschreitenden Geschäft gerade frei, sich für eine 
ihnen genehme Vertragsrechtsordnung zu entscheiden. 
Im Bereich der Großrisiken und der Transportversicherung sehen die 
Kollisionsrichtlinien, insbesondere Art. 27 der Richtlinie 92/49/EWG (Drit-
te Richtlinie Schaden) eine zwingende Rechtswahlfreiheit vor. Eine Verlet-
zung des Art. 49 EGV scheidet folglich für diesen Versicherungskreis aus, 
da die Vertragsparteien selbst dann, wenn die mitgliedsstaatlichen Rechts-
ordnungen eine objektive Regelanknüpfung an ihr Recht kennen, im Rah-
men der Rechtswahlfreiheit davon abweichen können. 
Auf dem Gebiet der Massenversicherung sehen die harmonisierten 
Kollisionsrechtsnormen der Mitgliedsstaaten neben optionalen Rechtswahl-
tatbeständen (vgl. Korrespondenzversicherung, Art. 9 IV EGVVG) auch 
solche einer lediglich begrenzten Rechtswahlfreiheit (vgl. Artt. 9 I, II, III, V, 
10 II, III EGVVG) und darüber hinaus obligatorische Rechtsanknüpfungen 
an das Versicherungsvertragsrecht der Risikobelegenheit bzw. des dauerhaf-
ten Aufenthalts- oder Niederlassungslandes vor (vgl. Artt. 8, 11 EGVVG).  
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Als Zwischenergebnis kann somit festgehalten werden, dass eine 
Verletzung der Artt. 49 ff. EGV im Bereich des Kollisionsrechts nur dort 
möglich ist, wo frei vereinbarte Rechtsanknüpfungen beschränkt bzw. gar 
nicht möglich sind und gerade nicht im Sinne einer Rechtswahlfreiheit zur 
Disposition der Vertragsparteien stehen. In den Bereichen bestehender 
Rechtswahlbeschränkungen bzw. obligatorischer Anknüpfungen sind die 
Versicherer folglich gezwungen, beim EU-weiten Versicherungsvertrieb die 
zwingenden Regelungen der nationalen Rechtsordnungen, insbesondere die 
der verschiedenen Versicherungsvertragsgesetze, zu beachten und ihre Pro-
dukte in konkretisierender Weise anzupassen, damit ihnen nicht der Zugang 
zu den nationalen Märkten versperrt wird. Durch derartige obligatorische 
Anknüpfungen sind gemeinschaftsweit tätige Versicherer gezwungen, ihre 
Versicherungsprodukte nach der EU-Erweiterung an die Vorgaben der fünf-
undzwanzig Mitgliedsstaaten anzupassen. 
In diesem Zusammenhang kann man auch nicht anführen, dass eine 
den zwischenstaatlichen Dienstleistungsverkehr behindernde Wirkung be-
reits aus dem Grund nicht vorliegt, da ja zumindest eine Rechtsordnung als 
zuständig zu berufen ist; ob dies nun jene des Sitzlandes des Versicherers 
oder die des Zielmarktlandes ist, könne insoweit dahinstehen. In Überein-
stimmung mit Roth würde die Bejahung einer solchen Argumentation die 
Zielmarktländer in die Lage versetzen, mit dem Erlass von Kollisionsrecht 
einen grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehr nach eigenem Gusto zu 
behindern oder zu begünstigen.962 Durch derartige Maßnahmen können ins-
besondere kleine Versicherer, die nicht die Mittel haben, sämtliche im 
grenzüberschreitenden Vertrieb verwendeten rechtlich bedeutsamen Ver-
tragsausführungen auf ihre Vereinbarkeit mit dem Kollisions- und Vertrags-
recht des Zielmarktes hin überprüfen zu lassen, von der in Art. 49 EGV 
normierten Dienstleistungsfreiheit Abstand nehmen. Großunternehmen 
werden sich durch den erhöhten Kostenfaktor, der aus der Anpassung der 
Verträge an fünfundzwanzig verschiedene mitgliedsstaatliche Rechtsord-
nungen resultiert, dagegen eher nicht von einer gemeinschaftsweiten Ge-
                                                 
962 Vgl. Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationa-
len Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (16 f.). 
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schäftstätigkeit abbringen lassen. Jedoch stellt auch hier der enorme Kosten-
faktor eine potentielle Behinderung der Freiheit aus Art. 49 EGV dar. 
Folgt man der Auffassung, dass es im Massenversicherungsgeschäft 
bei der obligatorischen Anknüpfung an eine der fünfundzwanzig mitglied-
staatlichen Rechtsordnungen um eine Verletzung der von Art. 49 EGV im 
grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehr garantierten Freiheiten han-
delt, stellt sich zwangsläufig die Frage, ob ein solcher Eingriff nach dem 
Gemeinschaftsrecht zu rechtfertigen ist. Als Rechtfertigungsgründe kom-
men zunächst der geschriebene Ausnahmetatbestand des Art. 46 I EGV 
(Ordre Public) als auch die ungeschriebenen, vom EuGH jedoch ebenfalls 
anerkannten Allgemeinwohlerwägungen in Betracht. 
 
bbb. Rechtfertigung anhand von Art. 46 I EGV 
 
Bei produktbezogenen und diskriminierenden Beschränkungen der 
Verkehrsfreiheiten aus dem Aspekt des Schutzes der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit oder Gesundheit (Ordre Public) im Sinne von Art. 46 I EGV ist 
eine tatsächliche und hinreichend schwere Gefährdung derselben zu verlan-
gen. Ordre-Public-Beschränkungen unterliegen aufgrund ihrer diskriminie-
renden Natur insoweit einer sehr hohen Rechtfertigungsschranke und sind 
an ihrer Geeignetheit, Erforderlichkeit und einer ausgewogenen Zweck-
Mittel-Relation zu messen.963 Betrachtet man vorliegend die in Frage kom-
menden Begriffe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, die vom EuGH 
regelmäßig zusammenhängend verwendet werden, so ist darunter der Schutz 
der Allgemeinheit und des Einzelnen gegen Bedrohungen des Bestandes des 
Staates und seiner Einrichtungen sowie des Lebens, der Gesundheit, der 
Freiheit, der Ehre und des Vermögens ebenso wie ein geordnetes Zusam-
menleben der Menschen zu verstehen.964 
Im Ergebnis muss sich bei der Berufung auf Art. 46 I EGV wider-
spiegeln, dass 1.) Grundinteressen der Gesellschaft des Mitgliedsstaates 
betroffen sind, 2.) es sich um eine qualifizierte Gefährdung handelt, 3.) kein 
                                                 
963 Vgl. Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationa-
len Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (18). 
964 Vgl. Groeben, Kommentar zum Vertrag über die Europäische Union und zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft, Art. 46 EG, Rdn. 18 f. 
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sekundäres Gemeinschaftsrecht vorhanden ist, welches den Mitgliedsstaaten 
geeignete und verbindliche Maßnahmen vorschreibt, und 4.) die vom Mit-
gliedsstaat getroffenen Maßnahmen nicht außer Verhältnis zum angestreb-
ten Ziel stehen dürfen.965  
Im Bereich der Dienstleistungsfreiheit im Versicherungswesen gel-
ten die oben dargelegten obligatorischen kollisionsrechtlichen Anknüp-
fungstatbestände in gleicher Weise für im Inland tätige Versicherungsunter-
nehmen wie für solche, die ihre Versicherungsprodukte ausschließlich 
grenzüberschreitend im Inland anbieten. Darüber hinaus ist nicht ersichtlich, 
inwieweit die kollisionsrechtlichen Vorschriften in Bezug zur Rechtswahl-
freiheit die Grundfesten eines Mitgliedsstaates im Sinne von Art. 46 EGV 
gefährden könnten bzw., selbst wenn man Finanzdienstleistungen einem 
besonders sensiblen Bereich zuordnet, die hier untersuchte Rechtswahlbe-
schränkung zwangsläufig eine von Art. 46 EGV erfasste qualifizierte Ver-
mögensschädigung nach sich ziehen soll.966 
Letztendlich scheitert eine Anwendung von Art. 46 EGV auch an der 
oben unter 3.) aufgezeigten Voraussetzung, da die Versicherungsrichtlinien, 
insbesondere die der Zweiten Richtliniengeneration, als sekundäres Ge-
meinschaftsrecht den Mitgliedsstaaten die Grundsätze der anzuwendenden 
Rechtswahltatbestände und der damit zusammenhängenden kollisionsrecht-
lichen Anknüpfungen zwingend (im Rahmen des üblichen Transformations-
spielraumes) vorschreiben. Der Tatbestand des Art. 46 EGV vermag somit 
mangels Anwendungseröffnung keine Rechtfertigung der vorliegend unter-
suchten Rechtswahlbeschränkungen im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit 
im Versicherungswesen zu begründen. 
                                                 
965 Vgl. Groeben, Kommentar zum Vertrag über die Europäische Union und zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft, Art. 46 EG, Rdn. 15 ff. 
966 Zu einem anderen Ergebnis kann man bei solchen mitgliedsstaatlichen Maßnahmen 
kommen, die sich etwa gegen Geldwäsche oder ein kriminelles Ausnutzen des Internetver-
triebs (sogenannte Cyberkriminalität) wenden. Bei den vorgenannten Bereichen scheint 
eine Berufung auf Art. 46 EGV nicht aussichtslos, da man dabei durchaus argumentieren 
kann, dass die Bekämpfung derartiger krimineller Machenschaften ein qualifiziertes Grund-
interesse der Gesellschaft betrifft. Vgl. ähnlich Groeben, Kommentar zum Vertrag über die 
Europäische Union und zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Art. 46 EG, Rdn. 
20 f. 
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ccc. Rechtfertigung entsprechend der Cassis-de-Dijon-
Grundsätze/Allgemeinwohlrechtfertigung 
 
Nach Roth stellt bereits jede die Rechtswahlfreiheit ausschließende 
Umsetzung der Versicherungsrichtlinien ins nationale Recht einen auf mit-
gliedsstaatlicher Ebene über Allgemeinwohlgründe zu rechtfertigenden Ein-
griff in die Dienstleistungsfreiheit dar.967 Sieht beispielsweise das Recht des 
Zielmarktlandes keine nationale Rechtswahlmöglichkeit im Sinne des Art. 7 
I lit. a 2 bzw. lit. d der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) 
vor und setzt der Mitgliedstaat die Richtlinie im Sinne einer objektiven, 
nicht-dispositiven Anknüpfung an das Recht der Risikobelegenheit nach 
Art. 7 I lit. a 1 der besagten Richtlinie pflichtgemäß um, läge nach dieser 
Auffassung in der Nichtwahrnehmung der nationalen Rechtswahleröffnung 
bereits ein zu rechtfertigender Umstand. 
Ferner führt Roth zu einer möglichen Eingriffsrechtfertigung aus, 
dass sich die EU-Mitgliedsstaaten im Rahmen einer objektiven Rechtsan-
knüpfung nicht auf das nationale Allgemeininteresse des Verbraucherschut-
zes berufen können, da sie dies nicht konsequent verfolgt hätten. Zur Be-
kräftigung wird angeführt, dass alle Mitgliedsstaaten das Römische EWG-
Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwenden-
de Recht von 1980 (EVÜ) unterzeichnet hätten, welches nach Art. 1 III auch 
für Versicherungsverträge gilt, sofern es sich um die Deckung eines außer-
halb der Hoheitsgebiete der EU belegenen Risikos handelt. 
Nach Art. 4 I, II EVÜ unterliegt der grenzüberschreitend zwischen 
zwei EU-Vertragsparteien geschlossene Versicherungsvertrag, der ein au-
ßerhalb der EU belegenes Risiko deckt, grundsätzlich der Rechtsordnung, in 
welcher der Leistungserbringer (Versicherer) seine Hauptverwaltung hat. 
Dies gilt, sofern die Parteien keine nach Art. 3 EVÜ zulässige Rechtswahl 
getroffen haben. Hier wird deutlich, dass die Mitgliedsstaaten den Verbrau-
cherschutz - im Sinne einer Rechtsanknüpfung an die Belegenheit der Sache 
oder den dauernden Aufenthaltsort - bei nicht in der EU belegenen Risiken 
als nicht im vertragsstaatlichen Allgemeininteresse liegend betrachten bzw. 
                                                 
967 Vgl. Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationa-
len Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (25). 
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ein solches Interesse nicht geltend machen. Aus diesen Erwägungen 
schlussfolgert Roth, dass die Mitgliedsstaaten den Vertragsparteien bei 
grenzüberschreitenden Versicherungsgeschäften stets eine Rechtswahl auch 
zugunsten der Rechtsordnung des Herkunftslandes (Sitzlandes des Versiche-
rers) zulassen müssen, da ihnen eine Rechtfertigung über das Allgemeinin-
teresse verwehrt sei. 
Einer solchen Argumentation wird vom EuGH im Ergebnis nicht ge-
folgt.968 In seinem Versicherungsurteil aus dem Jahr 1986969 hat er die Mit-
gliedsstaaten ausdrücklich aus zwingenden Allgemeinwohlgründen für be-
fugt erklärt, eine zwingende Anknüpfung des Rechtes des Bestimmungslan-
des auf Versicherungsverträge vornehmen zu dürfen. Obwohl sich der Ge-
richtshof hierbei nicht expressis verbis mit der Frage einer entgegenstehen-
den Regelung des sechs Jahre zuvor in Kraft getretenen EVÜ beschäftigt 
hat, ist aufgrund der Eindeutigkeit der den Mitgliedsstaaten zugestandenen 
nationalen Rechtsanwendung nicht davon auszugehen, dass er im EVÜ eine 
zur Nichtanwendbarkeit der Allgemeinwohlrechtfertigung - im Sinne einer 
nicht konsequenten Interessenverfolgung - führende Regelung sieht. 
Ferner sind die im EVÜ geregelten und in den Artt. 27 bis 37 
EGVVG als nationale IPR-Regelung niedergeschriebenen Normierungen 
für außerhalb der EU/des EWR belegene Risiken von den Sachverhalten der 
Versicherungsrichtlinien und der nationalen IPR-Umsetzung im EGVVG 
für innerhalb des Geltungsbereiches belegenen Risiken dergestalt separier-
bar, dass beiden Lösungen eine stimmige und ausbalancierte Verbraucher-
schutzkonzeption zugrunde liegt und sich insoweit keine Vorrangstellung 
zwischen EGBGB und EGVVG feststellen lässt.970 
Es ist in diesem Zusammenhang sicherlich unbestritten, dass die in 
den Richtlinien und mitgliedsstaatlichen IPR-Gesetzen im Rahmen der so-
genannten „Jedermann-“ oder Massenversicherung vorgesehenen obligatori-
schen Rechtsanknüpfungen an den Ort der Risikobelegenheit bzw. des stän-
digen Aufenthaltsortes des Versicherungsnehmers dem Verbraucherschutz 
und damit einem anerkannten Allgemeininteresse dienlich sind. 
                                                 
968 Vgl. ähnlich ablehnend Basedow, Der kollisionsrechtliche Gehalt der Produktfreiheiten 
im europäischen Binnenmarkt: favor offerentis, RabelsZ 1995, S. 1 (33 f.). 
969 EuGH, Rs. 205/84, Kommission-Deutschland, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 
3755, Rdn. 40 f. 
970 Vgl. Prölss/Martin, Versicherungsvertragsgesetz, Art. 9 EGVVG, Rdn. 1 
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Der Versicherungsverbraucher ist in diesem Sinne als schützenswert 
anzusehen, da ihm nicht das Vertragsrisiko aufgebürdet werden soll, mit 
seinem Versicherungsvertrag, der unter Umständen sein gesamtes Vermö-
gen schützen soll, einer ihm unbekannten Rechtsordnung zu unterliegen. 
Aus der differenzierten Trennung zwischen Massenrisiken einerseits 
und Transport- und Großrisiken andererseits, erkennt man die Respektie-
rung und Anlehnung des Gemeinschaftsgesetzgebers an die Rechtsprechung 
des Gerichtshofes, welche von einem normativen Verbraucherbild ausgeht 
und ferner die Schutzwürdigkeit der jeweiligen Personengruppe als Ein-
griffsvoraussetzung vorsieht. Dies bedeutet, dass man bei allen Beschrän-
kungen der Freiheiten stets von einem sich informierenden, mündigen 
Verbraucher auszugehen hat, der unter anderem auch durch Produktkenn-
zeichnungen und sogenannte „disclosure-Vorschriften“ (Informations- und 
Aufklärungspflichten)971 statt Verkaufsverboten erfolgreich im Sinne eines 
ausreichenden Verbraucherschutzes geschützt ist.972  
Die am Verbraucherschutz orientierte Anknüpfung zum Ort der Ri-
sikobelegenheit respektiert ferner auch das Gebot der Verhältnismäßigkeit 
einer nationalen Allgemeinwohlregelung. Dies wird insbesondere aus der 
Überlegung heraus deutlich, dass auch anders anknüpfende kollisionsrecht-
liche Lösungen erhebliche Probleme aufzeigen. So könnte ein vereinheit-
                                                 
971 Koban, Rechtsfragen der Versicherungsvermittlung, S. 179, sieht insoweit die Bedeu-
tung der Aufklärungsverantwortung durch die Versicherungsvermittler wachsen, da ihnen 
als Ausgleich von Wissens- und Erfahrungsdefiziten der Versicherungskunden eine Kom-
pensatorenrolle zukommt. Seiner Meinung nach kann man als allgemeine Losung auf die-
sem Gebiet sagen, dass der aufsichtsrechtliche Produktschutz durch Beratungsschutz nach 
und nach ersetzt werden wird. Vgl. auch Brittan, Financial Solvency and Liberalisation of 
the Insurance Industry before the 21st Century, VW 1992, S. 671 ff.; Pearson, Versiche-
rungsvermittler und der Binnenmarkt, VersVerm 1991, S. 350. Vgl. zum Ganzen Hüb-
ner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungs-
recht, EuZW 1995, S. 263 (270), mit weiteren Hinweisen auf die Regelungen des Art. 43 
der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) und auf die weitreichenden Informa-
tionspflichten des Versicherers im Lebensversicherungsbereich, welche beispielweise in 
Art. 31 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben) i. V. m. Anlage II derselben 
Richtlinie statuiert sind. Im deutschen Recht finden sich entsprechende Verbraucherinfor-
mationen in Art. 10 a VAG geregelt. 
972 Zum Verbraucherschutz durch eine ausreichende Unterrichtung, Vgl. EuGH, Rs. C-
362/88, GB-Inno, Urteil vom 07.03.1990, Slg. 1990, S. I-667 (689). Vgl. auch Dreher, Der 
Verbraucher - das Phantom in den Opera des europäischen und deutschen Rechts, JZ 1997, 
S. 167 ff.; Kind, Die Grenzen des Verbraucherschutzes durch Information, S. 1 ff.; Hüb-
ner/Matusche-Beckmann, Auswirkungen des Gemeinschaftsrechts auf das Versicherungs-
recht, EuZW 1995, S. 263 (270 f.); Büchner, Fragen des aufsichtsrechtlichen Verbraucher-
schutzes, ZVersWiss 1994, S. 349 (362 ff.); Farny, Aus der staatlichen Gängelung in die 
unternehmerische Freiheit, Handelsblatt vom 15.05.1996, S. B 81; Baumann, Versiche-
rungsrecht nach der Deregulierung, S. 7. 
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lichtes europäisches Kollisionsrecht auch eine Regelbezugnahme zum mate-
riellen Versicherungsrecht des Sitzlandes des Versicherers herstellen.973 
Neben dem Recht der Heimatrechtsordnung des Versicherers würden sich 
dann die zwingenden, stets über das nationale Allgemeininteresse „Verbrau-
cherschutz“ zur Anwendung gelangenden Rechtsnormen des nationalen 
Versicherungsvertragsrechtes, dem der Versicherungsnehmer angehört, als 
ebenfalls beachtlich herausstellen. Dies würde zu einer Verdoppelung der 
Wirksamkeitskontrolle974 und einem daraus folgenden komplizierten 
Rechtsgemisch aus verschiedenen Rechtsordnungen führen.975  
Im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit ist ein völlig widerspruchs-
freies und in diesem Sinne (noch) verhältnismäßigeres Anknüpfungssystem 
des Versicherungskollisionsrechtes folglich solange nicht möglich, wie die 
materiellen Versicherungsvertragsrechte und die darin enthaltenen zwin-
genden Bestimmungen nicht angeglichen bzw. vereinheitlicht sind.976 
Nicht ganz so nachvollziehbar, sich aber gerade noch innerhalb der 
gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben haltend, ist das Verbraucherschutzar-
gument in den Fällen, in denen sich der Versicherungsnehmer zum Ab-
schluss einer Police körperlich in einen anderen Mitgliedsstaat begibt. Es 
erscheint hierbei mehr als fraglich, ob jemand des Schutzes der Heimat-
rechtsordnung bedarf, der bewusst ein ausländisches Rechtsprodukt erwirbt 
und sich dazu auch noch im jeweiligen Mitgliedsstaat aufhält, oder ob diese 
Person nicht vielmehr mit der Anwendung einer ihm fremden Rechtsord-
nung rechnen musste. Als Beispiel kann hierbei exemplarisch auf eine im 
EU-Urlaubsland abgeschlossene Reise- und Ferienrisikoversicherung im 
Sinne von Art. 7 II Nr. 3 EGVVG verwiesen werden, wenn deren Laufzeit 
                                                 
973 Eine derartige Regelanknüpfung sieht z. B. Art. 4 II EVÜ (abgedruckt in: Jay-
me/Hausmann, Internationales Privat- und Verfahrensrecht, Nr. 70) für vertragliche, nicht 
versicherungsbezogene (Art. 1 III EVÜ) Schuldverhältnisse vor. 
974 So wäre die Wirksamkeit eines nach diesen Vorschriften geschlossenen Vertrages einer-
seits nach dem Recht des Sitzlandes des Versicherers und zusätzlich nach dem zwingenden 
Recht des Landes, dem der Versicherte angehört, zu prüfen. 
975 Vgl. Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, 
S. 758 (789 f.), wonach z. B. gem. Art. 34 EGBGB i. V. m. Art. 15 EGVVG (früher: Art. 
14 EGVVG) u. a. die zwingenden Mindeststandards des AGBG und des VVG (streitig) 
auch gegenüber einem anwendbaren ausländischen Versicherungsvertragsrecht durchge-
setzt werden können. Vgl. jedoch kritisch Hübner, Internationales Privatrecht des Versiche-
rungsvertrags und EG-Recht: Zu den Entwicklungen des EG-Rechts und ihren Auswirkun-
gen auf das Versicherungsvertragsrecht, ZVersWiss 1983, S. 21 (26); Franzen, Privat-
rechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 233. 
976 Vgl. Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 234. 
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länger als vier Monate andauert und der Vertrag somit Art. 7 II Nr. 4 lit. a 
EGVVG und damit der Rechtsordnung des Mitgliedsstaates des gewöhnli-
chen Aufenthaltes unterfällt. Einer Eingriffsrechtfertigung auf der Grundla-
ge des nationalen Verbraucherschutzes steht hier die Frage nach der Ver-
hältnismäßigkeit einer solchen Anknüpfung gegenüber. Eine Unverhältnis-
mäßigkeit könnte sich vor allem aus der Überlegung herleiten lassen, dass 
sich eine staatliche Schutzpolitik primär auf das nationale Territorium und 
die im Mitgliedsstaat wohnenden Personen erstreckt, sofern diese auch ihre 
Vertragsabschlüsse in diesem Hoheitsgebiet tätigen. Je weiter sich ein 
Sachverhalt von diesem Grundsatz entfernt, z. B. Policenabschlüsse im EU-
Ausland, umso geringer wird die natürliche Eingriffskompetenz der Mit-
gliedsstaaten und desto höher der mitgliedsstaatliche Rechtfertigungs-
druck.977 
Zumindest für einige Teilsachverhalte wurde die unbedingte 
Schutzwürdigkeit im Sinne einer zwingenden Rechtsanknüpfung des im 
Ausland nachfragenden Versicherungsnehmers vom Gemeinschafts- und 
nationalen Gesetzgeber nicht für notwendig erachtet. So wird der von den 
Artt. 2 lit. d, 7 II Nr. 3 EGVVG der Richtlinie 88/357/EWG (Zweite Richt-
linie Schaden) normierte Sachverhalt, wonach bei Reise- und Ferienrisiken 
sowie einer Laufzeit von höchstens vier Monaten stets der Ort des Vertrags-
schlusses auch der der Risikobelegenheit und damit der anzuwendenden 
Rechtsordnung sein soll, aus Praxis-Erwägungen gestützt. 
So wäre ein z. B. im Urlaubsland tätiger Versicherer de facto ge-
zwungen, einen Vertragsabschluss bezüglich einer vom Versicherungsneh-
mer unter Umständen dringend benötigten reisetypischen Versicherung nur 
mit dem Argument zu verweigern, dass er befürchtet, der Vertrag unterfalle 
einer anderen Rechtsordnung.978 Hier würde eine Anknüpfung zum dauer-
haften Aufenthalt des Versicherungsnehmers die Interessen des Versicher-
                                                 
977 Nach Art. 2 lit. d der Zweiten Richtlinie Schaden heißt es: „Im Sinne dieser Richtlinie 
gilt als [...] Mitgliedstaat, in dem das Risiko belegen ist: [...] bei einem höchstens viermona-
tigen Vertrag zur Versicherung von Reise- und Ferienrisiken, ungeachtet des betreffenden 
Zweigs der Mitgliedstaat, in dem der Versicherungsnehmer den Vertrag geschlossen hat[.]“ 
Siehe auch die deutsche Umsetzung in Art. 7 II Nr. 3 EGVVG. Vgl. weitergehend Roth, 
Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 373 ff.; Derselbe, Dienstleistungsfreiheit und 
Allgemeininteresse im europäischen internationalen Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (25). 
978 Vgl. Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationa-
le Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (26). 
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ten konterkarieren, da man ihn aus nationalen Schutzerwägungen komplett 
versicherungsfrei stellen würde. Ein solches Ergebnis kann weder vom nati-
onalen noch vom Gemeinschaftsgesetzgeber gewollt sein; im Interesse des 
Versicherten kann es schon gar nicht liegen. Eine derartige Ausdehnung des 
Verbraucherschutzes auf nicht schützenswerte und dem Verbraucherschutz 
entgegenstehende Umstände ist daher für den zuvor beschriebenen Sachver-
halt im Einklang mit Art. 7 II Nr. 3 EGVVG abzulehnen. 
Ebenso sieht es für die (wohl eher unwahrscheinlichen) Fälle aus, in 
denen ein Versicherungsnehmer im EU-Ausland eine Sachversicherung bei 
einem lediglich national arbeitenden Versicherer für sein im Herkunfts-
land979 belegenes Haus abschließt (vgl. Art. 7 II Nr. 1 EGVVG). Hier würde 
man zwar noch die Verbraucherschutzargumente der langen Vertragsdauer 
und der tatsächlichen Sachbelegenheit, welche auch dem Versicherer bei 
Vertragsabschluss bekannt sind, für eine Rechtfertigung der Anwendung der 
Heimatrechtsordnung ins Feld führen können. Nichts desto trotz müsste 
man sich fragen, ob ein Verbraucher in dieser Situation überhaupt vom 
Schutz der Heimatrechtsordnung ausgeht oder nicht vielmehr gerade den 
Schutz einer ihm fremden mitgliedsstaatlichen Rechtsordnung aufsucht. 
In der Abwägung stehen hier das abgeschwächte Verbraucherschutz-
interesse und das Schutzinteresse des Verkäufers. In der deutschen Richtli-
nienumsetzung heißt es denn auch in Art. 9 IV EGVVG, dass den Vertrags-
parteien eine freie Rechtswahl gestattet wird, sofern der Versicherer weder 
selbst noch durch Mittelspersonen im Herkunftsland des Versicherungs-
nehmers ein Versicherungsgeschäft betreibt. Im Ergebnis ist zumindest in 
diesen Fällen, in denen sich der Versicherer mit seinem Geschäftsbetrieb auf 
„seinen“ Mitgliedsstaat beschränkt, das Interesse des ausländischen Versi-
cherers im Sinne einer Zulassung einer freien Rechtswahl dann als mindes-
tens ebenso groß einzustufen wie das mögliche Interesse des Versiche-
rungsnehmers an einer Berufung seiner Heimatrechtsordnung. In diesem 
Sinne gibt der Versicherer dem im Ausland nachfragenden Versicherungs-
nehmer zu verstehen, dass er Policen grundsätzlich nur nach seinem Sitz-
recht vertreibt und eine andere Rechtsordnung ausdrücklich zwischen den 
                                                 
979 Der Begriff des Herkunftslandes ist bei diesem angeführten Beispiel als das Land des 
dauerhaften Wohnsitzes des Versicherungsnehmers zu verstehen. 
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Parteien zu bestimmen wäre. Keinesfalls kann der Versicherungsnehmer in 
einem solchen Fall erwarten, dass der Vertrag zwingend dem deutschem 
Recht unterliege. 
Anders sieht die Abwägungslage dann aus, wenn der ausländische 
Versicherer auch im Herkunftsland des Versicherten vertreten ist. Hier ver-
mag das Interesse des Versicherers deshalb das abgeschwächte Verbrau-
cherinteresse nicht aufzuwiegen, da die Unterwerfung des Vertrages unter 
die Heimatrechtsordnung des Versicherungsnehmers schon deshalb keine 
unbillige Härte darstellt, da sich der Versicherer auch in dieser Rechtsord-
nung auskennt und in ihrem Geltungsbereich Policen abschließt. 
Im Ergebnis unterliegt somit der im Ausland nachfragende Versiche-
rungsnehmer einem grundsätzlich abgeschwächten Verbraucherschutz. 
Trotzdem treten diese Verbraucherschutzerwägungen, im Sinne einer 
Rechtsanknüpfung zum Herkunftsland des Versicherten nur bei ganz be-
stimmten, zuvor angesprochenen Sachverhaltsvarianten hinter den Interes-
sen der Versicherungsunternehmen zurück. Eine derartige Abwägung er-
scheint sachgerecht, da sie versucht, insbesondere die Verhandlungsstärke 
zwischen Versicherern und Versicherten auszubalancieren, und berücksich-
tigt, dass sich auch der nur bedingt im Ausland schützenswerte Versiche-
rungsnehmer in der Regel in der schwächeren Verhandlungsposition befin-
det. 
 
ddd. Problematik der Rechtfertigungsebene 
 
Erkennt man somit die obligatorische Vertragsanknüpfung zum 
Recht des Risikobelegenheitsstaates bzw. zum Staat des dauernden Aufent-
haltes als dem Allgemeinwohlgrund des Verbraucherschutzes unterfallend 
an, so stellt sich schließlich die Frage nach der Rechtfertigungsebene. Es ist 
nämlich in diesem Zusammenhang nicht eine primär mitgliedsstaatlich in-
tendierte Beschränkung der Grundfreiheiten, sondern eine vom Gemein-
schaftsgesetzgeber in seinen Richtlinien vorgegebene und von den Mit-
gliedsstaaten pflichtgemäß umzusetzende Rechtsnormierung. Hierbei favo-
risiert der Gemeinschaftsgesetzgeber statt einer Angleichung der materiellen 
Versicherungsvertragsrechte eine Harmonisierung der nationalen kollisions-
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rechtlichen Anknüpfungstatbestände (IPR). Zur Erreichung dieses Minimal-
ziels im Gesamtgefüge des Binnenmarktauftrages wurden die bereits er-
wähnten Versicherungsrichtlinien erlassen, welche weitgehend auf den Artt. 
47 II, 55 EGV basieren. Es stellt sich somit die bereits aufgeworfene Frage, 
ob nach der Theorie der Versicherung als Rechtsprodukt eine Rechtferti-
gung der Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit im Sinne von Verbrau-
cherschutzerwägungen auf der Ebene der Mitgliedsstaaten durch das All-
gemeininteresse oder bereits auf der Ebene des Gemeinschaftsgesetzgebers 
stattzufinden hat. Dass eine mitgliedsstaatliche, im jeweiligen IPR geregelte 
Normierung einer obligatorischen Anknüpfung an die Rechtsordnung der 
Belegenheit der Sache oder des dauernden Aufenthalts- bzw. Niederlas-
sungsortes eine im nationalen Allgemeininteresse Verbraucherschutz lie-
gende und damit zugleich legitime Einschränkung der Dienstleistungsfrei-
heit darstellt, erscheint nach den zuvor getroffenen Erwägungen nachvoll-
ziehbar. Nichts desto trotz offenbart eine allein auf nationaler Ebene statt-
findende Rechtfertigung eine verkürzte Sichtweise.  
Eine nationale Rechtfertigung aufgrund von Allgemeinwohlerwä-
gungen ist nämlich nur dann notwendig, wenn sich die Mitgliedsstaaten 
abweichend von europarechtlichen Vorgaben im Sinne einer nationalen 
Sonderlösung verhalten wollen. Die EG-Mitgliedsstaaten setzen jedoch im 
Versicherungsbereich gerade in ihren IPR-Regelungen zur obligatorischen 
Rechtsanknüpfung europarechtliche Vorgaben gem. Art. 249 EGV pflicht-
gemäß um, nämlich jene, die ihnen von den Versicherungsrichtlinien aufge-
geben wurden. Sind es nach dem zuvor Gesagten nicht nur die Mitglieds-
staaten, die ihre IPR-Regelungen europarechtlich rechtfertigen müssen, so 
sind derartige Rechtfertigungserwägungen vielleicht ebenso auf der Ebene 
des Gemeinschaftsgesetzgebers notwendig, da er durch den Erlass der Ver-
sicherungsrichtlinien den freien Versicherungs-Dienstleistungsverkehr in 
produktkonkretisierender Weise beschränkt.  
In diesem Sinne könnte man zunächst daran denken, dass bereits der 
Gemeinschaftsgesetzgeber selbst gegen das europäische Primärrecht, insbe-
sondere gegen Art. 49 EGV verstoßen hat, als er die kollisionsrechtharmo-
nisierenden Versicherungsrichtlinien erließ und darin den Mitgliedsstaaten 
eine Umsetzungsvorgabe in Sinne obligatorischer Vertragsrechtsanknüp-
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fungen für Versicherungsdienstleistungen auferlegt hat. Im Zusammenspiel 
zwischen primärem und sekundärem Gemeinschaftsrecht ist dabei unbe-
streitbar, dass sich auch der Gemeinschaftsrechtsgesetzgeber bei all seinen 
Handlungen, und somit auch beim Richtlinienerlass, an den Vorgaben des 
primären Gemeinschaftsrechts und dort insbesondere an den Verkehrsfrei-
heiten messen lassen muss.980 Hierbei stellt sich jedoch das Spannungsver-
hältnis zwischen primärem und sekundärem Gemeinschaftsrecht für den 
Gemeinschaftsgesetzgeber anders dar als das Verhältnis des mitgliedstaatli-
chen Rechts zum Gemeinschaftsrecht.981 Insoweit verfolgt der seine ihm 
übertragenen Kompetenzen nutzende Gemeinschaftsgesetzgeber - anders als 
binnenmarkthemmende Beschränkungen der Mitgliedsstaaten - gerade das 
Ziel, die Grundfreiheiten des EGV durch Richtlinienregelungen zu konkreti-
sieren und, den Wortlaut der Artt. 55, 47 II 1 EGV benutzend, zu koordinie-
ren. Damit schafft der Gemeinschaftsgesetzgeber eine einheitliche Interpre-
tationsgrundlage für die Rechtsunterworfenen. Ferner ist es auf der Seite der 
EG möglich, das Allgemeininteresse im Sinne eines „Gemeinschaftsallge-
meininteresses“ abweichend von den vom EuGH für die Mitgliedsstaaten 
entwickelten Grundsätzen zu definieren.982 
In diesem Zusammenhang hat der europäische Gesetzgeber einen 
großen Koordinierungsspielraum, wie er das Ziel der Binnenmarktverwirk-
lichung zu erreichen gedenkt. Unter anderem kann dabei der bereits ange-
sprochene und von Roth verwendete Begriff des „Gemeinschaftsallgemein-
interesses“983 zum Tragen kommen. Gesteht man den Mitgliedsstaaten hier-
bei zu, dass sie - die Versicherungsrichtlinien einmal weggedacht - im nati-
onalen Allgemeininteresse „Verbraucherschutz“ liegende Regelungen zur 
obligatorischen nationalen Rechtsanknüpfung in rechtmäßiger Weise ab-
weichend von Art. 49 EGV bestimmen können, so muss das gleiche Recht 
im Sinne einer Harmonisierung auch dem Gemeinschaftsgesetzgeber zuste-
                                                 
980 Vgl. EuGH, Verbundene Rs. 80 und 81/77, Societe les Commissionaires Reunis 
S.A.R.L., Urteil vom 04.1978, Slg. 1978 S. 927 (942). Vgl. ebenso Roth, Dienstleistungs-
freiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationalen Versicherungsvertrags-
recht, S. 1 (15). 
981 Vgl. Mestmäcker, Zur Anwendbarkeit der Wettbewerbsregeln auf die Mitgliedsstaaten 
und die Europäischen Gemeinschaften, S. 277 (283). 
982 Vgl. Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationa-
len Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (15). 
983 Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationalen 
Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (15). 
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hen, wenn dieser versucht, die nationalen Abweichungen vom europäischen 
Primärrecht zu koordinieren. Im Sinne dieses harmonisierenden „Gemein-
schaftsallgemeininteresses“ müssen sekundärrechtliche Beschränkungen der 
Verkehrsfreiheiten stets dann gerechtfertigt sein, wenn sie der Koordinie-
rung einer auf mitgliedsstaatlicher Ebene zulässigen Einengung des Primär-
rechts dienen. Auch derartige, auf den ersten Blick das Gemeinschaftsrecht 
beschränkende Regelungen des Gemeinschaftsgesetzgebers dienen somit 
der Verwirklichung des Binnenmarktes, da sie legitime Ausnahmeregelun-
gen der Mitgliedsstaaten dahingehend harmonisieren, dass bei einer grenz-
überschreitenden Versicherungsstreitigkeit alle beteiligten mitgliedstaatli-
chen IPR-Gesetze zur Anwendungsfeststellung der weitgehend gleichen 
nationalen Vertragsrechtsordnung gelangen, nämlich jener der Risikobele-
genheit oder des dauernden Aufenthalts- bzw. Niederlassungsortes des Ver-
sicherungsnehmers. 
Die obligatorischen Anknüpfungen an die Rechtsordnung der Risi-
kobelegenheit bzw. des dauerhaften Aufenthaltsortes und die damit verbun-
dene Beschränkung des Art. 49 EGV für den grenzüberschreitenden Handel 
mit Versicherungsdienstleistungen sind somit für den Gemeinschaftsgesetz-
geber und seine Richtliniengesetzgebung aus dem Harmonisierungsinteresse 
zur Binnenmarktverwirklichung (im Sinne einer Angleichung der obligato-
rischen Vertragsrechtsanknüpfung legitimer nationaler Allgemeinwohlgrün-
de) des Verbraucher- sowie Verkehrsopferschutzes und für die Mitglieds-
staaten aus deren richtlinienkonformer Umsetzungspflicht als vom europäi-
schen Recht gedeckt anzusehen. In diesem Zusammenhang stellt die Har-
monisierung der nationalen Kollisionsrechtsnormen eine Koordinierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten dar und eröffnet dem 
Gemeinschaftsgesetzgeber nach den Artt. 49, 55, 47 II EGV die Möglichkeit 
zum Erlass der Versicherungsrichtlinien. 
Insoweit ist festzustellen, dass kollisionsrechtliche Regelungen, die 
eine Konkretisierung des Versicherungsproduktes vorsehen, nach der Lehre 
der Versicherung als Rechtsprodukt zwar dem Anwendungsbereich der 
Grundfreiheiten unterfallen, ein ahndbarer Verstoß jedoch regelmäßig zu 
verneinen ist, wenn die entsprechenden sachrechtlichen Vorschriften dem 
Verbraucherschutz und damit einem anerkannten Allgemeininteresse die-
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nen. Dieses Ergebnis wird auch durch die derzeitige Strategie des Gemein-
schaftsgesetzgebers zum Versicherungsrecht bestätigt, welcher, wie bereits 
erläutert, von einer umfassenden Sachrechtsvereinheitlichung Abstand 
nimmt und die von ihm als gleichwertig anerkannten mitgliedsstaatlichen 
Versicherungsvertragsrechte mittels Kollisionsrechtsnormen zu steuern ver-
sucht. Das Vorgehen des Gemeinschaftsgesetzgebers ist somit auch in der 
hier erläuterten Vorgehensweise als eine - wenn auch in der letztendlichen 
Betrachtung nur bedingt erfolgversprechende - Möglichkeit zur Verwirkli-
chung der Dienstleistungsfreiheit angelegt. Dies zeigt sich auch an den für 
die Kollisionsrechtsrichtlinien gewählten Rechtsgrundlagen der Artt. 47 II, 
55 EGV, die in erster Linie dazu dienen sollen, der Verwirklichung der Nie-
derlassungs- und Dienstleistungsfreiheit zum Durchbruch zu verhelfen.984 
Dabei ist ergänzend hierzu der von Franzen geäußerten Einschätzung 
zu folgen, wonach sich die Umsetzungsreichweite der Dienstleistungsfrei-
heit nicht ausschließlich aus der unmittelbaren Anwendung des EGV ver-
wirklichen lässt, sondern ein gewisses Regelungssystem voraussetzt, wel-
ches im gemeinschaftsrechtlichen Zusammenhang nur durch Rechtsanglei-
chung und nicht allein durch richterliche Rechtsfortbildung des EuGH 
(Stichwort Cassis-de-Dijon-Rechtfertigung) gewonnen werden kann.985 In 
diesem Sinne dienen, wenn auch auf niedrigem Niveau, sowohl die teilhar-
monisierenden und eine materielle Versicherungsvertragsrechtsvereinheitli-
chung aussparenden Versicherungsrichtlinien als auch deren nationale Um-
setzungsvarianten in den mitgliedsstaatlichen IPR-Regelungen der Verwirk-
lichung der Dienstleistungsfreiheit. 
 
eee. Ergebnis des Streits 
 
Folgt man der Meinung, dass kollisionsrechtliche Anknüpfungen 
nicht den EG-Grundfreiheiten unterfallen, lässt sich folglich auch keine 
Verletzung derselben nachweisen. Vertritt man demgegenüber die (wohl) 
auch vom EuGH favorisierte Auffassung986, dass die Grundfreiheiten nicht 
                                                 
984 Vgl. Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 236. 
985 Vgl. Franzen, Privatrechtsangleichung durch die Europäische Gemeinschaft, S. 235. 
986 Vgl. EuGH, Rs. 15/78, Koestler, Urteil vom 24.10.1978, Slg. 1978, S. 1971. Zu den 
gewerblichen Schutzrechten und zum Urheberrecht, die unmittelbar an Art. 49 EGV zu 
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nur öffentlich-rechtliche Beschränkungen der Mitgliedsstaaten, sondern 
auch privatrechtliche Normen und insbesondere solche des IPR erfassen, so 
lässt sich unter Einbeziehung der Lehre von der Versicherung als Rechts-
produkt eine Verletzung der Dienstleistungsfreiheit durch obligatorische 
Vertragsrechtsanknüpfungen feststellen. Wie jedoch zuvor dargestellt, sind 
derartige Beschränkungen aufgrund des nationalen Allgemeinwohlgrundes 
„Verbraucherschutz“987 gerechtfertigt. Insoweit kommen beide Auffassun-
gen in der Lösung zum gleichen Ergebnis, nämlich, dass sich durch die be-
sprochenen kollisionsrechtlich zwingenden Anknüpfungen an eine Vertrags-
rechtsordnung keine unzulässige Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit 
feststellen lässt, sei es nun weil bereits der Anwendungsbereich nicht eröff-
net oder weil die Verletzung gerechtfertigt ist. 
 
c. Verletzung der Dienstleistungsfreiheit durch international zwingende 
Versicherungsnormen 
 
Nachdem nunmehr festgestellt wurde, dass die kollisionsrechtlichen 
Normen zur Bestimmung der jeweils anzuwendenden mitgliedsstaatlichen 
Vertragsrechtsordnung (Versicherungsrichtlinien, mitgliedsstaatliches IPR) 
keinen unzulässigen Verstoß gegen die Dienstleistungsfreiheit darstellen, 
gilt es zu untersuchen, wie sich dies auf einer zweiten Prüfungsstufe mit den 
international zwingenden Normen der Mitgliedsstaaten (vgl. Exkurs über 
die vertragsstatutsunabhängige Anknüpfung international zwingender Nor-
men des Forumstaates, Punkt C I 7) verhält, welche neben dem maßgebli-
chen Vertragsstatut im Sinne einer Durchbrechung desselben zur Anwen-
dung gelangen sollen. 
Wie bereits erörtert, lassen sich diese nationalen Normengruppen in 
vier verschiedene Typen einteilen, wobei jedoch nur denjenigen, die dem 
Schutz Dritter, der Versicherungswirtschaft oder der öffentlichen Ordnung 
                                                                                                                            
messen sind, Vgl. EuGH, Rs. 78/70, Deutsche Grammophon, Urteil vom 08.06.1971, Slg. 
1971, S. 487; EuGH, Rs. 144/81, Keurkoop B.V., Urteil vom 14.09.1982, Slg. 1982, S. 
2853. Vgl. ebenso Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen 
internationalen Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (15 ff.). 
987 Ferner kommt z. B. im Bereich der Pflichtversicherungen wie der Kfz-
Haftpflichtversicherung als Allgemeinwohlgrund auch der Verkehrsopferschutz in Be-
tracht. 
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dienen, ein international zwingender Charakter im Sinne einer Anwen-
dungseröffnung neben dem kollisionsrechtlich berufenen Vertragsstatut zu-
kommt.988 
Da diese international zwingenden Normen der Mitgliedsstaaten das 
von den Versicherungsrichtlinien geschaffene einheitliche Anknüpfungssys-
tem über Art. 7 II Unterabsatz 1 der Richtlinie 88/357/EWG und Art. 4 IV 
Unterabsatz 1 der Richtlinie 90/619/EWG (letzterer neugefasst in Art. 32 IV 
Unterabsatz 1 der Richtlinie 2002/83/EG) sowie im Sinne der Umsetzungs-
regelung des Art. 34 EGBGB durch ihre Anwendbarkeit neben dem kollisi-
onsrechtlich berufenen Vertragsstatut partiell ändern können, ist es möglich, 
dass diese nationalen Bestimmungen im Widerspruch zu den Grundsätzen 
der Dienstleistungsfreiheit stehen und diese verletzen.  
In diesem Zusammenhang lässt sich in Anlehnung an den zuvor be-
sprochenen Abschnitt wiederum die Meinung finden, die ähnlich dem Kolli-
sionsrecht eine Verletzung der Dienstleistungsfreiheit durch international 
zwingende Normen der Mitgliedsstaaten trotz einer auch von diesen Vertre-
tern eingeräumten faktisch handelshemmenden Wirkung von vornherein 
deshalb ausschließen, da diese nach der Keck-Rechtsprechung lediglich 
Verkaufsmodalitäten darstellen und insoweit nicht unter die Artt. 49 ff. 
EGV fielen.989  
Demgegenüber steht auch an dieser Stelle die Auffassung von der 
Versicherung als Rechtsprodukt, wonach unter Verweis auf den vorigen 
Prüfungsabschnitt vertragsrechtliche Bestimmungen der Mitgliedsstaaten 
produktkonkretisierend990 wirken und insoweit, da nach der Keck-
Rechtsprechung über bloße Verkaufsmodalitäten hinausgehend, die Dienst-
leistungsfreiheit im Sinne der Artt. 49 ff. EGV verletzen können.991 
                                                 
988 Wie oben im Exkurs dargestellt, kommt der Normengruppe zum Schutz der Interessen 
des Versicherungsnehmers kein international zwingender Charakter zu, da derartige 
Schutzerwägungen bereits beim Richtlinienerlass und den entsprechenden Umsetzungen in 
die mitgliedsstaatlichen IPR-Regelungen umfassend und abschließend berücksichtigt wur-
den. 
989 Vgl. Gärtner, EG-Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, EWS 
1994, S. 114 (121); Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Pri-
vatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 280 f.; Armbrüster, Ein Schuldver-
tragsrecht für Europa?, RabelsZ 1996, S. 72 (74 ff.). 
990 Zur Abgrenzung von Produkt- und Vertriebsmodalitäten, Vgl. Kort, Schranken der 
Dienstleistungsfreiheit im europäischen Recht, JZ 1996, S. 132 (136). 
991 Vgl. Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen internationa-
len Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (22 f.); Derselbe, Das Allgemeininteresse im europäi-
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Die produktkonkretisierende Wirkung ergibt sich dabei meist bereits 
daraus, dass eine Vielzahl der international zwingenden Normen als Rechts-
folge die Nichtigkeit oder Unwirksamkeit des Versicherungsvertrages vor-
sehen und in diesem Umfang ein in den Verkehr bringen der Policen ver-
hindern.992 Hiernach wäre der im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit aner-
kannte Grundsatz eines unionsweiten Vertriebs nach der Identität, die das 
Versicherungsprodukt im Herkunftsmitgliedsstaat (Sitzland des grenzüber-
schreitend tätigen Versicherers) erhalten hat, durch international zwingende 
Maßnahmen des Ziellandes konterkariert. 
Zwar wurde bereits bei den Kollisionsnormen festgestellt, dass der 
Streit dort aufgrund einer möglichen Rechtfertigung im Ergebnis dahinste-
hen kann. Es gilt jedoch vorliegend die Besonderheit zu beachten, dass in-
ternational zwingende Normen der Mitgliedsstaaten die vom sekundären 
Gemeinschaftsrecht mittels der Versicherungsrichtlinien vorgesehene kolli-
sionsrechtliche Bestimmung des Vertragsstatuts durchbrechen und folglich 
den originären Willen des Gemeinschaftsgesetzgebers abändern können. 
Sofern man der den Anwendungsbereich des Art. 49 EGV eröffnenden The-
orie der Versicherung als Rechtsprodukt folgt, gilt es zu untersuchen, ob 
auch die das sekundär-gemeinschaftsrechtlich vorgegebene Vertragsstatut 
und damit den originären Willen des Gemeinschaftsgesetzgebers durchbre-
chende Berufung einzelner international zwingender Normen des Forum-
staates einer Rechtfertigung zugänglich ist. 
 
aa. International zwingende Beschränkungen der Mitgliedsstaaten zum 
Schutz der öffentlichen Ordnung 
 
Mitgliedsstaatliche Versicherungsverbote zum Schutz der öffentli-
chen Ordnung dienen - wie dargestellt - dazu, eine Umgehung zumeist 
strafbewehrter Gesetze zu verhindern. Es gilt in diesem Zusammenhang 
nochmals darauf hinzuweisen, dass der Bereich dieser oft ungeschriebenen, 
der öffentlichen Ordnung dienenden Verbote in starkem Wandel begriffen 
                                                                                                                            
schen internationalen Versicherungsvertragsrecht, VersR 1993, S. 129 (135); Steindorff, 
EG-Recht und Privatrecht, S. 99. 
992 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 285. 
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ist (Stichwort: Zulässigkeit der Lösegeld- und Dread-Disease-
Versicherung). Festgehalten werden kann jedoch, dass die mitgliedsstaatli-
chen Rechtsordnungen derartig unterfallende Verträge nicht anerkennen und 
wie am Beispiel des § 183 I 2 BBG aufgezeigt, als nichtig einstufen. Hier-
durch wird der Vertrieb eines derartigen Versicherungsproduktes unmög-
lich. Dass es sich dabei zweifelsfrei um produktbezogene Regelungen han-
delt, welche nach der Dassonville- und Keck-Rechtsprechung Art. 49 EGV 
unterfallen, ergibt sich von selbst und braucht an dieser Stelle nicht näher 
untersucht zu werden.993 
 
bb. International zwingende Beschränkungen der Mitgliedsstaaten zum 
Schutz Dritter am Beispiel der Gefahrperson 
 
Die in Deutschland in den §§ 159 II, 179 III VVG normierten Rege-
lungen zum Schutz der Gefahrperson in der Lebens- und Unfallversicherung 
stellen kein ausdrückliches, von vorn herein bestehendes Versicherungsver-
bot dar, da derartige Versicherungen, sofern die Gefahrperson einwilligt, 
möglich sind. Dem Erfordernis der Einwilligung eines von den Vertragspar-
teien verschiedenen Dritten wird dennoch ein produktbezogener Regelungs-
charakter mit quasi verbotsrechtlichen Zügen zuerkannt. Dies begründet 
sich daraus, dass Unfall- und Lebensversicherungen bezogen auf dritte Per-
sonen nur dann wirksam in den Wirtschaftsverkehr eingebracht werden 
können, wenn die Einwilligung der Gefahrperson vorliegt.994 
                                                 
993 Vgl. ebenso Roth, Dienstleistungsfreiheit und Allgemeininteresse im europäischen in-
ternationalen Versicherungsvertragsrecht, S. 1 (16); Derselbe, Das Allgemeininteresse im 
europäischen internationalen Versicherungsvertragsrecht, VersR 1993, S. 129 (133); Wör-
demann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des europäischen 
Versicherungsvertrages, S. 285. 
994 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 287. 
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cc. International zwingende Beschränkungen der Mitgliedsstaaten zum 
Schutz der Versicherungswirtschaft 
 
Bei den in Deutschland vorhandenen Normen zum Schutz der Versi-
cherungswirtschaft gilt es, zwischen § 55 VVG und den §§ 51 III und 59 III 
VVG zu unterscheiden. Im Bereich des Verbotes der betrügerischen Über- 
bzw. Doppelversicherung (§§ 51 III, 59 III VVG) kommt es aufgrund der 
Interessenlage des Versicherers faktisch nicht zu einer Beschränkung der 
Dienstleistungsfreiheit. Dies begründet sich daraus, dass der Versicherungs-
nehmer den Vertrag in dieser Konstellation von Anfang an in betrügerischer 
Schädigungsabsicht zu Lasten des Versicherers schließen wollte. An einem 
solchen Vertragsschluss samt dem damit einhergehenden betrügerischen 
Ausnutzen der Verkehrsfreiheiten hat kein Versicherer ein wirtschaftliches 
Interesse. 
Anders sieht es hingegen bei dem in § 55 VVG geregelten Bereiche-
rungsverbot aus, mit dem eine Bereicherung des Versicherungsnehmers 
verhindert werden soll. Auch wenn es in der Praxis eher unüblich ist, dass 
eine Versicherung eine höhere Summe als den entstandenen Schaden regu-
liert, so kann es im Einzelfall dennoch möglich sein, dass ein Versicherer 
eine von der konkreten Schadenshöhe unabhängige und diese übertreffende 
Deckung übernehmen möchte. Dies wird ihr de lege lata durch § 55 VVG 
weitgehend verwehrt.995 Da der Verbotsnorm des § 55 VVG - wie aufge-
zeigt - ein international zwingender Charakter im grenzüberschreitenden 
Versicherungsgeschäft zugebilligt wird und es einem Versicherer demnach 
verwehrt ist, eine schadensüberschreitende Deckung vertraglich zu verspre-
chen oder tatsächlich zu bewirken, greift das Verbot unmittelbar produkt-
konkretisierend in den Schutzbereich des Art. 49 EGV ein. 
 
dd. Rechtfertigung international zwingender Versicherungsnormen 
 
Im Rahmen einer Rechtfertigung von international zwingenden Ver-
sicherungsnormen der Mitgliedsstaaten gilt es festzustellen, dass bereits jene 
                                                 
995 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 287 f. 
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die internationalen Privatrechte der Mitgliedsstaaten harmonisierenden Ver-
sicherungsrichtlinien eine Durchbrechung des Herkunftslandsprinzips bei 
der Vertragsrechtsanknüpfung statuieren. Erinnert sei hierbei insbesondere 
an den dargestellten Bereich der „Jedermann“- bzw. Massenversicherung, 
bei dem eine Vertragsrechtsanknüpfung regelmäßig zum Mitgliedsstaat der 
Risikobelegenheit oder des dauerhaften Aufenthalts- bzw. 
Niederlassungsortes des Versicherungsnehmers stattfindet. 
Nachdem der Gemeinschaftsgesetzgeber eine Angleichung der mate-
riellen mitgliedsstaatlichen Versicherungsvertragsrechte nicht mehr weiter 
verfolgte, spiegelt die Politik der Kollisionsrechtsharmonisierung die aktuel-
le Strategie des Gemeinschaftsgesetzgebers wider, mit der dieser sowohl die 
Rahmenbedingungen für einen Versicherungsbinnenmarkt als auch zur Er-
leichterung der grenzüberschreitenden Dienstleistungsfreiheit schaffen 
möchte. Dieses Kollisionsrechtssystem der Versicherungsrichtlinien regelt 
dabei die Handlungsparameter zur Ausübung einer grenzüberschreitenden 
Versicherungstätigkeit und der damit zusammenhängenden Produktgestal-
tung.  
Die mit Hilfe der europaweiten Kollisionsrechtsharmonisierung ge-
schaffenen Erleichterungen im grenzüberschreitenden Dienstleistungsver-
trieb im Hinblick auf eine einheitliche Bestimmung des Vertragsstatuts wer-
den jedoch durch die einseitige Anknüpfung international zwingender Nor-
men des Forumstaates über Art. 7 II Unterabsatz 1 der Richtlinie 
88/357/EWG und Art. 4 IV Unterabsatz 1 der Richtlinie 90/619/EWG (letz-
terer neugefasst in Art. 32 IV Unterabsatz 1 der Richtlinie 2002/83/EG) 
wieder unterlaufen, da diese eine partiell ersetzende Geltung neben der Ver-
tragsrechtsordnung verlangen. Die von den Richtlinien eigentlich bezweckte 
einheitliche Bestimmung der Vertragsrechtsordnung schlägt in diesem Be-
reich in ein Rechtsgemisch verschiedener Vertragsrechte um, wodurch die 
grenzüberschreitende Betätigung in nicht unerheblichem Maße erschwert 
sein kann und somit als Beeinträchtigung im Rahmen von Art. 49 EGV ei-
ner Rechtfertigung bedarf. 
Während eine Rechtfertigung diskriminierender mitgliedsstaatlicher 
Regelungen im Rahmen der Artt. 55, 46 I EGV (Ordre Public) allenfalls für 
international zwingende Normen der Mitgliedsstaaten zum Schutz der öf-
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fentlichen Ordnung möglich erscheint, kann eine Rechtfertigung in allen 
international zwingenden Schutzbereichen (öffentliche Ordnung, Dritter 
Personen am Beispiel der Gefahrperson und der Versicherungswirtschaft) 
demgegenüber am Maßstab des bereits ausführlich besprochenen Allge-
meinwohlinteresses stattfinden, sofern die Regelungen diskriminierungsfrei 
wirken, diese einem anerkannt zwingenden Allgemeinwohlinteresse des die 
zwingende Anwendbarkeit vorschreibenden Mitgliedsstaates dienen und sie 
in ihrer Ausgestaltung und Anwendung die Grundsätze der Verhältnismä-
ßigkeit beachten. 
 
aaa. Rechtfertigung international zwingender Beschränkungen zum 
Schutz der öffentlichen Ordnung 
 
Wie bereits angesprochen, sind nationale Beschränkungen der 
Dienstleistungsfreiheit zum Schutz der öffentlichen Ordnung grundsätzlich 
sowohl einer Rechtfertigung über die Artt. 55, 46 I EGV (für diskriminie-
rende Bestimmungen) als auch über Allgemeinwohlgründe (im diskriminie-
rungsfreien Bereich) zugänglich. 
Bei der gemeinschaftsrechtlichen Interpretation des unbestimmten 
Rechtsbegriffes „öffentliche Ordnung“ in Art. 46 I EGV gewährt der EuGH 
den Mitgliedsstaaten einen gewissen Beurteilungsspielraum, wobei aus ver-
sicherungsrechtlicher Sicht unter Bezugnahme auf polizeirechtliche Defini-
tionen996 insbesondere das Beachten strafbewehrter mitgliedsstaatlicher 
Normen sowie der ebenfalls unbestimmte Rechtsbegriff der guten Sitten 
einzubeziehen ist.997 Den strafbewehrten Normen liegt dabei regelmäßig die 
auch vom Gemeinschaftsrecht gebilligte Motivation zugrunde, besonders 
                                                 
996 Vgl. etwa die entsprechende Legaldefinition in § 54 Nr. 2 ThürOBG (für Maßnahmen 
der Ordnungspolizei außerhalb des Polizeivollzugsdienstes), welche lautet: „[...] öffentliche 
Ordnung: die Gesamtheit der im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung liegenden un-
geschriebenen Regeln für das Verhalten des einzelnen in der Öffentlichkeit, deren Beach-
tung nach den jeweils herrschenden Anschauungen als unerlässliche Voraussetzung eines 
geordneten staatsbürgerlichen Zusammenlebens gilt [...].“ 
997 Hierbei gilt zu beachten, dass allein der Umstand, dass eine Norm strafbewehrt ist, nicht 
für ein Unterfallen unter Art. 46 I EGV i. S. d. öffentlichen Ordnung dienend ausreichend 
ist. Vgl. EuGH, Rs. 16/83, Bocksbeutel, Urteil vom 13.03.1984, Slg. 1984, S. 1299, Rdn. 
33, wobei sich diese Entscheidung auf die vergleichbare Norm des Art. 30 EGV [Art. 36 
EGV a. F.] bezog. 
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hoch angesiedelte Rechtsgüter allumfassend im Sinne einer effektiven An-
wendung und Durchsetzung zu schützen. 
Daneben ergibt sich im nicht diskriminierenden Bereich auch die 
Möglichkeit einer Allgemeinwohlrechtfertigung, wobei nach Wördemann 
die Absicherung der mit den Strafgesetzen verfolgten Zwecke als mitglieds-
staatlicher Allgemeinwohlgrund heranzuziehen ist.998 Im Rahmen einer 
Verhältnismäßigkeitsprüfung ist dabei ausnahmsweise nicht auf eine ver-
gleichbare Regelung des Vertragsstatuts, welche die Erforderlichkeit der 
international zwingenden Anwendung einer forumstaatlichen Norm eventu-
ell entfallen ließe, einzugehen, da sich die nationalen Versicherungsverbote 
nur auf Gesetzes- und Sittenverstöße der eigenen Rechtsordnung beziehen, 
welche nicht durch vergleichbare Regelungen der Rechtsordnung des Ver-
tragsstatuts erfasst und somit geschützt werden.999 
Versucht man die vorgenannten Rechtfertigungserwägungen konkret 
anzuwenden, steht man im Bereich der international zwingenden Versiche-
rungsnormen zum Schutz der öffentlichen Ordnung vor dem Problem, dass 
die Beurteilung dessen, was hiervon erfasst ist, einem gewissen Wertewan-
del unterliegt. Betrachtet man etwa die in Deutschland bis vor wenigen Jah-
ren noch verbotenen Lösegeld- oder Krebsversicherungen (Stichwort: 
Dread-Disease-Versicherung), so ließe sich ein aufsichtsrechtliches Verbot 
schon allein deshalb nicht mehr rechtfertigen, weil derartige Versicherungs-
produkte in vielen Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft bereits seit langem 
zugelassen sind und es dort keine signifikanten Probleme damit gab. Durch 
diese empirischen Erfahrungen wäre es nicht ersichtlich, woraus sich die für 
Art. 46 EGV erforderliche qualifizierte Gefährdung der mitgliedstaatlichen 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung ergeben sollte. Es fiele darüber hinaus 
auch im Rahmen einer Allgemeinwohlrechtfertigung schwer, eine deutsche 
Beschränkung mit Erwägungen aufrechtzuerhalten, die in der Praxis anderer 
Staaten so gar nicht aufgetreten sind bzw. denen man aus aufsichtsrechtli-
cher Sicht, wie am Beispiel der Lösegeldversicherung gezeigt, mit einfachen 
Auflagen wie etwa Verschwiegenheitsklauseln begegnen kann. 
                                                 
998 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 317. 
999 Vgl. im Ergebnis ebenso Wördemann, International zwingende Normen im Internationa-
len Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 317. 
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Im Fall des geschriebenen Versicherungsverbotes des § 183 I 2 BBG 
ist eine Rechtfertigung im Einklang mit Wördemann deshalb möglich, da 
eine Umgehung der hergebrachten und verfassungsrechtlich1000 abgesicher-
ten Gesetzesbindung der Besoldung einen der Grundpfeiler des deutschen 
Berufsbeamtentums aushebeln würde.1001 Der mit § 183 I 2 BBG verfolgte 
Normzweck ist folglich als so bedeutsam anzusehen, dass er als geeignete, 
erforderliche und angemessene Maßnahme einer Rechtfertigung im vorge-
nannten Sinn zugänglich ist. 
 
bbb. Rechtfertigung international zwingender Beschränkungen zum 
Schutz Dritter am Beispiel der Gefahrperson 
 
Bereits im Versicherungsurteil des EuGH aus dem Jahr 1986 aner-
kennt dieser, die schützenswerte und im nationalen Allgemeinwohlinteresse 
liegende Position des Versicherten, welche grundsätzlich geeignet ist, ver-
hältnismäßige Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit zu rechtferti-
gen.1002 Da die bereits besprochenen Regelungen der §§ 159 II, 179 III 
VVG dem Schutz der versicherten - vom Versicherungsnehmer verschiede-
nen - Gefahrperson in der Lebens- und Unfallversicherung dienen, sind kei-
ne Gründe ersichtlich, die zu einem anderen als dem vom EuGH gefunde-
nen Ergebnis führen. Die vorstehend genannten Regelungen bezwecken 
dabei den sehr hoch anzusetzenden Schutz der Gefahrperson vor Bereiche-
rungen Dritter in Bezug auf ihre (Gefahrperson) körperliche Unversehrtheit 
(als versichertes Risiko der Unfallversicherung) oder ihr Leben (als versi-
chertes Risiko der Lebensversicherung). 
Bleibt die kollisionsrechtlich berufene Vertragsrechtsordnung im 
Punkt des Schutzes der Gefahrperson in einer Art Günstigkeitsvergleich 
hinter der Rechtsordnung des die Norm als international zwingend berufen-
den Forumstaates zurück, setzt sich letztere durch und kann folglich als ge-
rechtfertigte Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit zur Anwendung ge-
                                                 
1000 Vgl. BVerfGE 8, S. 1 (15). 
1001 Vgl. Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des 
europäischen Versicherungsvertrages, S. 317. 
1002 Vgl. EuGH, Rs. 205/84, Kommission/BRD, Urteil vom 04.12.1986, Slg. 1986, S. 3755. 
Vgl. etwa Rdn. 30, 31, 41, 46, 49 und 56, in denen der Gerichtshof stets vom „Schutz des 
Versicherungsnehmers und des Versicherten“ spricht. 
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langen.1003 Das Einwilligungserfordernis ist dabei als geeignete, erforderli-
che und angemessene Maßnahme anzusehen, da es einen Vertragsschluss 
bei Zustimmung grundsätzlich ermöglicht und mildere, gleich effektive Mit-
tel zur Beteiligung der Gefahrperson nicht ersichtlich sind. 
 
ccc. Rechtfertigung international zwingender Beschränkungen zum 
Schutz der Versicherungswirtschaft 
 
Auch das international zwingende Bereicherungsverbot des § 55 
VVG unterliegt einer möglichen Allgemeinwohlrechtfertigung in zweierlei 
Hinsicht. Das Verbot dient nämlich nicht nur dem Schutz der Versiche-
rungswirtschaft, sondern verfolgt durchaus auch anerkannte Allgemein-
wohlaspekte des Versicherungsnehmerschutzes, da es den Versicherer vor 
schadensübertreffenden Entschädigungszahlungen abhält und somit die 
Prämienbeiträge im Interesse der Versicherungsnehmer - zumindest aus 
diesem Grund - nicht erhöht werden müssen.1004 Sofern man demgegenüber 
allein auf die ordnungspolitischen Aspekte zum Schutz der Versicherungs-
wirtschaft abstellt, kann sich eine entsprechende Allgemeinwohlrechtferti-
gung aus dem Schutz der Sozialordnung und der Parallele zur Glücksspiel-
regulierung ergeben, welche nach der Rechtsprechung des EuGH eine Be-
schränkung des Art. 49 EGV rechtfertigen kann.1005 Denn es ist, wie darge-
stellt, ein Ziel des Bereicherungsverbotes, Versicherungspolicen von Ele-
menten des Spiels und der Wette freizuhalten, um dadurch den Betrugsan-
reiz zu minimieren sowie eine preiswerte und effektive Versorgung der Be-
                                                 
1003 Als Beispiel eines Günstigkeitsvergleichs zwischen den Rechtsordnungen nimmt Wör-
demann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des europäischen 
Versicherungsvertrages, S. 313, auf das französische Recht bezug, welches ebenfalls das 
Einwilligungserfordernis der versicherten Person in der Lebensversicherung kennt (vgl. 
Code des Assurances Art. L. 132-2 al. 1). Insoweit bedarf es keiner Anwendung der inter-
national zwingenden Norm des § 159 II 1 VVG und wäre im Rahmen einer Allgemein-
wohlrechtfertigung wegen fehlender Verhältnismäßigkeit (Erforderlichkeit) auch unzuläs-
sig. Demgegenüber ist dem französischen Recht eine Einwilligungserfordernis der Gefahr-
person bei Unfallversicherungen fremd, womit eine international zwingende Anwendung 
des § 179 III VVG eröffnet und als Beschränkung des Art. 49 EGV einer Allgemeinwohl-
rechtfertigung zugänglich ist. 
1004 Vgl. im Ergebnis ebenso Wördemann, International zwingende Normen im Internatio-
nalen Privatrecht des europäischen Versicherungsvertrages, S. 313 f. 
1005 Vgl. EuGH, Rs. C-275/92, Schindler, Urteil vom 24.03.1994, Slg. 1994, S. I-1039 
(1096 f.). 
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völkerung mit Versicherungsprodukten zu gewährleisten.1006 Hinzu kommt 
auch an dieser Stelle die obligatorische Verhältnismäßigkeitsprüfung im 
Rahmen einer Allgemeinwohlrechtfertigung, wobei eine vertragsstatutsu-
nabhängige Anknüpfung des § 55 VVG nur dann erforderlich ist, wenn eine 
entsprechende Regelung in der das Vertragsstatut bildenden Rechtsordnung 
nicht existent ist.1007 
 
ee. Zusammenfassung für den Bereich international zwingender Versi-
cherungsnormen 
 
Die vorstehend durchgeführte Untersuchung zum Bereich der inter-
national zwingenden Versicherungsnormen führt zum Ergebnis, dass diese 
im besprochenen Umfang derzeit keine unzulässige Beschränkung der 
Dienstleistungsfreiheit darstellen. Sei es, weil man Vertragsrechtsnormen 
als nicht dem Art. 49 EGV unterfallend einstuft oder, für den Fall einer An-
wendungseröffnung der Dienstleistungsfreiheit, eine Beschränkung dersel-
ben durch anerkannte Allgemeinwohlgründe der Mitgliedsstaaten i. V. m. 
Art. 7 II Unterabsatz 1 der Richtlinie 88/357/EWG und Art. 4 IV Unterab-
satz 1 der Richtlinie 90/619/EWG (letzterer neugefasst in Art. 32 IV Unter-
absatz 1 der Richtlinie 2002/83/EG) als gerechtfertigt ansieht. 
Hierbei gilt es jedoch - wie bereits ausgeführt - zu beachten, dass 
derartige Regelungen neben einem Bezug (Sitz des Versicherers, regelmä-
ßiger Aufenthaltsort des Versicherungsnehmers oder der Gefahrperson) zu 
jener die international zwingende Norm vorschreibenden Rechtsordnung in 
der Regel nur dann auf grenzüberschreitende Versicherungsprodukte anzu-
wenden sind, wenn sie der berufenen Vertragsrechtsordnung unbekannt 
                                                 
1006 Vgl. Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 503; Bruck/Möller/Sieg, 
Kommentar zum Versicherungsvertragsgesetz, Bd. 2, Vor §§ 49-80 VVG, Anm. 45. 
1007 Wördemann, International zwingende Normen im Internationalen Privatrecht des euro-
päischen Versicherungsvertrages, S. 315, verweist dabei auf § 55 VVG entsprechende Re-
gelungen in Frankreich, wonach eine internationale Geltungsbeanspruchung der vorgenann-
ten Norm im Rahmen einer Allgemeinwohlrechtfertigung am Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit scheitert. Demgegenüber folge zwar auch das englische Recht dem Entschädi-
gungsprinzip, wobei jedoch hier eine darüber hinaus gehende Versicherungssumme nach 
englischem Recht nicht unzulässig ist und insoweit die international zwingende Anwen-
dung des § 55 VVG bei Versicherern mit Sitz in Deutschland bzw. gewöhnlichem deut-
schen Aufenthaltsort des Versicherungsnehmers möglich ist, da die Verhältnismäßigkeit 
(Erforderlichkeit) im Rahmen der Allgemeinwohlrechtfertigung beachtet wird. 
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sind, da sonst die Erforderlichkeit im Rahmen der bei der Allgemeinwohl-
rechtfertigung vorzunehmenden Verhältnismäßigkeitsprüfung entfällt.1008 
 
8. Grundfreiheiten und die Problematik der Inländerdiskriminierung 
 
Dass die Grundfreiheiten eine an die Staatsangehörigkeit anknüpfen-
de unmittelbare oder mittelbare Benachteiligung von Wirtschaftsteilneh-
mern aus anderen Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft verbieten, wurde be-
reits festgestellt. Es stellt sich in diesem Zusammenhang jedoch die weiter-
gehende Frage, ob die in den Grundfreiheiten und subsidiär dazu in Art. 12 
EGV enthaltenen Diskriminierungsverbote auch im umgekehrten Verhältnis 
der Inländer zu den EU-Marktteilnehmern (sog. Inländerdiskriminierung, 
discrimination à rebours) Geltung erlangen.1009 Betrachtet man beispiels-
weise die Ausgangssachverhalte der bekannten Judikatur zu Cassis-de-
Dijon1010 oder zum deutschen Reinheitsgebot für Bier1011, so war es in bei-
den und allen anderen vergleichbaren Fällen so, dass es den EU-
Marktteilnehmern aufgrund der gemeinschaftlichen Freiheiten in allen Mit-
gliedsstaaten, so auch in Deutschland möglich war, ihre in der Gemeinschaft 
rechtmäßig hergestellten und in Verkehr gebrachten Produkte in unverän-
derter Zusammensetzung in Deutschland zu vertreiben. Den inländischen 
Erzeugern blieben diese Möglichkeiten versperrt, da es für sie - bezogen auf 
den einheimischen Markt - am grenzüberschreitenden Element zur Anwen-
dungseröffnung der Grundfreiheiten fehlte. 
                                                 
1008 Als Ausnahme wird auf den oben beschriebenen Bereich der international zwingenden 
Normen zum Schutz der öffentlichen Ordnung verwiesen. Bei ihm braucht ein solcher 
Vergleich zwischen entsprechenden forumstaatlichen Normen und solchen der Vertrags-
rechtsordnung nicht zu erfolgen, da Gesetzes- und Sittenverstöße gegen die forumstaatliche 
Rechtsordnung nur von den international zwingenden Normen eben dieses Forumstaates 
erfasst werden. Entsprechende Regelungen der Rechtsordnung des Vertragsstatuts erfassen 
demgegenüber nur Verstöße gegen Gesetzes- und Sittenverstöße, die in der Rechtsordnung 
des Vertragsstatuts wurzeln. 
1009 Siehe hierzu bereits Bleckmann, Die umgekehrte Diskriminierung im EWG-Vertrag, 
RIW 1995, S. 917; Nicolaysen, Inländerdiskriminierung im Warenverkehr, EuR 1991, S. 
95 (96 ff.). Versicherungsaufsichtsrechtliche Diskriminierungsüberlegungen finden sich bei 
Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, S. 121 ff., wobei auch er im 
Ergebnis (S. 139) zu dem Schluss kommt, dass die speziellen Diskriminierungsverbote des 
EGV auf den Gebrauch der Grundfreiheiten abstellen und somit ein grenzüberschreitender 
Vorgang unerlässlich ist. 
1010 EuGH, Rs. 120/78, Cassis de Dijon, Urteil vom 20.02.1979, Slg. 1979, S. 649 ff. 
1011 EuGH, Rs. 178/84, Reinheitsgebot für Bier, Urteil vom 12.03.1987, Slg. 1987, S. 1227 
ff. 
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In diesen Konstellationen waren es dann nicht die ausländischen EU-
Marktteilnehmer, sondern die Inländer, die im Vergleich zur Konkurrenz 
aus der restlichen Gemeinschaft benachteiligt waren. Derartige Inländerdis-
kriminierungen unterfallen regelmäßig nicht dem Gemeinschafts-, sondern 
ausschließlich dem nationalen Recht, da ihnen das grenzüberschreitende 
Element zur Anwendungseröffnung der gemeinschaftlichen Grundfreiheiten 
fehlt.1012  
Ausnahmen sind jedoch in den Fällen anerkannt, in denen sich ein 
Inländer ins EU-Ausland begibt, um dort etwa berufliche Qualifikationen zu 
erlangen, an deren Erwerb das Heimatrecht erhöhtere Anforderungen stellt. 
Bei einer Rückkehr in den Bereich der Heimatrechtsordnung hat diese den 
erreichten Abschluss als gleichwertig anzuerkennen, obwohl die rechtliche 
Beziehung zum Heimatland die eines Inländers ist.1013 Hinter dieser Aus-
nahme steckt die Idee, dass die Wahrnehmung der gemeinschaftlichen 
                                                 
1012 Vgl. EuGH, Verb. Rs. 35 und 36/82, Morson, Urteil vom 27.10.1982, Slg. 1982, S. 
3723. In den Rdn. 15, 16 des genannten Urteiles stellt der EuGH klar, dass die Grundfrei-
heiten „nur herangezogen werden können, soweit der betreffende Sachverhalt in den An-
wendungsbereich des Gemeinschaftsrechts [...] fällt. Diese Schlussfolgerung ergibt sich 
nicht nur aus der Fassung dieser Artikel, sondern entspricht auch deren Zielsetzung, näm-
lich zur Beseitigung aller Hindernisse für die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes bei-
zutragen [...]. Daraus ergibt sich dass die Vorschriften des EWG-Vertrags [...] nicht auf 
Sachverhalte angewandt werden können, die keinerlei Berührungspunkte mit irgendeinem 
der Sachverhalte aufweisen, auf die das Gemeinschaftsrecht abstellt.“ Vgl. ferner EuGH, 
Rs. 175/78, Saunders, Urteil vom 28.03.1979, S. 1129 ff., wo der EuGH in Rdn. 11 fest-
stellt, dass „die Bestimmungen des Vertrages [...] nicht auf Sachverhalte angewendet wer-
den, die einen Mitgliedsstaat rein intern betreffen [...].“ Vgl. ebenso EuGH, Rs. 52/79, 
Debauve, Urteil vom 18.03.1980, Slg. 1980, S. 833, Rdn. 9; Rs. 20/87, Gauchard, Urteil 
vom 08.12.1987, Slg. 1987, S. 4879, Rdn. 2.; Verb. Rs. C-297/88 und C-197/89, Dzodzi, 
Urteil vom 18.10.1990, Slg. 1990, S. I-3763, Rdn. 23, 24; Rs. C-332/90, Steen I, Urteil 
vom 28.01.1992, Slg. 1992, S. I-341. Biagosch, Europäische Dienstleistungsfreiheit und 
deutsches Versicherungsvertragsrecht, S. 44 ff. und 50, sieht ein Verbot der Inländerdis-
kriminierung zwar als wünschenswertes Ziel im Rahmen einer Binnenmarktverwirklichung 
mit gleichen Marktzugangsbedingungen für alle europäischen Wirtschaftsteilnehmer, be-
tont jedoch auch, dass es für ein solches Verbot derzeit an einer gemeinschaftsrechtlichen 
Grundlage mangelt. Eine andere Ansicht vertritt Mewes, Internationales Versicherungsver-
tragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im 
Gemeinsamen Markt, S. 303 ff., der in Art. 12 EGV aufgrund einer ansonsten einsetzenden 
Wettbewerbsverzerrung und Chancenungleichheit von Inländern und EU-Ausländern ein 
Verbot der Inländerdiskriminierung enthalten sieht, wobei er dieses aufgrund einer teleolo-
gischen und systematischen Auslegung auch auf die spezielleren Diskriminierungsverbote 
der Grundfreiheiten (beispielsweise Artt. 43 ff., 49 ff. EGV) ausgedehnt wissen möchte, da 
die Vorgaben des allgemeinen Diskriminierungsverbotes aus Art. 12 EGV stets auch in den 
Anwendungsbereich der spezielleren Normen aufzunehmen seien. Vgl. auch Bleckmann, 
Die umgekehrte Diskriminierung im EWG-Vertrag, RIW 1985, S. 917 (921); Derselbe, 
Europarecht, Rdn. 1238 ff.; Reich, Binnenmarkt als Rechtsbegriff, EuZW 1991, S. 203 
(205); Nicolaysen, Inländerdiskriminierung im Warenverkehr, EuR 1991, S. 95 (104); Ke-
wenig, Niederlassungsfreiheit, Freiheit des Dienstleistungsverkehrs und Inländerdiskrimi-
nierung, JZ 1990, S. 20 (23). 
1013 Vgl. EuGH, Rs. 118/78, Knoors, Urteil vom 07.02.1979, Slg. 1979, S. 399 ff. 
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Grundfreiheiten nicht durch Restriktionen des Herkunftslandes dergestalt 
konterkariert werden dürfe, dass diese etwa das Tragen von im Ausland er-
worbenen akademischen Titeln verbieten bzw. durch unverhältnismäßig 
hohe Genehmigungsgebühren verhindern.1014 
Da die Fälle der Inländerdiskriminierungen regelmäßig nicht in den 
Anwendungsbereich des EGV fallen, verbleiben für deren rechtliche Über-
prüfung allenfalls die inländischen Diskriminierungsverbote wie sie sich für 
Deutschland aus den Artt. 3 I, 19 III GG ergeben können.1015 Hierbei dürfte 
es regelmäßig schwer fallen, eine tragfähige Argumentation für eine 
Schlechterstellung der Inländer im Vergleich zu den ausländischen EU-
Marktteilnehmern zu finden, die einer Verhältnismäßigkeitsprüfung stand 
hält. Insbesondere erscheint es bei genereller Betrachtung des Problems als 
schwer vermittelbar, weshalb für EU-Ausländer auf dem deutschen Markt 
nicht mehr zulässige und damit aufzuhebende Beschränkungen für Inländer 
in unveränderter Weise weiterhin geeignet und unbedingt erforderlich sein 
sollen. 
 
9. Erfolgsresümee der derzeitigen Kollisionsrechtspolitik 
 
Seit Ablauf der Umsetzungsfrist der Versicherungsrichtlinien der 
Dritten Generation gilt der EU-Versicherungsbinnenmarkt offiziell als ver-
wirklicht. Die Praxis im grenzüberschreitenden Versicherungsvertrieb sieht 
demgegenüber wesentlich nüchterner aus. Hierbei steht eine positive Er-
folgsbilanz im Sinne der Entwicklung eines europaweiten Marktes im Ver-
sicherungsbereich für Großrisiken einer weit weniger erfolgreichen Bilanz 
im Bereich der Massenversicherungen gegenüber, da letzterer weiterhin 
vom Grundsatz einer faktisch erforderlichen Niederlassung im jeweiligen 
Zielland bestimmt wird.1016 
                                                 
1014 Vgl. EuGH, Rs. C-19/92, Kraus, Urteil vom 31.03.1993, Slg. 1993, S. I-1663, Rdn. 32. 
1015 Diese Einschätzung steht auch im Einklang zur Rechtsprechung des Gerichtshofs. Vgl. 
EuGH, Rs. C-132/93, Steen II, Urteil vom 16.06.1994, Slg. 1994, S. I-2715, in dem der 
EuGH klarstellt, dass eine nicht unter das Gemeinschaftsrecht fallende Inländerdiskriminie-
rung als rein inländischer Sachverhalt sehr wohl anhand des nationalen Verfassungsrechtes 
zur Disposition gestellt werden kann. 
1016 Vgl. zum faktischen Niederlassungserfordernis im Massenversicherungsbereich auch 
den folgenden Unterpunkt a. 
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Dieser Misserfolg bei den Binnenmarktbemühungen im Massenver-
sicherungsgeschäft lässt sich letztendlich auf die Strategie des Gemein-
schaftsgesetzgebers in Form der Harmonisierung der mitgliedsstaatlichen 
Kollisionsrechtsnormen unter Aussparung jeglicher Angleichung der natio-
nal geprägten Versicherungsvertragsrechte zurückführen. Während die 
Richtlinienvorgaben der Zweiten Generation im Großrisikobereich zu einer 
weitgehend freien Wählbarkeit der auf den grenzüberschreitenden Versiche-
rungsvertrag anwendbaren Vertragsrechtsordnung führten und somit ge-
meinschaftsweit nahezu einheitliche Versicherungsangebote ermöglichten, 
blieb ein solcher Binnenmarkterfolg dem Massenversicherungsgeschäft 
verwehrt, da der grenzüberschreitende Versicherungsvertrag dort im Rah-
men weitgehender Verbraucherschutzerwägungen regelmäßig dem Wohn-
sitzrecht (bzw. Niederlassungsrecht) des Versicherungsnehmers unterliegt. 
Ein europaweites Tätigwerden im Massenversicherungsbereich zwingt ei-
nen Versicherer de lege lata demgegenüber dazu, fünfundzwanzig verschie-
dene Policenvarianten zu erstellen, was insbesondere kleinere und mittel-
große Versicherungsunternehmen aufgrund einer negativen Kosten-Nutzen-
Rechnung vom grenzüberschreitenden Verkauf im Rahmen des Dienstleis-
tungsverkehrs abhält.1017 
Ferner lässt sich eine Erfolgsdifferenzierung zwischen der Verwirk-
lichung der Niederlassungsfreiheit und der Dienstleistungsfreiheit auf der 




Die Niederlassungsfreiheit für EG-Versicherungsunternehmen kann 
als verwirklicht angesehen werden. Hierzu trug in nicht unwesentlichem 
Umfang die Einführung der bereits beschriebenen unionsweiten Zulas-
sungserteilung („Single Licence“) und die umfassende Sitzlandkontrolle 
(„Home Country Control“) bei. Es wird sogar davon gesprochen, dass auch 
der EG-Versicherungsbinnenmarkt nichts daran ändern könne, dass EG-
Versicherer ein grenzüberschreitendes Massengeschäft regelmäßig über eine 
                                                 
1017 Vgl. Lenzig, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 139 (148 f.); Basedow, Die Gesetzge-
bung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer Integration und Verbraucherpolitik, 
S. 13 (18). 
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Repräsentanz im jeweiligen Zielmarkt betreiben werden, de facto also eine 
Niederlassung im Sinne der Artt. 43 ff. EGV gründen.1018 Durch dieses 
Vorgehen können EG-weit tätige Versicherungsunternehmen Versiche-
rungsgeschäfte mit Versicherungsnehmern im jeweiligen Zielmarkt tätigen, 
ohne auf die für das Versicherungsgeschäft im Massenbereich wichtige Vor-
Ort-Repräsentanz verzichten zu müssen.1019 Letztendlich ergibt sich auf-
grund dieser üblichen Markterschließung mittels Zweigniederlassungen eine 
besondere Art der Nationalisierung, die nicht in einer Marktabschottung, 
sondern in einer de facto Notwendigkeit zur Niederlassungsgründung oder 





Wie zuvor beschrieben, ist der zur Zeit vom Gemeinschaftsgesetzge-
ber bevorzugte und nach der obigen Prüfung rein europarechtlich nicht zu 
beanstandende Weg einer Kollisionsrechtsangleichung nur eine denkbare 
Möglichkeit, um der Dienstleistungsfreiheit im Versicherungsbereich inner-
halb der Europäischen Union zum Durchbruch zu verhelfen. Ob diese Stra-
tegie den „Königsweg“ darstellt, ist dabei mehr als anzuzweifeln. 
                                                 
1018 Nach einer Untersuchung von Weidenfeld, Der Europäische Versicherungsbinnenmarkt 
und seine Auswirkungen auf die strategische Unternehmenspolitik von Erstversicherern, S. 
301 f., aus dem Jahr 1997 wären lediglich ca. 1,9 % der privaten und kleingewerblichen 
Versicherungsnehmer bereit, ein Versicherungsprodukt bei einem ausländischen Versiche-
rer ohne im Inland ansässige Tochtergesellschaft oder Niederlassung zu erwerben. Selbst 
nach einer Prognose für die nächsten zehn Jahre (von 1997 an gerechnet) werde sich der 
Anteil maximal auf ca. 3,3 % erhöhen, womit man konstatieren kann, dass die Erfolgsaus-
sichten der Dienstleistungsfreiheit im Privatkundengeschäft deutlich hinter denen im Be-
reich der Niederlassungsfreiheit zurückbleiben werden. Weiterhin stellt Weidenfeld, Eben-
da, S. 326 und 337 fest, dass die Dienstleistungsfreiheit sich sehr wohl für die Ersterschlie-
ßung eines ausländischen Versicherungsmarktes eigne (Markteintritt), es jedoch ab einem 
bestimmten Geschäftsumfang nahezu unumgänglich sei, eine Niederlassung oder eine an-
dere Art einer Vor-Ort-Repräsentanz folgen zu lassen. 
1019 Erfolgt der Markteinstieg dabei über den Erwerb von Unternehmensanteilen eines be-
reits im Zielland etablierten Unternehmens, so kommt aus Sicht der ausländischen Versi-
cherer positiv hinzu, dass der Versicherungsnehmer die Auslandseigenschaft des neuen 
(Mit-)Eigentümers gar nicht bemerkt. Dies kann insbesondere angesichts des Umstands von 
Vorteil sein, dass die Auslandseigenschaft eines Versicherers noch immer Unbehagen bei 
vielen privaten Versicherungsnehmern hervorruft. Vgl. zu diesem Aspekt Schmidt, Interna-
tionalität der Versicherung, VR 1989, S. 129 (133-135, 138); Derselbe, Auslandstätigkeit 
von Versicherungsunternehmen - aktuelle Bemerkungen, VR 1980, S. 140 (149); Gärtner, 
EG-Versicherungsbinnenmarkt und Versicherungsvertragsrecht, EWS 1994, S. 114 (120). 
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Besonders offensichtlich wird dies, wenn man die absoluten Zahlen 
der Geschäftsakquisitionen der europäischen Versicherungsunternehmen im 
Bereich der Dienstleistungsfreiheit betrachtet: 
 
Tabelle 1: Versicherungsgeschäfte der Unternehmen mit Hauptsitz in Deutschland: Ge-




































1996 71.599 ECU 0,72 0,13 49.197 ECU 0,00 0,05 
1997 70.303 ECU 0,85 0,20 50.114 ECU 0,01 0,06 
2000 73.222 Euro 1,20 0,25 61.050 Euro 0,08 0,10 
2001 76.039 Euro 1,33 0,21 62.161 Euro 0,11 0,09 





                                                 
1020 Zu den Angaben für 1996/97 siehe Eurostat, Statistisches Amt der Europäischen Union 
(Rubrik: Industrie, Handel und Dienstleistungen), Statistik der Versicherungsdienstleistun-
gen, Thema 4-18/1999 (nur Online-Dokument), unter: 
http://epp.eurostat.cec.eu.int/cache/ITY_OFFPUB/CA-NP-99-018/DE/CA-NP-99-018-
DE.PDF. Die Angaben für das Jahr 2000 wurden dem Bearbeiter von der BaFin direkt zur 
Verfügung gestellt. Die Angaben für 2001/02 (abrufbar unter: www.bafin.de) siehe Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) Geschäftsbericht 2001 des Bundesauf-
sichtsamtes für das Versicherungswesen, Teil B, Tabellen 035, 036 bzw. Jahresbericht der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 2002, Teil B, Tabellen 035, 036. 
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Tabelle 2: Der deutsche Versicherungsmarkt getrennt nach ausländischen Anbietern über 
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Insgesamt 1,2 1,0 1,6 0,3 
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Insgesamt  1,3 1,2  2,1  1,9 
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1021 Jahresbericht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 2002, Teil B, S. 8, 
bzw. 2000, Teil B, S. 6. Da die Zahlenangaben im Originaldokument nicht in Mio. sondern 
Tsd. DM bzw. Euro angegeben sind, mussten Rundungen und Umrechnungen vorgenom-
men werden. Insoweit erklären sich etwaige Rundungsdifferenzen. 
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Die deutschen Nicht-Lebensversicherungsunternehmen akquirierten 
nach den Zahlen von 1996-2002 zwischen 0,13 % und 0,25 % (vgl. Tabelle 
1) ihrer Geschäftsvolumina über den Weg des direkten innereuropäischen 
Dienstleistungsverkehrs. Im Bereich der Lebensversicherungsunternehmen 
stellen sich die Zahlen im gleichen Zeitraum mit Werten zwischen 0,05 % 
und 0,11 % (vgl. Tabelle 1) ähnlich dar.1022 Betrachtet man bei empirischer 
Analyse nur den innerdeutschen Versicherungsmarkt (vgl. Tabelle 2), so 
kann man eindeutig feststellen, dass rund 98 % der Versicherungsgeschäfte 
in Deutschland auf hier ansässige Firmen und lediglich rund 2 % auf Versi-
cherungsunternehmen mit Sitz in anderen EU-Staaten, die den deutschen 
Markt über Zweigniederlassungen bzw. im Wege des freien grenzüber-
schreitenden Dienstleistungsverkehrs bedienen, entfallen. 
Darüber hinaus zeigen die Statistiken einen stagnierenden Trend auf, 
woraufhin man davon ausgehen kann, dass sich die Anteile des grenzüber-
schreitenden Dienstleistungsverkehrs im Versicherungsbereich der Massen-
risiken auch in naher Zukunft nicht signifikant erhöhen werden. Somit wird 
auch die Einschätzung der Kommission aus dem Jahr 1998 weiterhin Be-
stand haben, nach der die grenzüberschreitende Dienstleistungserbringung 
an Privatkunden noch „stark unterentwickelt ist“1023. Diese ernüchternd aus-
fallende Prognose zeigt, dass es Gründe für das Nichtwahrnehmen der 
Dienstleistungsfreiheit im Versicherungsbereich geben muss. 
In einem Kommissionsentwurf von Ende 19971024 wird festgestellt, 
dass Versicherungsunternehmen aufgrund von Auslegungsunsicherheiten 
vom vollumfänglichen Gebrauch der Dienstleistungsfreiheit abgehalten 
                                                 
1022 Erheblich höhere Prozentanteile werden lediglich von Luxemburg (1997: 12,19 %), 
Belgien (1997: 4,13 %) und Irland (1997: 14,75 %) erreicht. 
1023 Mitteilung der Kommission: Finanzdienstleistungen: Abstecken eines Aktionsrahmens, 
vom 28.10.1998, KOM/1998/625, S. 15. Vgl. auch Lenzig, Europäisches Gemeinschafts-
recht, S. 139 (148 f.), m. w. N. 
1024 Siehe hierzu Aus dem Entwurf einer Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen - 
Freier Dienstleistungsverkehr und Allgemeininteresse im Versicherungswesen, ABl. der 
EU 1997 C 365/7: „Im Gespräch mit zahlreichen Wirtschaftsteilnehmern konnte die Kom-
mission feststellen, dass hinsichtlich der Auslegung grundlegender Begriffe wie des freien 
Dienstleistungsverkehrs und des Allgemeininteresses nach wie vor Unsicherheiten beste-
hen, die die reibungslose Anwendung der Dritten Versicherungsrichtlinien und den freien 
Dienstleistungsverkehr im Versicherungswesen der Union ernsthaft beeinträchtigen und 
geeignet sind, Versicherungsunternehmen davon abzuhalten, von den Grundfreiheiten des 
EG-Vertrags Gebrauch zu machen, deren Inanspruchnahme die dritte Richtliniengeneration 
gerade erleichtern soll.“ Vgl. ebenso Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen mit 
dem Thema: „Freier Dienstleistungsverkehr und Allgemeininteresse im Versicherungswe-
sen“, ABl 16.02.2000, 2000/C 43/03. 
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werden. Darüber hinaus konstatierte der Wirtschafts- und Sozialausschuss 
bereits 1998, dass der konkreten Verwirklichung des Binnenmarktes im 
Versicherungssektor zahlreiche Hemmnisse entgegenstehen und es insbe-
sondere nicht gelungen sei, jedem EU-Bürger einen freien Zugang zu Versi-
cherungsdienstleistungen außerhalb seines Wohnsitz- oder Herkunftslandes 
zu ermöglichen.1025 Es stellt sich somit zwangsläufig die Frage, welche Tat-
sachen die Versicherer von der Wahrnehmung ihrer Rechte im Sinne der 
Dienstleistungsfreiheit abhalten. 
Basedow führt die Zurückhaltung der Versicherer auf zwei Arten 
von Risiken zurück.1026 Zum einen kann der Schadensverlauf bei grenzüber-
schreitenden Verträgen aufgrund von wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und kulturellen Gegebenheiten von den inländischen Erfahrungswerten des 
Sitzlandes des Versicherers erheblich abweichen. Eine genaue Kenntniser-
langung setzt eine gewisse Anzahl von Vertragsabschlüssen und eingetrete-
nen Versicherungsfällen über einen längeren Zeitraum voraus. Zum anderen 
werden die Versicherer wegen der Maßgeblichkeit des Rechts der Risikobe-
legenheit zwangsläufig mit unter Umständen fünfundzwanzig ihnen größ-
tenteils unbekannten ausländischen Versicherungsvertragsrechten konfron-
tiert, wobei diese - wie ausgeführt - den Umfang der Versicherung unmittel-
bar produktbezogen beeinflussen können. Insoweit führt insbesondere die 
fehlende Vertragsrechtsharmonisierung aufgrund der starken rechtlichen 
Determination des Versicherungsschutzes dazu, dass die tatsächliche Nut-
zung der Grundfreiheiten, insbesondere der Dienstleistungsfreiheit im Mas-
senversicherungsbereich, nicht so „unbeschwert“ erfolgt wie dies aus ande-
ren Bereichen bekannt ist.1027 
Die Versicherungsunternehmen stehen somit vor der Alternative, 
sich entweder mit hohem Kostenaufwand auf das fremde Versicherungsver-
tragsrecht einzustellen oder sich eine nationale Selbstbeschränkung aufzuer-
legen. Letztendlich spiegelt sich das Dilemma auch in der Reaktion der Ver-
sicherungsunternehmen wider, die, wenn sie auf einem neuen mitglieds-
staatlichen Markt tätig werden wollen, um die Bildung eigenständiger Risi-
                                                 
1025 Vgl. Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema: „Die 
Verbraucher auf dem Versicherungsmarkt“, ABl. 1998 C 95/72. 
1026 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (18). 
1027 So auch Miersch, Versicherungsaufsicht nach den Dritten Richtlinien, S. 81. 
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kokollektive in der Form von ausländischen Tochterunternehmen, Beteili-
gungen oder Niederlassungsgründungen kaum herumkommen. An dieser für 
die Dienstleistungsfreiheit ernüchternden Einschätzung wird auch die Um-
setzung1028 der Richtlinie 2002/65/EG (Fernabsatzrichtlinie für Finanz-
dienstleistungen) wenig ändern, da diese zwar einheitliche Vertriebsbedin-
gungen schaffen wird, jedoch keine Harmonisierung im Bereich des Versi-
cherungsvertragsrechts mit sich bringt.1029 All diese erst auf den zweiten 
Blick hervortretenden Hinderungsgründe lassen die Dienstleistungsfreiheit 
und damit den Versicherungsbinnenmarkt im Wirtschaftsbereich der Mas-
senversicherungsgeschäfte zur Makulatur werden.1030 
Die Vorgehensweise des Gemeinschaftsgesetzgebers, eine Harmoni-
sierung und die Verwirklichung der Dienstleistungsfreiheit aufgrund kollisi-
onsrechtlicher Rechtsangleichungsmaßnahmen erreichen zu wollen, muss, 
um es mit den deutlichen Worten von Basedow1031 und Reichert-
Facilides1032 auszudrücken, als ein gescheiterter Weg angesehen werden. 
Insbesondere, so Basedow, existiere der Versicherungsbinnenmarkt im 
Massenversicherungsgeschäft bis dato nur auf dem Papier.1033  
An diesem Resümee ändert auch der zur Zeit viel beachtete und kri-
tisierte Richtlinienvorschlag der Kommission für eine Richtlinie über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt (sog. Dienstleistungsrichtlinie) nichts.1034 
Ziel dieser geplanten Richtlinie ist es, die weitgehende Anwendung der 
Rechtsordnung des Herkunftslandes des Dienstleistungserbringers bei 
                                                 
1028 Die Umsetzungsfrist der Richtlinie ins nationale Recht lief mit dem 09.10.2004 aus. Die 
Richtlinienumsetzung ins deutsche Recht erfolgte durch das Gesetz zur Änderung der Vor-
schriften über Fernabsatzverträge bei Finanzdienstleistungen vom 02.12.2004. Zum Gesetz, 
welches am 08.12.2004 in Kraft trat, Vgl. BGBl. I, 2004, S. 3102 ff. Die Änderungen im 
BGB konzentrieren sich auf die §§ 312b ff., 355 ff., 444 und 639. Daneben finden sich 
Änderungen zum EGBGB, der BGB-Informationspflichten-Verordnung (BGBl. I, 2002, S. 
3002), des Unterlassungsklagengesetztes, der Schlichtungsstellenverfahrensverordnung 
(BGBl. I, 2002, S. 2577), des Gesetztes über den Versicherungsvertrag inkl. der Anlagen 
hierzu (VVG) und des Versicherungsaufsichtsgesetztes (VAG). 
1029 So auch Schneider, Umsetzung der Fernabsatzrichtlinie 2002/65/EG im VVG - Anmer-
kung zum Regierungsentwurf und zur VVG-Reform, VersR 2004, S. 696 (697). 
1030 So auch Lenzig, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 139 (149). 
1031 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (19). 
1032 Vgl Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (131). 
1033 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (19). 
1034 Vgl. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt vom 25.02.2004, KOM 2004/002 endg./2, SEK 2004/21 
online hinterlegt unter: http://europa.eu.int/eur-
lex/de/com/pdf/2004/com2004_0002de02.pdf. 
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grenzüberschreitenden Leistungen festzuschreiben (sog. Herkunftslands-
prinzip) und damit einen Rechtsexport zuzulassen (vgl. Art. 16 des Richtli-
nienentwurfs).1035 Aus Art. 2 II lit. a des Richtlinienentwurfs i. V. m. Art. 2 
lit. b der Richtlinie 2002/65/EG1036 (Fernabsatzrichtlinie für Finanzdienst-
leistungen) sowie den Erwägungsgründen des Richtlinienentwurfs ergibt 
sich jedoch, dass die geplante Dienstleistungsrichtlinie auf Finanzdienstleis-
tungen und damit auch auf Versicherungen keine Anwendung finden soll, 
„da diese Tätigkeiten Gegenstand eines besonderen Aktionsplanes1037 sind, 
der wie die [...] [Dienstleistungs-]Richtlinie darauf abzielt, einen wirklichen 
Binnenmarkt für Dienstleistungen zu schaffen“.1038 
Die Lösung des Konfliktes um die bestehenden Behinderungen des 
grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Massenversicherungsbe-
reich kann wohl nur in einer Erweiterung der Rechtswahlfreiheit oder in der 
Schaffung eines einheitlichen Versicherungsvertragsrechtes liegen. Dabei 
gilt es, sowohl Verbraucherschutzgesichtspunkte zu berücksichtigen als 
auch ein einfacheres Verfahren für den grenzüberschreitenden Dienstleis-
tungsverkehr zu verwirklichen.1039 Die dem Gesetzgeber möglichen Vorge-
hensweisen zur tatsächlichen Schaffung eines Binnenmarktes im Sinne von 
Art. 14 EGV, in welchem sich die Dienstleistungsfreiheit für alle Gemein-
schaftsbürger als Nachfrager auf der einen und die anbietenden Versiche-
rungsunternehmen auf der anderen Seite auch im Massenversicherungsbe-
                                                 
1035 So heißt es etwa in Punkt 4 Spiegelstrich 1 der dem Richtlinienentwurf KOM 2004/002 
endg. (Dienstleistungsrichtlinie) vorangestellten Zusammenfassung: „[Es gilt] das Her-
kunftslandprinzip, nach dem der Dienstleistungserbringer einzig den Rechtsvorschriften des 
Landes unterliegt, in dem er niedergelassen ist, und wonach die Mitgliedstaaten die Erbrin-
gung von Dienstleistungen durch in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassene Dienst-
leistungserbringer nicht beschränken dürfen.“ Vgl. ergänzend Punkt 3 lit. b Spiegelstrich 1 
der dem vorgenannten Richtlinienentwurf vorangestellten Begründung, wo es heißt: „[...] 
[Durch die Verwirklichung des Herkunftslandprinzips] hat der Dienstleistungserbringer die 
Möglichkeit, in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten Dienstleistungen zu erbrin-
gen, ohne deren Regelungen unterworfen zu sein.“ 
1036 Vgl. Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23.09.2002 über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Ände-
rung der Richtlinie 90/619/EWG und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG, ABl. 2002 L 
271/16. 
1037 Vgl. Umsetzung des Finanzmarktrahmens: Aktionsplan, KOM 1999/232 vom 
11.05.1999. 
1038 Vgl. Punkt 9 der dem Richtlinienentwurf KOM 2004/002 endg. (Dienstleistungsrichtli-
nie) vorangestellten Erwägungsgründe. 
1039 Vgl. im Ergebnis ebenso Hohlfeld, Die Zukunft der Versicherungsaufsicht nach der 
Vollendung des Binnenmarktes, VersR 1993, S. 144 (149). 
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reich effektiver gestalten ließe, sollen im weiteren Fortgang der Arbeit be-
leuchtet werden. 
 





Das Fehlen europaweit einheitlicher Vertragsrechtsnormen ist nicht 
nur ein Defizit auf dem Gebiet des Versicherungsrechts, sondern zieht sich 
durch nahezu alle Rechtsgebiete hindurch. Dies beruht darauf, dass der Ge-
meinschaftsgesetzgeber bis dato eine Politik des wechselseitigen Respekts 
vor bestehenden nationalen Rechtsordnungen verfolgt (sog. Koexistenzge-
danke)1040, wobei aus vertragsrechtlicher Sicht versucht wurde, eine Bin-
nenmarktherstellung nahezu ausschließlich durch europarechtliche bzw. 
völkerrechtliche Regelungen zur IPR-Harmonisierung zu erreichen. 1041 Das 
Römische Schuldvertragsübereinkommen von 1980 (EVÜ) stellt einen sol-
chen Versuch einer kollisionsrechtlichen Rechtsvereinheitlichung auf der 
Basis eines völkerrechtlichen Vertrages (sog. Konventionsprivatrecht) 
dar.1042 Bezüglich des Versicherungsrechts, welches grundsätzlich vom Ü-
bereinkommen erfasst ist, verdient die Ausnahmevorschrift des Art. 1 III 
besondere Erwähnung. Denn nach ihr ist das Übereinkommen nicht auf die-
jenigen Versicherungsverträge anzuwenden, welche die in den Hoheitsge-
bieten der EG/des EWR belegenen Risiken decken. 
                                                 
1040 Dabei wird die gegenseitige Anerkennung der unterschiedlichen mitgliedsstaatlichen 
Rechte auch als „Minimalform der Angleichung“ begriffen, obwohl streng genommen die 
Rechtsungleichheit festgeschrieben wird. Vgl. hierzu Blaurock, Europäisches Privatrecht, 
JZ 1994, S. 270 (273, m. w. N.). 
1041 Vgl. Taupitz, Privatrechtsvereinheitlichung durch die EG: Sachrechts- oder Kollisions-
rechtsvereinheitlichung?, S. 533 (537). 
1042 Vgl. Römisches Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu-
wendende Recht vom 19.06.1980, ABl. 1980 L 266/1. Vgl. auch Jayme/Hausmann, Inter-
nationales Privat- und Verfahrensrecht, Nr. 70; Leible, Die Rolle der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofes bei der europäischen Privatrechtsentwicklung, S. 53 (58). 
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Grund für diesen Ausnahmetatbestand war, dass man eine Beein-
trächtigung des sich damals in Bearbeitung befindlichen europäischen Ver-
sicherungs(vertrags)rechts vermeiden wollte.1043  
Die nunmehr durch die Versicherungsrichtlinien erreichte Anglei-
chung der mitgliedsstaatlichen IPR-Anknüpfungen gilt selbst unter Experten 
als eine äußerst schwierige Rechtsmaterie, welche als zersplittert, detail-
versessen und in ihrer Komplexität kaum zu überbieten charakterisiert 
wird.1044 Reichert-Facilides bezeichnet es im Verhältnis zum internationalen 
Zivilprozessrecht in Versicherungssachen (ursprünglich im Brüsseler 
(EuGVÜ)1045- und Lugano-Übereinkommen1046 geregelt; ersteres neugefasst 
in der EuGVO) als „völlig unkoordiniert“.1047 Für Europa heißt es nun, das 
zwingende Gebot der Binnenmarktherstellung auch im Bereich des Versi-
cherungswesens endlich zu verwirklichen, da das Konzept einer internatio-
nalprivatrechtlichen Lösung im Massenversicherungsgeschäft - wie nicht 
zuletzt durch die zuvor analysierten Statistiken festgestellt - als gescheitert 
angesehen werden muss.1048 Als Motor einer solchen Entwicklung dürften 
dabei sowohl die enormen Praxisbedürfnisse der Assekuranzunternehmen 
als auch der Versicherungsnehmer nach gemeinschaftsweit einheitlichen 
und überschaubaren Marktbedingungen wirken.1049 
Es muss den Versicherungsunternehmen ermöglicht werden, Risiko-
kollektive zu gründen, die sich aus Versicherten verschiedener Mitglieds-
staaten zusammensetzen, um dem „Gesetz der großen Zahl“1050, als Kern 
aller Versicherungsaktivitäten auch über nationale Grenzen hinaus zur An-
                                                 
1043 Vgl. Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (130); Giu-
liano/Lagarde, Bericht über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, 
ABl. 1980 C 282/1. 
1044 Vgl. Wandt, Internationales Privatrecht der Versicherungsverträge, S. 85. 
1045 Brüsseler EWG-Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstre-
ckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27.09.1968 (BGBl. 
72 II 774) i. d. F. vom 26.05.1989 (BGBl. 94 II 518), abgedruckt in: Thomas/Putzo, Kom-
mentar zur Zivilprozessordnung, S. 1717 ff. 
1046 Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtli-
cher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 16.09.1988, abgedruckt und kom-
mentiert in: Czernich/Tiefenthaler, Die Übereinkommen von Brüssel und Lugano, Kurz-
kommentar, S. 21 ff. 
1047 Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (130). Vgl. auch 
Reichert-Facilides, Internationale Versicherungsverträge und Verbraucherschutz: Gerichtli-
che Zuständigkeit und anwendbares Recht, S. 77 (82). 
1048 Vgl. Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (131). 
1049 Vgl. Kötz, Gemeineuropäisches Zivilrecht, S. 481 (488). 
1050 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (19). 
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wendung zu verhelfen. Ferner erscheint es für einen Binnenmarkt antiquiert, 
dass ein Versicherer zum gemeinschaftsweiten Vertrieb seiner Dienstleis-
tungsprodukte fünfundzwanzig unter Umständen produktändernde Versi-
cherungsvertragsrechte beachten muss. 
Für die Versicherten dürfte dagegen der Transparenzgedanke im 
Sinne einer besseren Vergleichbarkeit der Angebote, einer dadurch eventu-
ell einsetzenden Verbesserung der Preiskonditionen sowie der insbesondere 
für Versicherte im Massenversicherungsbereich nicht zu unterschätzenden 
Rechtssicherheit in puncto angeglichener bzw. vereinheitlichter Versiche-
rungsvertragsrechte im Vordergrund stehen. Neben sprachlichen Barrieren 
dürften die fehlende Vergleichbarkeit sowie die Unübersichtlichkeit der 
unterschiedlichen Versicherungsvertragsrechte wohl einige der Hauptgründe 
für die bislang im Verbraucherbereich bestehende Zurückhaltung am grenz-
überschreitenden Erwerb ausländischer Versicherungspolicen darstellen. 
Die Kommission stellt in ihren Überlegungen selbst fest, dass der 
Versicherungsnehmer in wesentlichen Vertragspunkten einen EU-weit iden-
tischen Schutz genießen müsse und dass die wesentlichen Unterschiede, 
insbesondere die festgestellten wettbewerbsrechtlichen Rechts- und Anwen-
dungsdefizite1051, zwischen den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften als 
Wettbewerbsfaktoren für die Unternehmen zu beseitigen sind.1052 Ferner ist 
der immer bedeutender werdenden Gruppe der „euromobilen Gemein-
schaftsbürger“, die im Laufe ihres Lebens in verschiedenen Mitgliedsstaaten 
wohnen und dort einer Tätigkeit nachgehen, ein gewisses Kontinuitätsinte-
resse dergestalt zuzugestehen, dass diese auf ein einheitliches Recht zurück-
greifen können und sich nicht bei jedem Umzug ein Wechsel der die Policen 
konkretisierenden Rechtsordnung ergibt. Darüber hinaus werden es die neu-
en Vertriebswege für Versicherungsdienstleistungen erforderlich machen, 
dass die Union darauf mit neuen bzw. geänderten europarechtlichen Rege-
lungen reagiert. 
                                                 
1051 Aus dem Entwurf einer Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen - Freier 
Dienstleistungsverkehr und Allgemeininteresse im Versicherungswesen, ABl. der EU 1997 
C 365/7. 
1052 Begründung der Kommission zum Richtlinienvorschlag des Rates zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Versicherungsverträge, KOM (79) 355 
endg., abgedruckt in: Meyer-Kahlen, Angleichung des Versicherungsvertragsrechts im 
Gemeinsamen Markt, S. 203 f. 
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Erwähnt sei in diesem Zusammenhang nur der Fernabsatz, also der 
Vertrieb über Daten- bzw. Fernmeldesysteme, welcher nun auch für inner-
gemeinschaftlich belegene Risiken im Rahmen der Fernabsatzrichtlinie für 
Finanzdienstleistungen 2002/65/EG und den entsprechenden nationalen 
Umsetzungen geregelt ist.1053 Auch die Kommission gesteht mittlerweile 
offen ein, dass sich die unterschiedlichen vertragsrechtlichen Bestimmungen 
der Mitgliedsstaaten bei grenzüberschreitenden Geschäften zu teilweise un-
überwindbaren Binnenmarkthindernissen entwickelt haben. In einem Akti-
onsplan aus dem Jahr 2003 stellt sie insbesondere zum Bereich der grenz-
überschreitenden Versicherungsdienstleistungen fest: 
„Hinsichtlich des Bereichs Finanzdienstleistungen geht [...] hervor, 
dass Unternehmen Finanzdienstleistungen nicht im Ausland anbieten kön-
nen oder davon abgehalten werden, weil ihre Produkte auf die Rechtslage 
vor Ort zugeschnitten sind oder weil die unterschiedlichen Anforderungen 
anderer Rechtsordnungen übermäßige Kosten oder eine nicht hinnehmbare 
Rechtsunsicherheit zur Folge hätten. Entschließt sich eine Firma dennoch, 
ins Ausland zu verkaufen, dann hat sie im Vergleich zu den dort ansässigen 
Dienstleistern mit erheblichen Wettbewerbsnachteilen zu kämpfen. Mit der 
Rechtswahl bei Geschäften zwischen Unternehmen lässt sich hier nur zum 
Teil Abhilfe schaffen. Besonders bei Versicherungsverträgen treten diesel-
ben Probleme auf. Aus den Beiträgen [die dem Aktionsplan zugrunde lie-
gen] geht hervor, dass die unterschiedlichen nationalen Regelungen für Le-
bensversicherungen, Schadensversicherungen, für Massenrisiken und 
Pflichtversicherungen ein Hemmnis für die Entwicklung eines grenzüber-
schreitenden Versicherungsgeschäfts sind. Bestimmte auf das Inland zuge-
schnittene Vertragsmodelle verlieren ihre Attraktivität, wenn sie jenseits der 
Grenze andere rechtliche Anforderungen erfüllen müssen. Rechtswahlklau-
seln können dieses Problem bei Großrisiko-Schadensversicherungen mil-
dern. In anderen Fällen sind sie aber nicht zulässig. 
                                                 
1053 Die Richtlinienumsetzung ins deutsche Recht erfolgte durch das Gesetz zur Änderung 
der Vorschriften über Fernabsatzverträge bei Finanzdienstleistungen vom 02.12.2004. Zum 
Gesetz, welches am 08.12.2004 in Kraft trat, Vgl. BGBl. I, 2004, S. 3102 ff. Die Änderun-
gen im BGB konzentrieren sich auf die §§ 312b ff., 355 ff., 444 und 639. Daneben finden 
sich Änderungen zum EGBGB, der BGB-Informationspflichten-Verordnung (BGBl. I, 
2002, S. 3002), des Unterlassungsklagengesetztes, der Schlichtungsstellenverfahrensver-
ordnung (BGBl. I, 2002, S. 2577), des Gesetztes über den Versicherungsvertrag inkl. der 
Anlagen hierzu (VVG) und des Versicherungsaufsichtsgesetztes (VAG). 
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Die Formulierung einer einzigen Police, die mit denselben Bedin-
gungen auf verschiedenen europäischen Märkten vertrieben werden könnte, 
hat sich in der Praxis als unmöglich erwiesen.“1054 
Es stellt sich somit die Frage nach der effektiven Vorgehensweise 
zur Verwirklichung des Versicherungsbinnenmarktes, insbesondere für den 
aus Binnenmarktgesichtspunkten defizitären Bereich des Massenversiche-
rungsgeschäfts. Grundsätzlich scheinen zwei Alternativen denkbar, nämlich 
einerseits eine Ausweitung des Prinzips der freien Rechtswahl auch auf das 
Massengeschäft und andererseits eine wie auch immer ausgestaltete Harmo-
nisierung bzw. Vereinheitlichung der mitgliedsstaatlichen Versicherungs-
vertragsrechte. Für den Fortgang der Untersuchungen gilt es hinsichtlich der 
zweiten Alternative darauf hinzuweisen, dass sich die Ausführungen auf die 
zuvor festgestellten versicherungsvertragsrechtlichen Dienstleistungshemm-
nisse beschränken müssen und eine Bezugnahme auf eine Harmonisierung 
des allgemeinen Vertragsrechts in Europa allenfalls stichpunktartig und nur 
am Rande erfolgen kann. 
 
II. Freie Rechtswahl 
 
Zunächst soll nun die Erweiterung einer freien Rechtswahlmöglich-
keit auf das Massenversicherungsgeschäft betrachtet werden. Hierbei gilt es 
insbesondere zu prüfen, welche Verbesserungen im Sinne einer Belebung 
des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Massenversiche-
rungsgeschäft durch etwaige Rechtswahlinstrumente erreicht werden kön-
nen. 
 
1. Völlige Rechtswahlfreiheit im Massenversicherungsgeschäft 
 
Zunächst könnte man das Prinzip der völligen freien Rechtswahl, 
welches - wie beschrieben - bezüglich der Transport- und Großrisiken be-
reits Anwendung findet, auch auf den gesamten Bereich der Massenversi-
cherungen ausweiten. Die Versicherer könnten dann beispielsweise Rechts-
                                                 
1054 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat - Ein kohärente-
res Europäisches Vertragsrecht - Ein Aktionsplan, KOM 2003/68 endg. vom 12.02.2003, 
ABl. 2003 C-63/1 (vom 15.03.2003), Rdn. 47 f. 
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wahlvereinbarungen zu Gunsten ihres Heimatrechtes treffen und damit 
dringend benötigte grenzüberschreitende Risikokollektive anlegen. 
Bei der freien Wahl des Vertragsrechtes im Massengeschäft wird in-
des schnell deutlich, dass die Versicherungsunternehmen auf den ersten 
Blick die Nutznießer eines solchen Systems wären, da sie zweifelsfrei einen 
besseren Überblick über die Vor- und Nachteile der wählbaren Rechtsord-
nungen hätten und nicht auszuschließen ist, dass sie neben diesem über-
mächtigen Wissensvorsprung auch ihre Marktmacht derart nutzen könnten, 
dass sie dem grenzüberschreitend nachfragenden Verbraucher die ihnen 
wohlgesonnene Rechtsordnung oktroyieren. Andererseits setzt dieses für 
den Versicherungsnehmer negative Szenario voraus, dass er sich - was eher 
unwahrscheinlich sein dürfte - auf dieses riskante Unterfangen einlässt. Es 
ist wohl eher davon auszugehen, dass die Verbraucher dann, um den Gefah-
ren einer fremden Rechtsordnung zu entgehen, nur noch Verträge mit inlän-
dischen Versicherern abschließen. Man würde bei dieser Vorgehensweise 
einer völlig freien Rechtswahl im Massengeschäft riskieren, dass statt einer 
Internationalisierung des Versicherungsvertragsrechtes einer weiteren (fak-
tischen) Nationalisierung Vorschub geleistet würde. Des weiteren würde 
eine im Verbraucherinteresse liegende Vergleichbarkeit der Angebote und 
eine im Allgemeininteresse liegende Verwirklichung der Dienstleistungs-
freiheit bei einer derartigen Vertragsrechtsanknüpfung in weite Ferne rü-
cken. 
Erschwerend käme im Massenversicherungsgeschäft bei der Verein-
barung einer dem Versicherungsnehmer fremden Rechtsordnung, etwa dem 
Vertragsrecht am Sitz des Versicherers, die von Basedow wiedereingebrach-
te Rechtsverfolgungsproblematik zum Tragen.1055 Da bei Rechtsprozessen 
über Versicherungsverträge gemäß der EuGVO und dem Lugano-
Übereinkommen hauptsächlich die Gerichte im Land des Versicherungs-
nehmers zuständig wären, müssten diese überwiegend ausländisches Recht 
anwenden. Aufgrund der aus der bestehenden Rechtsunkenntnis nationaler 
Juristen über ausländisches Recht zwangsläufig zu erwartenden Verfol-
gungsverzögerung würde sich die Anwendung der freien Rechtswahl auf 
                                                 
1055 Vgl. Reichert-Facilides/Schnyder, Versicherungsrecht in Europa, Diskussionsprotokoll, 
S. 169 (171). 
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Massenversicherungsgeschäfte letztendlich als Rechtsverfolgungshindernis 
darstellen und auch insoweit zur Verwirklichung des Versicherungsbinnen-
marktes ungeeignet sein. 
Es zeigt sich somit, dass sich im Massenversicherungsbereich regel-
mäßig keine gleichwertigen Verhandlungspartner gegenüberstehen, weshalb 
- wenn man dem Versicherungsnehmer einen gewissen bereits bestehenden 
Schutzstandard erhalten möchte - eine völlige Rechtswahlfreiheit zur Ver-
wirklichung der Dienstleistungsfreiheit ungeeignet erscheint.1056 
 
2. Anderweitig diskutierte Anknüpfungen bei der freien Rechtswahl 
 
In der Literatur werden neben der zuvor beschriebenen vollständigen 
Rechtswahlmöglichkeit auch zahlreiche andere Abgrenzungsbereiche zur 
Gewährung parteiautonomer Rechtsanknüpfungen diskutiert. Diese sollen 
im Folgenden kurz dargestellt und auf ihre Tauglichkeit für den Massenver-
sicherungsmarkt geprüft werden. Nach einer Aufstellung von Mewes1057 
lassen sich diverse Bereiche einer Rechtswahlgewährung herauskristallisie-
ren. 
 
a. Enumerativer Katalog frei wählbarer Rechtsordnungen 
 
Zunächst könnte man eine mitgliedsstaatlich orientierte Grenzzie-
hung einer zulässigen Parteiautonomie dahingehend statuieren, dass eine 
fest umrissene Aufstellung fremder Rechtsordnungen vorgenommen wird, 
welche im grenzüberschreitenden Versicherungsgeschäft frei gewählt wer-
den dürften. In diesem Sinne unterläge der Versicherungsnehmer dem 
Günstigkeitsprinzip insoweit, als er entweder seine eigene oder eine ihn 
noch besser stellende Rechtsordnung wählen könnte. Eine derartig mit-
gliedsstaatlich orientierte Rechtswahlgewährung stößt jedoch auf mehrere 
                                                 
1056 Vgl. Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksich-
tigung der Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 335. Zum allgemeinen 
Verbraucherbild im Gemeinschaftsrecht, Vgl. Roth, Berechtigte Verbrauchererwartungen 
im Europäischen Gemeinschaftsrecht, S. 45 ff.; Micklitz, Perspektiven eines Europäischen 
Privatrechts, ZEuP 1998, S. 253 (263 f.). 
1057 Vgl. Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksich-
tigung der Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 43 ff.  
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Anwendungsprobleme. Diese Auffassung verkennt nämlich, dass eine freie 
Rechtswahl keine einseitig nur den Versicherungsnehmer und seinen Inte-
ressen dienende Option bereit hält. Eine Rechtswahlfreiheit spricht vielmehr 
beide Vertragsseiten an, also auch die ausländischen Versicherungsunter-
nehmen. Letztere werden jedoch stets bemüht sein, die ihnen günstigere 
Rechtsordnung zum Vertragsstatut zu berufen und die Wahlmöglichkeit des 
Versicherungsnehmers in ihrem Sinne zu beeinflussen, sei es, dass sie einen 
Vertragsschluss ganz verweigern oder über monetäre Instrumente (z. B. 
durch höhere Prämien bei der Wahl spezieller Rechtsordnungen) zu manipu-
lieren versuchen. Daneben bedürfte es einer enormen rechtsvergleichenden 
Vorarbeit, die einzelnen mitgliedsstaatlichen Rechtsordnungen miteinander 
zu vergleichen. Dieser Grund war nicht zuletzt auch mitverantwortlich da-
für, dass der europäische Gesetzgeber bislang von einer Normierung eines 
einheitlichen europäischen Versicherungsvertragsrechts für 
grenzüberschreitende Sachverhalte Abstand nahm und sich für eine 
kollisionsrechtliche Vereinheitlichung entschieden hat.1058 Ergänzend hierzu 
sei noch auf die Schwierigkeit verwiesen, dass es nahezu unmöglich ist, alle 
EU-Rechtsordnungen in Gänze bezüglich aller Lebenssachverhalte mitein-
ander zu vergleichen und als günstiger oder ungünstiger für den 
Versicherungsnehmer einzustufen. 
 
b. Kriterium der Vertragsanbahnung 
 
Als weiteres Anknüpfungskriterium einer freien Rechtswahl wird der 
Umstand der Vertragsanbahnung vorgeschlagen, das heißt, dass eine Unter-
scheidung danach vorgenommen wird, von wem die Initiative zum grenz-
überschreitenden Vertragsschluss ausgegangen ist. Nach dieser Sichtweise 
begibt sich der im Ausland nachfragende Versicherungsnehmer sehenden 
Auges aus dem Schutzbereich seiner Heimatrechtsordnung hinaus. Da dem 
Versicherungsnehmer in diesen Fällen auch die Möglichkeit zugebilligt 
werden soll, doch noch in den Genuss des heimischen Schutzniveaus zu 
                                                 
1058 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (17), sowie ferner den der Richtlinie 92/49/EWG 
(Dritte Richtlinie Schaden) vorangestellten Erwägungsgrund Nr. 18 und ABl.EG 1993 C 
228/4, S. 14. 
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gelangen, soll in diesen Fällen eine Rechtswahlfreiheit eröffnet sein. Im 
Gegenzug soll nach Mewes in den Fällen einer grenzüberschreitenden Ver-
tragsanbahnung durch das Versicherungsunternehmen eine Rechtswahl aus-
geschlossen sein. Neben der Beweisproblematik1059 über den Umstand, von 
wem im konkreten Fall die Initiative ausgegangen ist, brächte eine solch 
undifferenzierte Sichtweise auch Zugeständnisse an solche Versicherungs-
nehmer mit sich, die unter Umständen gar keines Verbraucherschutzes be-
dürfen, weil sie als Unternehmen zwar noch nicht unter die Voraussetzun-
gen der Großrisikoversicherungen fallen, aber andererseits auch kein 
Verbraucher in dem Sinn sind, das sie nun zwingend des Schutzes durch die 
Heimatrechtsordnung bedürften.1060 Des weiteren verkennt auch diese Auf-
fassung das Wesen einer Rechtswahlfreiheit, welche nämlich nicht einseitig 
nur dem Versicherungsnehmer, sondern auch - mit den oben angesproche-
nen Befürchtungen - den Versicherungsunternehmen zustünde. 
 
c. Rechtswahlfreiheit für bestimmte Personengruppen 
 
Ferner gibt es Überlegungen, die Parteiautonomie in der Rechtswahl-
frage an Eigenschaften des Versicherungsnehmers anzuknüpfen. Hierbei 
soll eine Differenzierung nach der Schutzbedürftigkeit stattfinden, wobei 
eine Rechtswahlfreiheit dann möglich sein soll, wenn sich etwa gleich star-
ke Verhandlungspartner auf der Anbieter- und Nachfragerseite gegenüber-
stehen, welche ihre Interessen mit Nachdruck vertreten können und somit 
eine „kollisionsrechtliche Richtigkeitsgewähr erwarten lassen“.1061 Eine 
solche personenanknüpfende Differenzierung erscheint im Kaufmannsbe-
reich, bei juristischen Personen oder in den Fällen, in denen aus der Versi-
cherungssumme, der Prämienhöhe sowie der Art der ausgeübten Erwerbstä-
tigkeit Rückschlüsse auf den Versicherungsnehmer und seine Geschäftser-
fahrenheit geschlossen werden können, möglich. 
                                                 
1059 Vgl. Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksich-
tigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 268. 
1060 Zum Verbraucherbegriff und seiner Anknüpfung im Gemeinschaftsrecht, Vgl. weiter-
führend Pfeiffer, Der Verbraucherbegriff als zentrales Merkmal im europäischen Privat-
recht, S. 21 ff. 
1061 Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung 
der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 46. Vgl. auch Roth, 
Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 561. 
 269
aa. Kaufleute und juristische Personen 
 
Geht man dabei vom juristischen Kaufmannsbegriff aus, so beinhal-
tet dieser eine erhöhte Kenntnis in diversen wirtschaftsbezogenen Sachma-
terien, wobei die eigenverantwortliche Regelung gewerblicher Tätigkeiten 
prägend ist. Als problematisch könnte sich jedoch erweisen, dass der Kauf-
mannsbegriff in den europäischen Rechtsordnungen nicht einheitlich defi-
niert ist, wodurch ein gewisses Maß an Rechtsunsicherheit nicht zu leugnen 
ist und eine derartige Anknüpfung als wenig geeignet erscheinen lässt.1062 
Eine demgegenüber vorgeschlagene Rechtswahlfreiheit in Anknüpfung an 
die Eigenschaft als juristische Person erscheint ebenfalls problematisch, da 
es auch hier diverse gesellschaftsrechtliche Unterschiede in der Europäi-
schen Union gibt. In diesem Zusammenhang wird das oftmals herangezoge-
ne Kriterium der Kapitalausstattung im Gründungszeitpunkt als zu starr an-
gesehen.1063  
 
bb. Versicherungsumfang und Prämienhöhe 
 
Als weitere Anknüpfungsmöglichkeit wird die Versicherungssumme 
bzw. die Prämienhöhe gehandelt,1064 wobei der persönliche Bezug aus dem 
Umkehrschluss hergeleitet wird, dass man als Versicherungsnehmer beim 
Abschluss von hohen Versicherungssummen bzw. -prämien eine hinrei-
chend starke Position gegenüber dem Versicherungsunternehmen einnimmt, 
die in Fragen der Rechtswahl ein gleichstarkes Verhandlungsgewicht garan-
tiert. Lässt man einmal die fragwürdige Aussage, dass ein großes (teures) 
Versicherungsprojekt auch die Gleichwertigkeit der Verhandlungsstärke der 
Vertragspartner sicherstellt, außer Betracht, zeigen sich weitere Anknüp-
fungsprobleme zwischen den verschiedenen mitgliedsstaatlichen Rechtsord-
nungen. So wäre bereits das Festlegen eines geeigneten unionsweit einheit-
                                                 
1062 Vgl. Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksich-
tigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 47, m. w. N. 
1063 Als signifikantes Beispiel sei hier der Vergleich zwischen einer Limited Company 
englischen Rechts (Ltd.) und einer GmbH deutschen Rechts angeführt. Während man eine 
Ltd. für wenige Pfund gründen kann, benötigt man für eine GmbH mindestens 25.000 Euro. 
1064 Vgl. hierzu auch Werber/Winter, Grundzüge des Versicherungsvertragsrechts, S. 49, 
Rdn. 129 und S. 103, Rdn. 247. 
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lich geltenden Grenzwertes bezüglich einer Versicherungs- bzw. Prämien-
höhe problematisch, da sich diese in den Ländern der Union aus unter-
schiedlichen Eckdaten zusammensetzen. 
So spricht Mewes1065 beispielweise die Unterschiede der mitglieds-
staatlichen Zinsniveaus, der Preisstabilität und der Besteuerung an, wobei 
hierzu noch Währungsunterschiede hinzutreten dürften, die daraus resultie-
ren, dass einige EU-Mitgliedsstaaten (sog. Euro-Zone) der währungspoliti-
schen Hoheit der Europäischen Zentralbank unterliegen und andere dies 
nicht tun. Ein weiteres Argument gegen eine Anknüpfung an die Prämien-
höhe liefert die Kommission, wenn sie argumentiert, dass zu niedrig ange-
setzte Größenordnungen in puncto Rechtswahlfreiheit nach Prämien- bzw. 
Versicherungshöhe dadurch unterlaufen werden könnten, dass mehrere Ein-
zelverträge zu sogenannten Globalpolicen zusammengefasst werden, um die 




Neben den zuvor besprochenen Anknüpfungskriterien für eine 
Rechtswahlfreiheit wird auch der Art der ausgeübten Erwerbstätigkeit eine 
gewisse Indizwirkung bezüglich der Verhandlungsstärke der Versiche-
rungsvertragspartner zugesprochen.1067 Greift man sich in diesem Zusam-
menhang den Bereich der industriellen bzw. gewerblichen Tätigkeiten her-
aus, erkennt man schnell, dass allein die Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Geschäftsbranche kein allein geeignetes Kriterium sein kann, um diesen 
Marktteilnehmern eine gleiche Geschäftsgewandtheit und Erfahrung in Be-
zug auf Rechtswahlfreiheiten im Bereich der europäischen Versicherungs-
vertragsrechte zu unterstellen.1068 
                                                 
1065 Vgl. Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksich-
tigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 48. 
1066 Vgl. Arbeitsdokument zur Errichtung des Gemeinsamen Marktes für Schadensversiche-
rungen, abgedruckt in: ZVersWiss 1972, S. 101 (105). 
1067 Vgl. etwa Art. 9 II EGVVG für gewerbliche, bergbauliche oder freiberufliche Tätigkei-
ten, wobei hier eine beschränkte Rechtswahl nur dann möglich ist, wenn der Versiche-
rungsvertrag mehrere Risikobelegenheiten in unterschiedlichen Unionsstaaten deckt. 
1068 Stellt man dabei beispielsweise bei der Erwerbstätigkeit auf den metallverarbeitenden 
Sektor ab, so unterfielen diesem in gleicher Weise die regional arbeitende GmbH mit 20 
Mitarbeitern wie der weltweit tätige metallverarbeitende Konzern mit mehreren tausend 
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Auch eine Ergänzung des Merkmals der Erwerbstätigkeit um das Er-
fordernis einer bestimmten Gesellschaftsform verspricht nur wenig Aussicht 
auf Erfolg. Denn damit würden wiederum die bereits geschilderten unter-
schiedlichen gesellschaftsrechtlichen Besonderheiten zwischen den Mit-
gliedsstaaten Eingang in die Bewertung finden, obwohl diese Gesellschafts-
formen nur schwer miteinander vergleichbar sind und eine Gleichbehand-
lung im Sinne einer zuerkannten Verhandlungsstärke unbillig erscheint 
(Stichwort: deutsche GmbH und englische Ltd.). 
Einzig eine Erweiterung des Kriteriums Erwerbstätigkeit um be-
stimmte Bilanzgrößen (z. B. Eigenkapital, Umsatz, Gewinn) in Verbindung 
mit der Beschäftigtenanzahl wären - wie dies in Art. 10 I Nr. 3 EGVVG 
auch bereits praktiziert wird - geeignet, eine europaweite Vergleichbarkeit 
herzustellen und eine gewisse Geschäftserfahrenheit im Zusammenhang mit 
fremden Rechtsordnungen zu indizieren.1069 
 
d. Rechtswahlfreiheit für bestimmte Versicherungssparten 
 
Weitere Anknüpfungskriterien, die auf eine Erfahrenheit und Eben-
bürtigkeit der Versicherungsvertragspartner schließen lassen, könnten sich 
aus den Arten der getätigten Versicherungsgeschäfte ergeben.1070 So kann 
man insbesondere bei stark international ausgerichteten Vertragstypen re-
gelmäßig annehmen, dass der Versicherungsnehmer mit den betreffenden 
Rechtsordnungen vertraut ist. Als in diesem Sinne international ausgerichte-
te Risikomaterien gelten beispielsweise neben der Transportversicherung 
zahlreiche Haftpflicht- und Kaskorisiken in den Bereichen der Luft- und 
Seeschifffahrt. Derartig herauskristallisierte Versicherungsrisiken indizieren 
die international geprägte Geschäftserfahrung des Versicherungsnehmers 
und lassen ihn in puncto Verhandlungsstärke als dem Versicherer ebenbür-
tig erscheinen. Eines besonderen Schutzes im Sinne eines Rechtswahlverbo-
tes bedürfen diese Marktteilnehmer nicht. 
                                                                                                                            
Mitarbeitern und einer eigenen, mit internationalen Rechtsgepflogenheiten vertrauten 
Rechtsabteilung. 
1069 Vgl. auch Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berück-
sichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 49 f. 
1070 Vgl. auch Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berück-
sichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsamen Markt, S. 51 f. 
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Insoweit hätte die Negierung der Rechtswahlfreiheit in diesen Spar-
tenbereichen für die international arbeitenden Versicherungsnehmer unter 
Umständen hohe finanzielle (Prämien-)Nachteile, die es aus Wettbewerbs-
gesichtspunkten zu vermeiden gilt. 
 
3. Resümee zur Rechtswahlfreiheit 
 
Insbesondere die zuletzt dargestellten Rechtswahlanknüpfungen ha-
ben in ihren Ansätzen aufgezeigt, dass sie anders als eine völlige Rechts-
wahlfreiheit in der Lage sind, als Kriterien unter dem erweiterten Gesichts-
punkt der annähernd gleichen Verhandlungsstärke der Vertragspartner fun-
gieren zu könnten. Nichts desto trotz würde es damit eine Rechtswahlfrei-
heit nur für einen im Vergleich zum Privatkunden/Massenbereich relativ 
kleinen Versichertenkreis geben können. Es zeigt sich jedoch augenfällig, 
dass einer Rechtswahlfreiheit außerhalb dieser engen Grenzen die Aspekte 
des Verbraucherschutzes gegenüberstehen, da es sich im sog. „Jedermann“- 
oder Massenversicherungsgeschäft gerade nicht um ebenbürtige Verhand-
lungspartner handelt. Eine umfassende, auch im Gesamtspektrum des Mas-
senversicherungsbereichs anzuwendende Rechtswahlfreiheit wird es folg-
lich auch in der Zukunft nicht geben können.1071 
Möchte man jedoch den grenzüberschreitenden Versicherungsmarkt 
bei vollem Anwendungsspektrum auch im Massengeschäft verwirklichen 
und insbesondere den im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit bereits darge-
legten Defiziten begegnen, wird man nicht umhinkommen, nach anderen 
Wegen und Möglichkeiten für eine intensivere Nutzung dieses Versiche-
rungsbereiches zu suchen. Als Möglichkeit in diesem Sinne könnte die be-
reits angedachte Harmonisierung bzw. Vereinheitlichung der materiellen 
mitgliedsstaatlichen Versicherungsvertragsrechte bzw. ein für grenzüber-
schreitend abgeschlossene Verträge geltendes europäisches Versicherungs-
vertragsrecht herangezogen werden. 
                                                 
1071 Vgl. im Ergebnis ebenso Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht unter 
besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im gemeinsamen 




An dieser Stelle gilt es zunächst für die nun folgenden Überlegungen 
zur Vertragsrechtsharmonisierung/-vereinheitlichung festzuhalten, dass es 
im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nicht möglich ist, alle Vor- und 
Nachteile der Vertragsrechtsharmonisierung/-vereinheitlichung sowie deren 
rechtliche und politische Verwirklichbarkeit gegeneinander abzuwägen. Die 
Schaffung eines materiellen Einheitsrechts wird vielmehr nur als eine Opti-
on zur Beseitigung der derzeit bestehenden Defizite im grenzüberschreiten-
den Dienstleistungsverkehr mit Versicherungsprodukten überblicksartig 
dargestellt. 
Wenn man vor dem Hintergrund des Gemeinschaftsrechts von der 
Notwendigkeit einer Angleichung bzw. Vereinheitlichung materieller Ver-
tragsrechte als einer Möglichkeit der Optimierung der Grundfreiheiten und 
des Binnenmarktgedankens im Dienstleistungsbereich der Versicherungen 
spricht, so ließe sich mit Müller-Graff das Zusammenwirken und Verbinden 
beider Rechtsgebiete am ehesten mit dem Begriff des „Gemeinschaftsprivat-
rechts“ erfassen.1072 Unter diesem Begriff ließen sich dann die kraft Ge-
meinschaftsrecht inhaltsidentisch verbindlichen Privatrechtssätze verstehen. 
 
1. Wurzeln einer Vereinheitlichung 
 
Ein einheitliches Recht bzw. die Schaffung eines solchen ist ein der 
europäischen Geschichte nicht unbekanntes Unterfangen. Vor der Bildung 
der Nationalstaaten und den großen Kodifikationen beherrschte das römi-
sche Recht breite Teile des damaligen „europäischen“1073 Privatrechts.1074 
Ausgehend von dieser gemeinsamen geschichtlichen Verwurzelung, dem - 
                                                 
1072 Müller-Graff, Privatrecht und Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 24 und 27. Der hier 
verwendete Begriff des Gemeinschaftsprivatrechts taucht in diesem Zusammenhang wohl 
erstmals im Jahr 1975 bei Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S. 36, auf. 
1073 „Europäisch“ meint in diesem Zusammenhang nicht den nach dem 2. Weltkrieg umge-
setzten Gedankenweg einer europäischen Integrationspolitik, sondern lediglich den territo-
rialen Ausdehnungsbereich. 
1074 Vgl. Coing, Europäisierung der Rechtswissenschaft, S. 937 (939); Zimmermann, Das 
römisch-kanonische ius commune als Grundlage europäischer Rechtseinheit, JZ 1992, S. 8 
(10 ff.); Derselbe, Die „Principles of European Contract Law“, ZEuP 1995, S. 731 (732). 
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wie es Coing bezeichnet - „Ius commune des Kontinents“1075, weisen auch 
die heute existierenden Privatrechtsordnungen trotz unterschiedlicher Kodi-
fikationen rechtliche Gemeinsamkeiten auf.1076 
Koschaker schrieb hierzu vor nahezu 70 Jahren, dass sich „keine 
Sparte der Rechtswissenschaft [finden lässt], die so ausgesprochen europäi-
schen Charakter trägt, wie die Privatrechtswissenschaft.“1077 Insbesondere 
wurde im Rahmen der mitgliedsstaatlichen Privatrechtskodifikationen auf 
rechtsvergleichende Vorarbeiten zurückgegriffen, um sowohl die als positiv 
einzustufenden Regelungen anderer Rechtsordnungen übernehmen zu kön-
nen als auch die sich als unpraktikabel erweisenden Kodifikationselemente 
fernzuhalten oder zu korrigieren.1078 Erinnert sei in diesem Zusammenhang 
auch an die aus deutscher Sicht interessante Parallele zu den im 19. Jahr-
hundert in Deutschland zersplitterten Partikularrechten und der damit ver-
bundenen Diskussion von Thibaut und Savigny um die Kodifikation einer 
einheitlichen Zivilrechtsordnung.1079 
Letztendlich beruht auch das derzeitig gültige Europäische Gemein-
schaftsrecht auf den gemeinsamen Traditionen der Privatrechtsordnungen 
der Gründerstaaten. Böhm hebt diesbezüglich hervor, dass der europäische 
Integrationsbeginn im Bereich der Wirtschaft dadurch erleichtert, wenn 
nicht gar erst ermöglicht wurde, dass die den Privatrechtsordnungen der 
Mitgliedsstaaten zu Grunde liegenden übereinstimmenden Traditionen als 
Basis einer Integrationspolitik herangezogen werden konnten.1080 Die wer-
dende Gemeinschaftsrechtsordnung konnte somit auf bereits bestehende und 
kompatible Privatrechtsinstitutionen wie Vertragsfreiheit, Wettbewerbsfrei-
                                                 
1075 Coing, Europäisches Privatrecht, S. V. Vgl. auch Müller-Graff, Privatrecht und europä-
isches Gemeinschaftsrecht, S. 15; Zimmermann, Das römisch-kanonische ius commune als 
Grundlage europäischer Rechtseinheit, JZ 1992, S. 8 ff. 
1076 So stellte bereits Lando, Unfair Contract Clauses and a European Uniform Commercial 
Code, S. 267 (285), im Jahre 1978 bezüglich des Handelsrechtes fest, dass ein nationaler 
Geist in dieser Rechtsmaterie kaum zu finden sei, oder wie er es formulierte „commercial 
law is not folklore.“ 
1077 Koschaker, Europa und das Römische Recht, S. 1 ff. Vgl. auch Rittner, Das Gemein-
schaftsprivatrecht und die europäische Integration, JZ 1995, S. 849 (853). 
1078 Vgl. Blaurock, Europäisches Privatrecht, JZ 1994, S. 270 f.; Zimmermann, Konturen 
eines europäischen Vertragsrechts, JZ 1995, S. 477 (479). 
1079 Vgl. Thibaut, Über die Notwendigkeit eines allgemeinen Bürgerlichen Rechts für 
Deutschland, S. 1 ff.; Savigny, Vom Beruf unsrer Zeit für Gesetzgebung und Rechtswissen-
schaft, S. 1 ff. 
1080 Vgl. Mestmäcker, Über die Rolle der Politik in der Marktwirtschaft, Dargestellt anhand 
eines unveröffentlichten Briefes von Franz Böhm, ORDO 1978, S. 1 (11); Müller-Graff, 
Privatrecht und europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 16. 
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heit, Vereinigungs- und Gewerbefreiheit als die, nach Zuleeg, wahren 
Grundfreiheiten des Gemeinsamen Marktes zurückgreifen.1081 Folglich setz-
te der EGV seine Integrationshoffnung auch nicht auf eine Bundesstaatsper-
spektive, sondern auf die Verwirklichung der ungehinderten Wahrnehmung 
der grenzüberschreitenden Privatautonomie in der konkreten Ausformung 
der Grundfreiheiten.1082 
Betrachtet man in diesem Zusammenhang das Gemeinschaftsprivat-
recht, so kann man feststellen, dass dieses bereits seit Jahrzehnten im He-
ranwachsen begriffen ist und zu einer mehr oder weniger intensiven Durch-
setzung der mitgliedsstaatlichen Zivilrechtsordnungen geführt hat1083, ohne 
dass die Rechtskultur darunter gelitten hätte.1084 Während sich die Rechts-
angleichungen dabei zunächst auf den Bereich des Wirtschaftsrechts kon-
zentrierten, erkannte man rasch, dass das Gemeinschaftsrecht mit der wach-
senden Integration der Europäischen Gemeinschaften verstärkt die Entwick-
lung der mitgliedstaatlichen Privatrechtsordnungen beeinflussen wird.1085 
Mittlerweile kann man davon ausgehen, dass es mit Ausnahme der 
nur schwach binnenmarktbezogenen Gebiete des Erb- und Familien-
rechts1086 kaum noch mitgliedsstaatliche Privatrechtsbereiche gibt, die nicht 
durch gemeinschaftsrechtliche Vorgaben neu geformt wurden.1087 Erwäh-
nenswert sind in diesem Zusammenhang unter anderem die Bereiche des 
                                                 
1081 Vgl. Zuleeg, Die Wirtschaftsverfassung der Europäischen Gemeinschaften, S. 73 (80). 
1082 Vgl. Müller-Graff, Privatrecht und europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 17. 
1083 Vgl. Gebauer, Grundfragen der Europäisierung des Privatrechts, S. 95. 
1084 Vgl. Basedow, Rechtskultur - zwischen nationalem Mythos und europäischem Ideal, 
ZEuP 1996, S. 379. 
1085 Vgl. Hauschka, Grundprobleme der Privatrechtsfortbildung durch die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft, JZ 1990, S. 521 (523); Hommelhoff, Zivilrecht unter dem Ein-
fluss europäischer Rechtsangleichung, AcP 1992, S. 71 (75 f.); Hallstein, Angleichung des 
Privat- und Prozessrechts in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, RabelsZ 1964, S. 
211. 
1086 Vgl. Gebauer, Grundfragen der Europäisierung des Privatrechts, S. 95; Zuleeg, Rechts-
angleichung innerhalb und außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, ZEuP 1998, S. 506 
(518). Der Bereich des Erb- und Familienrechts (Ehe-, Unterhalts- und Kindschaftsrecht) 
wurde bislang nicht europarechtlich determiniert. In diesen Bereichen bestehen vorwiegend 
multi- und bilaterale Staatsverträge. Vgl. dazu auch Jayme/Hausmann, Internationales Pri-
vat- und Verfahrensrecht, Nr. 20, 30-33, 40, 41, 50-56, 60, 61. 
1087 Vgl. hierzu Schwartz, Perspektiven der Angleichung des Privatrechts in der Europäi-
schen Gemeinschaft, ZEuP 1994, S. 559 (561 ff.); Ulmer, Vom deutschen zum europäi-
schen Privatrecht, JZ 1992, S. 1 (3 ff.); Hommelhoff, Zivilrecht unter dem Einfluss europä-
ischer Rechtsangleichung, AcP 1992, S. 71 (75 ff.); Hoffmann, Richtlinien der Europäi-
schen Gemeinschaft und Internationales Privatrecht, ZfRV 1995, S. 45 (53); Remien, Illu-
sion und Realität eines europäischen Privatrechts, JZ 1992, S. 277 (278 f.); Sandrock, Die 
Europäischen Gemeinschaften und die Privatrechte ihrer Mitgliedstaaten: Einheit oder 
Vielfalt?, EWS 1994, S. 1 (3 f.). 
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Gesellschaftsrechts1088, der Produkthaftung1089, der Haustürgeschäfte1090, 
der Handelsvertreter1091, der Verbraucherkredite1092 und Pauschalreisen1093, 
aber auch die Gleichbehandlungsregelungen1094, der Betriebsübergang im 
Arbeitsrecht1095, der Bereich missbräuchlicher Klauseln1096 sowie der 
Verbraucherschutz im Versand- und Fernabsatzgeschäft.1097 
                                                 
1088 Vgl. u. a. Erste Richtlinie 68/151/EWG (Publizitätsrichtlinie) vom 09.03.1968, ABl. 
1968 L 65/8; Zweite Richtlinie 77/91/EWG (Kapitalrichtlinie) vom 13.12.1976, ABl. 1977 
L 26/1, geändert durch Richtlinie 92/101/EWG vom 23.11.1992, ABl. 1992 L 347/64; 
Dritte Richtlinie 78/855/EWG (Fusionsrichtlinie) vom 09.10.1978, ABl. 1987 L 295/36; 
Vierte Richtlinie 78/660/EWG (Jahresabschlussrichtlinie) vom 25.07.1978, ABl. 1978 L 
222/11, geändert durch zwei Richtlinien 90/604/EWG und 90/605/EWG vom 08.11.1990, 
ABl. 1990 L 317/57 und L 317/60, geändert durch Richtlinie 94/8/EG vom 21.03.1994, 
ABl. 1994 L 82/33; Sechste Richtlinie 82/891/EWG (Spaltungsrichtlinie) vom 17.12.1982, 
ABl. 1992 L 378/47; Siebente Richtlinie 83/349/EWG (Richtlinie über den konsolidierten 
Abschluss) vom 13.06.1983, ABl. 1983 L 193/1, geändert durch zwei Richtlinien 
90/604/EWG und 90/605/EWG , vom 08.11.1990, ABl. 1990 L 317/57 und L 317/60; Ach-
te Richtlinie 84/253/EWG (Prüferbefähigungsrichtlinie) vom 10.04.1984, ABl. 1984 L 
126/20; Elfte Richtlinie 89/666/EWG (Zweigniederlassungsrichtlinie) vom 22.12.1989, 
ABl. 1989 L 395/36; Zwölfte Richtlinie 89/667/EWG (Einpersonen-GmbH-Richtlinie) vom 
22.12.1989, ABl. 1989 L 395/40. 
1089 Vgl. Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25.07.1985 zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedsstaaten über die Haftung für fehlerhafte Produk-
te, ABl. 1985 L 210/29-33. 
1090 Vgl. Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20.12.1985 betreffend den Verbraucher-
schutz im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen, ABl. 1985 
L372/31-33. 
1091 Vgl. Richtlinie 86/653/EWG des Rates vom 18.12.1986 zur Koordinierung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedsstaaten betreffend die selbständigen Handelsvertreter, ABl. 1986 
L 382/17-21. 
1092 Vgl. Richtlinie 86/102/EWG des Rates vom 22.12.1986 zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedsstaaten über den Verbraucherkredit, ABl. 1987 
L 42/48-53. 
1093 Vgl. Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13.06.1990 über Pauschalreisen, ABl. 1990 
L 158/59-63; Verordnung 295/91/EWG über eine gemeinsame Regelung für ein System 
von Ausgleichsleistungen bei Nichtbeförderung im Linienflugverkehr, ABl. 1991 L 36/5-7. 
1094 Vgl. Richtlinie 75/117/EWG des Rates vom 10.02.1975 zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedsstaaten über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Ent-
gelts für Männer und Frauen, ABl. 1975 L 45/19; Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 
09.02.1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsausbildung und zum berufli-
chen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen, ABl. 1976 L 39/40-42; Richtli-
nie 2000/78/EG des Rates vom 27.11.2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für 
die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, ABl. 2000 L 
303/16; Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23.09.2002 zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, zur Berufsausbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die 
Arbeitsbedingungen, ABl. 2002 L 269/15.  
1095 Vgl. Richtlinie 77/187/EWG des Rates vom 14.02.1977 zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedsstaaten über die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer 
beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Betriebsteilen, ABl. 1977 L 61/26-28. 
1096 Vgl. Richtlinie 93/13/EWG vom 05.04.1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbrau-
cherverträgen, ABl. 1993 L 95/29. 
1097 Vgl. Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über den Verbrau-
cherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz, ABl. 1997 L 144/19; Richtlinie 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.09.2002 über den Fernab-
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Aus deutscher Sicht sei in diesem Zusammenhang nur an die zum 
01.01.2002 in Kraft getretene umfassende Schuldrechtsreform im BGB1098 
erinnert, welche sich letztendlich auf die Umsetzungspflicht der Richtlinien 
1999/44/EG (Verbrauchsgüterkaufrichtlinie)1099, 2000/35/EG (Zahlungsver-
zugsrichtlinie)1100 und 2000/31/EG (E-Commerce-Richtlinie)1101 zurückfüh-
ren lässt. 
 
2. Gebiete bereits praktizierter Rechtseinheit 
 
Außerhalb des Gemeinschaftsrechts gibt es bereits heute Bereiche, in 
denen ein einheitliches materielles Zivilrecht vorhanden ist. So unterwerfen 
sich etwa Vertragsparteien insbesondere in grenzüberschreitenden handels-
rechtlichen Streitigkeiten privaten Schiedsgerichten. Dabei wird regelmäßig 
vereinbart, dass nicht ein bestimmtes nationales Recht anzuwenden ist, son-
dern die Streitigkeit auf der Grundlage des „Welthandelsrechts“, der soge-
nannten „lex mercatoria“1102, entschieden werden soll.1103 Dieses gewohn-
heitsrechtlich aus der Rechtsüberzeugung der weltweiten Gemeinschaft der 
Kaufleute und ohne Rücksicht auf nationale Grenzen entstandene Recht 
wird für Europa von den Handelskammern in Paris und Genf zentral ausge-
legt.1104 
                                                                                                                            
satz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der Richtlinie 
90/619/EWG des Rates und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG, ABl. 2002 L 271/16. 
1098 Vgl. Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts vom 26.11.2001, BGBl. I, 2001, S. 
3138. 
1099 Vgl. Richtlinie 1999/44/EG vom 25.05.1999 über den Verbrauchsgüterkauf, ABl. 1999 
L 171/12, Ablauf der Umsetzungsfrist am 31.12.2001. Vgl. auch den Abdruck in: NJW 
1999, S. 2421 ff. Vgl. ferner Schwartze, Die Europäisierung des Privatrechts am Beispiel 
des Kaufrechts, S. 33 (39 f.). 
1100 Vgl. Richtlinie 2000/35/EG vom 29.06.2000 zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im 
Geschäftsverkehr, ABl. 2000 L 200/35, Ablauf der Umsetzungsfrist am 07.08.2002. Vgl. 
auch den Abdruck in: NJW 2001, S. 132 ff. 
1101 Vgl. Richtlinie 2000/31/EG vom 08.06.2000 über den elektronischen Geschäftsverkehr, 
ABl. 2000 L 178/1, Ablauf der Umsetzungsfrist am 16.01.2002. Vgl. auch den Abdruck in: 
EuZW 2000, S. 527 ff. 
1102 Die „lex mercatoria“ zählen dabei ebenso wie AGB, technische Regeln und berufliche 
Standards zum Bereich internationaler Standardisierungselemente ohne eigene Rechtsquali-
tät. Vgl. dazu Müller-Graff, Europäisches Gemeinschaftsrecht und Privatrecht, NJW 1993, 
S. 13, m. w. N. 
1103 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 16. 
1104 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 16. Zu den Vor- und Nachteilen 
der lex mercatoria, Vgl. auch Eger, Harmonisierung von Rechtsregeln versus Wettbewerb 
zwischen Jurisdiktionen in Europa, S. 95 (104); Streit, Systemwettbewerb und Harmonisie-
rung im europäischen Integrationsprozess, S. 223 ff.; Streit/Mangels, Privatautonomes 
Recht und grenzüberschreitende Transaktionen, ORDO 1996, S. 73 ff. 
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Als verbesserungswürdig wird in diesem Zusammenhang jedoch die 
fehlende Transparenz der Schiedsgerichtsentscheidungen angesehen, welche 
weitgehend aus dem Umstand herrührt, dass eine Publikation der getroffe-
nen Entscheidung, sei es aus einer zwischen den Streitparteien vereinbarten 
Geheimhaltung oder aus mangelndem Interesse beim Publikum, unter-
bleibt.1105 
Daneben existieren weitere Bereiche, in denen sich Einheitsrecht 
aufgrund internationaler Abkommen (sogenanntes Konventionsprivat-
recht1106) finden lassen. Zu diesen zählen etwa das Wechsel-1107 und 
Scheckrecht1108, das UN-Kaufrecht (CISG)1109, das Stellvertretungs-, Lea-
sing-, Factoring-, See- und Lufttransportrecht sowie das Urheber- und Stra-
ßentransportrecht.1110 Aus europäischer Sicht sind internationale Überein-
kommen zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Zivilrechts, respek-
tive eines Versicherungsvertragsrechts, allenfalls als zweitbester Lösungs-
weg heranzuziehen, da oftmals langjährige Ratifikationsprozeduren drohen, 
sofern eine solche nicht ganz ausbleibt.1111 
Basedow meint bezugnehmend auf eine privatrechtsvereinheitli-
chende Wirkung, dass derartige internationale Übereinkommen „statt echter 
Rechtseinheit nicht mehr als einen Flickenteppich [schaffen]“1112, wobei die 
Vielzahl vertraglich ausgehandelter Ausnahmen und Einschränkungen so-
wie das Fehlen einer einheitlichen Auslegungsinstanz ihr übriges dazu bei-
                                                 
1105 Vgl. Berger, Internationale Wirtschaftsschiedsgerichtsbarkeit: verfahrens- und mate-
riellrechtliche Grundprobleme im Spiegel moderner Schiedsgerichts- und Schiedspraxis, S. 
420 f.; Remien, Rechtseinheit ohne Einheitsgesetze?, RabelsZ 1992, S. 300 (304). 
1106 Vgl. Müller-Graff, Europäisches Gemeinschaftsrecht und Privatrecht, NJW 1993, S. 13. 
1107 Vgl. Genfer Abkommen über das Einheitliche Wechselgesetz vom 07.06.1930, RGBl. 
1933 II, S. 378. 
1108 Vgl. Genfer Übereinkommen über das Einheitliche Scheckgesetz vom 19.03.1931, 
RGBl. 1933 II, S. 538. 
1109 Vgl. Wiener UN-Übereinkommen über Verträge über den internationalen Warenkauf 
(CISG) vom 11.04.1980, BGBl. 1989 II, S. 588. Als wichtigste Einschränkungen des CISG 
sind anzusehen, dass es nach Art. 2 a CISG nur auf gewerbliche und nicht auf Verbraucher-
geschäfte anzuwenden ist, es nach Art. 1 I CISG auf grenzüberschreitende Sachverhalte 
begrenzt ist und es nur dann Gültigkeit erlangt, wenn es als völkerrechtlicher Vertrag von 
den jeweiligen Staaten ratifiziert wurde. Vgl. dazu auch Schwartze, Die Europäisierung des 
Privatrechts am Beispiel des Kaufrechts, S. 33 (44 f.). 
1110 Vgl. - wenn auch in den Rechtstexten teilweise veraltet - Zweigert/Kropholler (Hrsg.), 
Sources of International Uniform Law, Bände I-IV. Vgl. ferner Basedow, Grundlagen des 
europäischen Privatrechts, JuS 2004, S. 89 (92). 
1111 Im Ergebnis ähnlich kritisch Martiny, Europäisches Privatrecht - greifbar oder uner-
reichbar?, S. 1 (14). 
1112 Basedow, Grundlagen des europäischen Privatrechts, JuS 2004, S. 89 (92). 
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tragen.1113 Ferner gebietet auch das bereits in den Präambeln zum EGV und 
EUV enthaltene Vertragsziel eines engeren Zusammenschlusses der europä-
ischen Völker, dass alle Anstrengungen unternommen werden sollten, um 
eine Angleichung bzw. Vereinheitlichung der Rechte durch Maßnahmen 
auch innerhalb und nicht nur außerhalb der Organisationsstrukturen der 
Gemeinschaft zu erreichen.1114 
 
3. Notwendigkeit einer Vertragsrechtsharmonisierung  
 
Dieser auch für das Versicherungsrecht viel diskutierte Harmonisie-
rungsansatz, der im Übrigen auch vom Wirtschafts- und Sozialausschuss der 
EU gestützt wird1115, knüpft an eine Angleichung der materiellen Versiche-
rungsvertragsrechte an.1116 Dabei muss eine Vertragsrechtsharmonisierung 
nicht zwangsläufig das sofortige Ende der bislang erreichten international-
privatrechtlichen Harmonisierung bedeuten. Vielmehr erscheint es zumin-
dest am Anfang sinnvoll, beide Systeme miteinander zu verbinden. In dem 
Umfang, in dem sich Verbraucherschutzaspekte vermehrt im harmonisierten 
                                                 
1113 Vgl. Kötz, Rechtsvereinheitlichung: Nutzen, Kosten, Methoden, Ziele, RabelsZ 1986, 
S. 1 ff. 
1114 Vgl. Zuleeg, Rechtsangleichung innerhalb und außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft, ZEuP 1998, S. 506 (518). 
1115 Vgl. Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Die Verbrau-
cher auf dem Versicherungsmarkt“ ABl. 1998 C 95/72 (77), sub 219. Hiernach ist das Feh-
len von Gemeinschaftsvorschriften für Versicherungsverträge, einschließlich eines Min-
destmaßes an Harmonisierung des materiellen Rechts, für eine ganze Reihe von Hemmnis-
sen und Problemen verantwortlich. Vgl. zusätzlich die weiteren, zeitlich vorgelagerten 
Stellungnahmen des Wirtschafts- und Sozialausschusses aus dem Jahr 1976 (ABl. C 204/13 
vom 30.08.1976) und des Europäischen Parlamentes (ABl. C 36/14 vom 13.02.1978). Vgl. 
auch die weitergehenden allgemeinen Forderungen des Europäischen Parlaments nach einer 
Vereinheitlichung des Privatrechts: 1.) Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
26.05.1989, abgedruckt in RabelsZ 1992, S. 320 f. und in ZEuP 1993, S. 613 ff.; 2.) Zwei-
ter Kodifikationsbeschluss des Europäischen Parlaments vom 06.05.1994, abgedruckt in 
ZEuP 1995, S. 669. Zu den vorgenannten Forderungen, Vgl. weiterführend Heiss, Europäi-
sches Vertragsrecht: in statu nascendi?, ZfRV 1995, S. 54; Tilmann, Entschließung des 
Europäischen Parlaments über die Angleichung des Privatrechts der Mitgliedsstaaten vom 
26.05.1989, ZEuP 1993, S. 613 ff.; Tilmann, Zweiter Kodifikationsbeschluss des Europäi-
schen Parlaments, ZEuP 1995, S. 534 ff.; Zimmermann, Konturen eines europäischen Ver-
tragsrechts, JZ 1995, S. 477 (480 Anm. 38). 
1116 Vgl. auch Basedow, Insurance Contract Law as Part of an Optional European Contract 
Law, S. 1 ff.; Präve, Die Vollendung des europäischen Binnenmarktes und der Schutz des 
Versicherungsnehmers, VW 1991, S. 1046 (1048). Bezüglich weiterer für die Verwirkli-
chung der Dienstleistungsfreiheit im Ergebnis jedoch ungeeigneter Ansatzpunkte, Vgl. 
Roth, Grundlagen des gemeinsamen europäischen Versicherungsmarktes, RabelsZ 1990, S. 
63 (87); Basedow/Drasch, Das neue Internationale Versicherungsvertragsrecht, NJW 1991, 
S. 785 (786). 
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bzw. vereinheitlichten materiellen Recht wiederfinden würden, könnte ein 
Abbau gleichgelagerter Vorschriften im IPR erwogen werden.1117 
Überlegungen hin zu einer Vertragsrechtsangleichung als Endziel ei-
nes europäischen Versicherungsbinnenmarktes gab es in der gesamten ge-
schichtlichen Entwicklung der Europäisierung dieses Rechtsbereiches. Le-
diglich der Nachdruck, mit dem diese Politik verfolgt wurde, war - wie be-
reits dargestellt - unterschiedlich intensiv.1118 
Nachdem man den aus dem Jahre 1979 stammenden Richtlinienent-
wurf1119, welcher einige Harmonisierungsvorschläge zum Versicherungsver-
tragsrecht enthielt1120, nach intensiver Diskussion1121 in diesen Punkten 
nicht mehr weiter verfolgte, verlagerten sich alle versicherungsrechtlichen 
Folgemaßnahmen auf sekundärrechtliche Harmonisierungen der internatio-
                                                 
1117 So u. a. auch Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 702; Mewes, Interna-
tionales Versicherungsvertragsrecht unter besonderer Berücksichtigung der europäischen 
Dienstleistungsfreiheit im gemeinsamen Markt, S. 337. Vgl. zum Umfang des Verbraucher-
schutzes auch Roth, Berechtigte Verbrauchererwartungen im Europäischen Gemeinschafts-
recht, S. 45 ff.; Micklitz, Perspektiven eines Europäischen Privatrechts, ZEuP 1998, S. 253 
(263 f.). 
1118 Vgl. Bühnemann, Zur Harmonisierung des Versicherungsvertragsrechts in der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, VersR 1968, S. 418 (418 f.); Meyer-Kahlen Angleichung 
des Versicherungsvertragsrechts im Gemeinsamen Markt, S. 28 ff.; Reichert-Facilides, 
Versicherungsverbraucherschutz und Internationales Privatrecht, S. 1023 (1041); Winter, 
Zur Versicherungsvertragsrechtsharmonisierung im Rahmen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft, S. 15 ff.; Möller, Zum II. Weltkongress der A.I.D.A. in Hamburg, ZfV 1966, 
S. 559 (559 f.); Hübner, Zum Stand der Rechtsvereinheitlichung im Internationalen Versi-
cherungsvertragsrecht, S. 111 (112); Levie, Die Niederlassungsfreiheit in der Schadensver-
sicherung, ZVersWiss 1973, S. 243 (243 f.); Biagosch, Europäische Dienstleistungsfreiheit 
und deutsches Versicherungsvertragsrecht, S. 126 ff. 
1119 Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Direktversiche-
rung, KOM (79) 355 endg. vom 06.06.1979, ABl. C 190 vom 28.07.1979, geändert in der 
Fassung ABl. C 335/30 vom 31.12.1980. 
1120 So finden sich im Entwurf etwa Richtliniennormierungen zum Vertragsschluss (Art. 2), 
zur Gefahrenanzeige des Versicherungsnehmers im Zeitpunkt des Vertragsschlusses (Art. 
3), zur Informationspflicht bei einer Gefahrerhöhung (Art. 4), zur entsprechenden Pflicht 
bei Gefahrverringerung (Art. 5), zu Pflichtverletzungen im laufenden Vertrag (Artt. 6 und 
8) sowie zu Abweichungen bei Vorschriften zugunsten des Versicherten, des Versiche-
rungsnehmers oder der geschädigten Person (Art. 12). Vgl. weiterführend hierzu auch Hüb-
ner, Schwerpunkte einer Koordinierung des Versicherungsvertragsrechts in der Europäi-
schen Gemeinschaft, ZVersWiss 1982, S. 221 (232 ff.); Steindorff, Rechtsangleichung in 
der EG und Versicherungsvertrag, ZHR 1980, S. 447 (456 ff.). 
1121 Vgl. Reichert-Facilides, Rechtsfragen des Wettbewerbs zwischen inländischen und 
ausländischen Versicherern, S. 375 (385 ff.); Hübner, Schwerpunkte einer Koordinierung 
des Versicherungsvertragsrechts in der Europäischen Gemeinschaft, ZVersWiss 1982, S. 
221 (232 ff., 253); Steindorff, Rechtsangleichung in der EG und Versicherungsvertrag, 
ZHR 1980, S. 447 (450 ff.). 
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nalen Privatrechte der Mitgliedsstaaten.1122 Eine Vertragsrechtsangleichung 
wurde danach insbesondere unter dem Eindruck der Zweiten und Dritten 
Richtliniengeneration nicht mehr als Vorbedingung zur Binnenmarktver-
wirklichung angesehen.1123  
Nichts desto trotz gilt es im Folgenden die Chance zu einer Rechts-
vereinheitlichung im Bereich des Versicherungsvertragsrechts als eine Mög-
lichkeit der Verwirklichung der Grundfreiheiten, insbesondere der defizitä-
ren Dienstleistungsfreiheit im Massenversicherungsbereich, zu untersuchen, 
da sich die bisherige, allein auf eine Harmonisierung der Kollisionsrechts-
vorschriften setzende Strategie als in diesem Sinne nur bedingt tauglich er-
wiesen hat. Bevor man theoretische Rechtsangleichungs- oder Vereinheitli-
chungsmodelle analysiert, stellt sich jedoch vorab die Frage, weshalb man 
aus heutiger Sicht einer materiellen Rechtsharmonisierung auf dem Gebiet 
des Versicherungsrechtes bessere Erfolgschancen einräumt, als dies in den 
1970er und 1980er Jahren nachweislich der Fall war. 
Zum einen ist aufgrund der bereits erörterten Dritten Richtlinienge-
neration eine Europäisierung des Aufsichtsrechtes dergestalt verwirklicht 
worden, dass der unter anderem im früheren deutschen Versicherungsauf-
sichtsrecht existente Niederlassungszwang ausländischer Gesellschaften 
abgeschafft und das „Single Licence-Prinzip“ sowie die umfassende Sitz-
landaufsicht verwirklicht wurde. Aufgrund des insoweit vorhandenen Fun-
daments stünde ein Rechtsvereinheitlichungsprojekt heute auch schon des-
halb unter günstigeren Vorzeichen, weil der früher bestehende zeitliche 
Druck zur Zielerreichung der Vollendung des Versicherungsbinnenmarktes 
                                                 
1122 Vgl. Biagosch, Europäische Dienstleistungsfreiheit und deutsches Versicherungsver-
tragsrecht, S. 128, sowie allgemein zum damaligen Konzept der Kommission Sedemund, 
Cassis de Dijon und das neue Harmonisierungskonzept der Kommission, S. 37 (38 ff.). 
1123 Vgl. Roth, Internationales Versicherungsvertragsrecht, S. 699. Vgl. ferner die den 
Richtlinien 88/357/EWG (Zweite Richtlinie Schaden) und 90/619/EWG (Zweite Richtlinie 
Leben) vorgelagerten Erwägungsgründe, in denen es heißt: „Die in den Mitgliedsstaaten 
geltenden Vorschriften des Versicherungsvertragsrechts bleiben unterschiedlich.“ bzw. 
„Die in den Mitgliedsstaaten geltenden Vorschriften des Vertragsrechts für die in der Ersten 
Richtlinie genannten Tätigkeiten bleiben unterschiedlich.“ Noch deutlicher werden die 
Erwägungsgründe der Dritten Richtliniengeneration, wo es z. B. im Erwägungsgrund Nr. 
18 der Richtlinie 92/49/EWG (Dritte Richtlinie Schaden) und wortgleich hierzu im Erwä-
gungsgrund Nr. 19 der Richtlinie 92/96/EWG (Dritte Richtlinie Leben) sowie im Erwä-
gungsgrund Nr. 44 der Richtlinie2002/83/EG (Vierte Richtlinie Leben) heißt: „Die Harmo-
nisierung des für den Versicherungsvertrag geltenden Rechts ist keine Vorbedingung für 
die Verwirklichung des Binnenmarktes im Versicherungssektor.“ 
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zum Jahr 19941124 aus heutiger Sicht nicht mehr besteht und insoweit Vor-
arbeiten zu materiellen Rechtsvereinheitlichungen nicht unter einem konkre-
ten Zeitdruck stehen.1125 Zum anderen gehören die Marktabschottungspoli-
tik sowie - mit ihr einhergehend - die zwangsläufig nationale Selbstbe-
schränkung auf den Versicherungsmärkten der Vergangenheit an. 
Das neue „Zauberwort“ Globalisierung hat auch vor den Versiche-
rungsunternehmen nicht Halt gemacht. So kann man heute davon ausgehen, 
dass zumindest von der Unternehmensseite kaum noch ernsthafte Ableh-
nungen einer materiellen Rechtsvereinheitlichung auf dem Gebiet des Ver-
sicherungsvertragsrechtes drohen. Denn nicht zuletzt würde den Versiche-
rern durch diese Vorgehensweise unter anderem die Bildung europaweiter 
und somit einheitlicher Gefahrenverbünde ermöglicht. 
Auch die Gruppe der Verbraucher kann einer Rechtsangleichung 
heute gelassener als in den 1970er und 1980er Jahren entgegensehen, da ein 
Absinken von nationalen Mindeststandards auf breiter Front nicht zu erwar-
ten ist. Der Verbraucherschutz ist heute aufgrund zahlreicher spezifisch ver-
sicherungsvertragsrechtlicher Regelungen fest im sekundären 
Gemeinschaftsrecht verankert.1126 Erwähnt seien hier nur das Rücktrittsrecht 
und die Informationspflicht für Lebensversicherungsverträge, der 
Haftungsumfang und die Mindestdeckungssummen in der Kfz-
Haftpflichtversicherung sowie die im Grundsatz ebenfalls anwendbare 
Richtlinie1127 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen.1128  
                                                 
1124 Der Versicherungsbinnenmarkt gilt offiziell mit dem Ablauf der Umsetzungsfrist der 
Dritten Richtliniengeneration zum 01.07.1994 als vollendet. Vgl. hierzu neben den betref-
fenden Richtlinien auch Lenzig, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 139 (148). 
1125 Vgl. Hohlfeld, Die Zukunft der Versicherungsaufsicht nach Vollendung des Binnen-
marktes, VersR 1993, S. 144 (149); Mewes, Internationales Versicherungsvertragsrecht 
unter besonderer Berücksichtigung der europäischen Dienstleistungsfreiheit im Gemeinsa-
men Markt, S. 339. 
1126 Vgl. allgemein zum Aspekt des Verbraucherschutzes Roth, Berechtigte Verbraucherer-
wartungen im Europäischen Gemeinschaftsrecht, S. 45 ff.; Micklitz, Perspektiven eines 
Europäischen Privatrechts, ZEuP 1998, S. 253 (263 f.); Reich, Zur Theorie des Europäi-
schen Verbraucherrechtes, ZEuP 1994, S. 381 ff. Zum Reformbedarf im Bereich des 
Verbraucherschutzes, Vgl. Präve, Verbraucherschutz und Reformbedarf, NVersZ 2000, S. 
201 ff., m. w. N. 
1127 Vgl. Richtlinie 93/13/EWG über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, 
ABl. 1993 L 95/29, welche nach dem Erwägungsgrund Nr. 19 grundsätzlich auch auf Ver-
sicherungsverträge Anwendung findet. 
1128 Vgl. ebenso Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäi-
scher Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (24). 
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Der Verbraucher wäre durch die angesprochene materielle Rechts-
vereinheitlichung in die Lage versetzt, einen Vergleich der Hauptpunkte des 
Vertrages (z. B. Prämienpreis und Haftungsumfang der abgedeckten Risi-
ken) mit anderen Angeboten aus verschiedenen Mitgliedsstaaten durchzu-
führen. Nicht zuletzt würde dieser Weg auch einen Kontinuitätsgewinn für 
die Gruppe der „euromobilen Gemeinschaftsbürger“ beinhalten. Zudem 
wurde bereits festgestellt, dass der Versuch, die Unterschiede der Rechts-
ordnungen über das Institut der Vertragsfreiheit auszugleichen - sofern aus 
Verbraucherschutzerwägungen überhaupt zulässig - aufgrund der unter Um-
ständen kostenintensiven, weil individuellen Einzelvertragsgestaltung zu 
erheblichen Mehrkosten führt. 
Nicht außer Acht zu lassen ist auch das Faktum, dass am 01.01.2002 
der EURO als offizielles Zahlungsmittel in den EU-Teilnehmerstaaten ein-
geführt wurde und somit die wichtige Preisvergleichshürde für die Verbrau-
cher gefallen ist.1129 Insbesondere durch das mittlerweile vertraute Medium 
Internet könnte die neue Gemeinschaftswährung eine kaum abschätzbare 
Bedarfserweiterung auf der Angebots- und Nachfragerseite nach Versiche-
rungsprodukten ausländischer Anbieter auslösen. 
In der Literatur1130 gibt es noch immer gegensätzliche Auffassungen 
zu den Erfolgsaussichten einer solchen Vereinheitlichung des materiellen 
Versicherungsvertragsrechts, wobei die Argumente pro und contra nicht 
stets grundsätzlicher Art sind, sondern oftmals auch praktische Anwen-
dungsprobleme und Vorbehalte emotionaler Natur1131 widerspiegeln. So 
wird von Schwintowski, der eine Vereinheitlichung bejaht, vorgeschlagen, 
man könne ein europäisches Rahmengesetz zum materiellen Versicherungs-
recht schafften, welches Basisfragen regele und die Detailausgestaltung den 
Mitgliedsstaaten überließe, um auf diese Weise Subsidiaritätsaspekte zu 
                                                 
1129 Zur Bedeutung der gemeinsamen europäischen Währung für die Versicherungsmärkte 
in Europa, Vgl. Otto/Wähling, Die Einführung des Euro - Anforderungen an die Versiche-
rungswirtschaft, ZVersWiss 1999, S. 645 ff. 
1130 Vgl. zur Diskussion und den folgend dargestellten Auffassungen Czernich, 2. Diskussi-
onsbericht, S. 69 ff. 
1131 In diesem Zusammenhang sei nur auf die Einschätzung von Zuleeg, Rechtsangleichung 
innerhalb und außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, ZEuP 1998, S. 506 (512 und 
514), verwiesen, der den Widerstand gegen eine weitergehende europäische Rechtsanglei-
chung auch darin begründet sieht, dass die Beteiligten um den Fortbestand ihrer National-
staaten bangen. Zur weitergehenden Diskussion um die „Entstaatlichung“ der Nationalstaa-
ten durch eine Kompetenzausweitung seitens der EG, Vgl. etwa Kirchhof, Europäische 
Einigung und der Verfassungsstaat der Bundesrepublik Deutschland, S. 63 (92 ff.). 
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berücksichtigen und die Beibehaltung mitgliedsstaatlicher Rechtstraditionen 
zu gewährleisten.1132 Ferner analysiert Basedow, ebenfalls Verfechter eines 
einheitlichen Vertragsrechts, dass das frühere Scheitern in dieser Frage un-
ter anderem auf den nun nicht mehr verfolgten Marktabschottungsbestre-
bungen der Versicherer basierte.1133 
Heute sind die Versicherer dagegen unisono an einer Erweiterung ih-
rer europaweiten Aktivitäten interessiert. Besonders attraktiv sei, so Base-
dow, eine Vertragsrechtsvereinheitlichung für kleine und mittelgroße Versi-
cherer, da die Großunternehmen ohnehin in fast allen Mitgliedsstaaten über 
Niederlassungen vertreten sind und insoweit auch im Ausland keine interna-
tionalen, sondern nationale Verträge abschließen würden.1134 Eine Optimie-
rung der Dienstleistungsfreiheit im Massenversicherungsgeschäft durch ein 
einheitliches Vertragsrecht hätte danach vor allem für die genannten kleinen 
und mittelgroßen Versicherer Relevanz, da diese dann, statt der Bildung von 
unter Umständen fünfundzwanzig verschiedenen mitgliedsstaatsbezogenen 
Risikopools einen einheitlichen bilden könnten, was zwangsläufig zu einer 
betriebswirtschaftlichen Effizienzsteigerungen führen würde.1135 Ähnlich 
äußert sich auch Hirte, nach dessen Ansicht eine Rechtsharmonisierung ü-
berwiegend dem „normalen“ Verbraucher und den mittelständischen Unter-
nehmen zu Gute käme, da diese im Gegensatz zu zahlreichen Großunter-
nehmen nicht oder nur erschwert in der Lage sind, sich über die Rechtslage 
in ausländischen Rechtsordnungen zu informieren.1136 
Demgegenüber hält Reich eine Vertragsrechtsvereinheitlichung auf-
grund der aktuellen Gemeinschaftspolitik für unrealistisch und würde lieber 
den Gedanken einer sog. „Europolice“ vorantreiben.1137 Duchek warnt hin-
gegen vor der Zähflüssigkeit der nationalen Verwaltungen im Rahmen einer 
                                                 
1132 Vgl. zur Diskussion und den dargestellten Auffassungen Czernich, 2. Diskussionsbe-
richt, S. 69 ff. 
1133 Vgl. zur Diskussion und den dargestellten Auffassungen Czernich, 2. Diskussionsbe-
richt, S. 69 ff. 
1134 Vgl. zur Diskussion und den dargestellten Auffassungen Czernich, 2. Diskussionsbe-
richt, S. 69 ff. 
1135 Vgl. zur Diskussion und den dargestellten Auffassungen Czernich, 2. Diskussionsbe-
richt, S. 69 ff. 
1136 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 18, sowie ähnlich Hommelhoff, 
Konturen eines gemeinschaftsrechtlichen Unternehmensrechts, S. 287 (303); Lando, Die 
Regeln des Europäischen Vertragsrechts, S. 473 (474). 
1137 Vgl. zur Diskussion und den dargestellten Auffassungen Czernich, 2. Diskussionsbe-
richt, S. 69 ff. 
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Rechtsvereinheitlichung, und Lorenz möchte weiterhin einer Kollisions-
rechtsvereinheitlichung den Vorrang einräumen.1138 Nicht zu unterschätzen 
sind in diesem Zusammenhang auch die Argumente von Rudisch und Roth, 
welche beide auf die zu leistenden enormen Vorarbeiten aufgrund der tief-
greifenden rechtspolitischen Unterschiede der Versicherungsrechtsordnun-
gen, insbesondere zwischen der des Common Law und denen Kontinental-
europas, hinweisen.1139 Hinzu käme ferner das derzeitige Defizit, dass ein 
einheitliches Recht auch einheitlich besetzte juristische Fachbegriffe sowie 
eine einheitliche Auslegungspraxis1140 benötigen würde, um eine gewisse 
Systemtransparenz zu gewährleisten.1141 In diesem Sinne gilt es auch, die 
aufgrund der Vielsprachigkeit des Gemeinschaftsrechts bestehenden 
Schwierigkeiten einer trennscharfen Übersetzung der juristischen Begriff-
lichkeiten auf ein gewisses Niveau zu reduzieren.1142 Allerdings muss der 
Aspekt der Vielsprachigkeit nicht per se ein Hindernis im Rahmen einer 
effizienten Rechtsvereinheitlichung darstellen, wie man nicht nur an der 
Vielzahl mehrsprachiger internationaler Abkommen, sondern auch an der 
                                                 
1138 Vgl. zur Diskussion und den dargestellten Auffassungen Czernich, 2. Diskussionsbe-
richt, S. 69 ff. 
1139 Vgl. zur Diskussion und den dargestellten Auffassungen Czernich, 2. Diskussionsbe-
richt, S. 69 ff. Insbesondere zur Problematik der Vergleichbarkeit und Vereinbarkeit zwi-
schen dem Common Law Modell und den Rechtsordnungen Kontinentaleuropas lassen sich 
jedoch auch moderatere Meinungen finden, nach denen eine Annäherung beider Modelle 
nicht mehr per se als unlösbarer Widerspruch angesehen wird. Vgl. hierzu die verschiede-
nen Beiträge bei Hartkamp (Hrsg.), Towards a European Civil Code, S. 1 ff. Vgl. ferner 
Drobnig, Private law in the European Union, S. 1 ff. Demgegenüber wird jedoch auch die 
Auffassung vertreten, dass die Rechtssysteme Kontinentaleuropas in der Frage der Ergeb-
nisgleichheit gar nicht so weit vom Common Law-System entfernt sind wie man immer 
glaubt. Vgl. dazu Gordley, Common law and civil law: eine überholte Unterscheidung, 
ZEuP 1993, S. 498 ff.; Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 14, m. w. N.; 
Martiny, Europäisches Privatrecht - greifbar oder unerreichbar?, S. 1 (11). 
1140 Zur Problematik der Auslegungsdivergenzen von Gemeinschaftsrecht durch nationale 
Gerichte, Vgl. Kötz, Rechtsvereinheitlichung: Nutzen, Kosten, Methoden, Ziele, RabelsZ 
1986, S. 1 (7); Kohler, Integration und Auslegung: Zur Doppelfunktion des Europäischen 
Gerichtshofes, S. 11 ff.; Kropholler, Internationales Einheitsrecht, S. 306. 
1141 Vgl. zur Diskussion und den dargestellten Auffassungen: Czernich 2. Diskussionsbe-
richt, S. 69 ff. Ähnlich skeptisch, insbesondere wegen der Schwierigkeiten einer gemein-
schaftsweiten Rechtsangleichung aufgrund der in dieser Rechtsmaterie von Mitgliedsstaat 
zu Mitgliedsstaat bestehenden Niveauunterschiede äußert sich Meyer-Kahlen, Die Versi-
cherungsvertragsrechtsharmonisierung im Gemeinsamen Markt - eine unlösbare Aufgabe, 
VP 1980, S. 97 (97 ff.). Zu den Risiken einer fehlenden Systemtransparenz, Vgl. Eisen, 
Regulierung und Deregulierung in der deutschen Versicherungswirtschaft, ZVersWiss 78 
(1989), S. 157 (163 f.); Fahr, Die Umsetzung der Versicherungsrichtlinien der dritten Gene-
ration in deutsches Recht, VersR 1992, S. 1033 (1046 f.); Rieger, 1992: Erwartungen - 
Perspektiven - Realitäten, ZfV 1988, S. 402 (406); Müller, Neue Rolle der Aufsicht, Vers-
Verm 1991, S. 568 (576). 
1142 Vgl. Schulte-Nölke/Schulze, Europäische Rechtsangleichung und nationale Privatrechte 
- Einführung, S. 11 (18). 
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Rechtspraxis vielsprachig ausgerichteter Staaten wie etwa Belgien, Kanada 
oder der Schweiz sehen kann.1143 
Parallel dazu wird auch außerhalb des Bereichs des Versicherungs-
rechts Kritik an der derzeitigen Unvollständigkeit sowie der - in Ermange-
lung eines dogmatischen Gesamtkonzeptes1144 - damit verbundenen fehlen-
den Stimmigkeit des Gemeinschaftsprivatrechts vorgetragen, was zu Sys-
tembrüchen und Wertungswidersprüchen in den mitgliedsstaatlichen 
Rechtsordnungen1145 bis hin zur drohenden Zerstörung der Kohärenz und 
Widerspruchsfreiheit der mitgliedsstaatlichen Zivilrechtsordnungen führen 
könne.1146 So wird das Gemeinschaftsprivatrecht auch als aus „einzelnen 
Inseln“ ohne inneren Zusammenhang bestehend1147, als die mitgliedsstaatli-
chen Rechtsordnungen störend oder gar zerstörend1148 sowie als „Einfalls-
tor“1149 in das nationale Recht pointiert beschrieben. 
Bei dieser Kritik darf jedoch nicht außer Acht gelassen werden, dass 
sich die gemeinschaftsprivatrechtlichen Möglichkeiten von denen der Mit-
gliedsstaaten sowohl von der Rechtsnatur als auch von der Funktion her 
unterscheiden. Nicht nur dass der Gemeinschaftsgesetzgeber nach dem 
Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung in seinem Kompetenzumfang 
beschränkt ist, verfolgt er vielmehr im Gegensatz zu den Mitgliedsstaaten 
regelmäßig keine Gesamtregelung einer Sachmaterie, sondern konkrete Zie-
le wie etwa die Binnenmarktverwirklichung, die Durchsetzung der Grund-
                                                 
1143 Vgl. Basedow, Grundlagen des europäischen Privatrechts, JuS 2004, S. 89 (91). Für 
eine Mehrsprachigkeit einer künftigen europäischen Rechtswissenschaft treten auch Re-
mien, Illusion und Realität eine europäischen Privatrechts, JZ 1992, S. 277 (283), und 
Flessner, Rechtsvereinheitlichung durch Rechtswissenschaft und Juristenausbildung, Ra-
belsZ 1992, S. 243 ff., ein. 
1144 Vgl. Gebauer, Grundfragen der Europäisierung des Privatrechts, S. 94, m. w. N. 
1145 Vgl. Schulte-Nölke/Schulze, Europäische Rechtsangleichung und nationale Privatrechte 
- Einführung, S. 11 (15 ff.). 
1146 Vgl. zur Problematik Gebauer, Grundfragen der Europäisierung des Privatrechts, S. 97. 
1147 Vgl. Rittner, Das Gemeinschaftsprivatrecht und die europäische Integration, JZ 1995, S. 
849 (851). Zur Problematik der fragmentarischen Rechtsangleichung im Gemeinschaftspri-
vatrecht, Vgl. auch Ulmer, Vom deutschen zum europäischen Privatrecht, JZ 1992, S. 1 ff., 
5 f.; Kötz, Rechtsvergleichung und gemeineuropäisches Privatrecht, S. 95 ff. Vgl. ferner 
Mengoni, L’Europa dei codici o un codice per l’Europa?, S. 4 f., sowie Junker, Rechtsver-
gleichung als Grundlagenfach, JZ 1994, S. 921 (924), nach dem „diese punktuelle Rechts-
vereinheitlichung [...] zwangsläufig zu einer Atomisierung des Gemeinschaftsprivatrechts 
[führt]“. 
1148 Vgl. Schulte-Nölke/Schulze, Europäische Rechtsangleichung und nationale Privatrechte 
- Einführung, S. 11 (15). 
1149 Großfeld/Bilda, Europäische Rechtsangleichung, ZfRV 1992, S. 421 (430). Vgl. auch 
Zuleeg, Rechtsangleichung innerhalb und außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, ZEuP 
1998, S. 506 ff. 
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freiheiten und die Beseitigung allgemeiner geschlechtsbezogener Diskrimi-
nierungen, wobei die Schutzbedürftigkeit der jeweiligen Marktteilnehmer 
regelmäßig ein Hauptaugenmerk der speziellen Regelung darstellt.1150 
Hirte hält das Systembruch-Argument auch deshalb für nicht haltbar, 
da europarechtliche Vorgaben sehr wohl mit den Zivilrechtsordnungen der 
Mitgliedsstaaten kompatibel bzw. ohne größere Probleme integrierbar sind 
und „nicht der Systembruch, sondern die „einfache“ Rechtsänderung im 
Mittelpunkt der europäischen Angleichung“1151 steht. Die notwendig wer-
denden Rechtsänderungen erfolgen ferner auch nicht plötzlich, da es zu-
meist in allen mitgliedsstaatlichen Rechtsordnungen bereits gleichlautende 
Ansatzpunkte in Rechtsprechung und Wissenschaft gibt.1152 
Daneben findet sich auch die Auffassung, wonach die Notwendigkeit 
einer Rechtsangleichung bzw. -vereinheitlichung innerhalb Europas in Gän-
ze zu bezweifeln ist, da es nicht die wortidentischen Rechtstexte seien, die 
zu einer Verringerung der Transaktionskosten im grenzüberschreitenden 
Waren- und Dienstleistungsverkehr führten, sondern die Berechenbarkeit 
des jeweils anzuwendenden Rechtssystems.1153 Die Richtigkeit dieser 
Grundaussage gilt jedoch nur für diejenigen Marktteilnehmer (z. B. Großun-
ternehmen), welche die Möglichkeiten und finanziellen Ressourcen besit-
zen, sich umfassend über die ausländische Rechtsordnung zu informie-
                                                 
1150 Vgl. Schulte-Nölke/Schulze, Europäische Rechtsangleichung und nationale Privatrechte 
- Einführung, S. 11 (15 f.); Basedow, Grundlagen des europäischen Privatrechts, JuS 2004, 
S. 89 (92); Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 24. In diesem Zusammenhang 
stellte sich der Verbraucherschutz als Rückgrat der europarechtlichen Beeinflussung der 
mitgliedsstaatlichen Privatrechte dar. Vgl. hierzu auch Remien, Verbraucherrecht oder 
allgemeines Privatrecht für die Europäische Union?, S. 107 (110). 
1151 Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 20. 
1152 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 20. Ferner führt Hirte ebenda 
aus, dass die vorgetragene Ablehnung europarechtlicher Harmonisierungen auf die mensch-
liche Grundhaltung nach der Bewahrung des status quo zurückzuführen sei, was man unju-
ristisch auch mit „Bequemlichkeit“ umschreiben könnte. 
1153 Vgl. Mertens, Nichtlegislatorische Rechtsvereinheitlichung durch transnationales Wirt-
schaftsrecht und Rechtsbegriff, RabelsZ 1992, S. 219 (223); Zuleeg, Wege der Einwirkung 
des Gemeinschaftsrechts auf das Privatrecht, VersR 1995, S. 861 (865); Hinz, Das Interesse 
der Wirtschaft an einer Europäisierung des Privatrechts, ZEuP 1994, S. 553 (554); Kötz, 
Europäische Juristenausbildung, ZEuP 1993, S. 268 ff. Götz, Auf dem Weg zur Rechtsein-
heit in Europa?, JZ 1994, S. 265 (266), vertritt dabei die Auffassung, dass die Schaffung 
einer europäischen Rechtseinheit nach dem Vorbild der nationalen Konventionen nicht zu 
den Zielsetzungen der Europäischen Gemeinschaften gehört. Vgl. ebenso Blaurock, Euro-
päisches Privatrecht, JZ 1994, S. 270 ff. Eine andere Ansicht vertritt Schmidhuber, Der 
Binnenmarkt 1992 - Eine Herausforderung für die Gesetzgebung der Gemeinschaft und der 
Mitgliedstaaten, Europa-Archiv 1989, S. 75 (80 ff.), für den die Rechtseinheit für sich ge-
sehen schon einen Wert im Binnenmarkt darstellt. 
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ren.1154 Für alle anderen Marktteilnehmer, also vor allem die breite Ziel-
gruppe der Verbraucher und mittelständischen Unternehmen, wäre eine wei-
tere Rechtsangleichung/-vereinheitlichung in Europa durchaus eine Varian-
te, grenzüberschreitende Transaktionen zu vereinfachen und zu verbilli-
gen.1155 
Im Ergebnis erscheint der Weg einer materiellen Vertragsrechtshar-
monisierung eine zumindest verfolgenswerte Möglichkeit zur Verwirkli-
chung des Versicherungsbinnenmarktes im Massengeschäft zu sein.1156 Eine 
solche Vorgehensweise respektiert zudem auch den Grundsatz der Subsidia-
rität im Sinne von Art. 5 EGV, da derzeit keine andere Möglichkeit als die 
der materiellen Rechtsharmonisierung geeigneter erscheint, dem Auftrag 
aus Art. 14 EGV nach einer Binnenmarktherstellung im Versicherungswe-
sen endlich auch im Massenversicherungsgeschäft des Dienstleistungsver-
kehrs zum Durchbruch zu verhelfen. 
Unabhängig von der Frage, ob man nach den dargestellten Meinun-
gen den Befürwortern oder den Gegnern eines europäischen Versicherungs-
vertragsrechtes größere Chancen einräumt, soll im Folgenden dargestellt 
werden, welche weiteren Voraussetzungen für ein derartiges Rechtsverein-
heitlichungsprojekt zu erfüllen wären. 
 
4. Grundlagen einer Rechtsvereinheitlichung  
 
Im Rahmen der folgenden Besprechung möglicher Grundlagen einer 
Versicherungsvertragsrechtsharmonisierung soll zunächst auf die derzeit im 
EGV vorhandenen Optionen eingegangen werden. Daran anschließend er-
folgt zunächst eine Betrachtung der Möglichkeiten im Lichte der künftigen 
Verfassung für Europa, gefolgt von Modellen, deren Rechtsgrundlagen erst 
noch - de lege ferenda - zu schaffen wären. 
                                                 
1154 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 18; Tilmann, Eine Privatrechts-
kodifikation für die Europäische Gemeinschaft, S. 485 (488 ff.). Ebenso sieht es die Kom-
mission. Vgl. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat - Ein 
Kohärenteres Europäisches Vertragsrecht - Ein Aktionsplan, KOM 2003/68 endg., vom 
12.02.2003, ABl. 2003 C-63/1 (vom 15.03.2003), Rdn. 47 f. 
1155 Vgl. Lando, Die Regeln des Europäischen Vertragsrechts, S. 473 f.; Hommelhoff, Kon-
turen eines gemeinschaftsrechtlichen Unternehmensrechts, S. 287 (303). 
1156 Vgl. im Ergebnis ebenfalls für eine Rechtsvereinheitlichung stimmend Reichert-
Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (132). 
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a. De lege lata vorhandene Möglichkeiten 
aa. Anwendung von Richtlinien und Verordnungen 
 
Nach dem im Subsidiaritätsprinzip des Art. 5 EGV enthaltenen 
Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung dürfen die Gemeinschaftsor-
gane nur dann rechtssetzend tätig werden, wenn dies in den Gründungsver-
trägen ausdrücklich vorsehen ist.1157 Innerhalb der Gemeinschaftsverträge 
lässt sich dabei keine etwa mit Art. 74 I GG vergleichbare ausdrückliche 
Rechtssetzungskompetenz für den Bereich des Privatrechts finden. Daraus 
ergibt sich jedoch nicht, dass ein Tätigwerden des Gemeinschaftsgesetzge-
bers im Privatrecht unzulässig wäre.1158 Diese Einschätzung beruht auf der 
besonderen Struktur des EGV, wonach die Rechtssetzungsbefugnisse nicht 
in Zuständigkeitskatalogen nach Sachgebieten, sondern nach funktionalen 
Kriterien, wie etwa der Verwirklichung der Grundfreiheiten, dem Funktio-
nieren des Gemeinsamen Marktes bzw. Binnenmarktes oder der Verhinde-
rung von Wettbewerbsverfälschungen ausgerichtet sind.1159 Innerhalb dieser 
funktional ausgerichteten Ermächtigungsnormen findet keine Unterschei-
dung zwischen Handlungsbefugnissen im Bereich des privaten oder öffent-
lichen Rechts statt.1160 
Das Vorgehen des Gemeinschaftsgesetzgebers zur Rechtsanglei-
chung im Versicherungsrecht könnte insoweit auf den Artt. 55, 47 II EGV 
oder auf Art. 95 EGV basieren. Art. 47 II EGV sieht dabei i. V. m. der Ver-
                                                 
1157 Vgl. Hummer/Simma/Vedder, Europarecht in Fällen: Die Rechtsprechung des EuGH, 
des EuG und deutscher und österreichischer Gerichte, S. 230. Vgl. weiterführend zum Sub-
sidiaritätsprinzip Möschel, Zum Subsidiaritätsbegriff im Vertrag von Maastricht, NJW 
1993, S. 3025 ff.; Bruha, Das Subsidiaritätsprinzip im Recht der Europäischen Gemein-
schaft, S. 375 ff.; Everling, Kompetenzordnung und Subsidiarität, S. 166 ff.; Gaster, Das 
Subsidiaritätsprinzip im Gemeinschaftsrecht, S. 19 ff.; Jarass, Die Kompetenzverteilung 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten, AöR 1996, S. 173 ff.; 
Konow, Zum Subsidiaritätsprinzip des Vertrags von Maastricht, DöV 1993, S. 405 ff.; 
Pernice, Kompetenzabgrenzung im Europäischen Verfassungsverbund, JZ 2000, S. 866 ff.; 
Pieper, Subsidiarität: ein Beitrag zur Begrenzung der Gemeinschaftskompetenzen, S. 1 ff.; 
Ronge, Legitimität durch Subsidiarität - Der Beitrag des Subsidiaritätsprinzips zur Legiti-
mation einer überstaatlichen politischen Ordnung in Europa, S. 1 ff. 
1158 Vgl. Müller-Graff, Europäisches Gemeinschaftsrecht und Privatrecht, NJW 1993, S. 13 
(16, m. w. N.). 
1159 Vgl. Müller-Graff, Europäisches Gemeinschaftsrecht und Privatrecht, NJW 1993, S. 13 
(17, m. w. N.). 
1160 Vgl. Hallstein, Angleichung des Privat- und Prozessrechts in der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, RabelsZ 1964, S. 211 (213); Hauschka, Grundprobleme der Privat-
rechtsfortbildung durch die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, JZ 1990, S. 521 (523); 
Müller-Graff, Europäisches Gemeinschaftsrecht und Privatrecht, NJW 1993, S. 13 (17). 
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weisungsnorm des Art. 55 EGV vor, dass der Rat nach dem Verfahren des 
Art. 251 EGV zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
bezüglich der Aufnahme und Ausführung selbständiger Tätigkeiten im 
Dienstleistungsbereich Richtlinien erlassen darf. Folglich ist zumindest die 
Handlungsform des Richtlinienerlasses problemlos eröffnet, da es sich beim 
Versicherungsvertragsrecht anerkanntermaßen um den Bereich der Aus-
übung einer selbständigen Tätigkeit im Sinne von Art. 47 II EGV han-
delt.1161 Dagegen sieht Art. 95 EGV neben einer Richtlinienermächtigung 
auch eine Verordnungsermächtigung vor und ist wegen der Formulierung in 
Absatz I - „abweichend von Art. 94“ - gegenüber Art. 94 EGV als „lex spe-
cialis“ anzusehen.1162 
Neben Art. 95 EGV, der den Binnenmarkt zum Regelungsgegens-
tand hat, welcher gegenüber dem „Gemeinsamen Markt“ in Art. 94 EGV als 
begrifflich enger1163 anzusehen ist, dürfte Art. 94 EGV, soweit es um das 
Funktionieren des Binnenmarktes geht, wohl nicht mehr als Handlungser-
mächtigung heranzuziehen sein.1164 Ein auf der Grundlage von Art. 95 EGV 
erlassener Rechtsakt muss zudem tatsächlich dem Zweck dienen, die Vor-
aussetzungen für die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarktes 
zu verbessern und spürbare Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen.1165 Ein 
gesetzgeberisches Handeln über einen Verordnungserlass hätte insoweit 
auch bezüglich des Versicherungsrechts zweifelsfrei den Vorteil, dass die 
                                                 
1161 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (26). 
1162 Vgl. Hayder, Neue Wege der europäischen Rechtsangleichung? Die Auswirkungen der 
Einheitlichen Europäischen Akte von 1986, RabelsZ 1989, S. 622 (658); Lenz/Borchardt, 
EU- und EG-Vertrag - Kommentar zu dem Vertrag über die Europäische Union und zu dem 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, jeweils in der durch den Vertrag 
von Nizza geänderten Fassung, Art. 95 EGV, Rdn. 3 und 6. 
1163 Vgl. Hayder, Neue Wege der europäischen Rechtsangleichung? Die Auswirkungen der 
Einheitlichen Europäischen Akte von 1986, RabelsZ 1989, S. 622 (635 ff.); Schweit-
zer/Hummer, Europarecht, S. 397 f.; Beutler/Bieber/Pipkorn/Streil, Die Europäische Union: 
Rechtsordnung und Politik, S. 382. 
1164 Vgl. Hayder, Neue Wege der europäischen Rechtsangleichung? Die Auswirkungen der 
Einheitlichen Europäischen Akte von 1986, RabelsZ 1989, S. 622 (659); Beut-
ler/Bieber/Pipkorn/Streil, Die Europäische Union: Rechtsordnung und Politik, S. 383. 
1165 Vgl. EuGH, Rs. C-376/98, Deutschland/Europäisches Parlament und Rat, Urteil vom 
05.10.2000, Slg. 2000, S. I-8419; Lenz/Borchardt, EU- und EG-Vertrag - Kommentar zu 
dem Vertrag über die Europäische Union und zu dem Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, jeweils in der durch den Vertrag von Nizza geänderten Fassung, Art. 
95 EGV, Rdn. 18 ff. 
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Regelungen gem. Art. 249 EGV unmittelbar und ohne Umsetzungsspiel-
räume im mitgliedstaatlichen Recht Geltung erlangen würden.1166 
Gleichwohl wurde in den vergangenen Jahren die Rechtsangleichung 
mittels Richtlinien und nicht die Vereinheitlichung mittels Verordnungen 
zum Hauptinstrument einer Binnenmarktverwirklichung erhoben.1167 Dies 
beruht darauf, dass die umfassenden Regelungskompetenzen des Art. 95 
EGV nach Absatz I Satz 1 nur dann eröffnet sind, „soweit in diesem Vertrag 
nichts anderes bestimmt ist [...].“1168 Wie jedoch bereits oben festgestellt, ist 
im Bereich des Vertriebs von Versicherungsprodukten die Regelungsnorm 
des Art. 47 II EGV eröffnet und folglich eine wenn auch aus Effektivitäts-
gründen wünschenswerte diesbezügliche Verordnungsgesetzgesetzgebung 
im Sinne des Art. 95 EGV derzeit ausgeschlossen.1169 Dies steht auch mit 
dem in Art. 5 III EGV enthaltenen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz im Ein-
klang, wonach bei gleichen Umständen einer Richtlinienangleichung auf-
grund der besseren Einfügung in die nationalen Rechtsordnungen der Vor-
zug vor einer Verordnung zu geben ist.1170  
Derartige Richtlinienerlasse haben jedoch aus der Sicht eines euro-
paweit einheitlichen Gemeinschaftsprivatrechts den Nachteil, dass den Mit-
gliedsstaaten - zumindest in der Theorie des Art. 249 Unterabsatz III 
EGV1171 - hinsichtlich des verbindlich zu erreichenden Ziels die Wahl der 
Form und der Mittel frei steht, wodurch eine eins zu eins Umsetzung im 
                                                 
1166 Vgl. im Ergebnis ebenso Gebauer, Grundfragen der Europäisierung des Privatrechts, S. 
97. 
1167 Vgl. Hauschka, Grundprobleme der Privatrechtsfortbildung durch die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft, JZ 1990, S. 521 (524); Müller-Graff, Privatrecht und europäi-
sches Gemeinschaftsrecht, S. 195 (221); Schulte-Nölke/Schulze, Europäische Rechtsan-
gleichung und nationale Privatrechte - Einführung, S. 11 (12); Basedow, Grundlagen des 
europäischen Privatrechts, JuS 2004, S. 89 (93). 
1168 Vgl. hierzu auch Lenz/Borchard, EU- und EG-Vertrag - Kommentar zu dem Vertrag 
über die Europäische Union und zu dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft, jeweils in der durch den Vertrag von Nizza geänderten Fassung, Art. 95 EGV, Rdn. 
3. 
1169 Vgl. hierzu auch Lenz/Borchard, EU- und EG-Vertrag - Kommentar zu dem Vertrag 
über die Europäische Union und zu dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft, jeweils in der durch den Vertrag von Nizza geänderten Fassung, Art. 95 EGV, Rdn. 
5. 
1170 Vgl. Gebauer, Grundfragen der Europäisierung des Privatrechts: Eine Untersuchung 
nationaler Ansätze unter Berücksichtigung des italienischen und deutschen Rechts, S. 98; 
Calliess/Ruffert/Kahl, Kommentar des Vertrages über die Europäische Union und des Ver-
trages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft - EUV/EGV, Art. 95 EGV, Rdn. 5. 
1171 Vgl. zur Problematik detaillierter Richtlinienvorgaben und der damit den Mitgliedsstaa-
ten genommenen Wahl der Umsetzungsmittel und -form i. S. v. Art. 249 Unterabsatz III 
EGV; Hommelhoff, Zivilrecht unter dem Einfluss europäischer Rechtsangleichung, AcP 
1992, S. 71 (74). 
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Sinne eines uniformen Rechts innerhalb aller mitgliedsstaatlichen Privat-
rechtsordnungen nahezu unmöglich wird und es im Ergebnis bei einer An-
gleichung von Mindeststandards verbleibt.1172 
Es sei hierbei nochmals explizit festgestellt, dass eine Verordnungs-
gebung sehr wohl zur Schaffung des Versicherungsbinnenmarktes geeignet 
wäre.1173 Allerdings müsste bei einer auf den Dienstleistungsvertrieb von 
Versicherungen begrenzten Regelung (i. S. v. Art. 47 II EGV) zuvor die 
derzeit fehlende Verordnungskompetenz im Rahmen einer Änderung des 
Primärrechts geschaffen werden. Solange eine solche Verordnungskompe-
tenz für den Bereich des Dienstleistungsverkehrs nicht geschaffen ist, ver-
bleibt es einzig bei der Möglichkeit eines Richtlinienerlasses im Sinne der 
Artt. 55, 47 II EGV. 
Sollte sich der Gemeinschaftsgesetzgeber darüber hinaus wie vom 
Europäischen Parlament angeregt zu einer großangelegten und nicht nur auf 
den Dienstleistungsvertrieb von Versicherungsprodukten beschränkten Ver-
tragsrechtsharmonisierung für grenzüberschreitende Geschäfte entschließen, 
stünde einer Anwendung der binnenmarktbezogenen Angleichungskompe-
tenz des Art. 95 EGV mit seinem Verordnungsinstrument zumindest nicht 
die darin enthaltene Subsidiaritätssperre entgegen.1174 Ob und inwieweit 
Art. 95 EGV jedoch generell als Ermächtigungsgrundlage für ein solch 
ganzheitliches Projekt herangezogen werden kann und ob die Subsidiari-
tätsklausel des Art. 5 EGV nicht einem Vorgehen bezüglich einer großange-
legten Privatrechtsvereinheitlichung entgegensteht, ist sehr umstritten und 
                                                 
1172 Vgl. Schulte-Nölke/Schulze, Europäische Rechtsangleichung und nationale Privatrechte 
- Einführung, S. 1 (12); Gebauer, Grundfragen der Europäisierung des Privatrechts, S. 94; 
Basedow, Grundlagen des europäischen Privatrechts, JuS 2004, S. 89 (94). 
1173 Für die Verordnung als ein grundsätzlich geeignetes Instrument einer europäischen 
Rechtsvereinheitlichung in ausgewählten Zivilrechtsbereichen sprechen sich auch Kreuzer, 
Die Europäisierung des Internationalen Privatrechts - Vorgaben des Gemeinschaftsrechts, 
S. 373 (413 und 430), Müller-Graff, Gemeinsames Privatrecht in der Europäischen Ge-
meinschaft: Ansatzpunkte, Ausgangsfragen, Ausfaltungen, S. 7 (30), Derselbe, Privatrecht 
und europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 195 (222 ff.), sowie Hirte, Wege zu einem euro-
päischen Zivilrecht, S. 39, aus. 
1174 Vgl. die Empfehlung des Europäischen Parlaments, wiedergegeben in der Mitteilung 
der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat - Ein kohärenteres Europäi-
sches Vertragsrecht - Ein Aktionsplan, KOM 2003/68 endg. vom 12.02.2003, ABl. 2003 C-
63/1 (vom 15.03.2003), Anlage, S. 33.  
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kann, da dies den Rahmen der Fragestellung der vorliegenden Untersuchung 
verlässt, an dieser Stelle nicht weiter verfolgt werden.1175 
Es sei abschließend nur noch kurz auf das in diesem Zusammenhang 
wiederholt vorgebrachte Argument verwiesen, dass das allgemeine Privat-
recht die wesentliche rechtliche Infrastruktur für Markttransaktionen dar-
stellt, wobei die rechtsvereinheitlichenden Maßnahmen marktzugangser-
leichternd, wettbewerbseröffnend und -fördernd1176 sowie transaktionskos-
tensenkend1177 wirken würden und somit in den klassischen Anwendungsbe-
reich des Art. 95 EGV fielen.1178 
 
bb. Mischmodell nach Basedow: Völkerrechtliches Übereinkommen 
gekoppelt mit einem Richtlinienerlass 
 
Aufgrund der Tatsachen, dass bei einer Richtlinienlösung eine Ein-
heitlichkeit im Sinne einer Paragraphen- und Wortgleichheit der darauf ba-
                                                 
1175 Vgl. hierzu allgemein Drobnig, Europäisches Zivilgesetzbuch - Gründe und Grundge-
danken, S. 109 (119), wobei dieser weniger das rechtliche Können als das politische Wol-
len als entscheidend in dieser Frage hält. Vgl. ferner Schmid, Legitimitätsbedingungen 
eines Europäischen Zivilgesetzbuches, JZ 2001, S. 674 ff. 
1176 Vgl. Zuleeg, Rechtsangleichung innerhalb und außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft, ZEuP 1998, S. 508 f.; Martiny, Europäisches Privatrecht - greifbar oder unerreich-
bar?, S. 1 (3). 
1177 Zur Transaktionskostensenkung durch ein vereinheitlichtes europäisches Privatrecht, 
Vgl. Basedow, Über Privatrechtsvereinheitlichung und Marktintegration, S. 347 (356 ff., m. 
w. N.). 
1178 Vgl. im Ergebnis ähnlich Lurger, Grundfragen der Vereinheitlichung des Vertragsrechts 
in der Europäischen Union, S. 141 (142); Schmid, Legitimitätsbedingungen eines Europäi-
schen Zivilgesetzbuches, JZ 2001, S. 674 ff.; Deckert/Lilienthal, Die Rechtssetzungskom-
petenzen der EG im Privatrecht, EWS 1999, S. 121 ff.; Basedow, Das künftige europäische 
Privatrecht: Der hybride Kodex, AcP 2000, S. 445 (474 ff.). Letzterer hält es jedoch selbst 
bei „großherziger Interpretation“ des zur Errichtung und zum Funktionieren des Gemein-
samen Marktes bzw. des Binnenmarktes Notwendigen für unmöglich, einen Marktbezug 
für sämtliche nationalen Zivilrechtsbereiche herzustellen, weshalb eine Differenzierung 
nach Rechtsgebieten angebracht erscheint. In diesem Sinne ließe sich nach Basedow ein 
Marktbezug für das Vertragsrecht und die im Allgemeinen Teil des BGB geregelten Fragen 
(wie etwa die Geschäftsfähigkeit, die Stellvertretung und Verjährung) sowie für den Be-
reich der unerlaubten Handlungen, der ungerechtfertigten Bereicherung und der Geschäfts-
führung ohne Auftrag herstellen. Im Bereich des Sachenrechts sei demgegenüber der Bin-
nenmarktbezug nur sehr gering und im Bereich des Familien- und Erbrechts ein solcher gar 
nicht vorhanden, weshalb Art. 95 EGV für die letztgenannten Rechtsmaterien auch keine 
ausreichende Kompetenz bereithalte. Demgegenüber gibt es auch Auffassungen, die in den 
Artt. 94 f. EGV keine allgemeine Kompetenz zur Vereinheitlichung der mitgliedsstaatli-
chen Zivilrechte sehen; vgl. Timmermans, Zur Entwicklung des europäischen Zivilrechts, 
ZEuP 1999, S. 1 (4), sowie Bangemann, Privatrechtsangleichung in der Europäischen Uni-
on, ZEuP 1994, S. 377 (378). Ebenso kritisch, da sich der für Artt. 94 f. EGV erforderliche 
Bezug zum Funktionieren des Gemeinsamen Marktes bzw. des Binnenmarktes für den 
gesamten Bereich des Zivilrechts wohl nicht herstellen lässt, positioniert sich Martiny, 
Europäisches Privatrecht - greifbar oder unerreichbar?, S. 1 (15). 
 294
sierenden nationalen Versicherungsvertragsrechte nicht erreicht werden 
kann und somit einerseits zwingend zu beseitigende Rechtsunklarheiten 
fortbestehen würden, andererseits ein Verordnungserlass nach geltendem 
Gemeinschaftsrecht unzulässig ist, schlägt Basedow zur materiellen Versi-
cherungsvertragsrechtsvereinheitlichung eine Art völkerrechtliches Über-
einkommen außerhalb des Gemeinschaftsrechtes vor.1179 Ein solches Über-
einkommen wäre dabei solange möglich, wie der Gemeinschaftsgesetzgeber 
auf dem Gebiet der materiellen Versicherungsvertragsrechtsvereinheitli-
chung inaktiv bleibt. Basedow präferiert dabei zwecks Abkürzung eines 
langwierigen und wegen einer Mitwirkungsverweigerung1180 nationaler Par-
lamente auch riskanten Ratifikationsprozesses, wie dies bei „echten“ völker-
rechtlichen Verträgen der Fall ist, eine Mischung aus Übereinkommen und 
Richtlinienerlass.1181 Im Detail sollen sich die Mitgliedsstaaten auf ein mög-
lichst feinstrukturiertes Rechtsübereinkommen nach dem Vorbild der Lan-
do-Kommission1182 einigen, dessen Ratifikation ihnen dann durch eine auf 
Art. 47 II EGV basierende Richtlinie auferlegt wird. Die Ratifikationsricht-
                                                 
1179 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (26), sowie Coing, Europäisierung der Rechts-
wissenschaft, NJW 1990, S. 937 (938), der Richtlinien nur als bedingt geeignet für Rechts-
vereinheitlichungsprojekte ansieht, da sie nicht direkt wie Verordnungen, sondern erst über 
eine nationalen Umsetzungsakt, der den Mitgliedsstaaten Spielräume eröffnet, Geltung 
erlangen. 
1180 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 38. 
1181 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (26). Auch Hirte, Wege zu einem europäischen 
Zivilrecht, S. 38 f., und Taupitz, Europäische Privatrechtsvereinheitlichung heute und mor-
gen, S. 31 und 47 f., sähen bei einer Schaffung von Einheitsrecht allein aufgrund völker-
rechtlicher Verträge einige Probleme. So könnten die Vertragsstaaten das Übereinkommen 
kündigen, sofern es überhaupt den langwierigen Ratifikationsprozess übersteht und es nicht 
bereits im Vorfeld aufgrund politischer Kompromisse zu einem Papiertiger degradiert wür-
de. 
1182 Die Lando-Kommission hatte es sich zum Ziel gesetzt, Grundregeln für ein europäi-
sches Vertragsrecht zu entwerfen. Diesen von Ole Lando und Hugh Beale erstmals 1995 
herausgegebenen Entwurf der „Principles of European Contract Law“ findet man als deut-
sche Übersetzung abgedruckt in: Schulze/Zimmermann, Basistexte zum Europäischen 
Privatrecht, Teil III 10, S. 1 ff. Dabei spiegelt die Lando-Kommission die praktische Um-
setzung der Forderung des Europäischen Parlaments (Entschließung des Europäischen 
Parlaments vom 26.05.1989, abgedruckt in: RabelsZ 1992, S. 320 f., und in: ZEuP 1993, S. 
613 ff.) nach der Einsetzung eines Ausschusses qualifizierter Wissenschaftler zur Ausarbei-
tung eines einheitlichen europäischen Zivilgesetzbuches wider. Vgl. dazu auch Tilmann, 
Zweiter Kodifikationsbeschluss des Europäischen Parlaments, ZEuP 1995, S. 534 (541 f.); 
Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 36 f.; Zimmermann, Konturen eines eu-
ropäischen Vertragsrechts, JZ 1995, S. 477 f. 
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linie wäre im Verfahren der Mitentscheidung nach Art. 251 EGV mit quali-
fizierter Ratsmehrheit zu beschließen.1183 
 
b. Rechtsgrundlagen de lege ferenda 
aa. Neue Möglichkeiten aufgrund des Vertrages über eine Verfassung 
für Europa? 
 
Der Vertrag über eine Verfassung für Europa1184 (VerfE)1185, wel-
cher am 18.07.2003 dem Präsidenten des Europäischen Rates in Rom als 
Entwurf1186 überreicht wurde, ist nach seiner derzeit noch nicht abgeschlos-
senen Ratifizierung durch die Mitgliedsstaaten geeignet, eine neue Stufe der 
Integration der Union einzuleiten. Die Union würde sich demnach „[...] als 
intensiver Staatenverbund besonderer Art, der weder Bundesstaat oder gar 
europäischer Superstaat noch rein völkerrechtlich geprägter Staatenbund 
ist“1187, darstellen und nach Art. I-6 VerfE1188 erstmals expressis verbis mit 
eigner Rechtspersönlichkeit ausgestattet sein. Im Folgenden wird nun kurz 
untersucht, ob sich aus dem Verfassungsvertrag Änderungen für die Europä-
isierung des Versicherungsrechtes, insbesondere für die hier angesproche-
nen Instrumente einer materiellen Versicherungsvertragsrechtsvereinheitli-
chung ergeben können. 
Als allgemeine Handlungsinstrumente der Union sieht Art. I-32 Ver-
fE nach Abs. I ein Europäisches Gesetz, ein Europäisches Rahmengesetz, 
eine Europäische Verordnung und einen Europäischen Beschluss vor, wel-
che von rechtlich nicht bindenden Empfehlungen und Stellungnahmen flan-
kiert werden können. Nach den in Art. I-32 I VerfE enthaltenen Legaldefini-
tionen erscheinen unter der gegebenen Fragestellung einer Rechtsvereinheit-
                                                 
1183 Eine einstimmige Ratsentscheidung nach Art. 47 II 2 EGV wäre nicht notwendig, da es 
sich beim Inhalt der Richtlinie nicht um eine Ausbildungs- oder Berufszugangsregelung 
handelt. 
1184 Vgl. Vertrag über eine Verfassung für Europa, ABl. 2004/C 310/01 vom 16.12.2004, 
online hinterlegt unter: 
http://europa.eu.int/eur-lex/lex/JOHtml.do?uri=OJ:C:2004:310:SOM:DE:HTML. 
1185 Die Abkürzung VerfE ist vom Verfasser frei gewählt. 
1186 Vgl. Entwurf des Vertrages über eine Verfassung für Europa, Dokument CONV 
850/03, online hinterlegt unter: http://www.europa.eu.int/futurum/index_de.htm. 
1187 Oppermann, Eine Verfassung für die Europäische Union, 1. Teil, DVBl. 2003, S. 1165 
(1168). 
1188 Die römische Zahl vor dem Artikel bezeichnet den Teil der Verfassung. Dies ist not-
wendig, da die arabische Nummernfolge in den einzelnen Teilen stets wieder von 1 beginnt. 
 296
lichung einzig das Instrument des Europäischen Gesetzes1189, welches mit 
einer bisherigen Verordnung vergleichbar ist, und das des Europäischen 
Rahmengesetzes1190, welches einer bisherigen Richtlinie entspricht, erörte-
rungswert. Betrachtet man hierbei Teil III der Verfassung, in dessen Kapitel 
I sich die Vorschriften über den Binnenmarkt und die Grundfreiheiten ein-
gebettet wiederfinden, so wird als Parallele zur bisherigen Rechtslage (der-
zeit Artt. 55, 47 II EGV) künftig in den Artt. III-35, III-26 I lit. b VerfE fest-
gehalten sein, dass die Maßnahmen zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedsstaaten über die Aufnahme und Aus-
übung selbständiger Tätigkeiten ausschließlich über Europäische Rahmen-
gesetze zu erfolgen haben. 
Die Möglichkeit, über die in den Artt. III-64 ff. VerfE geregelten 
Normen zur Angleichung der Rechtsvorschriften und der damit nach Art. 
III-65 I 2 VerfE grundsätzlich vorgesehenen Handlungsform des Europäi-
schen Gesetzes tätig zu werden, ist für den Bereich der Dienstleistungsfrei-
heit ähnlich zur derzeitigen Rechtslage versperrt, da die Norm des Art. III-
65 VerfE nur dann nach Absatz I 1 eröffnet ist, „soweit in der Verfassung 
nichts anderes bestimmt ist [...].“ Wie jedoch bereits dargelegt, sehen die 
Artt. III-35, III-26 I lit. b VerfE - als lex specialis im Bereich der Dienstleis-
tungsfreiheit - ausschließlich Europäische Rahmengesetze vor. Somit bleibt 
nach dem noch nicht geltenden neuen Recht des Verfassungsvertrages der 
Weg über ein Europäisches Gesetz (derzeit Verordnung) auch zukünftig 
gesperrt und einzig der Weg über ein Europäisches Rahmengesetz (derzeit 
Richtlinie) eröffnet. 
Der Weg über Europäische Rahmengesetze besäße - wie derzeit die 
Richtlinie auch - aus Sicht einer materiellen Rechtsangleichung das Manko, 
dass ein nationaler Umsetzungsakt erforderlich wäre, bei dem den Mit-
gliedsstaaten zwar ein Regelungsziel bezüglich der Umsetzung ins mit-
gliedsstaatliche Recht vorgegeben ist, ihnen jedoch bei der Wahl der Form 
                                                 
1189 Die Legaldefinition in Art. I 32 I VerfE lautet: „Das Europäische Gesetz ist ein Gesetz-
gebungsakt mit allgemeiner Geltung. Es ist in allen seinen Teilen verbindlich und gilt un-
mittelbar in jedem Mitgliedsstaat.“ 
1190 Die Legaldefinition in Art. I 32 I VerfE lautet: „Das Europäische Rahmengesetz ist ein 
Gesetzgebungsakt, der für jeden Mitgliedsstaat, an den es gerichtet ist, hinsichtlich des zu 
erreichenden Ziels verbindlich ist, jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form 
und der Mittel überlässt.“ 
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und der Mittel („Wie“ der Transformation) regelmäßig Spielräume einge-
räumt werden. Insbesondere sei darauf hinzuweisen, dass Richtlinien bzw. 
die im Verfassungsvertrag vorgesehenen Europäischen Rahmengesetze oft-
mals nur einen Minimalstandard regeln und es den Mitgliedsstaaten in der 
Regel freisteht, über diesen hinauszugehen. Insoweit hält der Verfassungs-
vertrag für den Bereich der Rechtsharmonisierung bzw. -vereinheitlichung 
für das Gebiet der Versicherungsdienstleistungen keine substanziellen Neu-
erungen im Vergleich zur derzeitigen Rechtslage des EGV bereit.1191 
 
bb. Reine Modell-/Mustergesetzte 
 
In europäischen Rechtssetzungsverfahren spielen Modellgesetze - 
anders als in den Vereinigten Staaten1192 - bislang keine Rolle, da sie nicht 
als Rechtsetzungsvariante im EGV vorgesehen sind und ein Bedarf ver-
meintlich nicht vorlag.1193 In Deutschland sind Mustergesetze dagegen vor 
allem aus dem Bereich des öffentlichen Rechts bekannt, so z. B. Muster-
Bauordnungen oder Muster-Polizeigesetze, welche unter anderem zur 
Rechtsvereinheitlichung auf Länderebene im Rahmen der Wiedervereini-
gung herangezogen wurden.1194 Keine klassische Mustervorlage, aber im 
Hinblick ihrer Wirkung auf das bundesdeutsche Rechtsgefüge dennoch ei-
ner solchen ähnlich, diente die als fortschrittlich empfundene landesrechtli-
che Normierung etwa im Datenschutzbereich als Modell für eine spätere 
bundeseinheitliche Regelung.1195 Diesbezüglich sieht Hirte den Hauptan-
                                                 
1191 Vgl. im Ergebnis ebenso Brenner, Die Einwirkungen des Europäischen Gemeinschafts-
rechts auf das Versicherungsrecht, S. 17. 
1192 In den Vereinigten Staaten werden Modellgesetze regelmäßig als Weg zur Rechtsver-
einheitlichung angewendet. Dabei werden die entsprechenden Modelle entweder durch das 
seit 1892 tätige Gremium der „National Conference of Commissioners on Uniform State 
Law“ oder durch andere private Organisationen wie etwa der „American Bar Association“ 
ausgearbeitet. Vgl. hierzu Herman, Schicksal und Zukunft der Kodifikationsidee in Ameri-
ka, S. 45 (71); Reimann, Amerikanisches Privatrecht und europäische Rechtseinheit - Kön-
nen die USA als Vorbild dienen?, S. 132 (145 f.); Lando, Die Regeln des Europäischen 
Vertragsrechts, S. 473 (475); Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 32 f., m. w. 
N.; Rittner, Das Projekt eines Europäischen Privatrechtsgesetzbuches und die wirtschaftli-
che Praxis, DB 1996, S. 25; Remien, Europäisches Einheitsrecht mit nationaler Abände-
rungsbefugnis, S. 125 (128 ff). 
1193 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht,  S. 34. 
1194 Vgl. hierzu mit weiteren Nachweisen Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 
33 Anm. 104. 
1195 Vgl. Simitis/Dammann/Mallmann/Reh, Kommentar zum Bundesdatenschutzgesetz, 
Einleitung, Rdn. 32 ff., wonach das hessische Datenschutzgesetz von 1970 und das rhein-
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wendungsbereich von Modellgesetzen auf europäischer Ebene dort, wo eine 
Richtlinienangleichung nicht zulässig oder nicht erstrebenswert er-
scheint.1196 Eine Verwendung von Modellgesetzen stellt jedoch dann einen 
Rückschritt dar, wenn sich der Einsatz auf ein bereits (teil-)harmonisiertes 
Rechtsgebiet bezieht, da aufgrund von Abweichungsbefugnissen der Recht-
setzungsorgane eine einheitliche gerichtliche Auslegung unmöglich wä-
re.1197 
Bezogen auf eine europäische Versicherungsvertragsrechtsharmoni-
sierung erscheint der Weg über Modellgesetze, deren rechtliche Veranke-
rung im aktuell gültigen Gemeinschaftsrecht und der geplanten Europäi-
schen Verfassung derzeit nicht vorgesehen ist, aus mehreren Erwägungen 
als eher ungeeignet. Zunächst kann das vorbezeichnete deutsche Modell 
aufgrund unterschiedlicher Lösungserwartungen nicht auf die Europäische 
Union übertragen werden. 
In Deutschland orientierte sich ein föderaler Bundesstaat beim Erlass 
des Bundesdatenschutzgesetzes an Länderregelungen. Die EU ist jedoch 
kein Staat im klassischen Sinne, sondern ein supranationales Gebilde, wel-
ches im Bereich des Versicherungsrechts ein derartiges, bislang nicht exis-
tierendes bzw. erprobtes Modellgesetz erst selbst ausarbeiten müsste1198, um 
dies dann, im Gegensatz zu Deutschland, nicht selbst umzusetzen, sondern 
wiederum als Modellvorgabe von den Mitgliedsstaaten umsetzen zu lassen. 
Billigt man den Mitgliedsstaaten aber zu, dass diese sich bei der Umsetzung 
in nationales Recht lediglich am Vorgabecharakter zu orientieren hätten, 
wäre man, von einer eins zu eins Umsetzung ganz zu schweigen, von einer 
Harmonisierung vermeintlich weiter entfernt als dies durch die ebenfalls als 
wenig geeignet eingestufte Richtliniengesetzgebung möglich wäre.1199 Eine 
angestrebte Rechtsharmonisierung bzw. gar eine Rechtsvereinheitlichung 
würde somit bei der Anwendung von Modellgesetzen konterkariert und die 
                                                                                                                            
land-pfälzische Datenschutzgesetz von 1974 als Vorlagen für das spätere Bundesdaten-
schutzgesetz herangezogen wurden. 
1196 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 34. 
1197 Vgl. Reich, Zur Theorie des Europäischen Verbraucherrechtes, ZEuP 1994, S. 381 
(401). 
1198 Es sei darauf hingewiesen, dass auch die bereits erörterten Vorschläge der Lando-
Kommission hier nicht als Modellgesetz herangezogen werden können, da dort keine versi-
cherungsspezifischen Regelungen aufgenommen sind. 
1199 Vgl. im Ergebnis ebenso Remien, Illusion und Realität eines europäischen Privatrechts, 
JZ 1992, S. 277 (282). 
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Bildung europaweit einheitlicher Risikokollektive weiterhin erschwert wer-
den. Europäische Modellgesetze könnten somit allenfalls als unverbindliche 
europarechtliche Richtschnur für eine künftige mitgliedsstaatliche Gesetz-
gebung dienen. Die Hoffnung, dass sich aus ihnen jedoch irgendwann eine 
von den Mitgliedsstaaten ausgehende materielle Rechtsvereinheitlichung in 
Europa entwickeln könnte, ist nicht einmal im Keim realistisch. Diese pes-
simistische Einschätzung beruht darauf, dass regelmäßig selbst Europäische 
Richtlinien trotz ausdrücklicher Umsetzungsfristen nur mit jahrelanger Ver-
zögerung von den Mitgliedsstaaten ins innerstaatliche Recht umgesetzt wer-
den. 
Wie die mitgliedsstaatliche Umsetzungsmotivation bezüglich der in 
der Sache verbindlichen Rechtsakte aussähe, wenn es in diesen Fällen nicht 
die Drohkulisse des Vertragsverletzungsverfahrens1200, des zugehörigen 
Vorverfahrens und der Zwangsgeldfestsetzung1201 nach den Artt. 226 ff. 
EGV bzw. die der Rechtsprechung des EuGH zu verdankende mitglieds-
staatliche Schadensersatzpflicht1202 für legislatives Unterlassen gäbe, möch-
te man sich lieber nicht ausmalen. 
 
cc. Modellvorgabe und subventionierte Umsetzung 
 
Daneben thematisiert die Diskussion um eine europäische Rechts-
vereinheitlichung auch die in den USA des Öfteren verwendeten subventio-
nierten Modellgesetze, welche die Idee der zuvor besprochenen reinen Mo-
dell-/Mustergesetzte um eine Subventionskomponente als Anreiz zur zügi-
gen und inhaltsgleichen Übernahme der Modellvorgaben erweitern. In den 
USA wird bei der Verwendung dieses Modells die Vergabe von Subventio-
nen an eine Rechtsangleichung des einzelstaatlichen Rechts an bestimmte 
bundesstaatliche Vorgaben geknüpft.1203 Somit ist es dort möglich, dass man 
                                                 
1200 Als ein Urteil von vielen, Vgl. EuGH, Rs. C-333/03, Kommission/Großherzogtum 
Luxemburg, Urteil vom 10.06.2004, Quelle: www.europa.eu.int. 
1201 Vgl. EuGH, Rs. C-387/97, Kommission/Hellenische Republik, Urteil vom 04.07.2000, 
Slg. 2000 S. I-5047. 
1202 Vgl. EuGH, Verbundene Rs. C-6/90 und C-9/90, Francovich, Urteil vom 19.11.1991, 
Slg. 1991, S. I-5357. Zur gesamten Problematik der mitgliedsstaatlichen Staatshaftung bei 
der Nichtumsetzung von Richtlinien, Vgl. Herdegen, Europarecht, S. 183 ff. 
1203 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 39 f.; Hirte/Otte, Die Gesetzge-
bung in den Vereinigten Staaten im Jahre 1993, ZG 1994, S. 157 (175); Hirte/Otte, Die 
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trotz Fehlens einer bundesstaatlichen Gesetzgebungskompetenz eine in allen 
teilnehmenden Einzelstaaten einheitliche rechtliche Entwicklung bewirken 
kann. 
Überträgt man dieses Muster der subventionierten Modellvorgaben 
auf die Europäische Union, so wäre Dank der in Aussicht gestellten Finanz-
zuwendung zumindest ein stärkerer Anreiz zur mitgliedsstaatlichen Über-
nahme der Modellvorschriften gegeben als dies bei den zuvor besprochenen 
reinen Modell-/Mustergesetzten der Fall wäre. Damit dieser Weg jedoch zu 
einer tatsächlichen Rechtsvereinheitlichung z. B. im materiellen Versiche-
rungsvertragsrecht führt, ist es notwendig, ein Abweichen der sich beteili-
genden Mitgliedsstaaten von den Modellvorgaben zu verhindern. Dies 
könnte man beispielsweise dadurch erreichen, dass die angesprochenen EU-
Gelder nur dann fließen, wenn die Umsetzung der Vorgaben eins zu eins 
vorgenommen wird. 
Die finanzielle „Belohnung“ macht jedoch nur in den Fällen Sinn, in 
denen die Union eine Rechtsvereinheitlichung auf einem Gebiet betreiben 
möchte, für das ihr die Kompetenz zur Rechtsvereinheitlichung nach dem 
Primärrecht - wie bisher bezüglich einer Verordnung im materiellen Versi-
cherungsrecht - fehlt, oder wo sie aufgrund einer tiefgreifenden Zerstritten-
heit der Mitgliedsstaaten diesen eine Einigung finanziell „schmackhaft“ 
machen möchte. Letztendlich verbliebe den Mitgliedsstaaten die eigenstän-
dige Wahl, ob diese die Modellvorgabe eins zu eins ins nationale Recht um-
setzen oder aber an ihrem bisherigen Recht festhalten wollen.1204 Dies hätte 
zweifelsohne den Vorteil, dass nicht alle Mitgliedsstaaten gleichzeitig han-
deln müssten, sondern nach dem Prinzip der verschiedenen Integrationsge-
schwindigkeiten zunächst die willigen Staaten voranschreiten und sich die 
anderen nach und nach anschließen könnten. 
Darüber hinaus schlägt Hirte in Erweiterung des amerikanischen 
Subventionsmodells eine Finanzierung von mitgliedsstaatlichen Richterstel-
                                                                                                                            
Gesetzgebung in den Vereinigten Staaten im Jahre 1994, ZG 1995, S. 261 (277). Vgl. eben-
so Rademacher, Zum Rasen wird es in Amerika nicht kommen, FAZ vom 01.12.1995, S. 
12, der auf ein Beispiel aus dem amerikanischen Verkehrsrecht eingeht, wonach die ameri-
kanischen Bundesstaaten finanzielle Zuschüsse für den Straßenbau erhalten, wenn sie im 
Gegenzug die in der jeweiligen einzelstaatlichen Kompetenz liegende Geschwindigkeitsbe-
grenzung auf 55 mph festlegen. 
1204 Zur gleichen Einschätzung bezogen auf die USA kommen Hirte/Otte, Die Gesetzge-
bung in den Vereinigten Staaten im Jahre 1994, ZG 1995, S. 261 (277). 
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len durch die Union mit der Intention vor, den späteren Rechtsuchenden bei 
der Wahl des europäischen Sachrechts eine schnellere Entscheidung ihres 
Rechtsstreites in Aussicht zu stellen.1205 Hierbei gilt es jedoch zu beachten, 
dass die Judikative der Mitgliedsstaaten nicht vom Finanztropf der Union 
abhängig wird, obwohl dieser jegliche Kompetenz für die Strukturierung der 
nationalen Justizsysteme fehlt. 
Alles in allem erscheint die Orientierung an subventionierten Mo-
dellvorgaben zumindest eine erfolgversprechendere Variante zur Schaffung 
eines Einheitsrechts in Europa zu sein als dies die Richtlinien mit ihren Um-
setzungsspielräumen bzw. die reinen Modell-/Mustergesetzte mit ihren Ab-
weichungsbefugnissen sind. Trotz des Umstandes dass, diese subventionier-
ten Modellgesetze - als eine Art „Denkvorgabe“ - für die Mitgliedsstaaten 
unverbindlich sind und deshalb mangels Eingriff keine ausdrückliche EU-
Kompetenz benötigen, dürfte es erforderlich sein, zunächst einen politischen 
Grundkonsens über dieses bislang auf Gemeinschaftsebene nicht praktizier-
te Modell zu erreichen. Insbesondere wird man nicht umhin kommen, sich 
der bislang unbeantworteten Frage zu stellen, woher die Mittel für ein sol-
ches Projekt stammen sollen. 
 
5. Umfang der Rechtsharmonisierung/-vereinheitlichung 
 
Hat man sich einmal mit den Möglichkeiten eines Gemeinschaftspri-
vatrechts für Versicherungsverträge angefreundet, so stellt sich neben der 
Frage nach dem richtigen Entwicklungskonzept als Basis eines solchen Ein-
heitsrechts auch jene nach dem Geltungsumfang. 
 
a. Entwicklungskonzept einer Vereinheitlichung 
 
Ein solches Unterfangen wie die Ausarbeitung eines für ganz EU-
Europa einheitlichen Vertragswerkes zum Versicherungsrecht bedarf zwei-
felsohne enormer Vorarbeiten. Eine derartige Rechtsangleichung wird je-
doch - nach Börner - von vornherein nur dann erfolgreich sein können, 
wenn die Vorteile einer Rechtsänderung diejenigen einer Rechtsbewahrung 
                                                 
1205 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 40 f. 
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überwiegen, wobei stets auch die Gesetzmäßigkeit des politisch Möglichen 
im Auge zu behalten ist.1206 
Das materielle Einheitsrecht hätte dabei den Vorteil, dass es nicht 
nur die teils äußerst komplizierten Regelungen der mitgliedsstaatlichen IPR-
Gesetze entbehrlich machen würde, sondern auch zu enormen Kostenein-
sparungen führen könnte und insbesondere im Bereich der Versicherungs-
wirtschaft die Bildung europaweiter Risikokollektive ermöglichen wür-
de.1207 Ferner kann ein materielles Einheitsrecht auch identitätsstiftend wir-
ken, weil die Marktanbieter und -nachfrager durch dieses spürbar bemerken, 
dass sie einer Gemeinschaft, einem geeinten EU-Europa angehören.1208 
Dem wird auf der anderen Seite entgegenzuhalten sein, dass die Schaffung 
eines Einheitsrechts das bislang in der EU vertretene Verständnis der 
Gleichwertigkeit der mitgliedsstaatlichen Privatrechtsordnungen aufheben 
würde. Gleichzeitig würde man damit den bis dato bestehenden Wettbewerb 
der unterschiedlichen Rechtsordnungen um die besten rechtlichen Rahmen-
bedingungen beseitigen.1209 Die in diesem Zusammenhang von Gebauer 
angestellten Überlegungen zu einem gerechtigkeitsorientierten Regelungs-
bedürfnis kommen dabei jedoch zum Ergebnis, dass weder Rechtseinheit 
noch Rechtsvielfalt für sich gesehen einen absoluten Wert darstellen kön-
nen.1210 Zuleeg spricht den nationalstaatlichen Gesetzen gar jeden Eigenwert 
ab.1211 
Zwar bewahrt die mitgliedsstaatliche Rechtsvielfalt die kulturelle I-
dentität und fördert den rechtlichen Wettbewerb, was im Gegensatz zu ei-
nem starren Einheitsrecht zu besseren, zeitgemäßeren und flexibleren Lö-
                                                 
1206 Vgl. Börner, Studien zum deutschen und europäischen Wirtschaftsrecht, Bd. III, S. 30; 
Müller-Graff, Privatrecht und Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 31. 
1207 Müller-Graff, Privatrecht und Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 37, spricht im Zu-
sammenhang zum IPR auch von der Beseitigung eines Bermudadreiecks. 
1208 Vgl. Müller-Graff, Privatrecht und Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 38; Zuleeg, 
Rechtsangleichung innerhalb und außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, ZEuP 1998, 
S. 506 (518), sowie im Ergebnis ähnlich Stolleis, „Innere Reichsgründung“ durch Rechts-
vereinheitlichung 1866-1880, S. 15. 
1209 Vgl. Sandrock, Die Europäischen Gemeinschaften und die Privatrechte ihrer Mitglied-
staaten: Einheit oder Vielfalt?, EWS 1994, S. 1 ff., 5 ff.; Drobnig, Ein Vertragsrecht für 
Europa, S. 1140 (1141 ff., 1147 ff.). 
1210 Vgl. Gebauer, Grundfragen der Europäisierung des Privatrechts, S. 103; Basedow, Über 
Privatrechtsvereinheitlichung und Marktintegration, S. 347 (360 f., m. w. N.); Götz, Auf 
dem Weg zur Rechtseinheit in Europa?, JZ 1994, S. 265 (266). 
1211 Vgl. Zuleeg, Rechtsangleichung innerhalb und außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft, ZEuP 1998, S. 506 (511). 
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sungen führen kann. Der Rechtssicherheit ist eine solche Vielfalt dabei 
kaum dienlich; diese versucht man dann über umfangreiche IPR-
Regelungen zumindest im Ansatz herzustellen.1212 Demgegenüber sind die 
bereits partiell angesprochenen Vorteile eines Einheitsrechts die, dass das 
Recht vorhersehbarer und die Rechtsanwendung vereinfacht wird. Ferner 
können unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten gleiche Sachverhalte absolut 
gleich behandelt, Wettbewerbsverzerrungen beseitigt und die einheitliche 
Wahrnehmung der europarechtlichen Grundfreiheiten gesichert werden.1213 
Nichts desto trotz sind sich die Befürworter einer Vereinheitlichung 
der enormen Vorarbeiten eines solchen Projektes bewusst.1214 Derartige 
Vorarbeiten könnten etwa in Form der in den USA gebräuchlichen Restate-
ments geschehen, also in Gestalt einer wissenschaftlichen Zusammentra-
gung und Aufarbeitung bestehender nationaler und internationaler Versiche-
rungsnormen mit dem Ziel einer Einheitskodifikation.1215 
Besondere Beachtung verdient dabei der Aspekt der Zusammenstel-
lung der bestehenden Versicherungsnehmerschutzvorschriften, der auch 
nach dem de lege lata bestehenden Regime der international-
privatrechtlichen Rechtsanknüpfung einen Schwerpunkt darstellt.1216 Diese, 
der Wissenschaft anheim fallende Erarbeitung der Restatements zum Versi-
cherungsvertragsrecht könnte dabei auch als Rechtsangleichungsmodell für 
                                                 
1212 Vgl. Kropholler, Internationales Privatrecht, S. 29 f. 
1213 Vgl. Reinhart, UN-Kaufrecht, Einleitung, Rdn. 4.; Jayme, Menschenrechte und Theorie 
des Internationalen Privatrechts, IJVO 1991/92, S. 8 ff., 15 f.; Derselbe, Ein Internationales 
Privatrecht für Europa, S. 14 ff., 17; Kropholler, Internationales Privatrecht, S. 24 ff., 28 f., 
81; Derselbe, Internationales Einheitsrecht, S. 9 f.; Bar, Internationales Privatrecht I, Rdn. 
13; Fikentscher, Methoden des Rechts in vergleichender Darstellung IV, S. 379; Zuleeg, 
Rechtsangleichung innerhalb und außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, ZEuP 1998, 
S. 506 (508 ff.). 
1214 Vgl. Basedow, Insurance Contract Law as Part of an Optional European Contract Law, 
S. 1 ff. 
1215 Vgl. Reichert-Facilides, Gesetzgebung in Versicherungsvertragsrechtssachen: Stand 
und Ausblick, S. 1 (10); Blaurock, Europäisches Privatrecht, JZ 1994, S. 270 (276); Rittner, 
Das Gemeinschaftsprivatrecht und die europäische Integration, JZ 1995, S. 849 (853); Ber-
ger, Die UNIDROIT-Prinzipien für Internationale Handelsverträge: Indiz für ein autonomes 
Weltwirtschaftsrecht, ZVglRWiss 1995, S. 217 (219); Taupitz, Europäische Privatrechts-
vereinheitlichung heute und morgen, S. 16 und 46; Zweigert/Kötz, Einführung in die 
Rechtsvergleichung auf dem Gebiet des Privatrechts, Bd. I, S. 292; Coing, Europäisierung 
der Rechtswissenschaft, NJW 1990, S. 937 (940); Tilmann, Zweiter Kodifikationsbeschluss 
des Europäischen Parlaments, ZEuP 1995, S. 534 (540); Martiny, Europäisches Privatrecht 
- greifbar oder unerreichbar?, S. 1 (11). 
1216 Vgl. zur Bedeutung des Verbraucherschutzes allgemein Reich, Zur Theorie des Europä-
ischen Verbraucherrechtes, ZEuP 1994, S. 381 ff. 
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andere Rechtsbereiche dienen.1217 Als Muster solcher Vorarbeiten können 
dabei unter anderem1218 die durch die Lando-Kommission1219 erarbeiteten, 
politisch akzentuierten Reformvorschläge1220 der Grundsätze für ein Euro-
päisches Vertragsrecht sowie die Grundsätze für Internationale Handelsver-
träge durch das Römische Institut zur Vereinheitlichung des Privatrechts 
(UNIDROIT)1221 dienen. 
                                                 
1217 Vgl. Lando/Beale, The Principles of European Contract Law, S. XVII f. Die deutsche 
Übersetzung der Grundregeln des Europäischen Vertragsrechts der Kommission für Euro-
päisches Vertragsrecht findet sich in: Schulze/Zimmermann, Basistexte zum Europäischen 
Privatrecht, Teil III.10, S. 1 ff. Vgl. ferner Reichert-Facilides, Gesetzgebung in Versiche-
rungsvertragsrechtssachen: Stand und Ausblick, S. 1 (11); Basedow, Die Gesetzgebung 
zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 
(30). Skeptisch bezüglich des Siegeszuges der Restatements im Rahmen einer freiwilligen 
Vereinbarung zwischen den Vertragsparteien positioniert sich jedoch Hirte, Wege zu einem 
europäischen Zivilrecht, S. 38, der als Parallele das ebenfalls auf Vereinheitlichung ange-
legte UN-Kaufrecht ins Feld führt, welches in entsprechend international ausgelegten Ver-
trägen regelmäßig, teilweise sogar standardisiert ausgeschlossen wird. Ebenso argumentiert 
Zimmermann, Die „Principles of European Contract Law“, ZEuP 1995, S. 731 (734). 
1218 Neben Forschungsgruppen zum Europäischen Vertragsrecht finden sich auch solche, 
die sich - ebenfalls auf europäischer Ebene - mit dem Recht der unerlaubten Handlungen, 
dem Versicherungsvertragsrecht, dem Recht des Trust, dem IPR sowie dem Familienrecht 
auseinandersetzen. Vgl. weiterführend zu den einzelnen Punkten Spier/Haazen, The Euro-
pean Group on Tort Law („'Tilburg Group“') and the European Principles of Tort Law, 
ZEuP 1999, S. 469 ff.; Clarke, First Working Session of Project Group “Restatement of 
European Insurance Contract Law” on 10 September 1999 in Innsbruck, Austria, Journal of 
the British Insurance Law Association, February 2000, No. 102., S. 31; Hay-
ton/Kortmann/Verhagen, Principles of European Trust Law, S. 1 ff.; Europäische Gruppe 
für Internationales Privatrecht unter: http://www.drt.ucl.ac.be.gedip; Gründung der Kom-
mission für Europäisches Familienrecht, ZEuP 2002, S. 194 (Abschnitt Dokumentati-
on/Information) und unter: http://www.law.uu.nl/priv.cefl; De Groot, Auf dem Wege zu 
einem europäischen (internationalen) Familienrecht, ZEuP 2001, S. 617 ff. 
1219 Vgl. Lando/Beale, The Principles of European Contract Law, S. 1 ff. Die deutsche 
Übersetzung der Grundregeln des Europäischen Vertragsrechts der Kommission für Euro-
päisches Vertragsrecht findet sich in: Schulze/Zimmermann, Basistexte zum Europäischen 
Privatrecht, Teil III.10, S. 1 ff. Vgl. auch Lando/Beale, Principles of European Contract 
Law, Parts I and II, S. XI; Lando/Clive/Prüm/Zimmermann, Principles of European 
Contract Law, Part III; Zimmermann, Konturen eines Europäischen Vertragsrechts, JZ 
1995, S. 477 (480 ff.); Bonell, An International Restatement of Contract Law, S. 1 ff.; 
Schulze, Allgemeine Rechtsgrundsätze und Europäisches Privatrecht, ZEuP 1993, S. 442 
(463 und 470); Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäi-
scher Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (24); Basedow, The Renascence of Uniform 
Law: European Contract Law and Its Components, S. 121 (133 f., 139 ff.); Blaurock, Euro-
päisches Privatrecht, JZ 1994, S. 270 f.; Schlechtriem, Rechtsvereinheitlichung in Europa 
und Schuldrechtsreform in Deutschland, ZEuP 1993, S. 217 (219); Müller-Graff, Private 
Law Unification by Means other than of Codification, S. 18 (26). 
1220 Die politische Akzentuierung der Vorschläge der Lando-Kommission folgt daraus, dass 
sie sich nicht nur auf eine rechtsvergleichende Feststellung des de lege lata gültigen Rechts 
der Mitgliedsstaaten beschränken, sondern eher auf eine vereinheitlichende Reformierung 
ausgerichtet sind. Vgl. dazu Zimmermann, Die „Principles of European Contract Law“, 
ZEuP 1995, S. 731; Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 36; Müller-Graff, 
Private Law Unification by Means other than of Codification, S. 18 (26). 
1221 UNIDROIT ist eine unabhängige intergouvernementale Organisation mit Sitz in Rom, 
die bereits 1926 gegründet wurde. Ziel von UNIDROIT ist die Ausarbeitung von Möglich-
keiten zur Harmonisierung und Koordinierung der Privatrechtsordnungen von Staaten und 
Staatengruppen sowie die schrittweise Vorbereitung der staatlichen Übernahme einheitli-
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Dass diesbezügliche Vorarbeiten zur Schaffung eines Europäischen 
Versicherungsvertragsrechts bereits in vollem Gange sind, zeigen auch die 
rechtsvergleichenden Untersuchungen von Basedow und Fock.1222 Mittler-
weile scheint sich auch die Kommission, der das Initiativrecht der europäi-
schen Gesetzgebung zufällt, verstärkt mit dem Gedanken europäischer Ver-
tragsrechtskodifikationen zu beschäftigen. Während sie sich in der Vergan-
genheit vehement gegen jede Art einer horizontal wirkenden Gesetzgebung 
im Privatrecht aussprach und gar jedwede Gemeinschaftskompetenz ver-
neinte,1223 zeigt eine im Jahr 2001 veröffentlichte Kommissionsmitteilung 
eine vorsichtige Neuorientierung.1224 Insbesondere wird nun nicht nur sei-
tens der Kommission über die Zukunft des Vertragsrechts in Europa neu 
nachgedacht, sondern man geht sogar soweit, Initiativoptionen zur Diskus-
sion zu stellen, welche unter anderem von einer noch intensiveren Förde-
rung zur Ausarbeitung von europäischen Vertragsrechtsgrundsätzen bis hin 
zum Erlass neuer Rechtsvorschriften auf EG-Ebene reichen.1225 
Einem im Jahr 2003 veröffentlichten Aktionsplan, welcher sich der 
Schaffung eines kohärenten europäischen Vertragsrechts widmet, kann man 
darüber hinaus die Sorge der Kommission entnehmen, dass die unterschied-
liche Auslegung von Rechtsakten dazu führen kann, dass mitgliedsstaatliche 
Vorschriften, darunter auch solche aus dem Bereich des Versicherungsrech-
                                                                                                                            
cher Privatrechtsnormen. Vgl. Quelle online unter: „http://www.ipr.uni-
heidelberg.de/Forschung/ForUnidroit.htm“. Vgl. auch UNIDROIT (Hrsg.), Principles of 
International Commercial Contracts (1994), wobei sich eine deutsche Übersetzung in: 
ZEuP 1997, S. 890 sowie online unter: „http://www.jura.uni-
augsburg.de/prof/behr/downloads/Europaeisierung/UNIDROIT_principles.pdf“ findet. Zu 
den UNIDROIT-Prinzipien siehe auch Zimmermann, Konturen eines Europäischen 
Vertragsrechts, JZ 1995, S. 477 (479 f.); Bonell, Das Unidroit-Projekt für die Ausarbeitung 
von Regeln für Internationale Handelsverträge, RabelsZ 1992, S. 274 ff. 
1222 Vgl. Basedow/Fock, Rechtsvergleich, Band I, S. 1 ff. Vgl. ferner die Untersuchungen 
von Lenzig, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 139 ff., und Lemmel, Deutschland, S. 
305. 
1223 Vgl. Basedow, Grundlagen des europäischen Privatrechts, JuS 2004, S. 89 (95); Ban-
gemann, Privatrechtsangleichung in der Europäischen Union, ZEuP 1994, S. 377 (378); 
Schwartz, Perspektiven der Angleichung des Privatrechts in der Europäischen Gemein-
schaft, ZEuP 1994, S. 559 (570). 
1224 Vgl. Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament zum Euro-
päischen Vertragsrecht, KOM 2001, C-255/01. 
1225 Vgl. Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament zum Euro-
päischen Vertragsrecht, KOM 2001, C-255/01 (vgl. zu den jeweiligen Konzeptvorschlägen 
insbesondere S. 7 ff.). Zu den Perspektiven, Vgl. Grundmann/Stuyck, An Academic Green 
Paper on European Contract Law, S. 1 ff. 
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tes, den Binnenmarkt behindern.1226 Während das Europäische Parlament 
bereits den nächsten Schritt gegangen ist, indem es einen Aktionsplan1227 
vorgeschlagen hat, der ab 2010 die Erarbeitung und In-Kraft-Setzung eines 
Regelwerks zum Vertragsrecht der Europäischen Union vorsieht, bleibt das 
weitere Vorgehen der Kommission mit Spannung abzuwarten. 
 
b. Umfang einer Vereinheitlichung 
aa. Anwendungsbeschränkung auf grenzüberschreitende Sachverhalte 
 
Es stellt sich im weiteren Fortgang die Frage, ob sich dieses neu zu 
schaffende Europäische Versicherungsvertragsrecht auf grenzüberschreiten-
de Sachverhalte beschränken oder sich auch auf die rein nationalen Verträge 
erstrecken soll. Reichert-Facilides hält es im Sinne eines schrittweisen Vor-
gehens für notwendig, eine europäische Einheitskodifikation zunächst auf 
internationale, also grenzüberschreitende Sachverhalte zu beschränken1228, 
wie dies etwa im UN-Kaufrecht (CISG) praktiziert wird.1229 Ähnlich äußert 
sich auch Müller-Graff, der sich für die aus anderen Rechtsgebieten bereits 
bekannte Koexistenzlösung ausspricht. Danach könnten die nationalen Pri-
vatrechtsordnungen fortbestehen und neue Lösungen i. S. e. gemeinschafts-
europäischen Zivilrechtsordnung für grenzüberschreitende Rechtsverhält-
nisse geschaffen werden.1230 
Basedow hingegen vertritt die Auffassung, dass zur Verwirklichung 
der Verkehrsfreiheiten und einer damit einhergehenden Öffnung der natio-
nalen Märkte nicht zwischen innerstaatlichen und grenzüberschreitenden 
                                                 
1226 Vgl. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat - Ein Ko-
härenteres Europäisches Vertragsrecht - Ein Aktionsplan, KOM 2003/68 endg. vom 
12.02.2003, ABl. 2003 C-63/1 (vom 15.03.2003), Rdn. 48. 
1227 Vgl. Entschließung des Europäischen Parlaments zur Annäherung des Zivil- und Han-
delsrechts der Mitgliedsstaaten, KOM 2001/398, EP Dokument A 5-0384/2001 vom 
15.11.2001. 
1228 Vgl. Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (133). 
1229 So heißt es z. B. im Art. 1 I des Wiener UN-Übereinkommen über Verträge über den 
internationalen Warenkauf (CISG) vom 11.04.1980 (BGBl. 1989 II, S. 588 ff.), abgedruckt 
in: Jayme/Hausmann, Internationales Privat- und Verfahrensrecht, Nr. 77: „(1) Dieses Ü-
bereinkommen ist auf Kaufverträge über Waren zwischen Parteien anzuwenden, die ihre 
Niederlassung in verschiedenen Staaten haben, a) wenn diese Staaten Vertragsstaaten sind 
oder b) wenn die Regeln des internationalen Privatrechts zur Anwendung des Rechts eines 
Vertragsstaats führen. 
1230 Vgl. Müller-Graff, Privatrecht und Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 35. 
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Transaktionen unterschieden werden kann.1231 Er begründet diese Auffas-
sung damit, dass nur ein allumfassender Geltungsanspruch einen einheitli-
chen europäischen Rahmen in Fragen des Versicherungsschutzes garantiert 
und man ferner nur so den Versicherungsunternehmen die Bildung europa-
weiter Gefahrenkollektive ermöglichen kann. Des weiteren liege die Exis-
tenzberechtigung eines solchen materiellen Einheitsrechts nicht nur in der 
Beseitigung international-privatrechtlicher Kollisionsnormen, sondern pri-
mär in der umfassenden Verwirklichung der Grundfreiheiten und damit in 
der Öffnung der Märkte begründet.1232 Dem könnte man nun entgegnen, 
dass selbst die Grundfreiheiten und insbesondere die Dienstleistungsfreiheit 
im Sinne des Art. 49 EGV nur dann zur Entfaltung kommen, wenn auch das 
ungeschriebene Tatbestandsmerkmal des „grenzüberschreitenden Moments“ 
erfüllt ist. 
Dass diese den Gemeinschaftsfreiheiten immanente Grundregel be-
züglich der hier untersuchten Versicherungsvertragsrechtsangleichung nicht 
voll zu überzeugen vermag, soll am folgenden Beispiel verdeutlicht werden: 
Ein z. B. in Großbritannien ansässiges Versicherungsunternehmen, welches 
ein Angebot X für ein sich aus ganz EU-Kontinentaleuropa einheitliches 
Risikokollektiv anbietet, könnte dieses Produkt X u. a. auch deutschen Inte-
ressenten anbieten. Ein dagegen in Deutschland ansässiger Versicherer 
müsste deutschen Interessenten ein Angebot Y unterbreiten, welches sich 
sowohl preislich als auch vom Umfang her - wegen Fehlens des „grenzüber-
schreitenden Moments“ - am nationalen Versicherungsvertragsrecht und 
einem rein nationalen Risikokollektiv orientieren müsste. Der deutsche Inte-
ressent hätte folglich die Möglichkeit, das Produkt X oder Y zu erwerben. 
Der ausschließlich im Heimatmarkt tätige Versicherer ist jedoch gehindert, 
zu den Konditionen des „Einheitlichen Europäischen Versicherungsver-
tragsrechtes“ anbieten zu können, was zu einer enormen Wettbewerbsver-
zerrung insbesondere bei Angeboten auf den jeweiligen Heimatmärkten der 
Versicherer führen könnte. 
                                                 
1231 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (27); Schwartz, 30 Jahre EG-Rechtsangleichung, 
in: Eine Ordnungspolitik für Europa, S. 333 (363). 
1232 Vgl. Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer 
Integration und Verbraucherschutz, S. 13 (27). 
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Bezogen auf eine Europäisierung des Versicherungsrechts geht dies 
auch über die sonst grundsätzlich hinzunehmende Inländerdiskriminierung 
hinaus, da nicht nur einzelne Mitgliedsstaaten betroffen wären, sondern die-
se Art der Wettbewerbsverzerrung sämtliche Versicherungsunternehmen 
bezogen auf den jeweiligen Heimatmarkt treffen würde, sofern sie nicht 
über etwaige ausländische Zweigniederlassungen ihren Heimatmarkt grenz-
überschreitend bedienen könnten. Einer Europäisierungsidee mit dem Ziel 
eines tatsächlich freien Versicherungsbinnenmarktes kann es aber gewiss 
nicht geschuldet sein, dass sich grenzüberschreitender Wettbewerb um den 
Preis entwickelt, dass man den Unternehmen die jeweiligen Heimatmärkte 
existentiell bedroht oder gar zerstört. 
Zwar erscheint es beim Aufbau europäischen Gemeinschaftsprivat-
rechts zunächst möglich, nach dem Koexistenzprinzip vorzugehen und beide 
Rechtsstrukturen (mitgliedsstaatliches Versicherungsvertragsrecht und Eu-
ropäisches Versicherungsvertragsrecht) zunächst parallel zu betreiben. Im 
Ergebnis dürfte jedoch eine dauerhafte Differenzierung zwischen nationalen 
und grenzüberschreitenden Sachverhalten zur Anwendungseröffnung des 
Europäischen Versicherungsvertragsrechts im Sinne einer effektiven Ver-
wirklichung des europäischen Versicherungsbinnenmarktes weniger geeig-
net sein. 
 
bb. Beschränkung auf zwingende Rechtsnormen 
 
Zunächst erscheint es erforderlich, eine Angleichung der zwingen-
den Versicherungsnormen sowie, damit einhergehend, ein gemeinsames 
Schutzniveau zu erreichen, um einen europäisch einheitlichen Rechtsbereich 
zu errichten, der dem Eingriff durch die im Versicherungsrecht massenhaft 
verwendeten Versicherungsvertragsbedingungen entzogen ist.1233 Dass eine 
Harmonisierung der nicht-dispositiven Vertragsrechte der Mitgliedsstaaten 
geboten scheint, wird etwa beim Vergleich des deutschen VVG mit dem 
belgischen Versicherungsvertragsrecht deutlich. § 15 VVG zählt enumerativ 
Gesetzesnormen auf, von denen aufgrund des Verbraucherschutzes nicht 
                                                 
1233 Vgl. Reichert-Facilides, Europäisches Versicherungsvertragsrecht?, S. 119 (134); Base-
dow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer Integration und 
Verbraucherschutz, S. 13 (28). 
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zum Nachteil des Versicherungsnehmers abgewichen werden darf. Im Ge-
gensatz dazu sieht beispielsweise Art. 3 des belgischen Versicherungsver-
tragsgesetzes1234 in der Fassung. von 1992 vor, dass für die Vertragsparteien 
alle Normen zwingend sind, es sei denn, es ist ausdrücklich eine Abwei-
chungsbefugnis zugelassen.1235 
Durch die Schaffung eines einheitlich feststehenden Rechtsbereichs 
würde der Versicherungsnehmer die Gewissheit darüber erlangen, welche 
Rechte ihm garantiert sind und ihm auch bei der Einbeziehung von Versi-
cherungsbedingungen nicht beschnitten werden können. Basedow ist dar-
über hinaus der Auffassung, dass sich die Kompetenz der Gemeinschaft 
über die vordringliche Angleichung zwingender Vorschriften hinaus auch 
auf eine Angleichung des dispositiven Vertragsrechts erstreckt.1236 
 
cc. Rechtsharmonisierung nur für Verbraucher-Versicherungen? 
 
Da das Gebot zur Herstellung des Versicherungsbinnenmarktes le-
diglich im Bereich des Dienstleistungsverkehrs der Massenversicherungsge-
schäfte und unterhalb des Großrisikosektors als noch nicht verwirklicht er-
scheint, wird in der Literatur überlegt, das künftige Europäische Versiche-
rungsvertragsrecht zunächst auf Verbraucherverträge zu beschränken.1237 
Eine derartige Beschränkung der Privatrechtsharmonisierung auf Verbrau-
cher sieht der EGV, so Remien, aber gerade nicht vor. Zum einen enthält 
weder die Regelung des Art. 153 EGV - in Ergänzung der vorliegend ohne-
hin (wohl) nicht einschlägigen Artt. 94 f. EGV - eine Aussage dahingehend, 
dass Privatrechtsangleichungen speziell verbraucherbezogen sein müss-
ten.1238 
                                                 
1234 Vgl. Loi sur le contrat d’assurance terrestre vom 25.06.1992, Moniteur belge vom 
20.08.1992. 
1235 Vgl. - auf dieses Vergleichsbeispiel ebenfalls eingehend - Basedow, Die Gesetzgebung 
zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 
(29). 
1236 Basedow, Über Privatrechtsvereinheitlichung und Marktintegration, S. 347 (356 ff.); 
Derselbe, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag zwischen europäischer Integration 
und Verbraucherpolitik, S. 13 (28). 
1237 Zum Verbraucherbegriff im europäischen Privatrecht, Vgl. Pfeiffer, Der Verbraucher-
begriff als zentrales Merkmal im europäischen Privatrecht, S. 21 ff. 
1238 Vgl. Remien, Verbraucherrecht oder allgemeines Privatrecht für die Europäische Uni-
on?, S. 107 (112). 
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Des weiteren kommt auch die Anwendung des in Art. 5 EGV veran-
kerten Subsidiaritätsprinzips nicht zu einer Beschränkung der Privatrechts-
harmonisierung auf den Verbraucherbereich. Dies folgt daraus, dass die 
Herstellung des Binnenmarktes i. S. v. Art. 14 EGV und die damit einher-
gehende Verwirklichung der Grundfreiheiten nicht auf die Personengruppe 
der Verbraucher beschränkt werden kann, sondern allen Marktteilnehmern 
zu Gute kommen soll.  
Bei einem anderen Ergebnis würde man - insbesondere aus versiche-
rungsrechtlicher Sicht - die Gruppe des Mittelstandes gänzlich von den Er-
rungenschaften einer Rechtsangleichung ausschließen, da diese in der Regel 
nicht als Versicherungsnehmer für Großrisiken auftritt und andererseits 
auch nicht dem Verbraucherbegriff, der ein Abschließen zu privaten Zwe-
cken vorsieht, unterliegt. Ferner würde eine Beschränkung der Privatrechts-
harmonisierung auf Verbraucher im Bereich des Versicherungsrechts zu 
einer nicht wünschenswerten Dreiteilung führen, nämlich in einen Großrisi-
kobereich mit der bereits dargestellten Rechtswahlfreiheit, in einen 
Verbraucherbereich mit dem dann harmonisierten materiellen Versiche-
rungsvertragsrecht und einem Bereich dazwischen (z. B. Mittelstand), bei 
dem alles so bliebe wie es derzeit ist. Eine Harmonisierungsbeschränkung 
auf Verbraucherrisiken ist daher nicht geboten und folglich auch nicht anzu-
raten.1239 
 
6. Justiziabilität eines vereinheitlichten Rechts 
 
Die dargelegten Vorzüge eines vereinheitlichten Rechts in Europa 
könnten jedoch schnell wieder verblassen, wenn es kein - wie in allen Mit-
gliedsstaaten üblich - übergeordnetes Gericht gäbe, das für eine einheitliche 
Auslegung zuständig ist.1240 Zuleeg pointiert diese Problematik gar als „Le-
benslüge der Rechtsvereinheitlichung“1241, wenn man die Re-
                                                 
1239 Vgl. im Ergebnis zustimmend Basedow, Die Gesetzgebung zum Versicherungsvertrag 
zwischen europäischer Integration und Verbraucherpolitik, S. 13 (29); Remien, Verbrau-
cherrecht oder allgemeines Privatrecht für die Europäische Union?, S. 107 (112). 
1240 Vgl. Leible, Die Rolle der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes bei der 
europäischen Privatrechtsentwicklung, S. 53 (59 ff.). 
1241 Vgl. Zuleeg, Rechtsangleichung innerhalb und außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft, ZEuP 1998, S. 506 (519); Kohler, Integration und Auslegung: Zur Doppelfunktion 
des Europäischen Gerichtshofes, S. 11 (12).  
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Nationalisierung des vereinheitlichten Rechts dadurch fördere, dass dessen 
Auslegung den nationalen Gerichten überlassen bliebe. Um dieses Szenario 
zu verhindern, sehen sowohl die Gemeinschaftsverträge (vgl. Art. 220 
EGV) als auch völkerrechtliche Übereinkommen der Mitgliedsstaaten1242 
vor, dass der EuGH als Garant der Rechtseinheit festgeschrieben wird.1243 
Betrachtet man die derzeitige Rechtslage in den Gemeinschaftsver-
trägen, so sieht etwa Art. 220 EGV vor, dass der Europäische Gerichtshof 
und das Gericht erster Instanz das Recht der Verträge zu wahren und auszu-
legen haben. Auch die künftige Verfassung für Europa behält diese Rege-
lung in Art. I-28 I 2 VerfE bei. Bestehen in diesem Zusammenhang bei den 
nationalen Gerichten derzeit Zweifel an der Auslegung europäischen 
Rechts, so sind sie berechtigt - und als letzte mitgliedsstaatliche Instanz 
nach Art. 234 Unterabsatz III EGV (bzw. Art. III-274 Unterabsatz III Ver-
fE) verpflichtet - diese Auslegungsfragen bei Sacherheblichkeit dem EuGH 
im Wege der Vorabentscheidung nach Art. 234 EGV vorzulegen. 
                                                 
1242 Vgl. etwa das Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27.09.1968 (ABl. 1972 L 
299/32, BGBl. II 1972, S. 774) i. V. m. den Artt. 1 ff. des Protokolls betreffend die Ausle-
gung des Übereinkommens vom 27.09.1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen durch den Ge-
richtshof vom 03.06.1971 (ABl. 1975 L 204/28, BGBl. II 1972, S. 846). Seit In-Kraft-
Treten der EuGVO Nr. 44/2001 (ABl. 2001 L 12/1, abgedruckt in: Jayme/Hausmann, In-
ternationales Privat- und Verfahrensrecht, Nr. 160) über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 
22.12.2000 am 01.03.2002 wird das Übereinkommen nach Art. 68 EuGVO im Verhältnis 
der Mitgliedsstaaten zueinander (mit Ausnahme Dänemarks) durch die EuGVO ersetzt. Als 
Beispiel für ein noch gültiges Übereinkommen bei dem der EuGH als Auslegungsinstanz 
dient, Vgl. Römisches EWG-Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse 
anzuwendende Recht vom 19.06.1980 (BGBl. II 1986, S. 810) in der Fassung des dritten 
Beitrittsübereinkommens vom 29.11.1996 (BGBl. II 1999, S. 7) i. V. m. Artt. 1 ff. des 
Ersten Brüsseler Protokoll betreffend die Auslegung des am 19.06.1980 in Rom zur Unter-
zeichnung aufgelegten Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu-
wendende Recht durch den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften vom 19.12.1988 
(BGBl. II 1995, S. 916) i. V. m. Art. 1 des Zweiten Brüsseler Protokolls zur Übertragung 
bestimmter Zuständigkeiten für die Auslegung des am 19.06.1980 in Rom zur Unterzeich-
nung aufgelegten Übereinkommens über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwen-
dende Recht auf den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften vom 19.12.1988 
(BGBl. II 1995, S. 923). 
1243 Vgl. Martiny, Europäisches Internationales Vertragsrecht - Erosion der Römischen 
Konvention?, ZEuP 1997, S. 107 (127 f.); Leible, Die Rolle der Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofes bei der europäischen Privatrechtsentwicklung, S. 53 (59 ff.). 
 312
Durch das Instrument der Vorabentscheidung wird der EuGH in die 
Lage versetzt, europäisches Recht höchstrichterlich sowie für die gesamte 
Union einheitlich und verbindlich auszulegen.1244  
Diesem theoretischen Idealbild sieht Hirte zumindest in allgemeinen 
Zivilrechtsstreitigkeiten eine abweichende Realität in der Vorlagepraxis 
gegenüberstehen.1245 Während man es demnach in den Anfängen der 
Rechtsangleichung seitens der nationalen Instanzgerichte allzu gern über-
sah, dass eine Auslegung angeglichenen Rechts einer mittelbaren Auslegung 
der der Harmonisierung zugrundeliegenden Richtlinie gleichkam, traten die 
nationalen Gerichte zwar später in eine Auseinandersetzung mit den europa-
rechtlichen Vorgaben ein, häufig jedoch nur, „um die vermeintliche Eindeu-
tigkeit des europäischen Rechts zu begründen, die die Notwendigkeit einer 
Vorlage ausschließt.“1246 Aus deutscher Sicht stellt eine erforderliche, aber 
unterlassene Vorlage zum EuGH zwar einen mit der Verfassungsbeschwer-
de angreifbaren Akt wegen Verstoßes gegen das grundrechtsgleiche Recht 
des gesetzlichen Richters i. S. v. Art. 101 I 2 GG dar, dies kann jedoch nur 
dann erfolgreich geltend gemacht werden, wenn es gelingt, nachzuweisen, 
dass die Vorlage willkürlich1247 unterblieben ist.1248 
                                                 
1244 Im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens tritt eine unmittelbare Bindungswir-
kung nur für das vorlegende Gericht und die mit dem Ausgangsverfahren beschäftigten 
nationalen Gerichte ein. Stellt der Gerichtshof im Rahmen eines Vorabentscheidungsver-
fahrens jedoch die Unwirksamkeit von sekundärem Gemeinschaftsrecht fest, so gilt diese 
Feststellung als allgemeinverbindlich. Ferner kommt den Auslegungsentscheidungen eine 
quasi verbindliche Wirkung zu. Vgl. hierzu auch Herdegen, Europarecht, S. 174 f., Rdn. 
223. 
1245 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 42 f. 
1246 Vgl. Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 42 f. Eine verstärkte Inan-
spruchnahme des Vorlageverfahrens zum EuGH durch die nationale Gerichte sieht demge-
genüber Basedow, Grundlagen des europäischen Privatrechts, JuS 2004, S. 89 (94), in den 
letzten Jahren. 
1247 Zum Willkürmaßstab, Vgl. BVerfG, EuR 1988, S. 190 (Denkavit - 2 BvR 808/82 - 
Beschluss vom 09.11.1987), in dessen Entscheidungsgründen es heißt: „2. Eine Verletzung 
von Art. 101 I 2 GG setzt ferner voraus, dass der BGH seine ihn aus Art. 177 EWGV [heu-
te Art. 234 EGV] treffende Verpflichtung zur Vorlage an den EuGH willkürlich außer acht 
gelassen hat.“ In einer anderen Entscheidung (1 BvR 1796/02 vom 11.6.2003) äußert sich 
das BVerfG dahingehend, dass es nur prüft, „ob diese Zuständigkeitsregel [des Art. 234 
EGV i. V. m. Art. 101 I 2 GG] in offensichtlich unhaltbarer Weise gehandhabt worden ist 
(vgl. BVerfGE 82, 159 <194>).“ 
1248 Hirte, Wege zu einem europäischen Zivilrecht, S. 43 f., sieht die Erfolgsaussichten 
einer derartigen Verfassungsbeschwerde ohnehin als nahezu aussichtslos an und begründet 
dies mit den Wirkungen des Maastricht-Urteils des BVerfG (Vgl. BVerfGE 89, S. 155). 
Vgl. auch BVerfG, ZIP 1993, S. 1306. Dass die Chancen einer solchen auf Art. 101 I 2 GG 
basierenden Verfassungsbeschwerde zwar gering, aber nicht aussichtslos sind, beweist 
demgegenüber die Entscheidung des BVerfG (1 BvR 1036/99 vom 09.01.2001), in der eine 
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Demgegenüber sieht das Gemeinschaftsrecht selbst, abgesehen von 
der schlichten Anregung eines Vertragsverletzungsverfahrens durch die 
Kommission im Sinne der Artt. 226 f. EGV1249, derzeit keine Rügemöglich-
keit bei einer nach Art. 234 EGV gebotenen, aber unterlassenen Vorabent-
scheidungsvorlage vor.1250 
Des Weiteren sind die vom Gerichtshof erlassenen Entscheidungen 
in Vorlagefragen eher kurz abgefasst und, wie es Basedow formuliert, teil-
weise „rätselhaft“, da sie argumentativ kaum über den Text des jeweiligen 
Rechtsaktes bzw. die zugehörigen Begründungserwägungen hinausge-
hen.1251 Die jeweilige Auslegung begrenzt sich dabei allein auf die Vorlage-
frage und wird regelmäßig nicht in Form von „obiter dicta“ ausgeweitet. 
Damit ist es für den Rechtsanwender schwierig, die Rechtmäßigkeit bzw. 
den zulässigen Umfang einer Richtlinie oder Verordnung in Gänze zu beur-
teilen.1252 Diese zurückhaltende Auslegungspraxis und -breite des EuGH 
führt dazu, dass ein Schwerpunkt der Herausbildung allgemeiner Ausle-
gungsgrundsätze, insbesondere auch für den Bereich des europäischen Pri-
vatrechts, der Lehre überantwortet bleibt.1253 
Insoweit erscheint es fraglich, ob das bisherige System des Vora-
bentscheidungsverfahrens vor dem EuGH und der Vorlagepraxis der mit-
gliedsstaatlichen Gerichte geeignet ist, eine einheitliche Auslegung zivil-
rechtlicher Einheitsgesetze wie eines Europäischen Versicherungsvertrags-
rechts gewährleisten zu können. Im Zusammenhang mit der Diskussion um 
ein europäisches Einheitsrecht gibt es auch Vorschläge zu einer organisato-
rischen Umgestaltung des Gerichtshofes hin zu differenzierteren Sachberei-
                                                                                                                            
Verletzung des Art. 101 I 2 GG wegen Nichtvorlage zum EuGH nach Art. 234 EGV zur 
Aufhebung des letztinstanzlichen BVerwG-Urteils führte. 
1249 Vgl. Frenz, Die Verfassungsbeschwerde als Verfahren zur Durchsetzung gemein-
schaftsrechtlich verliehener Rechte, DöV 1994, S. 414. 
1250 Vgl. Sedemund/Heinemann, Rechtsschutzdefizite in der EG, DB 1995, S. 1161 (1163). 
Jedoch kann die Nichtumsetzung bzw. unzureichende Umsetzung europarechtlicher Richt-
linienvorgaben ins nationale Recht (sogenannte Haftung für legislatives Unterlassen) eine 
Schadensersatzpflicht des Mitgliedsstaates auslösen. Vgl. EuGH, Rs. C-6/90 und C-9/90, 
Francovich, Urteil vom 19.11.1991, Slg. 1991, S. I-5357 ff.; Rs. C-91/92, Faccini Dori, 
Urteil vom 14.07.1994, Slg. 1994, S. I-3325 ff. 
1251 Vgl. Basedow, Grundlagen eines europäischen Privatrechts, JuS 2004, S. 89 (94 f.). 
1252 Vgl. Basedow, Grundlagen eines europäischen Privatrechts, JuS 2004, S. 89 (94 f.) mit 
weitergehenden Hinweisen auf EuGH, Rs. C-168/00, Leitner, Urteil vom 12.03.2002, Slg. 
2002, S. 2631 ff. 
1253 Vgl. Basedow, Grundlagen eines europäischen Privatrechts, JuS 2004, S. 89 (95). 
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chen (z. B. eines Senates für sekundärrechtliches Privatrecht)1254, zur Schaf-
fung eines Obersten Europäischen Zivilgerichts und eines Obersten Europä-
ischen Handelsgerichts1255, wobei die Einheitlichkeit der Luxemburger 
Rechtsprechung durch die aus den Mitgliedsstaaten bereits bekannte Orga-
nisationsform eines Großen oder Gemeinsamen Senates1256 gewährleistet 
werden könnte.1257 
Neben der Steigerung der Sachautorität des Gerichts und einer er-
höhten Akzeptanz getroffener Gerichtsentscheidungen könnte dies auch zu 
einer Verkürzung der teilweise unverhältnismäßig langen Verfahrensdauer 
führen.1258 Daneben gibt es aber auch Auffassungen, die vor einer verstärk-
ten Einbindung des EuGH eher die mitgliedsstaatlichen Instanzgerichte in 
der Pflicht sehen, sich im Rahmen einer allumfassenden Auslegung intensi-
ver mit der korrespondierenden Rechtsprechung in den anderen Mitglieds-
staaten ebenso auseinander zu setzen wie dies mit den Urteilen anderer Ge-
richte innerhalb eines Staates selbstverständlich ist.1259 
 
7. Resümee zur Rechtsvereinheitlichung 
 
Als realistische Durchführungsmöglichkeiten einer effizienten und 
erfolgreichen europaweiten Rechtsvereinheitlichung im Bereich des mate-
riellen Versicherungsvertragsrecht verbleibt nach den zuvor angestellten 
Überlegungen zunächst der Weg einer Verordnungsgesetzgebung. Diese 
Verordnungskompetenz müsste jedoch, bezogen auf eine Rechtsangleichung 
                                                 
1254 Vgl. Leible, Die Rolle der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes bei der 
europäischen Privatrechtsentwicklung, S. 53 (82); Schulze-Osterloh, Vorabentscheidungen 
des Europäischen Gerichtshofs zum Handelsbilanzrecht, ZGR 1995, S. 170 (180). 
1255 Vgl. Remien, Illusion und Realität eines europäischen Privatrechts, JZ 1992, S. 277 
(282), wobei aus dem Kontext wohl zu entnehmen ist, dass diese beim EuGH angesiedelt 
sein sollten. 
1256 Vgl. hierzu etwa die Gerichtsorganisation in Deutschland, welche in § 132 GVG Große 
Senate und Große Vereinigte Senate beim Bundesgerichtshof vorsieht. 
1257 Vgl. Leible, Die Rolle der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes bei der 
europäischen Privatrechtsentwicklung, S. 53 (83). 
1258 Vgl. Leible, Die Rolle der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes bei der 
europäischen Privatrechtsentwicklung, S. 53 (83). Vgl. zum Problem der langen Verfah-
rensdauer auch Klauer, Die Europäisierung des Privatrechts - Der EuGH als Zivilrichter, S. 
37. 
1259 Anregungen in dieser Hinsicht finden sich etwa bei Remien, Illusion und Realität eines 
europäischen Privatrechts, JZ 1992, S. 277 (279); Hondius, Towards a European Civile 
Code: General Introduction, S. 1 (12); Zimmermann, Das römisch-kanonische ius commu-
ne als Grundlage europäischer Rechtseinheit, JZ 1992, S. 8 (10). 
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im materiellen Versicherungsrecht, erst noch aufgrund eines politischen 
Willensbildungsprozesses aller Mitgliedsstaaten durch eine Änderung des 
Primärrechtes (derzeit Artt. 55, 47 II EGV) de lege ferenda in den EGV 
bzw. in die Europäische Verfassung eingefügt werden. Ein solcher Weg 
wird auch von Müller-Graff favorisiert, wenn dieser fragt, „ob für das Ge-
meinschaftsprivatrecht, wenn es denn gewünscht ist, grundsätzlich nicht 
doch der Verordnungsweg ermächtigungsstabiler, einfacher, übersichtlicher, 
anwendungssicherer, änderungsflexibler, redlicher, europäischer und muti-
ger wäre.“1260 
Andererseits könnte man das von Basedow vorgeschlagene Misch-
modell aus völkerrechtlichem Vertrag und Ratifizierungsrichtlinie zur 
Rechtsvereinheitlichung heranziehen, wobei sich der Teil des völkerrechtli-
chen Vertrages dann - wie es die Bezeichnung schon aussagt - außerhalb der 
Strukturen des Gemeinschaftsrechts bewegt, womit der Einfluss des europä-
ischen Gesetzgebers deutlich geschmälert würde. Demgegenüber verbliebe 
noch die Möglichkeit der von der Gemeinschaft subventionierten Modellge-
setze, welche zwar gänzlich unverbindlich, aufgrund der finanziellen Zu-
wendungen für die teilnehmenden Mitgliedsstaaten jedoch nicht unattraktiv 
wären. 
Sollte man sich für die Variante der Verordnungsermächtigung oder 
der EU-subventionierten Modellgesetze entscheiden, obläge die inhaltliche 
Ausformung der vorstehenden rechtsvereinheitlichenden Maßnahmen weit-
gehend dem Gemeinschaftsgesetzgeber, da sich dessen einflussreiche Stel-
lung entweder aufgrund der de lege ferenda vorhandenen Verordnungskom-
petenz bzw. seiner Macht über die Finanzzuwendungen ergäbe. 
Beim richtliniengekoppelten völkerrechtlichen Übereinkommen 
nach Basedow verbleiben den Mitgliedsstaaten dagegen - zumindest was 
den Text des Übereinkommens betrifft - umfangreichere Einflussnahme-
möglichkeiten. Letztendlich wären im Rahmen einer Vereinheitlichung des 
materiellen Versicherungsvertragsrechts auch umfangreiche Übergangsfris-
ten notwendig und geboten, damit sich alle Beteiligten an die neuen Vorga-
ben gewöhnen und ferner notwendige Korrekturen der bestehenden mit-
                                                 
1260 Müller-Graff, Privatrecht und Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 34. Vgl. im Ergeb-
nis ähnlich Lurger, Grundfragen der Vereinheitlichung des Vertragsrechts in der Europäi-
schen Union, S. 142 (145). 
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gliedsstaatlichen Gesetze mit der gebotenen Sorgfalt vorgenommen werden 
können.1261 
Alle drei Alternativen erscheinen somit im Bereich des Möglichen, 
wobei unstreitig ist, dass zunächst eine umfangreiche Bestandsaufnahme der 
jeweiligen mitgliedsstaatlichen materiellen Versicherungsvertragsrechte 




Betrachtet man die im Rahmen dieser Arbeit vorgenommenen Un-
tersuchungen, so kann man die Entwicklungen, welche die europäischen 
Versicherungsmärkte in den letzten Jahrzehnten prägten, aus europäischer 
Sicht als fulminant bezeichnen. Waren die Versicherungsmärkte der EG-
Mitgliedsstaaten zu Beginn der Europäisierung in den 1960er und 1970er 
Jahren noch auf die Protektion der jeweiligen nationalen Märkte mit den 
Mitteln unterschiedlicher Zulassungsvorschriften, zwingender Niederlas-
sungserfordernisse und Verbote des parallelen Niederlassungs- und Dienst-
leistungsvertriebs ausgerichtet, so haben die daran anschließenden Harmo-
nisierungsmaßnahmen des Gemeinschaftsgesetzgebers zu einer weitgehen-
den Öffnung der Versicherungsmärkte im Rahmen des allgemeinen Bin-
nenmarktgedankens geführt. Diese Marktöffnung begann zwar im Rahmen 
der Ersten Richtliniengeneration zunächst nur im Bereich des Niederlas-
sungsrechts, wurde jedoch nicht zuletzt durch die Auswirkungen des Versi-
cherungsurteils des EuGH aus dem Jahr 1986 im Rahmen der Zweiten 
Richtliniengeneration auch auf den Dienstleistungsvertrieb ausgeweitet. 
Einen wesentlichen Aspekt für die Entwicklung der nationalen Ver-
sicherungsmärkte hin zum Binnenmarkt stellte dabei die Harmonisierung 
des Aufsichtsrechts dar, wobei zwischen Haupt- und Zweigniederlassungen 
sowie der Leistungserbringung im Dienstleistungsverkehr zu unterscheiden 
ist. Während zur Zeit der Ersten und Zweiten Richtliniengeneration für die 
Errichtung einer Zweigniederlassung noch eine Genehmigung der Zielland-
                                                 
1261 Vgl. auch Lurger, Grundfragen der Vereinheitlichung des Vertragsrechts in der Europä-
ischen Union, S. 142 (145), welche sich für eine Art Probephase ausspricht, in der das neue 
Vertragsrecht in einigen Mitgliedsstaaten getestet werden kann. 
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behörden notwendig war, wurde dieses Erfordernis in Umsetzung des „Sin-
gle Licence-Prinzips“ mit der Dritten Richtliniengeneration abgeschafft. 
Eine ähnliche Entwicklung durchlebte der Dienstleistungsverkehr 
mit Versicherungsprodukten. Zur Zeit der Ersten Richtliniengeneration noch 
nicht existent, fand eine Harmonisierung dieses Bereichs im Rahmen der 
Zweiten Richtliniengeneration dergestalt statt, dass der Dienstleistungsver-
kehr zugelassen wurde und die für das Massengeschäft grundsätzlich beste-
hende Genehmigungspflicht durch die Zielmarktländer im Bereich der 
Schadensgroßrisiken und der passiven Dienstleistungsfreiheit für Lebens-
versicherungen weitgehend durch eine Mitteilungspflicht seitens der tätig 
werdenden Unternehmen ersetzt wurde. Im Rahmen der Dritten Richtlinien-
generation wurde auch im Dienstleistungsverkehr das „Single Licence-
Prinzip“ vollständig umgesetzt und die Genehmigungspflicht in den Ziel-
marktländern durch eine Mitteilungspflicht ersetzt. Neben der europaweit 
gültigen „Single Licence-Zulassung“ stellt auch der Prozess der Abkehr von 
der Tätigkeitslandaufsicht hin zur Sitzlandaufsicht („Home Country 
Control“) einen bedeutenden Europäisierungsschritt dar. Im Wesentlichen 
erfolgte dies im Rahmen der Dritten Richtliniengeneration, wobei für einige 
Teilbereiche (Großrisiken und Lebensversicherungen im passiven Dienst-
leistungsverkehr) die „Home Country Control“ bereits mit der Zweiten 
Richtliniengeneration eingeführt wurde. Die vorstehenden Maßnahmen 
führten dabei zu einer vollständigen Verwirklichung der Niederlassungs-
freiheit für Versicherungsunternehmen. 
Einhergehend mit der Europäisierung der Versicherungsmärkte er-
folgte auch eine massive Stärkung der Verbraucherrechte, etwa durch ver-
einheitlichte Informationspflichten und -rechte, das Verbot missbräuchlicher 
Klauseln, wesentliche Erleichterungen für Opfer von Verkehrsunfällen, aber 
auch im Hinblick auf Mindestdeckungssummen, nationale Schadensregulie-
rungsbeauftragte oder die Gewährung von Direktansprüchen gegen die 
schadensdeckende Versicherung. 
Daneben führten die unter das „Solvency I“-Projekt fallenden und 
bereits umgesetzten Maßnahmenbündel zu einer Angleichung, Vergleich-
barkeit und Verbesserung der Solvabilität der Versicherungsunternehmen, 
wodurch nicht nur das Verbrauchervertrauen, sondern auch das Vertrauen 
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aller Marktteilnehmer in die Stabilität und Werthaltigkeit der europäischen 
Versicherungsmärkte gestärkt wurde. Aufgrund der für die nähere Zukunft 
anvisierten Neuerungen im Bereich des „Solvency II“-Projektes wird es 
auch im Solvabilitätsbereich zu weiteren Anpassungen an die aktuellen In-
tegrations- und Marktbedürfnisse kommen. 
Nichts desto trotz muss man feststellen, dass insbesondere die eine 
materielle Versicherungsvertragsrechtsvereinheitlichung aussparende und 
statt dessen auf eine Angleichung der kollisionsrechtlichen Vorschriften der 
internationalen Privatrechte der Mitgliedsstaaten setzende Strategie des 
Gemeinschaftsgesetzgebers - entgegen vielen offiziellen Verlautbarungen - 
nicht zu einer vollständigen Verwirklichung des Versicherungsbinnenmark-
tes geführt hat. Dies gilt insbesondere für den in der Praxis kaum vorhande-
nen Geschäftsbereich des Massenversicherungsvertriebs im Wege des freien 
Dienstleistungsverkehrs, für den - anders als im Großrisikobereich - eine 
freie Rechtswahl nahezu ausgeschlossen ist. Dies führt dazu, dass der tätig 
werdende Versicherer aufgrund international-privatrechtlich zwingender 
Vertragsrechtsanknüpfungen an das Wohnsitz- bzw. Niederlassungsrecht 
des Versicherungsnehmers gezwungen ist, eine produktkonkretisierende 
Anpassung an fünfundzwanzig verschiedene Versicherungsvertragsrechte 
vorzunehmen. Dass dies neben der Unmöglichkeit der Schaffung europa-
weit einheitlicher Risikokollektive insbesondere bei mittelgroßen und klei-
neren Versicherungsunternehmen zu massiven Wettbewerbshindernissen bis 
hin zur Nichtrealisierbarkeit des grenzüberschreitenden Dienstleistungsver-
triebs führen kann, wurde im Rahmen der Arbeit ausführlich dargelegt. 
Bei der Suche nach einer Möglichkeit zur Behebung dieser Binnen-
marktdefizite im Bereich des Versicherungsvertriebs über den Dienstleis-
tungsverkehr wurde neben der Option einer Ausweitung der freien Rechts-
wahl auch die einer Versicherungsvertragsrechtvereinheitlichung dargestellt 
und besprochen. Dabei scheitert die erste Variante hauptsächlich daran, dass 
bei einer erweiterten Rechtswahlfreiheit Verbraucherschutzgesichtspunkte 
(z. B. die Anwendung des vertrauten Heimatrechts) ins Hintertreffen geraten 
könnten und es darüber hinaus in den Fällen der sog. „Jedermann“- bzw. 
Massenversicherung an der regelmäßig für die Gewährung einer freien 
Rechtswahl erforderlichen Konstellation der vergleichbaren Verhandlungs-
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stärke der Vertragsparteien fehlt. Da diese Verbraucherschutzerwägungen 
jedoch gerade eine der Haupttriebfedern des Tätigwerdens des Gemein-
schaftsgesetzgebers darstellen, ist folglich die wenig wünschenswerte Ab-
senkung des derzeitigen Verbraucherschutzniveaus aus Sicht des Gemein-
schaftsgesetzgebers keine verfolgenswerte Politik und damit die Auswei-
tung der Rechtswahlfreiheit auf den gesamten Massenversicherungsbereich 
kein geeigneter Lösungsansatz. 
Die somit verbleibende Möglichkeit einer europaweiten Rechtsver-
einheitlichung im Bereich des materiellen Versicherungsvertragsrechts ist 
demgegenüber sehr wohl geeignet, einheitliche Verbraucherschutzstandards 
sicherzustellen und darüber hinaus den Versicherungsunternehmen die Bil-
dung von einheitlichen Risikokollektiven zu ermöglichen. Unstreitig ist je-
doch, dass hierfür neben langen Übergangsfristen umfassende Vorarbeiten 
im Hinblick auf die Erfassung und Aufarbeitung des derzeitigen rechtlichen 
Besitzstandes der Mitgliedsstaaten erforderlich sind, wobei man in diesem 
Zusammenhang auf das international bereits erprobte Mittel der Restate-
ments zurückgreifen könnte. 
Problematisch ist jedoch bei diesem Lösungsweg, dass die derzeit 
vorhandenen europarechtlichen Ermächtigungsgrundlagen in ihrer Ergeb-
niseffektivität nur bedingt überzeugen können, da nur solche Mittel (wie die 
derzeit mangels Ermächtigung nicht einsetzbaren Verordnungen) erfolgver-
sprechend erscheinen, die über eine bloße Angleichung hinaus auch eine 
tatsächliche Rechtsvereinheitlichung bewirken können. Beschränkt man sich 
dabei auf den defizitären Bereich des Dienstleistungsverkehrs, so verbleibt 
aufgrund der gegenüber den Artt. 94 f. EGV spezielleren Regelungsnormen 
der Artt. 55, 47 II EGV jedoch nur der Richtlinienerlass, der wegen der re-
gelmäßig vorhandenen Umsetzungsspielräume seitens der Mitgliedsstaaten 
nur zu einer Harmonisierung, aber nicht zur Schaffung eines einheitlichen 
Versicherungsvertragsrechts führen kann. An dieser Beschränkung auf ei-
nen Richtlinienerlass hält auch die geplante Verfassung für Europa fest, da 
auch sie nur die mit einer Richtlinie korrespondierende Möglichkeit eines 
Europäischen Rahmengesetzes innerhalb der entsprechenden Ermächti-
gungsgrundlage vorsieht. 
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Als weiteres Mittel zur Rechtsvereinheitlichung kämen die aus den 
USA bekannten und im Rahmen der Arbeit dargestellten subventionierten 
Modellgesetze in Betracht, die aufgrund ihres fehlenden Eingriffscharakters 
und ihrer Unverbindlichkeit für die Mitgliedsstaaten keiner Ermächtigungs-
grundlage bedürften. Nichts desto trotz stellen die fehlenden Erfahrungen 
auf europäischer Ebene, der unvorhersehbare Umsetzungszeitrahmen sowie 
die unbeantwortete (und angesichts der quälenden Finanzierungsdebatten 
seitens der geldgebenden Mitgliedsstaaten wohl auch näherer Zeit unbeant-
wortbare) Frage nach der Herkunft der Subventionsmittel ein unkalkulierba-
res Hemmnis für die Verwirklichung einer materiellen Versicherungsver-
tragsrechtsvereinheitlichung auf der Grundlage von subventionierten Mo-
dellgesetzten dar. 
Abschließend gilt es folgendes festzuhalten: Im grenzüberschreiten-
den Dienstleistungsvertrieb von „Jedermann“- bzw. Massenversicherungen 
ist das Ziel eines Binnenmarktes im Sinne von Art. 14 EGV entgegen allen 
offiziellen Verlautbarungen noch nicht verwirklicht. Dies beruht weitgehend 
darauf, dass die grenzüberschreitend tätigen Versicherer ihre Leistungspake-
te aufgrund der zwingend vorgeschriebenen Anwendung des Versiche-
rungsvertragsrechts des Wohnsitz- bzw. Niederlassungsstaates des Versi-
cherungsnehmers produktkonkretisierend anpassen müssen. Dies ist geeig-
net, vor allem mittelgroße und kleinere Versicherer von der Ausübung der 
Dienstleistungsfreiheit abzuhalten und die Bildung europaweit einheitlicher 
Risikokollektive zu vereiteln. 
Möchte man diese Defizite beseitigen, verbleibt nach dem zuvor Ge-
sagten nur der Weg über eine materielle Versicherungsvertragsrechtsverein-
heitlichung in Europa. Um ein solches Projekt zu verwirklichen bedarf es 
neben der Schaffung einer im Primärrecht zu verankernden Verordnungs-
kompetenz aber vor allem des politischen Willens des Gemeinschaftsge-
setzgebers sowie der Bereitschaft der Mitgliedsstaaten, derartige Projekte 
nicht als ein Aufgeben nationaler Identität, sondern als einen fördernden und 
in der Thibaut’schen Tradition stehenden Beitrag zur Stärkung der Europäi-
schen Idee zu begreifen. 
